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Kapitel 1
Einleitung
Im Zuge der rapiden Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechno-
logien in den vergangenen Jahrzehnten ist auch das
”
Ubiquitous Computing”, das
urspru¨nglich als Zukunftsvision betrachtet wurde, in vielen Bereichen des Alltags zur
Realita¨t geworden. Ubiquitous Computing, worunter allgegenwa¨rtige Rechnertech-
nik zu verstehen ist, stellt den Allgemeinbegriff fu¨r die Ausstattung unterschiedlicher
Gegensta¨nde mit
”
kleinsten und quasi unsichtbaren Prozessoren und Sensoren”1 dar,
welche in der Lage sind, Daten u¨ber ihren eigenen Zustand und u¨ber ihre Umge-
bung zu erfassen, zu verarbeiten und untereinander zu kommunizieren. Auch wenn
die technische Entwicklung der mit diesen Attributen ausgestatteten
”
intelligenten
Gegensta¨nden” oftmals der Bestimmung ihrer praktischen Anwendung zuvorkommt,
ist das Ziel dieser Technologie im Allgemeinen, den Menschen in seinen Ta¨tigkeiten
dadurch zu unterstu¨tzen, dass sie fu¨r ihn zeitnah Informationen u¨ber die Eigenschaf-
ten seines Umfelds und u¨ber die darin ablaufenden Prozesse generiert, die zuvor
entweder nur mit hohem Aufwand, oder u¨berhaupt nicht verfu¨gbar waren.
Insbesondere im Fahrzeugbau und im Verkehrswesen hat die praktische Umset-
zung von Ubiquitous Computing Technologien, die in diesem Bereich als Verkehrste-
lematik2 bezeichnet werden, einen hohen Grad erreicht. Der Einbau von Sensoren
und Prozessoren im Fahrzeug dient zum einen der Verbesserung (z.B. Abstandsmes-
sung mit Warnsignal oder Stauvermeidung) und Automatisierung (z.B. automati-
1Siehe Coroama, Ha¨hner et al. (2003, iii).
2Die Verkehrstelematik (zusammengesetzt aus den Begriffen Telekommunikation und In-
formatik) umfasst die Erfassung, Bearbeitung, Kommunikation und Darstellung von Daten im
und um das Fahrzeug herum.
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sches Einparken) der Steuerungsfunktionen im Fahrzeug, womit fu¨r deren Nutzer
ein direkter Mehrwert erzeugt wird. Zum anderen nutzen die Fahrzeughersteller die
Daten, die im Laufe der Nutzungszeit und im Kontext der konkreten Umgebungs-
bedingungen u¨ber die Inanspruchnahme und den Zustand der einzelnen Bauteile
gesammelt werden, um die Leistung ihrer Produkte zu testen und diese zu optimie-
ren.
Aber auch Kfz-Versicherer haben das Potential dieser Technologien im Fahrzeug
fu¨r sich erkannt und nicht wenige von ihnen haben inzwischen entsprechende An-
wendungen implementiert. Mittels im Fahrzeug gesammelter Daten ko¨nnen sie das
individuelle Fahrverhalten ihrer Versicherten und damit auch das individuelle Scha-
densrisiko besser abscha¨tzen, was ihnen erlaubt, individuell angepasste risikogerech-
te Vertra¨ge anzubieten. Dies hat in einem Markt, in dem Informationsasymmetrien
bezu¨glich des Schadensrisikos herrschen, zumindest fu¨r diejenigen Versicherungs-
nehmer Vorteile, deren Schadensrisiko geringer ist als im Durchschnitt. Unabha¨ngig
davon, ob die Informationsasymmetrien zwischen den Versicherern und den Versi-
cherungsnehmern durch unbeobachtbare Eigenschaften im Fahrstil der Versicherten
(adverse Selektion) oder durch unbeobachtbares Fahrverhalten (Moral Hazard) ver-
ursacht werden, haben sie zur Folge, dass die Abwa¨lzung des Risikos an den Versi-
cherer, welche das Ziel eines Versicherungsvertrags darstellt, beeintra¨chtigt und da-
her die Effizienz des Versicherungsvertrages reduziert wird. Dieser Effizienzverlust
la¨sst sich mit Hilfe von Informationen u¨ber das Schadensrisiko, die mitunter mit-
tels innovativer Monitoring Technologien im Fahrzeug erhoben werden, reduzieren.
Dabei sind Monitoring Technologien im Fahrzeug, aufgrund der ho¨heren Pra¨zisi-
on der Daten, sowie aufgrund der Ermittlung bisher nicht vorhandener Daten, den
herko¨mmlichen Methoden (Anwendung von Tarifmerkmalen und schadensbasierte
Tarifierung) zur besseren Abscha¨tzung des individuellen Schadensrisikos u¨berlegen.
Zeitgleich mit dem Fortschritt in der Entwicklung von Ubiquitous Computing
und der Identifizierung neuer Anwendungsgebiete gewinnt auch die Frage der Aus-
wirkungen dieser Technologien auf die Privatheit der Menschen immer mehr an
Bedeutung. Mit der umfassenden Sammlung verschiedener Arten von Informatio-
nen, die beliebig lange gespeichert und in einer vernetzten Welt untereinander ver-
knu¨pft werden ko¨nnen, sowie mit den immer besseren Mo¨glichkeiten zur Suche und
Auswertung der Informationen, entsteht Ungewissheit daru¨ber, wer wann und zu
welchen Zwecken welche Daten einsehen wird. Ubiquitous Computing, das per Defi-
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nition als ein unsichtbares und u¨bergreifendes U¨berwachungsnetz, das viele Bereiche
des o¨ffentlichen und privaten Lebens abdeckt, charakterisiert wird3, beinhaltet ei-
ne Bedrohung fu¨r die Privatspha¨re. Selbst wenn man vom Konzept des Ubiquitous
Computing und seiner zentralen Eigenschaft der Vernetzung absieht und stattdessen
einzelne Anwendungen der U¨berwachung, wie z.B. im Fahrzeug, betrachtet, ko¨nnen
weder gesetzliche Vorlagen zum Schutz der Privatspha¨re, noch vertragliche oder
technische (z.B. Verschlu¨sselung der Daten) Einschra¨nkungen des Informationsaus-
tauschs einen Verlust der Privatheit ausschließen, ohne dabei auch den Nutzen dieser
Technologien zu beeintra¨chtigen.4 Wenn Individuen bereits die Offenbarung von In-
formationen, unabha¨ngig davon, zu welchen Zwecken diese verwendet werden, als
Verlust der Privatheit (diese Auffassung wird im folgenden Kapitel 2 diskutiert)
wahrnehmen, wird es um so deutlicher, dass die o¨konomischen Vorteile von U¨ber-
wachungstechnologien nur gegen den Eintausch der Privatheit ausgescho¨pft werden
ko¨nnen.
Diese Erkenntnisse bilden den Ausgangspunkt der Analyse in der vorliegen-
den Arbeit, deren Ziel es ist zu untersuchen, welche Anreize die Akteure im Kfz-
Versicherungsmarkt haben, von den verfu¨gbaren U¨berwachungstechnologien Ge-
brauch zu machen, und wie sich ihre Entscheidungen auf die Effizienz der Vertra¨ge in
diesem Markt auswirken. Zu diesem Zweck ergeben sich im Einzelnen die folgenden
Fragestellungen:
•Welche Anreize bestehen fu¨r Versicherer U¨berwachungstechnologien anzuwen-
den?
Wa¨hrend sich im Umfeld vollkommener Konkurrenz aus bekannten Ergebnissen
der einschla¨gigen Literatur positive Anreize zur Anwendung kostenloser U¨berwa-
chungstechnologien ergeben, schließt eine realita¨tsna¨here Untersuchung der Anwen-
dung von U¨berwachung ihre Betrachtung als strategische Entscheidung der Unter-
nehmen mit ein, bei der das Verhalten der Konkurrenten explizit beru¨cksichtigt
wird. Dies setzt voraus, dass nunmehr von einer begrenzten Anzahl von Unterneh-
men und somit von unvollkommener Konkurrenz ausgegangen wird. Wie sich aus
der Analyse zeigt, ergeben sich in diesem Rahmen wesentliche Unterschiede in den
Ergebnissen.
3Sie hierzu Bohn, Coroama et al. (2005).
4Dass durch Verschlu¨sselung von Daten auch deren o¨konomische Brauchbarkeit abnimmt, ver-
anschaulichen Bohn, Coroama et al. (2005, 8).
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• Welche Anreize bestehen fu¨r Versicherte U¨berwachungstechnologien zu ak-
zeptieren vor dem Hintergrund des geschilderten Zielkonflikts zwischen verbesserter
Risikoallokation durch die Reduktion von Informationsasymmetrien und dem Ver-
lust der Privatheit?
Fu¨r die Untersuchung dieser Frage muss beru¨cksichtigt werden, dass die Informa-
tionen, die mit Hilfe von U¨berwachungstechnologien im Fahrzeug ermittelt werden
- zumindest beim Vertragsschluss mit dem Versicherer - in der Verfu¨gungsmacht
der Individuen stehen und somit diese selbst u¨ber ihre Offenbarung entscheiden
ko¨nnen. Dieser Aspekt der U¨berwachung stellt einen zentralen Unterschied zu den
herko¨mmlich verwendeten und fu¨r die Berechnung des Schadensrisikos relevanten
Informationen dar und ist mit ein Grund dafu¨r, dass die existierenden Erkenntnisse
aus der einschla¨gigen Literatur nicht ausreichen, um die Frage zu beantworten. Die
Analyse dieser Fragestellung erfolgt unter der Annahme vollkommener Konkurrenz
zwischen den Versicherern. Dieses Vorgehen stellt sicher, dass der trade-off zwischen
Effizienz der Risikoallokation und Privatheit, welcher fu¨r die Akzeptanz von U¨ber-
wachungstechnologien aus Sicht der Individuen der bestimmende Faktor ist, isoliert
von Effekten betrachtet wird, die von der Marktmacht der Unternehmen ausgehen
ko¨nnen.
• Wie werden die im Gleichgewicht resultierenden Vertra¨ge charakterisiert und
von welchen Bedingungen werden sie bestimmt? Von zentralem Interesse ist da-
bei, welche Rolle fu¨r die Vertragsgestaltung vorhandene Informationsasymmetrien
und der Verlust der Privatheit (als Privatheitskosten der Informationsoffenbarung)
spielen.
•Welche Wohlfahrtsa¨nderungen an die einzelnen Akteure und an die Gesamtheit
werden durch die Verfu¨gbarkeit von U¨berwachungstechnologien verursacht und von
welchen Bedingungen ha¨ngt das Ausmaß dieser Wohlfahrtsa¨nderungen ab?
•Welche Empfehlungen ko¨nnen fu¨r Versicherer in Bezug auf die Gestaltung der
Vertra¨ge und fu¨r die Regulierung des Versicherungsmarktes gemacht werden?
Hierfu¨r sollen, abha¨ngig von den gegebenen Bedingungen, diejenigen Vertragsge-
staltungen - worunter auch die (an Zielgruppen orientierte) Anwendung von U¨ber-
wachung und deren Gestaltung zu verstehen ist - identifiziert, sowie Ansa¨tze zu
deren Regulierung diskutiert werden, die sich am Besten dazu eignen, die Vorteile
der U¨berwachung auszuscho¨pfen.
Der Aufbau der Arbeit ist wie folgt. Im na¨chsten Kapitel 2 werden die zuvor
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angerissenen U¨berlegungen, welche als Ausgangspunkt der Analyse dienen, na¨her
erla¨utert und die Grundannahmen fu¨r die theoretische Modellierung der Fragestel-
lungen in den darauf folgenden Kapiteln motiviert. Im ersten Abschnitt 2.1 erfolgt
eine Beschreibung des institutionellen Rahmens und der Wettbewerbssituation im
Kfz-Versicherungsmarkt. Darauf hin werden im Abschnitt 2.2 empirische Beobach-
tungen im Hinblick auf Informationsasymmetrien im Kfz-Versicherungsmarkt und
die ga¨ngigen Methoden zur Gegenwirkung diskutiert. Abschnitt 2.3 beschreibt die
technische und vertragliche Ausgestaltung der von einigen Versicherern angewand-
ten U¨berwachungstechnologien und Abschnitt 2.4 befasst sich mit der Definition von
Privatheit und der Begru¨ndung fu¨r ihre Aufnahme ins Kalku¨l der Individuen.
In den darauf folgenden Kapiteln 3 und 4 werden die Anreize von Individuen
analysiert, dem Versicherer Informationen u¨ber ihren Risikotyp zu offenbaren, wenn
ihr Risikotyp durch exogene Eigenschaften (adverse Selektion) bzw. durch ihr Ver-
halten (Moral Hazard) bestimmt wird, sowie Aussagen u¨ber die durch ihr Verhalten
verursachten Wohlfahrtseffekte formuliert. Die Analyse erfolgt im Rahmen des im
Abschnitt 3.3 vorgestellten Versicherungsmodells. In beiden Kapiteln wird zuna¨chst
von einer Situation ausgegangen, in der die U¨berwachungspra¨zision exogen festgelegt
ist und dabei perfekte Information u¨ber das Schadensrisiko liefert. Im Hinblick auf
eine gro¨ßere Na¨he zur Realita¨t, in der die U¨berwachungspra¨zision imperfekt ist und
technische Lo¨sungen zur Selbstbestimmung der Pra¨zision entwickelt werden, wird
daraufhin eine Situation untersucht, in welcher die Versicherten selbst entscheiden
ko¨nnen, wie viel Informationen und mit welcher Pra¨zision sie diese offenbaren wollen.
Kapitel 5 widmet sich der Frage nach den Anreizen zur Anwendung von risikore-
levanten Informationen im Allgemeinen und U¨berwachungstechnologien im Speziel-
len aus der Sicht der Versicherer. Es zeigt sich dabei, dass das Informationsumfeld,
in dem die Versicherer agieren, entscheidenden Einfluss auf die Ergebnisse hat.
Kapitel 6 fasst die wichtigsten Ergebnisse zusammen und formuliert einige Fra-
gestellungen im Hinblick auf den weiteren Forschungsbedarf.
Auf die zu den entsprechenden Themen einschla¨gige Literatur wird an geeigneter
Stelle hingewiesen.
5
Kapitel 2
Informationsasymmetrien,
Monitoring und Privatheit
2.1 Der Kfz-Versicherungsmarkt
Risiken fu¨r Personen-, Sach- und Vermo¨gensscha¨den, die durch die Benutzung
von Kraftfahrzeugen fu¨r den Halter oder dritte Personen entstehen ko¨nnen,
werden durch die Kfz-Versicherungen aufgefangen. Je nach Versicherungsobjekt
existieren verschiedene Versicherungen (Haftpflicht-, Kasko-, Unfall-, Verkehrs-
Rechtschutzversicherung u.a.), wobei sich der Fokus dieser Arbeit auf die
Kfz-Haftpflicht und die (Voll- bzw. Teil-) Kaskoversicherung richtet. Die Kfz-
Haftpflichtversicherung ist (mit wenigen Ausnahmen) fu¨r jeden Halter eines Fahr-
zeugs vorgeschrieben und als Voraussetzung fu¨r die Zulassung des Fahrzeugs notwen-
dig. Sie tritt dann ein, wenn durch den Gebrauch des versicherten Fahrzeugs dritten
Personen Scha¨den entstehen, fu¨r die grundsa¨tzlich (nach dem bu¨rgerlichen Gesetz-
buch) der Halter des Fahrzeugs unbegrenzt haften mu¨sste. Der Pflichtcharakter soll
gewa¨hrleisten, dass gescha¨digte Verkehrsteilnehmer auch dann entscha¨digt werden,
wenn der Unfallverursacher nicht ausreichend zahlungskra¨ftig ist. Die Vertragsbe-
dingungen der Haftpflichtversicherung - darunter der Mindestversicherungsumfang -
sind dabei weitestgehend gesetzlich festgelegt. Fu¨r die Ho¨he der Versicherungspra¨mi-
en bestehen jedoch keine gesetzlichen Vorgaben, außer dass Diskriminierung anhand
bestimmter Merkmale wie Nationalita¨t oder ethnischer Zugeho¨rigkeit verboten ist
(siehe Meyer (2002, 59)), sodass diese im Ermessenspielraum des Versicherers bleibt
und unter anderem von seinem Risikopool abha¨ngt. Um den Ausschluss schlechter
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Risiken zu verhindern, wurde der sog. Kontrahierungszwang eingefu¨hrt, der Versi-
cherer grundsa¨tzlich dazu verpflichtet, jeden Antrag auf Kfz-Haftpflichtversicherung
im Rahmen der Mindestdeckungssumme anzunehmen (siehe Stadler (1998, 12)).1
Obwohl fu¨r die Kunden eine Wahlmo¨glichkeit zwischen der Mindestversicherungs-
summe2 und der sog.
”
unbegrenzten Versicherungssumme” besteht, deren Ho¨he in
der Praxis jedoch zumindest fu¨r Personenscha¨den ebenfalls begrenzt ist, werden fast
alle Vertra¨ge mit unbegrenzter Deckung, welche nur geringfu¨gig teurer ist, geschlos-
sen.
Scha¨den am eigenen Fahrzeug werden von der Kaskoversicherung gedeckt, die je
nach Umfang der versicherten Risiken als Teil- oder Vollkasko bezeichnet wird. Zu
den diversen Versicherungsereignissen, wie Bescha¨digungen, Zersto¨rung oder Verlust
des Fahrzeugs, die von der Teilkasko gedeckt werden, kommen bei der Vollkaskoversi-
cherung zusa¨tzlich Unfall und mut- und bo¨swillige Handlungen hinzu (siehe Stadler
(1998, 4)). Im Gegensatz zur Haftpflichtversicherung ist diese Versicherung freiwillig
und weit weniger vom Gesetzgeber reguliert. Daher variieren die Angebote bezu¨glich
der Ho¨he der Schadensdeckung - laut Stadler (1998, 5) kann der Kunde bei allen Ver-
sicherern zwischen voller Deckung und verschiedenen Selbstbehalten wa¨hlen. In der
Praxis werden die Begriffe Selbstbehalt und Selbstbeteiligung synonym verwendet,
obwohl sich diese streng genommen unterscheiden. Beim Selbstbehalt u¨bernimmt
der Versicherte einen Anteil der entstandenen Kosten in der vereinbarten absoluten
Ho¨he pro Abrechnungszeitraum, wa¨hrend er bei der Selbstbeteiligung einen prozen-
tualen Anteil vom Schaden tra¨gt. Dabei handelt es sich bei allen Angeboten auf
dem Markt um Selbstbehalte.3 Die Rolle des Selbstbehalts unter asymmetrischer
Information zwischen Versicherungsnehmer und Versicherer wird ausfu¨hrlich in den
folgenden Kapiteln (3 und 4) behandelt.
1Die Ausnahmen hierfu¨r sind sehr beschra¨nkt. Solche liegen vor, wenn ”sachliche oder o¨rtliche
Beschra¨nkungen im Gescha¨ftsplan des Versicherers dem Abschluß entgegenstehen” oder ”wenn der
Antragsteller bereits bei dem Versicherungsunternehmen versichert war und der Versicherer ein
Recht hatte das Vertragsverha¨ltnis vorzeitig aufzulo¨sen” (siehe Stadler (1998, 13)).
2Deren Ho¨he betra¨gt mit heutigem Stand fu¨r Sach- bzw. Vermo¨gensscha¨den 500.000 EUR re-
spektive 50.000 EUR. Fu¨r Personenscha¨den betra¨gt die Mindestho¨he 2,5 Mio EUR pro Person,
jedoch ho¨chstens 7,5 Mio EUR bei drei oder mehr verletzten Personen. (siehe http://auto.
netscape.de/Geld-KfzVersicherung/Deckungsumfang-Kfz-Haftpficht-504557-1.html)
3Fu¨r die theoretische Analyse optimaler Selbstbehalt bzw. Selbstbeteiligung in Abha¨ngigkeit
davon, wie die Kosten als Funktion der Versicherungsleistung verlaufen, siehe Breyer, Zweifel,
Kifman (2005, 232 ff.).
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Aus der Sicht des Versicherungsnehmers bestehen sowohl in der Haftpflicht-
als auch in der Kaskoversicherung Vertragspflichten, die gesetzlich vorgegeben oder
(vor allem in der Kaskoversicherung) vertraglich vereinbart sein ko¨nnen. Versto¨ßt der
Versicherungsnehmer gegen diese Pflichten, steht es dem Versicherer zu, die Leistung
im Schadenfall abzulehnen und die Versicherung fristlos zu ku¨ndigen. Eine besondere
Rolle spielt die Pflicht zur Pra¨mienzahlung, die als einzige eine Rechtspflicht darstellt
und als solche vom Versicherer eingeklagt werden kann. Im Gegensatz zu den anderen
vertraglichen Obliegenheiten (wie z.B. vorvertragliche Anzeigepflicht oder Pflicht zur
polizeilichen Meldung) kann der Versicherer
”
seinen Anspruch auf Pra¨mie also mit
allen in unserem Rechtssystem zur Verfu¨gung stehenden Mitteln durchsetzen, bis
hin zur Pfa¨ndung” (Stadler, (1998, 94)). Dies ist mit ein Grund dafu¨r, dass fu¨r die
Analyse von Monitoring Vertragsgestaltungen betrachtet werden (siehe Kapitel 4,
Abschnitt 4.4.2 unbeschra¨nkte U¨berwachung), bei denen die Zahlung der Pra¨mie
erst am Ende des Abrechnungszeitraums entrichtet wird.4
Seit der Deregulierung des Kfz-Versicherungsmarktes 19945, welche die davor be-
stehenden tariflichen Vorgaben der Aufsichtsbeho¨rde außer Kraft setzte, hat sich die
Wettbewerbsintensita¨t zunehmend erho¨ht. Als Folge dessen sind die Pra¨mien kon-
tinuierlich gefallen und die Tarifklassen wurden immer sta¨rker verfeinert6. In seiner
Studie des Europa¨ischen Kfz-Versicherungsmarktes gibt Meyer (2002) fu¨r Deutsch-
land eine Anzahl von 120 deutschen Versicherungsunternehmen an, die mit Stand
2002 in dieser Versicherungssparte ta¨tig waren, und konstatiert eine Absenkung der
Bruttobeitragseinnahmen alleine im Jahr 1998 um 4%.7 Selbst fu¨r 2007 wird u¨ber
eine Verscha¨rfung des Wettbewerbs berichtet, die unter anderem durch den Eintritt
neuer Direktversicherer, die ihre Produkte u¨ber das Internet vertreiben, versta¨rkt
wurde (siehe Schmidt-Kasparek (2007)). Fu¨r die Senkung der Beitragseinnahmen
4Da mit solchen Vertragsgestaltungen der Versicherer bis zum Ende der Versicherungsperiode
in Vorleistung geht und somit ein Ausfallrisiko eingeht, wa¨re die praktische Umsetzung deutlich
schwerer, wenn die Pra¨mienzahlung lediglich eine Vertragspflicht wa¨re.
5Diese wurde von einer Reihe von EU Richtlinien zur Liberalisierung der Finanzma¨rkte und zur
Schaffung eines EU Binnenmarktes fu¨r Finanzdienstleistungen eingeleitet.
6Auf die theoretischen Grundlagen der sog. Risikoklassifizierung anhand von Tarifmerkmalen
wird ausfu¨hrlich in Kapitel 3 eingegangen.
7Dabei haben sich die Schadenha¨ufigkeit und der durchschnittliche Schadenaufwand je Unfall
u¨ber die Jahre nur wenig vera¨ndert (siehe http://www.ecin.de/strategie/payd/).
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im selben Jahr wird von den Autoren eine Scha¨tzung von 3% zitiert. Auch wenn
in der Kfz-Versicherung das Ausschlussprinzip gilt, wonach der Versicherungsneh-
mer gleichzeitig nur mit einem Versicherer einen Vertrag schließen kann, ist sowohl
in der Haftpflicht- als auch in der Kaskoversicherung eine langfristige Bindung des
Versicherungsnehmers an einen bestimmten Versicherer kaum vorhanden. Die Ver-
tragslaufzeit betra¨gt in der Regel ein Jahr (gesetzlich vorgeschrieben ist dies lediglich
fu¨r die Haftpflicht, wird jedoch auch in der Kaskoversicherung angewandt), worauf-
hin sie automatisch um ein Jahr verla¨ngert wird, falls der Versicherungsnehmer nicht
vorher explizit ku¨ndigt. Des Weiteren kann der Versicherungsnehmer auch außeror-
dentlich ku¨ndigen, z.B. bei einer Tariferho¨hung wa¨hrend der Vertragslaufzeit oder
bei einer A¨nderung der Vertragsbedingungen.
Fu¨r die Tarifierung bestehen, außer dem bereits erwa¨hnten Diskriminierungs-
verbot aufgrund der Nationalita¨t und der ethnischen Zugeho¨rigkeit, keine gesetzli-
chen Vorschriften - weder bezogen auf die Ho¨he der Pra¨mien noch bezogen auf die
Tarifierungsmerkmale, die zur Pra¨mienkalkulation herangezogen werden. Die Tari-
fierungsmerkmale (welche im Folgenden auch Risikomerkmale oder Risikoklassifizie-
rungsvariablen genannt werden) stellen nutzungs-, personen- oder fahrzeugbezogene
Eigenschaften dar, die statistisch mit dem Schadensrisiko der Versicherten zusam-
menha¨ngen und daher zur Berechnung der erwarteten Kosten verwendet werden
ko¨nnen. Mit ihrer Hilfe ko¨nnen Versicherer die Kunden in Risikogruppen klassi-
fizieren und fu¨r diese differenzierte Pra¨mien berechnen. Der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) erstellt zwar ja¨hrlich unter der Verwen-
dung der am weitesten verbreiteten Tarifmerkmale (Kfz-Typ, Region, Jahreskilome-
terleistung und Garagennutzung) Statistiken und formuliert Empfehlungen fu¨r die
Berechnung der Nettorisikopra¨mien, es steht jedoch den Unternehmen frei, zusa¨tz-
liche oder davon abweichende Risikomerkmale anzuwenden. Laut Meyer (2002, 60
f.) verwenden alle Versicherungsunternehmen zusa¨tzliche Tarifmerkmale, die u¨ber
die Empfehlungen des GDV hinausgehen. Dabei ko¨nnen nur gro¨ßere Unternehmen
aus ihren eigenen Risikopools ermitteln, welche Tarifmerkmale zur Kalkulation der
Pra¨mien sinnvoll sind. Der Autor berichtet, dass sich zwar
”
Kalkulationsgemein-
schaften” gebildet haben, die auch den Versicherern mit unzureichenden eigenen
Datenbesta¨nden statistische Grundlagen fu¨r die Verwendung von Tarifmerkmalen
bieten, jedoch in manchen Fa¨llen auch Merkmale
”
ohne genaue Kalkulation verwen-
det werden”. Auch Erdo¨nmez, Nu¨tzenadel (2006) stellen fest, dass große Unterneh-
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men eher in der Lage sind risikogerechte Tarifierung anzuwenden und dass zwischen
der Anzahl der verwendeten Tarifmerkmale und der Gro¨ße des Unternehmens ein
positiver Zusammenhang besteht. Dass Unternehmen nicht gleichermaßen in der
Lage sind Tarifmerkmale einzusetzen, wird in Kapitel 5 explizit beru¨cksichtigt.
Meyer (2002, 60) bietet eine Auflistung von Merkmalen, die von Versicherern
angewandt werden: personenbezogen, wie Geschlecht, Alter, Beruf, Familienstand,
Eigentumswohnung, weitere Versicherungspolice beim selben Unternehmen, Fu¨hrer-
scheinneuling, Nachweis eines Sicherheitstrainings, Zeitkarteninhaber o¨ffentlicher
Verkehrsmittel, Mitglied eines Automobilvereins, Treuebonus; nutzungsbezogen, wie
Zulassungsort/Wohnort, Nutzungszweck (privat oder gescha¨ftlich), Nutzerkreis (An-
zahl der Fahrer), Nutzung als Zweitwagen; und fahrzeugbezogen, wie Automodell,
Typklasse, Alter des Kfz, Verbrauch, bauliche Vera¨nderungen am Fahrzeug. Als
weitere Merkmale nennen Schwarze, Wein (2005) die Anzahl der Kinder, Behin-
derungen, Nutzung des Fahrzeugs im Ausland, Fahrzeugnutzung durch Dritte und
die Ku¨ndigung durch den vorherigen Versicherer. Wenn auch nicht weit verbreitet,
werden ebenfalls Tarifmerkmale wie Kreditwu¨rdigkeit, Farbe des Kfz oder sogar das
Sternzeichen des Versicherungsnehmers verwendet (Meyer, (2002, 138)).
Anekdotische und empirische Evidenz zeigen, dass der Prozess einer immer
sta¨rkeren Verfeinerung und Ausdifferenzierung der Tarifmerkmale, die fu¨r die Ver-
tragsgestaltung verwendet werden, anha¨lt. Am deutlichsten wird dies an der Tatsa-
che, dass einige Versicherer U¨berwachung anwenden, worauf weiter unten (Abschnitt
2.3) na¨her eingegangen wird. Wie in den folgenden Kapiteln (insbesondere Kapitel
3 und Kapitel 5) deutlich wird, ist dies die direkte Folge des Wettbewerbs zwischen
den Versicherern.8 In ihrer Studie zur Effizienz der Tarifierungsmerkmale zeigen
Schwarze, Wein (2005), wie dynamisch sich die Anwendung von Tarifmerkmalen
u¨ber einen Zeitraum von mehreren Jahren entwickelt hat. Laut den Autoren haben
die Versicherungsunternehmen in diesem Zeitraum mit neuen Tarifmerkmalen inten-
siv experimentiert. Aufgrund der schnellen Diffusion erfolgreicher Klassifizierungs-
variablen folgern sie, dass der Wettbewerbsdruck, innovatives Verhalten zu kopieren,
ausgesprochen stark ausgepra¨gt war. Fu¨r das Potential, das die Ermittlung weite-
rer Klassifizierungsvariablen, die mit dem Schadensrisiko zusammenha¨ngen, auch in
Zukunft fu¨r die Vertragsgestaltung haben wird, spricht auch das Ergebnis, zu dem
8Umgekehrt kann schwache Wettbewerbsintensita¨t dazu fu¨hren, dass die Versicherer kostenlos
verfu¨gbare Tarifmerkmale zur Risikoklassifizierung ihrer Versicherten nicht verwenden.
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die Autoren in ihrer Studie kommen, dass einige der von den Versicherern gewa¨hlten
Tarifmerkmale (gemessen an ihrer Wirkung auf den erwarteten Gewinn) ineffizient
waren, wa¨hrend andere Tarifmerkmale (wie z.B. Verkehrsstrafpunkte), die laut den
Autoren mehr Informationen u¨ber das Schadensrisiko beinhalten, von ihnen ausge-
lassen wurden.9 Fu¨r die ku¨nftige Entwicklung des Kfz-Versicherungsmarktes wird
prognostiziert, dass ein
”
risiko- und kostenada¨quates Pricing” der treibende Faktor
sein wird (siehe O¨ztu¨rk (2007)).
Das Bestreben der Unternehmen, die Versicherungsnehmer in Risikogruppen
zu klassifizieren, findet nicht nur dadurch statt, dass sie diese nach den oben auf-
geza¨hlten Tarifmerkmalen in Risikogruppen klassifizieren, sondern auch durch die
Anwendung sog. Bonus Malus Systeme (BMS), d.h. von Erfahrungstarifierung. Dem-
nach werden schadenfrei gefahrene Jahre durch eine Absenkung der Pra¨mie fu¨r die
na¨chste Periode belohnt und umgekehrt fu¨hrt der Eintritt eines Schadens zu einem
Anstieg des Beitrags.10 Die sog. Schadenfreiheitsklassen (SF) stellen den Zusammen-
hang zwischen der Anzahl schadenfrei gefahrener Jahre und den Beitragsa¨tzen dar.
Dabei stellen die Beitragsa¨tze lediglich das Verha¨ltnis der jeweiligen Pra¨mien zuein-
ander dar, wofu¨r die Basispra¨mie (100%) fu¨r die Schadensfreiheitsklasse 1 gewa¨hlt
wurde.11 Obwohl es keine gesetzlichen Vorgaben fu¨r das zu verwendende BMS gibt,
wenden die meisten Versicherer in Deutschland das vom GDV empfohlene System
mit 29 Klassen an (siehe Meyer (2002, 61)).12 Selbst durch das BMS entsteht keine
langfristige Bindung zu einem Versicherer aus der Sicht des Kunden, da Schadenfrei-
heitsrabatte
”
problemlos von einem Versicherer auf den anderen u¨bertragen werden”
ko¨nnen (siehe Stadler (1998, 36)). Hierfu¨r muss der Vorversicherer die SF und die
Anzahl der Scha¨den bescheinigen.
Die BMS, die in verschiedenen La¨ndern implementiert werden, unterscheiden
sich sehr stark in Bezug auf die Anzahl der Stufen, den U¨bergangsregeln zwischen
9Die Eignung von Verkehrsstrafpunkten zur Erkla¨rung des Schadenrisikos wird bereits von
Boyer, Dionne (1987) festgestellt.
10Ausgenommen hiervon ist die Teilkaskoversicherung, bei der schadenfrei gefahrene Jahre fu¨r
die Berechnung der Pra¨mie nicht beru¨cksichtigt werden (siehe Stadler, (1998, 5)).
11Die Auswahl von SF 1 als Basis ist beliebig und ha¨ngt nicht mit der Ersteinstufung zusammen.
Die Ersteinstufung erfolgt grundsa¨tzlich in SF 0 (230%) und unter bestimmten Voraussetzungen
in die Klasse SF 1/2 (140%) (siehe Meyer, (2002, 61)).
12Einzelne Versicherer weichen in der Ho¨he der Beitragssa¨tze oder im Ausmaß der Ru¨ckstufung,
die im Schadensfall eintritt, von den Empfehlungen ab, so z.B. durch den sog. Rabattretter, mit
dem der erste Schadensfall unberu¨cksichtigt bleibt (Stadler (1998, 36)).
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den Stufen und dem Zeitintervall, in dem Versicherungsnehmer in einer Stufe blei-
ben. Somit ist auch die Konvergenzrate, mit der die Versicherungsnehmer in die
ihrem Risiko entsprechende Stufe kommen, sehr unterschiedlich.13 Mit seinen 29
Klassen gibt das BMS in Deutschland den Versicherungsnehmern einen - im Ver-
gleich zu anderen La¨ndern- sehr langen Zeithorizont zur Erreichung der ho¨chsten
Stufe vor.14 Den in der GDV Empfehlung gu¨nstigsten Beitragsatz erreicht ein Ver-
sicherungsnehmer (ausgehend von der Ersteinstufung in SF 0 oder SF 1/2) erst
nach 21 schadenfreien Jahren (siehe Meyer (2002, 61)). Zu beru¨cksichtigen ist dabei
auch, dass wa¨hrend der Versicherungsnehmer fu¨r jedes schadenfreie Jahr um eine
Stufe hochgestuft wird, die Ru¨ckstufung bei einem Schaden gleich um mehrere Stu-
fen erfolgt. So kann beispielsweise ein Versicherungsnehmer, der sich bereits in der
SF 9 befindet, bei einem Schaden in die Klasse SF 5 zuru¨ckgestuft werden (Stad-
ler (1998, 36)). Im Deutschen BMS ist des Weiteren auch die Differenzierung der
Beitragssa¨tze zwischen den Schadenfreiheitsklassen am sta¨rksten ausgepra¨gt (Mey-
er (2002, 136)). Eine eingehende Untersuchung verschiedener Bonus Malus Systeme
fu¨hrt Lemaire (1998) durch. Fu¨r alle von ihm betrachteten BMS stellt er fest, dass
diese Systeme langfristig zwar die Quersubventionierung der schlechten durch die
guten Risiken reduzieren (d.h. die Tarifierung wird damit risikogerechter), jedoch
nirgendwo vollsta¨ndig eliminieren.
Es sei bemerkt, dass fu¨r die Anwendung der Erfahrungstarifierung nur die
Ha¨ufigkeit, nicht jedoch die Ho¨he des Schadens von Bedeutung ist. Die Ursache
hierfu¨r liegt in der allgemein akzeptierten Konvention (siehe Lemaire (1998)) davon
auszugehen, dass der Versicherungsnehmer zwar beeinflussen kann, ob er einen Scha-
den verursacht, nicht jedoch seine Ho¨he: laut Stadler (1998) hat ein Versicherungs-
nehmer, der einen Schaden an einem fremden Wagen verursacht, keinen Einfluss
darauf, ob dieser teuer oder billig ist. Dieses Argument rechtfertigt das Vorgehen in
den folgenden Kapiteln, auch unter Moral Hazard die Schadensho¨he als fixiert zu
betrachten.
Eine weitere Folge des immer sta¨rkeren Wettbewerbs ist die Bemu¨hung der Ver-
13Loimaranta (1972) entwickelt die asymptotischen Eigenschaften von BMS und damit die
Grundlage fu¨r den Vergleich und die Bewertung verschiedener BMS in Bezug auf ihre Eignung,
Individuen langfristig ihrem Risiko entsprechend einzustufen. Hierzu siehe auch Heras, Vilar, Gil
(2002), die fu¨r eine gegebene Verteilung der Schadensrisiken und fu¨r gegebene U¨bergangsregelungen
im BMS das optimale Verha¨ltnis der Versicherungspra¨mien kalkulieren.
14Fu¨r einen internationalen Vergleich siehe Meyer (2002, 135).
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sicherer ihre Produkte voneinander zu differenzieren. Vertikale Differenzierung, die
sich auf die Qualita¨t der Leistung niederschla¨gt15, findet vor allem u¨ber Zusatzlei-
stungen, wie
”
Neupreisentscha¨digung” im Fall eines Totalschadens, die Bereitstel-
lung von Mietwagen, diversen
”
Assistance-Leistungen” (siehe Stadler (1998, 73))
oder Versicherungsschutz
”
bei Diebstahl in bestimmten La¨ndern Osteuropas” (siehe
Stadler (1998, 59)) statt. Einige Versicherer bieten z.B. auch zusa¨tzlichen Versi-
cherungsschutz bei Marderbissen oder beim Zusammenstoß
”
mit Tieren jeder Art”
(statt nur wie u¨blich
”
mit Haarwild”) (siehe Stadler, (1998, 59)). Horizontale Diffe-
renzierung hingegen, welche dann implementiert werden kann, wenn sich die Pra¨fe-
renzen der Konsumenten bezu¨glich der Eigenschaften des Produktes unterscheiden
(siehe Chruch, Ware (2000, 369)), findet hauptsa¨chlich u¨ber den Vertrieb statt. So
kann der Versicherer, abha¨ngig davon, auf welche Vertriebskana¨le - wie Gescha¨ftsstel-
len, Banken, Autohersteller, firmenverbundene Makler oder Mehrfachagenten, Han-
delsketten und Tankstellen, Direkt-Call und -Internet (siehe O¨ztu¨rk (2007)) - er sich
spezialisiert, unterschiedliche Zielgruppen erreichen. Dieser Aspekt des Wettbwerbs
im Versicherungsmarkt wird in Kapitel 5 beru¨cksichtigt.
2.2 Informationsasymmetrien
Die Ursache dafu¨r, dass Versicherer Tarifmerkmale und BMS anwenden, liegt in
den Informationsasymmetrien, die zwischen ihnen und den Versicherungsnehmern
vorhanden sind. Konkret kann man davon ausgehen, dass der Versicherungsnehmer
sein eigenes Schadensrisiko besser kennt als der Versicherer. Dabei kann sich dieser
Informationsvorteil der Individuen sowohl auf ihre Eigenschaften (z.B. Fahrerfah-
rung, Konzentrationsfa¨higkeit, fahrerisches Geschick, Leichtsinn) beziehen, die ihr
Schadensrisiko begru¨nden, jedoch vom Versicherer nicht beobachtbar sind, als auch
auf fu¨r den Versicherer unbeobachtbares Verhalten (z.B. Rasen, Alkoholkonsum,
Verstoß gegen Verkehrsregeln etc.), das ebenfalls das Schadensrisiko beeinflusst. In
beiden Fa¨llen kommt es durch diese asymmetrische Verteilung der Information zu
Ineffizienzen in der Vertragsgestaltung.
Bei unbeobachtbaren Eigenschaften kommt es zur adversen Selektion: bieten
15Bei vertikaler Differenzierung stimmen die Pra¨ferenzen u¨ber die Eigenschaften des Produktes
aller Konsumenten u¨berein: bei gleichem Preis wu¨rden alle dasjenige Produkt nachfragen, das die
ho¨chste Qualita¨t hat (siehe Church, Ware (2000, 369)).
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Versicherer einen einheitlichen Vertrag fu¨r gute und schlechte Risiken an, mit dem
die durchschnittlichen Kosten gedeckt werden, kommt es zwangsla¨ufig dazu, dass gu-
te Risiken schlechte quersubventionieren mu¨ssen und unter Umsta¨nden dazu, dass sie
aufgrund der hohen Beitra¨ge den Vertrag ablehnen und somit aus dem Markt
”
ver-
dra¨ngt” werden. Wenn die Versicherer hingegen mit einem Vertrag gezielt niedrige
Risiken anlocken wollen, wird dieser Vertrag - wenn er die Bedingung der
”
Selbst-
selektion” nicht erfu¨llt - auch von hohen Risiken gewa¨hlt und fu¨hrt zu Verlusten
fu¨r die Versicherer. Eine Trennung der Versicherten nach Risikotypen kann nur er-
reicht werden, wenn die angebotenen Vertra¨ge selbstselektierend sind. Hierfu¨r muss
jedoch die Schadensdeckung fu¨r gute Risiken so weit abgesenkt werden, bis der Ver-
trag fu¨r schlechte Risiken, aufgrund ihrer ho¨heren Schadenswahrscheinlichkeit, nicht
mehr attraktiv ist. Somit erzielt man durch die geeignete Wahlmo¨glichkeit fu¨r die
Versicherungsnehmer zwischen den angebotenen Vertra¨gen Selbstselektion der Risi-
kotypen. Die unvollsta¨ndige Schadensdeckung der guten Risiken verursacht jedoch
aufgrund ihrer Risikoaversion Nutzeneinbußen.
Bei unbeobachtbarem Verhalten handelt es sich hingegen um Moral Hazard:
sobald der Versicherte einen Vertrag abschließt und somit gegen Risiken abgesichert
ist, sinkt sein Anreiz, vorsichtig zu fahren um damit Scha¨den zu vermeiden. Um zu
verhindern, dass fahrla¨ssiges Verhalten zu ungedeckten Kosten fu¨r den Versicherer
fu¨hrt, muss dieser entweder eine ho¨here Pra¨mie verlangen oder dem Versicherten
durch die Vertragsgestaltung Anreize zu mehr Sorgfalt beim Fahren setzten. Dies
kann der Versicherer jedoch nur erreichen, indem er den Versicherungsnehmer am
Risiko beteiligt, d.h. im Schadenfall muss der Versicherte einen Teil der entstandenen
Kosten selbst tragen, wodurch ihm auch hier Nutzeneinbußen entstehen.
Es wird deutlich, dass der Umgang mit beiden Arten der Informationsasym-
metrie - ob durch Selbstselektion oder Anreizsetzung - zu Teilversicherung in den
Vertra¨gen fu¨hrt, was mit ein Grund dafu¨r ist, dass sie in der Praxis nur schwer
von einander zu separieren sind. In der Theorie werden diese Informationsasymme-
trien hauptsa¨chlich getrennt von einander betrachtet.16 Dieses Vorgehen hat den
16Es gibt nur wenige Beitra¨ge, die beide Informationsasymmetrien gleichzeitig analysieren, so
z.B. Bond, Crocker (1991), wo das Verhalten der Agenten auf den Konsum bestimmter Gu¨ter
zuru¨ckgeht, die mit dem Risiko korrelieren (z.B. den Kauf von Sportwagen); Stewart (1994), der
feststellt, dass der Wohlfahrtsverlust mit beiden Informationsasymmetrien geringer ausfa¨llt als mit
einer alleine (dabei unterstellt er jedoch, dass sich die Agenten bezu¨glich der Kosten der Sorgfalt
unterscheiden und nicht, wie in dieser Arbeit, bezu¨glich ihres Schadensrisikos); Chassagnon, Chiap-
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Vorteil, dass die grundlegenden positiven und normativen Ergebnisse auch ohne
Verkomplizierung der Analyse, die z.B. durch die Verletzung der sog. single crossing
Eigenschaft entsteht, hergeleitet werden ko¨nnen. Auch in dieser Arbeit werden die
Auswirkungen von U¨berwachung unter adverser Selektion in Kapitel 3 und Moral
Hazard in Kapitel 4 getrennt voneinander untersucht.
Risikoklassifizierung und Erfahrungstarifierung tragen dazu bei, dass Versiche-
rer besser auf das tatsa¨chliche Schadensrisiko der einzelnen Versicherungsnehmer
schließen und die entsprechenden Vertra¨ge besser danach anpassen ko¨nnen. Durch
diese Klassifizierung der Versicherten in Risikogruppen ko¨nnen die Informationsa-
symmetrien reduziert werden, und durch die Anpassung der jeweiligen Vertra¨ge an
die ermittelten Risikogruppen ko¨nnen entsprechend die Nutzeneinbußen, die den
Versicherten durch die Informationsasymmetrien entstehen, eingeschra¨nkt werden.
In einem wettbewerblichen Markt sind Unternehmen darauf bedacht, derartige An-
gebote zu unterbreiten, die aus der Sicht der Kunden zu den Angeboten der Kon-
kurrenten bevorzugt werden. Dies erkla¨rt, warum Versicherer so bemu¨ht sind, die
Tarifierung - ob durch Tarifmerkmale oder Schadenfreiheitsklassen - immer sta¨rker
auszudifferenzieren.
Die empirischen Untersuchungen zum Nachweis von Informationsasymmetrien in
Versicherungsma¨rkten und der Effektivita¨t, mit welcher diese durch die Anwendung
von Tarifmerkmalen und BMS abgebaut werden, sind zum Teil widerspru¨chlich.
Die praktische Untersuchung der Frage, ob im Versicherungsmarkt asymmetrische
Information herrscht, sto¨ßt auf vielfa¨ltige Probleme. Die in der Theorie unterstell-
te vollkommene Konkurrenz, identische und zudem beobachtbare Pra¨ferenzen oder
eine exogen vorgegebene Schadensho¨he sind in der Realita¨t nicht gegeben. Hinzu
kommt die Schwierigkeit zwischen adverser Selektion und Moral Hazard zu unter-
scheiden. Falls adverse Selektion oder Moral Hazard im Markt existieren, ist eine po-
sitive Korrelation zwischen der Ho¨he der Schadensdeckung und der Schadensha¨ufig-
keit (als Na¨herung fu¨r das Risiko) zu erwarten. Unter adverser Selektion haben
schlechte Risiken eine ho¨here Zahlungsbereitschaft fu¨r zusa¨tzliche Schadensdeckung
und fragen mehr nach als gute Risiken. Unter Moral Hazard fu¨hrt die umgekehrte
Kausalita¨t - eine ho¨here Schadensdeckung fu¨hrt automatisch zu einer reduzierten
pori (1997), die ebenfalls unter der Annahme unterschiedlicher Kosten der Sorgfalt die mo¨glichen
Gleichgewichte ermitteln, sowie de Meza, Webb (2001) die zusa¨tzlich heterogene Risikopra¨ferenzen
unterstellen. Fu¨r einen U¨berblick dieser Literatur siehe Dionne, Doherty, Fombaron (2000).
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Achtsamkeit und daher zu einer ho¨heren Unfallha¨ufigkeit - zur selben Korrelation.
Dahlby (1993) u¨berpru¨ft am kanadischen Kfz-Versicherungsmarkt, ob bestimmte
Klassifizierungsvariablen wie Geschlecht, Alter, Familienstatus und Unfallhistorie
ausreichen, um asymmetrische Information zu beseitigen. Seine Scha¨tzung deutet
darauf, dass adverse Selektion trotzdem vorhanden ist. Er simuliert den Effekt ei-
ner Auslassung des Tarifmerkmals Geschlecht und stellt fest, dass sich dadurch die
adverse Selektion signifikant erho¨ht (einzelne Frauen wu¨rden aus der Versicherung
aussteigen). Ein Nachteil dieser Studie ist, dass dem Autor Daten u¨ber die Ho¨he
der Versicherungspra¨mien und Schadenssummen fehlen, sodass er das Ausmaß der
Quersubventionierung nicht u¨berpru¨fen kann und auch nicht eine positive Korre-
lation zwischen Unfallha¨ufigkeit und Schadensdeckung sucht, sondern stattdessen
die Wahrscheinlichkeit heranzieht, dass gute Risiken aus der freiwilligen Versiche-
rung aussteigen. Puelz, Snow (1994) finden anhand von Informationen u¨ber die
Vertra¨ge eines US-amerikanischen Versicherers Evidenz fu¨r adverse Selektion (mit
ho¨heren Selbstbehalten fu¨r gute Risiken). Dabei finden sie jedoch keine Hinweise auf
Quersubventionierung zwischen guten und schlechten Risiken.17 In einer Studie mit
Querschnittsdaten aus Frankreich findet Richaudeau (1999) wiederum keine Hinwei-
se auf asymmetrische Information, wenn er eine Reihe von Klassifizierungsvariablen
beru¨cksichtigt: Individuen, die die ho¨chste Schadensdeckung wa¨hlen, haben keine
signifikant ho¨here Unfallha¨ufigkeit. Der Autor folgert daher, dass die Anwendung
der richtigen Klassifizierungsvariablen, zusammengenommen mit Bonus Malus, aus-
reicht, um asymmetrische Informationen zu beseitigen. Der Autor wiederholt die
Scha¨tzung ohne die Beru¨cksichtigung der Jahreskilometerleistung und findet signi-
fikante adverse Selektion: die Individuen mit der ho¨chsten Schadensdeckung haben
dann auch eine ho¨here Unfallwahrscheinlichkeit, da sie mehr fahren. Chiappori, Sa-
lanie´ (2000) und Dionne, Gourieroux, Vanasse (2001) finden mit Querschnittsdaten
aus Frankreich respektive Quebec ebenfalls keine residuale asymmetrische Informati-
on nach der Beru¨cksichtigung bestimmter Kategorisierungsvariablen. Dabei erkla¨ren
sie die Unterscheidung ihrer Ergebnisse von Puelz, Snow (1994) mit Fehlspezifika-
tionen ihres Modells. Zum gleichen Ergebnis kommen ebenfalls Dahchour, Dionne
17Fu¨r den Malaysischen Markt hingegen finden Yap, Goh (2003) Evidenz sowohl fu¨r adverse
Selektion mit separierenden Vertra¨gen als auch fu¨r Quersubventionierung. Allerdings umfassen die
von ihnen beru¨cksichtigten Kategorisierungsvariablen nur Geschlecht und Alter des Fahrzeughaltes
und den Hubraum des Motors.
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(2002). Konkret untersuchen sie an Paneldaten aus Frankreich die Effizienz des BMS.
Sie stellen fest, dass mit Hilfe der Klassifizierungsvariablen und des BMS residua-
le asymmetrische Information eliminiert wird. Daru¨ber hinaus erhalten sie dieses
Ergebnis selbst dann, wenn sie das BMS nicht explizit beru¨cksichtigen. In seiner
Studie eines Datensatzes von einem Versicherungsunternehmen in Israel findet Co-
hen (2005)18 eine signifikant positive Korrelation zwischen Schadensdeckung und
Unfallha¨ufigkeit und damit Evidenz fu¨r Informationsasymmetrien. Allerdings gilt
dies nur im Bereich der Neukunden, die vor ihrem Vertragsschluss mit dem jeweili-
gen Versicherer nur einige Jahre im Besitz des Fu¨hrerscheins waren. Fu¨r erfahrene
Fahrer, die u¨ber la¨ngeren Zeitraum beim selben Versicherer bleiben, folgert er, dass
die Informationsasymmetrien aufgrund von Lerneffekten auf Seiten der Versicherer
abgebaut werden. Zudem stellt er fest, dass der Versicherer langfristig vorrangig an
guten Risiken positive Gewinne erwirtschaften kann, wa¨hrend es eher die schlechten
Risiken sind, die zu einem anderen Versicherer wechseln. Fu¨r dieses Ergebnis ist
allerdings entscheidend, dass in dem in dieser Studie betrachteten Fall kein Infor-
mationsaustausch u¨ber langfristige Kunden zwischen den Versicherern stattfindet.
Diese institutionelle Gegebenheit fu¨hrt in Bezug auf einen Wechsel des Versicherers
zu einem lock-in fu¨r gute Risiken. Chiappori, Jullien et al. (2004) finden wiederum
keine signifikante Korrelation zwischen Schadensdeckung und Schadensha¨ufigkeit.
Allerdings erkla¨ren sie dieses Ergebnis durch exogene Einflu¨sse wie Marktmacht
im Versicherungsmarkt und Heterogenita¨t u¨ber die nicht beobachtbare Risikoaver-
sion der Versicherten.19 Konkret stellen sie fest, dass entgegen den Implikationen
vollkommenen Wettbewerbs Versicherer mit den Vertra¨gen, die eine ho¨here Scha-
densdeckung enthalten, auch gro¨ßere Gewinne machen, sodass unter Marktmacht
und bei heterogenen und unbeobachtbaren Risikopra¨ferenzen, selbst wenn asymme-
trische Information existiert, diese nicht zwangsla¨ufig zu einer positiven Korrelati-
on zwischen Schadensdeckung und Unfallha¨ufigkeit fu¨hren muss. In ihrer Studie fu¨r
Frankreich versuchen Dionne, Michaud, Dahchour (2004) Moral Hazard und adverse
Selektion zu trennen. Sie finden trotz Risikoklassifizierung und der Anwendung ei-
18Der im Jahr 2005 vero¨ffentlichte Artikel war als Diskussionspapier bereits im Jahr 2002
verfu¨gbar.
19Fu¨r eine theoretische Abhandlung der Auswirkungen un- und beobachtbaren Vermo¨gens und
Risikoaversion auf die gleichgewichtigen Vertra¨ge siehe z.B. Wambach (2000). Im Fall von Moral
Hazard werden die Auswirkungen von Vermo¨gen und Risikoaversion auf die Vertra¨ge vonWambach,
Thiele (1999) untersucht.
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nes BMS Evidenz fu¨r residuale asymmetrische Information, die sie als Moral Hazard
identifizieren. Die Autoren beziehen sich auf und verbessern die a¨ltere Studie von
Chiappori, Salanie´ (2000). In Bezug auf Moral Hazard besta¨tigen Dionne, Maurice
et al. (2005) fu¨r den Kfz-Versicherungsmarkt in Quebec, dass durch die Implemen-
tierung von BMS Moral Hazard reduziert wird. Konkret hat die Einfu¨hrung eines
BMS zu einer Absenkung der Unfa¨lle und Verkehrsverstoßmeldungen gefu¨hrt.
Tarifmerkmale, die zum Ziel haben, die Individuen noch vor dem Vertragsschluss
nach ihren exogenen Eigenschaften in Risikogruppen zu klassifizieren, werden zur Re-
duktion der Kosten adverser Selektion implementiert, wa¨hrend Bonus-Malus Syste-
me u¨ber die langfristige Anpassung des Vertrags am tatsa¨chlichen Risikotyp hinaus
zum Ziel haben, Moral Hazard zu reduzieren (siehe Dionne (2001)). Bedenkt man
die lange Konvergenzzeit stark ausdifferenzierter BMS, wird sofort deutlich, dass
diese Maßnahme zur Aufdeckung des wahren Risikotyps, wenn dieser durch exogene
Eigenschaften begru¨ndet ist, im Vergleich zur Anwendung von Tarifmerkmalen zur
Kategorisierung vor Vertragsschluss aus der Sicht der Versicherungsnehmer (kon-
kret guter Risiken) eindeutig unterlegen ist.20 Bezogen auf das Verhalten hat Erfah-
rungstarifierung einen positiven Anreizeffekt - eine Ru¨ckstufung im Schadenfall, die
selbst nach mehrja¨hrigem schadenfreien Fahren eine Erho¨hung der Beitra¨ge bedeu-
tet, wirkt als starker Anreiz zu mehr Sorgfalt beim Fahren. Dass dieses Instrument
selbst bei voller Schadensdeckung nicht das Problem der ineffizienten Risikoalloka-
tion lo¨st, erkennt man daran, dass ein Schaden, selbst bei ho¨chster Sorgfalt, immer
noch eintreten kann, in welchem Fall der Fahrer dennoch mit einer Ru¨ckstufung
”
bestraft” wird.
Auch wenn einige der oben aufgeza¨hlten Studien darauf deuten, dass die ein-
gesetzten Tarifmerkmale vorhandene Informationsasymmetrien erfolgreich beheben,
muss man davon ausgehen, dass diese Tarifmerkmale keine perfekte Information
20Fu¨r eine formale Analyse von Erfahrungstarifierung siehe z.B. Dionne, Doherty (1994). Sie
betrachten ein zwei-Perioden Modell mit adverser Selektion und Vertragsbindung seitens er Ver-
sicherer und stellen fest, dass unter diesen Bedingungen sowohl gute Risiken, in der Erwartung
spa¨ter als solche erkannt zu werden, als auch schlechte Risiken, in der Hoffnung als gute einge-
stuft zu werden, dazu bereit sind, in der ersten Periode ho¨here als die fairen Pra¨mien zu bezahlen,
woraus die Versicherer in der ersten Periode einen positiven Gewinn erzielen ko¨nnen. Die Autoren
zeigen, dass bei einem ausreichend niedrigen Diskontfaktor die Erfahrungstarifierung selbst den
Vertra¨gen unter Informationsasymmetrie (ohne BMS und ohne Risikoklassifizierung mit Hilfe von
Tarifmerkmalen) unterlegen ist.
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u¨ber das Schadensrisiko enthalten und es somit trotzdem zu Fehlklassifizierung von
Risiken kommt. Wie von Chiappori, Jullien et al. (2004) bemerkt wurde, ko¨nnen
Unzula¨nglichkeiten der Daten die Feststellung residualer Informationsasymmetrien
verhindern. Hinzu kommt, dass es sich bei den Tarifmerkmalen oftmals um Eigen-
schaften handelt, die vom Versicherer nicht direkt beobachtet werden ko¨nnen und
er sich auf die wahrheitsgetreue Angabe des Versicherungsnehmers verlassen muss.
Trotz der vertraglichen Obliegenheit des Versicherungsnehmers, die Angaben wahr-
heitsgema¨ß zu machen, sind Verletzungen dieser Anzeigepflicht nicht auszuschließen.
Vor diesem Hintergrund werden die Vorteile von U¨berwachung im Fahrzeug deut-
lich.21 Wa¨ren jegliche Informationsasymmetrien im Kfz-Versicherungsmarkt durch
die herko¨mmliche Anwendung von Tarifmerkmalen und BMS vollsta¨ndig behoben,
ga¨be es keine rationale Erkla¨rung dafu¨r, warum immer mehr Versicherer U¨berwa-
chung anwenden.
2.3 Monitoring
Direkte U¨berwachung des Fahrverhaltens, sowie direkte U¨berpru¨fung des Fahrstils,
wenn dieser als unvera¨nderliche Eigenschaft der Fahrer interpretiert wird, werden zu-
nehmend durch die Entwicklung und Optimierung entsprechender Monitoring Tech-
nologien erleichtert. Dabei dient U¨berwachung im Fahrzeug demselben Zweck wie
Risikokategorisierung mit Hilfe von Tarifmerkmalen oder die Anwendung von Bonus
Malus Systemen - der Ermittlung des tatsa¨chlichen Risikos des Versicherten. Auf
den ersten Blick stellt sich also die Frage, worin sich dann U¨berwachung von den
herko¨mmlichen Tarifmerkmalen und BMS unterscheidet und was u¨berhaupt ihre ei-
gensta¨ndige Untersuchung begru¨ndet. Die Vermutung, dass die Informationen, die
mit direkter U¨berwachung erhoben werden ko¨nnen - wie z.B. die Geschwindigkeit
zu einem beliebigen Zeitpunkt oder die tatsa¨chliche Kilometerleistung in einem be-
liebigen Zeitraum - womo¨glich sta¨rker mit dem tatsa¨chlichen Risiko korrelieren als
die herko¨mmlich verwendeten Daten, wie die Anzahl vergangener Scha¨den oder Ta-
rifmerkmale, wie das Alter des Versicherten oder das Baujahr des Fahrzeugs, reicht
21Fu¨r die o¨konomischen Auswirkungen neuer IuK Technologien im Allgemeinen, die unter dem
Begriff ubiquitous computing zusammengefasst werden, auf die Kfz-Versicherungsma¨rkte siehe Fi-
lipova, Welzel (2007).
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alleine nicht aus, um U¨berwachung als Gegenstand einer eigenen theoretischen Be-
trachtung zu begru¨nden. Diese Unterscheidung der U¨berwachung von Tarifmerkma-
len und BMS ist lediglich quantitativ, d.h. sie findet lediglich in dem Ausmaß statt,
in dem die Daten dazu geeignet sind, auf das eigentliche Risiko zu schließen und
erlaubt daher die Anwendung sa¨mtlicher Erkenntnisse aus der einschla¨gigen Litera-
tur zu Risikoklassifizierung und Erfahrungstarifierung - Gebiete, die weitestgehend
erforscht sind.
Das eigentlich Neue an U¨berwachung im Fahrzeug aus vertragstheoretischer
Sicht ist, dass die risikorelevanten Informationen zum ersten Mal in den Ha¨nden der
Versicherten liegen, sodass sie selbst daru¨ber entscheiden ko¨nnen, ob der Versicherer
sie erhalten soll oder nicht. Zwar existieren in der Literatur auch Untersuchungen
zur Frage der Akzeptanz von Risikoklassifizierung (in Verbindung mit Gentests) aus
der Sicht der Versicherten - wie z.B. von Doherty, Thistle (1996) oder Strohmenger,
Wambach (1999) - jedoch tragen diese Beitra¨ge nicht der Eigenschaft der U¨berwa-
chung im Fahrzeug Rechnung, dass Versicherte durch ihre Wahl zwischen verschie-
denen Vertra¨gen nicht nur entscheiden, ob sie bestimmte Informationen preisgeben
wollen, sondern auch wann, sowie auch welche und wie viel davon sie preisgeben
wollen. Dabei gewinnt dieser Spielraum im Verhalten der Versicherten erst dann
an Relevanz, wenn man eine weitere Eigenschaft der U¨berwachung beru¨cksichtigt
und zwar, dass sie zu einem Verlust, bzw. zu einer Einschra¨nkung der Privatspha¨re
fu¨hren kann. Wa¨hrend man bei der Verwendung von herko¨mmlichen Tarifmerkma-
len, einschließlich der Ha¨ufigkeit von Scha¨den in der Vergangenheit, die zumeist
ohnehin o¨ffentlich beobachtbar sind, nicht von einem Verlust der Privatspha¨re spre-
chen konnte, ergibt sich dieses Problem zwangsla¨ufig, wenn der Umfang und die
Pra¨zision der beobachtbaren Merkmale in dem Ausmaß zunehmen, wie es mit den
U¨berwachungstechnologien geschieht. Erst die Erreichbarkeit22 einer sich sta¨ndig
verbessernden Erhebung und Auswertung von Informationen und dies zu vertret-
baren, sogar kontinuierlich fallenden Kosten, ru¨ckt die Frage nach der Privatheit in
den Vordergrund, welche rationale Individuen allen Grund haben, in ihr Kalku¨l mit
einzubeziehen. Angesichts der Privatheitskosten, die bei der U¨berwachung entste-
hen, und der Entscheidungsfreiheit u¨ber das Ausmaß der U¨berwachung, stellt sich
somit nicht nur die Frage, ob Individuen Informationen offenbaren werden, sondern
22Im Englischen wird diese Eigenschaft der Speicher- und Informationsverarbeitungstechnologien
treffender mit dem Begriff ”ubiquity” bezeichnet, womit ihre Allgegenwa¨rtigkeit betont wird.
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auch wie diese Informationsoffenbarung im Vertrag vereinbart werden sollte (sollte
sie z.B. auf den Schadensfall bedingt werden), mit welcher Pra¨zision sie stattfinden
wird und von welchen Faktoren diese Pra¨zision abha¨ngt. Die Beantwortung die-
ser Fragen wird nicht nur helfen die Ursachen fu¨r existierende Vertragsformen zu
erkla¨ren, sondern auch die Bedingungen zu ermitteln, von denen die Effizienz der
Vertra¨ge abha¨ngt und daraus Folgerungen zu schließen, die eine effizienzsteigernde
Vertragsgestaltung erlauben.
Des Weiteren stellt sich im Kapitel 5 heraus, dass sich - sobald man Marktmacht
beru¨cksichtigt - auch aus der Sicht der Versicherer grundlegend unterschiedliche Er-
gebnisse fu¨r ihre optimalen Strategien bezu¨glich der Verwendung von Informationen
ergeben, die davon abha¨ngen, ob es sich um fu¨r jeden Versicherer frei verfu¨gbare
Informationen - wie das Geschlecht des Versicherten oder das Modell des zu versi-
chernden Fahrzeugs - handelt oder um Aufzeichnungsdaten aus dem Fahrzeug, die
nur mit Hilfe von U¨berwachungstechnologien erfasst und nur mit Zustimmung des
Versicherten eingesehen werden ko¨nnen.
Auch wenn in den folgenden Kapiteln die Auswirkungen von U¨berwachung un-
ter adverser Selektion und Moral Hazard getrennt voneinander analysiert werden,
ist es nicht zwangsla¨ufig erforderlich danach zu separieren, welche der mit U¨ber-
wachungstechnologien gesammelten Daten mit dem Verhalten der Versicherten und
welche mit ihren unvera¨nderlichen Eigenschaften als Ursache fu¨r ihr Risiko zusam-
menha¨ngen. Im Allgemeinen ist in der Praxis eine derartige Trennung sogar nicht
mo¨glich. So kann z.B. die Geschwindigkeit, die mit U¨berwachungstechnologien zu je-
dem Zeitpunkt messbar ist, im Rahmen der Moral Hazard Problematik als Signal fu¨r
die Bemu¨hung des Versicherten vorsichtig zu fahren interpretiert werden. Bemu¨ht
sich ein Versicherter vorsichtiger zu fahren, wird er tendenziell seine Geschwindig-
keit reduzieren, was ihm jedoch gegebenenfalls einen Disnutzen stiftet, z.B. weil ihm
die Fahrten mehr Zeit in Anspruch nehmen. Umgekehrt kann selbst die Geschwin-
digkeit auch als Eigenschaft des Versicherten interpretiert werden, die er bewusst
nur geringfu¨gig beeinflussen kann. So wird die durchschnittliche Geschwindigkeit
bei einem Versicherten, der nur innerorts fa¨hrt, geringer sein als bei jemandem, der
ta¨glich zwischen zwei Sta¨dten pendeln muss.23 In den folgenden Kapiteln wird daher,
23Selbstversta¨ndlich ist auch hier das Schadensrisiko nicht vollsta¨ndig exogen - der Pendler ko¨nn-
te sein Risiko reduzieren, indem er seine Arbeit wechselt oder mit o¨ffentlichen Verkehrsmitteln
fa¨hrt, was jedoch fu¨r die Betrachtung irrelevant ist.
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unabha¨ngig davon, ob es sich um eine U¨berpru¨fung von Eigenschaften oder um die
Nachverfolgung von Verhalten handelt, einheitlich von U¨berwachung (Monitoring)
gesprochen.
Die Monitoring Technologien, die bereits von Unternehmen eingesetzt werden,
sind in der Lage, die Kilometerleistung pro gegebenem Zeitraum, die La¨ngs- und
Querbeschleunigung des Fahrzeugs sowie das Bremsverhalten, den Abstand des
Fahrzeugs zu den na¨chsten Verkehrsteilnehmern, die genaue Tageszeit der Fahr-
ten einschließlich der Unterbrechungen, sowie die genaue Position und Fahrtroute
des Fahrzeugs zu erfassen und zu speichern. Weitere Datenvariablen betreffen den
Zustand und die Steuerungsfunktionen des Fahrzeugs, so z.B. den Anschnallstatus,
die Airbag-Funktion, Aufpralldaten oder Reifendruckkontrolle.24 Dass diese Varia-
blen mit dem tatsa¨chlichen Schadensrisiko zusammenha¨ngen25, erkennt man bereits
an den Unfallstatistiken des ADAC 26, worin die Unfallzahlen nach Fehlverhalten
der Fahrer aufgefu¨hrt sind. So wird u¨ber mehrere Jahre hinweg die ho¨chste An-
zahl an Unfa¨llen durch nicht angepasste Geschwindigkeit verursacht, jedoch wer-
den auch Fehler beim U¨berholen oder beim Abbiegen, sowie bei der Einhaltung
des Mindestabstands zu den anderen Verkehrsteilnehmern als sehr ha¨ufige Ursa-
chen aufgefu¨hrt. Valent, Schiava et al. (2002) finden zudem in ihrer Studie, dass
der Straßentyp, die Tageszeit, der Wochentag, sowie die Benutzung des Sicherheits-
gurtes signifikanten Einfluss auf die Unfallwahrscheinlichkeit haben. Yannis, Golias
et al. (2007) finden ebenfalls eine signifikant ho¨here Schadenswahrscheinlichkeit bei
Nachtfahrten und am Wochenende, sowie bei Fahrten außerorts im Vergleich zu
innerorts.
Das Unternehmen, das als erstes bereits im Jahr 1998 ein Pilotprojekt mit U¨ber-
24Siehe http://www.ecin.de/strategie/payd/.
25Technische Anwendungen zur U¨berwachung im Fahrzeug ermo¨glichen neben der Ermittlung
des individuellen Schadensrisikos auch Schadensbegrenzung und -vermeidung, wenn sie mit an-
deren Zusatzleistungen gebu¨ndelt werden, so z.B. mit automatischem Notruf bei einem Unfall,
”Car Finder zur Diebstahlaufkla¨rung”, sowie Assistenten zur Stauvermeidung und Verbesserung
der Straßenverkehrssicherheit (siehe z.B. http://www.ecin.de/strategie/payd/). Dieser Aspekt
der ”Ergebnisproduktivita¨t” von U¨berwachungstechnologien wird jedoch im Folgenden nicht wei-
ter verfolgt. Konkret stehen in dieser Arbeit die Informations- und Anreizeffekte der U¨berwachung
im Mittelpunkt, wofu¨r in den folgenden Kapiteln davon ausgegangen wird, dass weder die Scha-
densho¨he noch die Schadenswahrscheinlichkeit von der U¨berwachung abha¨ngen.
26Siehe http://www.adac.de/images/14\%20Fehlverhalten\%20der\%20Fahrzeugf\%C3\
%BChrer\ tcm8-928.pdf.
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wachung im Fahrzeug gestartet hat, ist der US-amerikanische Versicherer Progres-
sive. Das sog. pay-as-you-drive (PAYD) Modell erschließt fu¨r die Pra¨mienberech-
nung neben herko¨mmlichen Tarifmerkmalen auch die Kilometerleistung und mi-
nutengenau die Fahrtdauer. Mit Hilfe von GPS (Global Positioning System) wird
dabei Ortslokalisierung mit genauer Zeitangabe durchgefu¨hrt.27 Dieses Modell hat
Progressive im Jahr 2003 an den britischen Versicherer Norwich Union28 (in Zusam-
menarbeit mit IBM und Orange) lizenziert, doch selber im Jahr 2004 durch den
sog. TripSense Vertrag abgelo¨st. Mit diesem wurde zwar die Ortslokalisierung abge-
schafft, jedoch mit anderen Datenvariablen wie Geschwindigkeit, Quer- und La¨ngs-
beschleunigung sowie Bremsverhalten ersetzt. Auch die technische und vertragliche
Umsetzung der U¨berwachung wurde mit dem TripSense grundlegend vera¨ndert. Ein
Gera¨t (sog. TripSensor), welches das Unternehmen bei Vertragschluss zur Verfu¨gung
stellt und der Versicherte in sein Fahrzeug an der sog. On-board diagnostic Schnitt-
stelle (OBDII)29 anschließen muss, registriert und speichert Daten. Erst am Ende
der Abrechnungsperiode kann der Versicherte das Gera¨t aus dem Fahrzeug entfernen
und mit Hilfe einer speziell vom Unternehmen gestellten Software seine eigenen Auf-
zeichnungen auswerten und sogar diese mit anderen Fahrern vergleichen. Die Ent-
scheidung, ob er die Daten an das Unternehmen (via Internet) weitergibt, steht ihm
dabei frei. Somit hat der Versicherte nicht nur die Wahl zwischen einem konventio-
nellen Vertrag ohne U¨berwachung und einem Vertrag, der U¨berwachung vorschreibt,
sondern auch die Mo¨glichkeit, nachdem er bereits mit dem entsprechenden Vertrag
der U¨berwachung eingewilligt hat, nachtra¨glich zu entscheiden, ob er die gesam-
melten Daten preisgeben will oder nicht. Auch wenn die Flexibilita¨t bezu¨glich der
offenbarten Informationen auf den ersten Blick als vorteilhaft fu¨r den Versicherten
erscheint, zeigt sich bei der Untersuchung der verschiedenen Vertragsgestaltungen
unter Moral Hazard im Kapitel 4, dass sie gerade aus der Sicht des Versicherten
ineffizient ist. Ob die Daten hingegen kontinuierlich an den Versicherer u¨ber das
Mobilfunknetz gesendet werden (wie z.B. bei Norwich Union) oder erst am Ende
27Siehe Insure.com (2000), http://www.insure.com/articles/carinsurance/
pay-as-you-drive.html.
28Siehe http://www.norwichunion.com/pay-as-you-drive/.
29Dies ist eine technische Einrichtung, die sich in allen auf dem nordamerikanischen Markt
1996 oder spa¨ter zugelassenen Fahrzeugen direkt unter dem Armaturenbrett befindet und die der
Messung der Funktionen verschiedener Steuergera¨te im Fahrzeug und Registrierung verschiedener
Ereignisse beim Fahren dient.
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der Abrechnungsperiode, spielt keine Rolle fu¨r die Effizienz der Vertra¨ge, solange
die Offenbarung der Informationen unabha¨ngig vom Schadensfall stattfindet. Die
Beschra¨nkung der U¨berwachung auf einen Schadensfall hat insbesondere unter der
Beru¨cksichtigung von Privatheitskosten klare Vorteile - Versicherte mu¨ssen dann nur
im Fall eines Unfalls Informationen offenbaren. Der Unfalldatenschreiber von AXA
Winterthur hat ebendies zum Ziel, die Offenbarung von Daten nur auf einen Scha-
densfall zu beschra¨nken. Dabei werden unmittelbar vor und nach dem Schadenfall
”
Geschwindigkeit, Datum und Uhrzeit sowie die kollisionsbedingten Verzo¨gerungen
/ Beschleunigungen und Seitenbewegungen” registriert.30 Vor dem Hintergrund, dass
die Entscheidung u¨ber die Implementierung von U¨berwachung bei den Versicherten
liegt, stellt sich auch die Frage, ob sie auf einen Schadensfall bedingte oder un-
beschra¨nkte U¨berwachung vorziehen. Diese Frage wird eingehend in den folgenden
Kapiteln behandelt. Auch wenn die Modellierung der U¨berwachung in den folgenden
Kapiteln auf den im Markt existierenden Anwendungen basiert, dient sie nicht nur
dazu, das Zustandekommen der bereits bestehenden Vertra¨ge zu erkla¨ren, sondern
auch um zu zeigen, wie die U¨berwachung aus Effizienzaspekten und abha¨ngig von
den Bedingungen ausgestaltet werden sollte.
Vertra¨ge mit U¨berwachung bieten eine Reihe weiterer Versicherungsunterneh-
men an. So hat z.B. auch das kanadische Unternehmen Aviva die PAYD Technolo-
gie von Progressive u¨bernommen31. Beim deutschen Versicherer WGV werden die
Positionen des Fahrzeugs
”
sekundengenau protokolliert” und dabei sogar die fu¨r die
jeweilige Position geltende Geschwindigkeitsbeschra¨nkung ermittelt. Das Einhalten
der Geschwindigkeitsbegrenzungen schla¨gt sich somit auf die Versicherungspra¨mie
nieder. Auch wenn die Daten nicht direkt beim Versicherer gespeichert werden, wer-
den sie bei T-Systems aufgehoben, dem Unternehmen, das das U¨berwachungssystem
30Das Unternehmen weist auf der Internetseite seines Produkts (siehe http://www.
crash-recorder.ch/) darauf hin, dass sich die Aufzeichnung von Daten lediglich auf 30 Sekunden
vor bzw. nach dem Schaden beschra¨nkt. Dennoch bleibt der trade-off zwischen genauerer Risiko-
kalkulation und Privatheitskosten von der beschra¨nkten La¨nge der Aufzeichnung unberu¨hrt. Auch
mit dieser Anwendung la¨sst sich zumindest die Schuldfrage und daher das individuelle Risiko des
Versicherten besser ermitteln und selbst hier kann die Offenbarung der Daten als Privatheitsverlust
empfunden werden, insbesondere dann, wenn sie vor Gericht verwendet werden.
31Siehe https://www.autographinsurance.com/pumpkin/webapplication/
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entwickelt hat und betreibt32. PAYD Versicherung bieten des Weiteren auch Hol-
lard33 in Su¨dafkrika, GMAC Insurance und OnStar34 in USA, Uniqa35 in O¨sterreich,
Swiss re36, Corona Direct in Belgien37, Nedbank in Su¨dafrika38, die Allianz Tochter
Lloyd Adriatico in Italien39, Aioi und Toyota in Japan40, sowie in einem Pilotpro-
jekt auch die Zu¨rich41. Aufgrund politischer Ziele, wie mehr Verkehrssicherheit und
Umweltfreundlichkeit, welchen die Anreizwirkung zu weniger Fahren einer kilome-
terabha¨ngigen Abrechnung zugute kommt, existieren daneben zahlreiche staatlich
gefo¨rderte Pilotprojekte mit PAYD Anwendungen.42
Auch wenn einige der zuletzt genannten Anwendungen nur die tatsa¨chlich
zuru¨ckgelegte Strecke als Tarifmerkmal heranziehen, werden die U¨berwachungstech-
nologien mit der Zeit immer leistungsfa¨higer und kostengu¨nstiger. Dieser Trend in
der Entwicklung von Informations- und Kommunikations- (IuK) Technologien, der
sich seit mehreren Jahrzehnten fortgesetzt hat, wird als das
”
Gesetz” von Moore be-
zeichnet, da schon in den 60er Jahren Gordon Moore (einer der Gru¨nder von Intel)
behauptet hat, dass
”
sich die Leistungsfa¨higkeit von Computern etwa alle 18 Mona-
te verdoppelt”43. Dieser Trend, der sich nicht nur fu¨r Prozessoren, sondern auch fu¨r
andere Technologien wie Sensoren, Speichergera¨te und Mobilfunk besta¨tigt hat, im-
pliziert, dass bei gleicher Leistungsfa¨higkeit die Kosten
”
fu¨r mikroelektronisch reali-
sierte Funktionalita¨t” fallen, sodass diese
”
in Zukunft noch wesentlich leistungsfa¨hi-
ger, kleiner und billiger werden”.44 So werden in Zukunft immer detailliertere In-
32Siehe Schulzki-Haddouti (2007), http://www.morgenpost.de/content/2007/03/15/
wissenschaft/888537.html .
33Siehe http://www.payasyoudrive.co.za/.
34Siehe http://www.edf.org/article.cfm?ContentID=2205.
35Die technische Umsetzung der U¨berwachung erfolgt auch hier durch den Einbau einer
Ausru¨stung mit GPS-Empfa¨nger fu¨r die Ortung u¨ber Satellit und einen GSM-Sender, der die
Daten ein mal ta¨glich u¨ber das Mobilfunknetz an einen Zentralcomputer leitet. Siehe http:
//autoversicherung.einsurance.de/newsticker/36992.
36Siehe Swiss Re (2005), http://www.swissre.com/pws/media.
37Siehe http://www.kilometerverzekering.be/kv/nl/index.html.
38Siehe http://www.vtpi.org/tdm/tdm79.htm.
39Siehe http://www.ecin.de/strategie/payd/.
40Siehe http://www.vtpi.org/tdm/tdm79.htm, http://www.ioi-sonpo.co.jp/ bzw. http://
www.toyota.co.jp/ .
41Siehe http://www.automobilrevue.ch/artikel\ 18012.html.
42siehe http://www.vtpi.org/tdm/tdm79.htm.
43Siehe Mattern (2003, 5).
44Siehe Mattern (2003, 5).
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formationen u¨ber die von Oh, Oh et al. (2005) in vier Hauptkategorien eingeordne-
ten Risikofaktoren vorhanden sein: Umwelt (z.B. Wetterbedingungen, geometrische
Gegebenheiten der Landschaft und Straßen), Verkehrsdynamik (z.B. Verkehrsfluss,
Verkehrsgeschwindigkeit), Fahrzeugeigenschaften (z.B. Wartungszustand, Leistung),
perso¨nliche Eigenschaften der Fahrer (z.B. Verhalten, Fahrstil, psychologischer und
physiologischer Zustand). Dabei betonen die Autoren, dass Unfa¨lle dann am wahr-
scheinlichsten sind, wenn sich einer oder mehrere dieser Risikofaktoren unerwartet
vera¨ndern. Die Bedeutung der Dynamik dieser Risikofaktoren zeigt, dass auch die
Zeitdimension der U¨berwachung (d.h. die genaue Zuordnung der registrierten Er-
eignisse in der gesamten Fahrthistorie) fu¨r die ada¨quate Berechnung des zu einem
Zeitpunkt bestehenden Schadensrisikos unabwendbar ist. Laut Oberholzer (2003,
434) wird in Zukunft nicht nur die Einhaltung von Geschwindgikeitsbeschra¨nkun-
gen sondern auch die Beachtung anderer Verkehrszeichen nachvollziehbar sein. Dafu¨r
mu¨ssen Verkehrschilder mit Sendern ausgestattet, die vom Fahrzeug registriert und
dem Fahrer zusa¨tzlich signalisiert werden. In ihrer Testphase befinden sich bereits
U¨berwachungssysteme zur Fahrerzustandserkennung. Dabei werden Indikatoren wie
Aufmerksamkeit, Mu¨digkeit und Wachsamkeit verfolgt, die durch direkte Videoauf-
nahmen der Augen und des Gesichts und deren Verknu¨pfung mit der Umwelt durch
Landschaftsaufzeichnungen und mit der genauen Tageszeit realsiert werden. An-
hand der Aufnahmen des Blinzelns und der Augenbewegungen sowie der Messung
der Fahraktivita¨t (z.B. der
”
Lenkwinkelgeschwindigkeit” und der
”
Gaspedalpositi-
on”) ko¨nnen z.B. sog.
”
Mikroschlafereignisse” sofort erkannt werden.45 Die Perso-
nenidentifizierung, womit sich feststellen la¨sst, ob der Versicherte selbst oder z.B.
seine Kinder zu einem gegebenen Zeitpunkt das Fahrzeug benutzen, wird ebenfalls
einen Beitrag zur besseren Kalkulation des Risikos leisten. Insgesamt erlauben neue
Monitoring Technologien nicht nur die gesonderte Ermittlung und Auswertung ver-
schiedener Datenvariablen, sondern ihre Verknu¨pfung untereinander. Nur so ko¨nnen
die einzelnen Daten in ihrem Kontext analysiert werden. Fu¨r die Risikokalkulation
hat dies eine weit reichende Bedeutung, da der Informationsgehalt einzelner Daten
u¨ber das Risiko steigt, wenn sie im Zusammenhang zueinander ausgewertet werden.
Dieses Argument kann man sich leicht veranschaulichen, wenn man konkrete Daten-
45Siehe Seifert (2007), http://tu-dresden.de/die tu dresden/fakultaeten/vkw/iwv/kom/
alcatel sel/veranstaltungen/tagung berlin juni 2007/Seifert Alcatel Berlin 260607.
pdf.
26
variablen betrachtet. Allein die Geschwindigkeit hat nur wenig Aussagekraft u¨ber
das Risiko, da in einzelnen Situationen die Erho¨hung der Geschwindigkeit sogar dazu
dienen kann, einen Unfall abzuwehren. Nimmt man jedoch zur Geschwindigkeit auch
Informationen u¨ber das unmittelbare Umfeld (Straßentyp, Verkehrsdichte), den Zu-
stand des Fahrzeugs und des Fahrers hinzu, so gewinnt auch die Geschwindigkeit an
Aussagekraft u¨ber das Risiko. Einen theoretischen Rahmen fu¨r die Auswertung un-
tereinander verknu¨pfter Daten (einschließlich der Informationen aus U¨berwachungs-
technologien im Fahrzeug) entwickelten z.B. Toledo, Shiftan, Hakkert (2007). Jedoch
sind Ausku¨nfte daru¨ber, wie die Versicherungsunternehmen die mit U¨berwachungs-
technologien verfu¨gbaren Daten auswerten und in Abha¨ngigkeit davon tarifieren,
o¨ffentlich nicht verfu¨gbar. Selbst wenn man die Pressemeldungen, Produktbeschrei-
bungen und Vertragskonditionen der entsprechenden Unternehmen genau danach
untersucht, kann man nicht in Erfahrung bringen, welches Risiko aus gegebenen
Werten der Datenvariablen berechnet wird oder wie sich diese auf die Zahlungen
auswirken. Eine nahe liegende Erkla¨rung dafu¨r ist sicherlich, dass selbst denjenigen
Unternehmen, die U¨berwachung anbieten, die u¨ber einen la¨ngeren Zeitraum no¨tigen
Daten fehlen, und sie die genauen Zusammenha¨nge zwischen den Daten und dem
Risiko und die daraus folgenden Konsequenzen fu¨r die Berechnung der Pra¨mien und
der Schadenszahlungen noch nicht endgu¨ltig ermittelt haben. In Kapitel 5, stellt
sich jedoch heraus, dass die fehlende Auskunft u¨ber den Zusammenhang zwischen
den Daten, dem Risiko und der Bepreisung auch eine strategische Entscheidung
der Versicherer sein ko¨nnte. Des Weiteren ist es angesichts der sinkenden Kosten
fu¨r die Ausstattung von Fahrzeugen mit U¨berwachungstechnologien und der guten
Akzeptanz der bisher durchgefu¨hrten Versuche46 auffallend, dass die Anwendung
von U¨berwachungstechnologien durch Versicherer in den letzten Jahren nur beschei-
den gewachsen ist. Eine mo¨gliche Erkla¨rung, neben den Privatheitsaspekten, liefert
ebenfalls Kapitel 5, wo sich unter den konkreten Annahmen zeigt, dass Versicherer
keinen Anreiz haben U¨berwachungstechnologien einzusetzen, wenn sie die individu-
ellen Preisangebote vor der Konkurrenz nicht verdecken ko¨nnen.
Bei den U¨berwachungsanwendungen, die zurzeit von Versicherern verwendet
werden, wird die Bereitstellung zumindest eines Teils der notwendigen Technologie
im Fahrzeug durch den Versicherer vorausgesetzt. Viele Fahrzeughersteller gehen
jedoch dazu u¨ber, in die von ihnen produzierten Fahrzeugen U¨berwachungs- und
46Siehe http://www.vtpi.org/tdm/tdm79.htm.
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Datenspeichertechnologien zu integrieren. Mit dem Fortschritt der entsprechenden
Technologien erlaubt ihnen dieses Vorgehen eine kostengu¨nstige Sammlung stati-
stischer Daten u¨ber die Performance ihrer Produkte, sowie eine schnelle und zu-
verla¨ssige Diagnostik in ihren Partnerwerksta¨tten. Die meisten US-amerikanischen
Hersteller bauen bereits sog. event data recorder (EDR) ein, welche von der US-
amerikanischen Verkehrssicherheitsbeho¨rde (National Highway Traffic Safety Admi-
nistration (NHTSA)) ausdru¨cklich unterstu¨tz (auch wenn nicht zwangsweise vorge-
schrieben) wird47. Mit einem Memorandum der Europa¨ischen Automobilhersteller
wurde die Ausru¨stung aller Neufahrzeuge mit Tracking - Systemen bis 2010 beschlos-
sen48. Diese Mo¨glichkeit, dass die Aufzeichnung nutzungs- und fahrzeugbezogener
Daten ohne das Mitwirken von Versicherungsunternehmen verla¨uft, wird in Kapitel
5 diskutiert. Im Hinblick auf die Kfz-Versicherung hat sie zur Folge, dass Versicherte
bereits vor Vertragsschluss mit einem Versicherer diesem risikorelevante Informatio-
nen zur Verfu¨gung stellen ko¨nnen.
2.4 Privatheit
Die fortschreitende Entwicklung von Sensoren fu¨r das Fahrzeug, sowie von Speicher-
und Datenverarbeitungstechnologien, hat gleichzeitig zu den Vorteilen der risikoge-
rechten Tarifierung auch zu Befu¨rchtungen um den Erhalt der Privatspha¨re gefu¨hrt
und daher Diskussionen und Kritik an den neuen U¨berwachungstechnologien ent-
facht. So sind laut einer Organisation, die sich mit dem Schutz der Privatspha¨re
in Datennetzen bescha¨ftigt, zahlreiche Fragen nicht eindeutig gekla¨rt,
”
etwa, wer
diese Daten zu welchem Zweck auslesen” darf. Somit besteht die Gefahr
”
dass etwa
Beho¨rden Daten anfordern, um Verkehrssu¨ndern Strafzettel auszustellen” und es
sei zudem unklar was mit den gesammelten Daten passiert, wenn der Kunde den
47Laut der NHTSA sind ca. 64% der Fahrzeuge mit Baujahr 2005 mit EDR ausgestattet
(siehe http://www.nhtsa.dot.gov/staticfiles/DOT/NHTSA/Rulemaking/Rules/Associated\
%20Files/EDR\ QAs\ 11Aug2006.pdf fu¨r eine Beschreibung der Funktionalita¨t und Verbreitung
von EDR). Siehe die Richtlinie der NHTSA (2006) http://www.nhtsa.dot.gov/staticfiles/
DOT/NHTSA/Rulemaking/Rules/Associated\%20Files/EDRFinalRule\ Aug2006.pdf zu den
Mindeststandards fu¨r EDR ab 2010, sowie die Studie zur Akzeptanz und Konsumentenbewusst-
sein u¨ber EDR von Gabler, Gabauer et al. (2004).
48Siehe http://www.ecin.de/strategie/payd/, sowie http://www.heise.de/tp/r4/
artikel/15/15598/1.html.
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Versicherer wechselt.49 Einige Versicherer haben bereits ihre Absichten angeku¨ndigt,
die gesammelten Informationen aus der U¨berwachung von minderja¨hrigen Fahrern
ihren Eltern zur Verfu¨gung zu stellen (siehe Higgins (2005)). Auch wenn diese In-
formationen letztendlich der Sicherheit der minderja¨hrigen Fahrer dienen sollen,
handelt es sich hierbei dennoch um eine Beeintra¨chtigung ihrer Privatspha¨re. Eine
Weitergabe der Daten bei Verdacht oder im Streitfall an Sicherheitsbeho¨rden oder
vor Gericht als Beweismaterial kann ohne die entsprechende Gesetzgebung ebenfalls
nicht ausgeschlossen werden. In Kanada und den USA existieren inzwischen zahlrei-
che Fa¨lle, in denen Aufzeichnungen von EDR vor Gericht verwendet wurden (siehe
z.B. Green, McClafferty (2005, 36 ff.)). Das Argument vieler Versicherer, sie wu¨rden
lediglich solche Daten sammeln, die fu¨r die Berechnung des individuellen Risikos re-
levant sind, jedoch nicht mit der Privatspha¨re des Verbrauchers zusammenha¨ngen,
kann nicht zutreffen aufgrund der im vorigen Abschnitt 2.3 fu¨r die Risikokalkulation
genannten Vorteile einer Verknu¨pfung von Daten untereinander. Zwar kann durch
den Verzicht auf bestimmte Daten der Eingriff in die Privatspha¨re beschra¨nkt wer-
den, jedoch wird damit auch die Genauigkeit beeintra¨chtigt, mit der das individu-
elle Risiko ermittelt werden kann. Es ist geradezu die Verknu¨pfbarkeit von Daten,
von der eine Bedrohung fu¨r die Privatspha¨re ausgeht. So auch Krisch (2005, 15):
”
Je leichter auf gesammelte Daten zugegriffen werden kann und je einfacher eine
Verknu¨pfung zwischen ihnen mo¨glich ist, umso problematischer sind die mo¨glichen
Auswirkungen auf die Privatspha¨re.” U¨ber die Sammlung von personenbezogenen
Daten durch den Staat und ihrer Verarbeitung stellt das Bundesverfassungsgericht
in seinem Volksza¨hlungsurteil (1983)50 Folgendes fest:
”
Dabei kann nicht allein auf die Art der Angaben abgestellt werden. Entschei-
dend sind ihre Nutzbarkeit und Verwendungsmo¨glichkeit. Diese ha¨ngen einerseits
von dem Zweck, dem die Erhebung dient, und andererseits von den der Informati-
onstechnologie eigenen Verarbeitungsmo¨glichkeiten und Verknu¨pfungsmo¨glichkeiten
ab. Dadurch kann ein fu¨r sich gesehen belangloses Datum einen neuen Stellenwert
bekommen; insoweit gibt es unter den Bedingungen der automatischen Datenverar-
beitung kein ’belangloses’ Datum mehr”.
49Siehe http://www.bohmann.at/templates/index.cfm/id/21511/KFZ\ Versicherungen\ \
Wer\ sich\ ueberwachen\ laesst\ \ spart\ Geld.
50Siehe http://www.datenschutz.rlp.de/entwicklung/ds\ rueckblick/
volkszaehlungsurteil\ auszug.htm.
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Diese Argumentation ist fu¨r die Datensammlung durch Private mindestens ge-
nauso relevant.
Um jedoch die Auswirkungen von U¨berwachung auf die Privatheit der Verbrau-
cher zu analysieren, muss man sich im Klaren sein, was man darunter verstehen sollte
und warum diese fu¨r das Individuum wichtig ist. Die Bedeutung von Privatheit wur-
de lange vor der Entwicklung von IuK Technologien erkannt und in vielen Bereichen
der Wissenschaft und des gesellschaftlichen Lebens diskutiert, so z.B. im Hinblick
auf die Rechtsprechung, Stadtplanung, Architektur und zur Erkla¨rung kultureller
Unterschiede (siehe Palen, Dourish (2003)). Die ersten o¨konomischen Beitra¨ge ver-
fassten Stigler (1980) und Posner (1978), (1981). Sie betrachten Privatheit als die
Kehrseite effizienter Ma¨rkte fu¨r private Informationen und sind der Ansicht, dass Re-
gulierung zum Schutz der Privatheit nicht notwendig und sogar ineffizient ist.51 Fu¨r
Stigler (1980) bedeutet Privatheit die Beschra¨nkung der Sammlung und Nutzung
von privaten Informationen. Die Analogie zu Ma¨rkten fu¨r Gu¨ter und Dienstleistun-
gen, die nur dann effizient funktionieren, wenn unter anderem die Voraussetzung
klar definierter Eigentumsrechte u¨ber die Ressourcen erfu¨llt ist, ha¨lt er dadurch
aufrecht, dass er die private Information als Eigentum des Individuums betrachtet.
Zwar erwa¨hnt er die Besonderheiten von Informationen, welche die Auferlegung von
Eigentumsrechten behindern ko¨nnten52, ha¨lt sie jedoch praktisch fu¨r unwichtig:
”
The view popular among economists that the production of information is costly
but its dissemination is almost free is supported by no known empirical study. [...]
There may be special difficulties in contriving or enforcing contracts for the owner-
ship of knowledge, but at present they are assumed rather than ascertained.” (Stigler
(1980, 625))
Posner (1978), (1981) interpretiert Privatheit letztlich als Unterschlagung von
Information, z.B. zur Verheimlichung diskreditierender Informationen - welche man
auch als Betrug an den Mitmenschen auffassen kann - und folgert daraus, dass ein
Recht auf Privatheit negative Auswirkungen auf die Wohlfahrt hat. Der Rolle, wel-
51Diese Ansicht entspricht der allgemeinen Einstellung der sog. Chicago Schule, wonach wirt-
schaftspolitische Eingriffe die Funktionsfa¨higkeit der Ma¨rkte beeintra¨chtigen und zu Ineffizienzen
fu¨hren.
52
”The primary peculiarity of information as a property right is commonly held to be its public
goods character: if A gives (sells) information to B, there is usually no efficient way to ensure that
B does not disseminate the information to C (while still retaining possession of the information)”
(Stigler (1980, 625)).
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che die Privatheit fu¨r die informationelle Selbstbestimmung der Individuen spielt,
misst er dabei praktisch keine Bedeutung zu. Hirshleifer (1980) kritisiert die en-
ge Definition von Privatheit von Stigler und Posner und betont die Bedeutung der
Kontrolle fu¨r den Begriff der Privatheit, die er als Unabha¨ngigkeit von der Kontrol-
le anderer Personen versteht. Auch er betrachtet Privatheit als ein Eigentumsrecht,
das die Kontrolle u¨ber die eigene Person und die eigene Zeit garantieren soll. Die
Auffassung, dass der Verlust von Privatheit ein Problem ist, dessen Lo¨sung sich auf
die angemessene Zuteilung von Eigentumsrechten reduziert, wird auch von ande-
ren Autoren vertreten. So sieht Varian (1996) den Verlust von Privatheit als das
Auftreten nicht endogenisierter sozialer Kosten. Wenn zwei Parteien u¨ber den Aus-
tausch von Informationen verhandeln, ko¨nnen sie dabei ihre Interessen abstimmen.
Wenn jedoch der Ka¨ufer diese Informationen an einen Dritten verkauft, kann es
dabei zu einer Abweichung seiner eigenen Interessen von denjenigen des urpspru¨ng-
lichen Besitzers kommen und es entsteht, je nach Verwendung der Informationen,
fu¨r diesen eine negative Externalita¨t. Die Endogenisierung dieser Externalita¨t la¨sst
sich laut Varian (1996) durch die Zuteilung von Eigentumsrechten und vollsta¨ndigen
Vertra¨gen lo¨sen, welche die genauen Nutzungszwecke vorsehen. A¨hnlich argumen-
tiert Sholtz (2001), der fu¨r die Endogenisierung der negativen Externalita¨ten zwar
nicht direkte Regulierung empfiehlt, jedoch ebenfalls die Neudefinierung und Zutei-
lung von Eigentumsrechten u¨ber Informationen fu¨r no¨tig ha¨lt, sodass der Austausch
von Informationen vertraglich geregelt werden kann. U¨bertra¨gt man diese Argu-
mentation auf die hier betrachtete Situation der U¨berwachung durch die Versiche-
rer, kann die Sammlung, Speicherung und Verwendung der Informationen zwischen
dem Versicherer und dem Versicherten vertraglich genau geregelt werden, sodass -
folgt man dieser Ansicht - dem Versicherten kein Verlust der Privatheit entstehen
sollte. Wie sich im Folgenden zeigt, ist dies zum einen praktisch nicht umsetzbar
und zum zweiten bestehen Gru¨nde davon auszugehen, dass Privatheitskosten selbst
dann entstehen wu¨rden, wenn Eigentumsrechte klar definiert wa¨ren und wenn man
vollsta¨ndige Vertra¨ge implementieren ko¨nnte. Das letztere hat damit zu tun, dass
Privatheit nicht lediglich als endogenisierte
”
Externalita¨t” aufzufassen ist, sondern
als inha¨rente Pra¨ferenz der Individuen.
Was aus o¨konomischer Sicht unter vollsta¨ndigen Vertra¨gen u¨ber den Austausch
von Informationen zu verstehen ist, entspricht in anderen Sozialwissenschaften der
sog. Kontrolltheorie nach Westin (1967) zur Erkla¨rung von Privatheit. Diese ist
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demnach wie folgt definiert:
”
privacy is the claim of individuals, groups, or institutions to determine for
themselves when, how, and to what extent information about themselves is commu-
nicated to others” (zitiert nach Rose (2006, 323)).
Aus dieser Auffassung ergibt sich umgekehrt, dass aus individueller Sicht die
Privatheit bedroht ist, wenn Individuen das Empfinden haben, (i) dass zu viele Da-
ten u¨ber sie gesammelt und gespeichert werden, (ii) dass Fehler bei der Auswertung
entstehen ko¨nnen, (iii) dass der Empfa¨nger diese Daten fu¨r nicht bekannt gegebene
Zwecke benutzen kann, (iv) sowie wenn sie nicht mit Sicherheit davon ausgehen, dass
der Empfa¨nger den Zugriff Dritter verhindern kann.53 Die Kontrolltheorie erkla¨rt,
warum Privatheit als Recht des Individuums im Allgemeinen als etwas Wu¨nschens-
wertes und nicht als U¨bel verstanden wird - immerhin kann private Information in
Ha¨nden Dritter sowohl scha¨dlich fu¨r einen selber, jedoch auch nu¨tzlich sein. So kann
laut Friedman (2000, 189) im ersten Fall Information daru¨ber, ob sich eine Person zu
Hause befindet oder nicht, Dritten dazu verhelfen, sich auf Kosten dieser Person zu
bereichern, indem sie ihr Eigentum stehlen. Im zweiten Fall kann beispielsweise die
Information, dass jemand ein sehr guter Anwalt ist, ihm mehr Auftra¨ge verschaffen.
Privatheitsrechte behindern Menschen nicht darin, Informationen u¨ber sich preiszu-
geben, sondern sie behindern andere dabei, sich Informationen u¨ber diese Menschen
ohne deren Zustimmung zu beschaffen. Wenn man also die Kontrolle u¨ber private
Informationen hat, kann man diese offenbaren, wenn man davon einen Nutzen hat
und umgekehrt fu¨r sich behalten, wenn sie sich negativ auswirken wu¨rden (siehe
Friedman (2000, 189)).
Klar definierte Eigentumsrechte in Verbindung mit vollsta¨ndigen Vertra¨gen, die
schon im Allgemeinen als eine theoretische Abstraktion gelten, sind im Fall von Infor-
mationen noch weniger realisierbar. Auch im Rahmen der Kontrolltheorie der infor-
mationellen Privatheit wurde erkannt, dass es praktisch unmo¨glich ist, vollsta¨ndige
Kontrolle u¨ber private Informationen zu behalten, sobald diese ein mal offenbart sind
(siehe Rose (2006, 323)). Obwohl Vertra¨ge oder der Datenschutz - wenn man davon
ausgeht, dass die Datenschutzbestimmungen mit der Entwicklung neuer Technolo-
gien und den U¨berwachungsmo¨glichkeiten, die sie ero¨ffnen, Schritt halten - Grenzen
dafu¨r setzen, was mit den Daten geschehen darf oder nicht, ist der Nachweis einer
Verletzung der getroffenen Bestimmungen wesensgema¨ß sehr schwer. Laut Rosen-
53Siehe Milberg, Burke et al. (1995), sowie Stewart, Segars (2002)).
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berg (2000, 81) unterscheiden sich Privatheitsverletzungen von allen anderen Verlet-
zungen von Eigentumsrechten dadurch, dass Informationen einfach kopiert werden
ko¨nnen, ohne dass die Originalversion dabei entwendet oder bescha¨digt wird. Wenn
also Daten ohne das Wissen des Eigentu¨mers kopiert werden, mu¨ssen dabei keine
Spuren hinterlassen werden und der Eigentu¨mer kann unter Umsta¨nden nicht erken-
nen, dass die Daten kopiert wurden. Auch wenn diese Eigenschaft der Information
schon immer existiert hat und noch 1980 von Stigler fu¨r unwichtig gehalten wurde
(siehe oben), nimmt mit dem Fortschritt von IuK Technologien ihre Bedeutung fu¨r
die Privatspha¨re zu.54 Newman, Bach (2004) identifizieren vier Hauptgru¨nde fu¨r die
Bedrohung der Privatspha¨re durch neue IuK Technologien. Zum einen hat das Vo-
lumen der Daten, die gesammelt und analysiert werden ko¨nnen, sehr hohe Ausmaße
erreicht, zum anderen ko¨nnen neue Arten von Informationen gesammelt werden,
die noch vor ein paar Jahren nicht digitalisierbar waren. Des Weiteren hat sich der
Kreis der Empfa¨nger und Nutzer von Informationen massiv ausgeweitet - beinahe
jede Person verfu¨gt u¨ber Datenverarbeitungstechnologien und Zugriff zu Datenban-
ken, die davor das Privileg großer Organisationen und Beho¨rden waren. Schließlich
ist es der (internationale) Datentransfer, der es ermo¨glicht, zu vernachla¨ssigbaren
Kosten Informationen auszutauschen.
Laut Bohn, Coroama et al. (2005) liegt das Potential fu¨r einen Verlust der Pri-
vatheit vor allem in der Entwicklung neuer Speicher- und Suchtechnologien, da In-
dividuen fu¨r ihre Entscheidungen u¨ber den Austausch von Informationen nicht nur
die gegenwa¨rtigen Bedingungen und Nutzer dieser Informationen zugrunde legen
mu¨ssen, sondern auch die zum Zeitpunkt der Entscheidung unbekannten Bedingun-
gen und Nutzer in der Zukunft. Dies verdeutlichen Palen, Dourish (2003, 132) an
dem Beispiel von U¨berwachungskameras an o¨ffentlichen Pla¨tzen. Obwohl Verfechter
der U¨berwachungstechnologien behaupten, dass die Privatspha¨re damit unberu¨hrt
bleibt, da das Verhalten der Individuen ohnehin o¨ffentlich ist, muss man auch hier
von einem Eingriff in die Privatspha¨re ausgehen, da das Individuum nicht vollsta¨ndig
u¨berschaut wer zu einem gegebenen Zeitpunkt in der Zukunft die Aufzeichnungen
54Das Bewusstsein der Verbraucher fu¨r Privatheit und Datenschutz hat sich in den vergangenen
Jahren vera¨ndert. So stellt Westin (2001) fest: ”there has been a well-documented transformation
in consumer privacy attitudes over the past decade, moving concerns from a modest matter of a
minority of consumers in the 1980s to an issue of high intensity expressed by more than three-fourth
of American consumers in 2001.”
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sehen kann. Allein die Unfa¨higkeit fu¨r das Individuum, den vollsta¨ndigen potentiel-
len Nutzerkreis der Informationen zu identifizieren, muss als Verlust der Privatheit
gedeutet werden. Speichertechnologien verursachen jedoch nicht nur Unsicherheit
bezu¨glich des Nutzerkreises, sondern auch bezu¨glich der Nutzungszwecke der In-
formationen und ihrem U¨bereinstimmen mit den Interessen des Individuums u¨ber
die Zeit hinweg. Daten ko¨nnen u¨ber lange Perioden gespeichert werden und fu¨r
Zwecke genutzt werden, die das Individuum ex ante nicht u¨berschaut. Selbst wenn
die gespeicherten Informationen beim Empfa¨nger bleiben, kann deren Nutzung, wel-
che dem Individuum zum Zeitpunkt der Offenbarung gerechtfertigt erscheinen mag,
zu einem spa¨teren Zeitpunkt seinem Interesse widersprechen und im Gegensatz zu
anderen Gu¨tern, kann es dann die ein mal offenbarten Informationen nicht mehr
”
zuru¨ckkaufen”.
Neben der praktischen Unmo¨glichkeit vollsta¨ndige Kontrolle u¨ber Informationen
zu behalten und damit einen Verlust der Privatheit zu verhindern, sehen einige
Autoren die Kontrolltheorie selbst als unzula¨nglich um Privatheit zu erkla¨ren. Moor
(1997) trennt zwischen Privatheit und Kontrolle, sodass es hiermit mo¨glich ist, dass
ein Individuum zwar die Kontrolle u¨ber private Information beha¨lt, dennoch keine
Privatheit besitzt (siehe auch Rose (2006, 325), die empirische Evidenz zugunsten
dieser Theorie findet). Laut dieser alternativen Interpretation von Privatheit55 hat
ein Individuum dann Privatheit, wenn
”
the individual [...] is protected from intrusion, interference and information
access by others” (Moor (1997, 30)).
Allein der Zugriff anderer Personen auf Informationen, selbst wenn das Indivi-
duum die Kontrolle daru¨ber hat, wird als Verlust der Privatheit interpretiert (zu
unterscheiden von Verletzung der Privatheit, die dann eintritt, wenn Vereinbarun-
gen, entsprechende Gesetze oder Bestimmungen zum Schutz der Privatheit verletzt
werden). Im Rahmen dieser Theorie spielt die Kontrolle u¨ber Informationen inso-
fern eine Rolle, als sie notwendig ist, um die Privatheit zu steuern (Tavani (2007,
12)). U¨bertra¨gt man diese Auffassung u¨ber die Privatheit auf die in der vorliegenden
Arbeit geschilderte Situation, verursacht alleine die Offenbarung von Informationen
an den Versicherer dem Versicherten einen Verlust von Privatheit, selbst wenn er
dabei idealerweise vollsta¨ndige Kontrolle u¨ber den Nutzerkreis und u¨ber die Verwen-
55Diese wird von Moor (1997, 31) als ”control/restricted access” Theorie bezeichnet, siehe auch
Tavani (2007, 9 ff.).
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dung seiner Daten ha¨tte. Diese Interpretation der Privatheit, neben der praktischen
Unmo¨glichkeit vollsta¨ndiger Kontrolle u¨ber die Informationen, erfordert, die Pri-
vatheit als inha¨rente Pra¨ferenz des Individuums zu betrachten und sie entsprechend
fu¨r die Untersuchung der Auswirkungen der Informationsoffenbarung in seine Nut-
zenfunktion aufzunehmen.
Nicht wenige Autoren betrachten Privatheit als eine Pra¨ferenz, die sich evoluto-
risch und kulturell in verschiedenen Gesellschaften unterschiedlich entwickelt hat.56
In seiner Untersuchung der Privatheit folgert Moor (1997, 30)
”
because privacy is an expression of the core value of security, it is a plausible
candidate for an intrinsic good in the context of a highly populated, computerized
society”
In diesem Zusammenhang ist der Autor u¨berzeugt, dass eine elektronische U¨ber-
wachung, die nachweislich die gesammelten Informationen in keiner Weise nutzt,
dennoch dem Individuum Unbehagen bereiten wu¨rde (siehe Moor (1997, 28 ff.)).
Die gleiche Meinung vertritt Rosenberg (2000):
”
pain is caused to the victim even if acquiring the data has no further causal
upshot”57
”
what troubles us is that the data remains accessible in the mind of the voyeur
and can be accessed in any time. Even this ’use’ causes us pain.”58
Dass allein die Offenbarung von Informationen einen Verlust von Privatheit ver-
ursacht, selbst wenn die Informationen zu keinem Zweck verwendet werden, be-
kra¨ftigt das zuvor gea¨ußerte Argument der Verknu¨pfbarkeit von Daten, wonach man
nicht zwischen
”
risikorelevanten” und
”
privatheitsrelevanten” Informationen trennen
kann und es sich immer um einen trade-off zwischen den Vorteilen der Informati-
onsoffenbarung (Reduktion von Informationsasymmetrien) und einem Verlust an
Privatheit handelt.
Die aufgefu¨hrten Argumente, und konkret die Auffassung, dass die Offenbarung
von Informationen vo¨llig unabha¨ngig von ihrem Verwendungszweck Unbehagen stif-
tet, spiegeln sich in der modelltheoretischen Analyse der folgenden Kapitel darin,
dass sich fu¨r das Individuum Informationsoffenbarung stets in Kosten, die von den
sonstigen Nutzenkomponenten unabha¨ngig sind, niederschla¨gt.
56Fu¨r eine empirische Analyse siehe Milberg, Burke et al. (1995).
57Siehe Rosenberg (2000, 79).
58Siehe Rosenberg (2000, 80).
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Kapitel 3
Akzeptanz von
Monitoringtechnologien bei
Adverser Selektion
3.1 Problemstellung
In diesem Kapitel liegt der Analyse von U¨berwachung das Problem der adversen
Selektion zugrunde. Zur adversen Selektion, bei der gute Risiken zu wenig Versiche-
rung nachfragen oder sogar unter Umsta¨nden vom Markt verdra¨ngt werden, kommt
es dann, wenn sich Individuen in ihrem Schadensrisiko unterscheiden und dieses ih-
re private Information ist. Bei dieser Informationsasymmetrie ist das individuelle
Schadensrisiko als exogene Eigenschaft des Versicherten zu verstehen, die durch den
Versicherer nicht beobachtet werden kann. Wenn Versicherer lediglich u¨ber die Ver-
sicherungspra¨mie pro Einheit Versicherungsleistung entscheiden ko¨nnen und diese
so setzten, dass sie fu¨r jede Schadenssumme die fu¨r die Gesamtbevo¨lkerung durch-
schnittlichen erwarteten Kosten deckt, fragen gute Risiken weniger Versicherung
nach als fu¨r die volle Schadensdeckung notwendig ist. Ist der durchschnittliche Preis
ausreichend hoch, kann es sogar dazu kommen, dass sie die Versicherung komplett
verweigern. In der Kfz-Versicherung jedoch, wo das Ausschlussprinzip dafu¨r sorgt,
dass ein Vertragsabschluss lediglich mit einem Versicherer mo¨glich ist, ist auch die
absolute Ho¨he der Schadenszahlung Gegenstand des Vertrags. Insbesondere in der
Vollkaskoversicherung stehen dem Kunden mehrere Kombinationen zwischen Scha-
densdeckung und Pra¨mienho¨he zur Verfu¨gung. Auch im betrachteten Ein-Perioden
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Modell ko¨nnen Versicherer verschiedene Kombinationen zwischen Versicherungs-
pra¨mie und Schadenszahlung anbieten, von denen die Individuen wa¨hlen ko¨nnen.
Dieser Vorgang wird auch als Screening bezeichnet, da die Versicherer durch das
Unterbreiten verschiedener Vertra¨ge als erste agieren und die Versicherten mit ih-
rer Wahl aus dem Vertragsmenu¨ dem Versicherer ihr tatsa¨chliches Schadensrisiko
offenbaren. Die Selbstselektion der Kunden durch ihre Wahl zwischen den Versiche-
rungsvertra¨gen stellt sicher, dass die durch den Versicherer einbehaltenen Pra¨mien
die erwarteten Kosten der Kunden tatsa¨chlich decken werden. Dabei wird auch hier
eine ineffiziente Allokation des Schadensrisikos zwischen guten Risiken und dem Ver-
sicherer verursacht. Das Potential der U¨berwachung, welche Informationen u¨ber den
Risikotyp der Kunden liefert, liegt darin, diese Ineffizienz zu mindern oder sogar zu
beseitigen. Dabei hat die U¨berwachung nicht nur allokative, sondern auch distribu-
tive Auswirkungen, dessen Ausmaß und Richtung unter anderem von der Ho¨he und
der Eigenschaften der Privatheitskosten abha¨ngen.
Dieses Kapitel ist wie folgt aufgebaut. Im folgenden Abschnitt 3.2 wird eine Ein-
bettung der Problematik in die verwandte Literatur vorgenommen. Der zentrale Un-
terschied der in dieser Arbeit durchgefu¨hrten Analyse zu der existierenden Literatur
besteht darin, dass die Entscheidung daru¨ber, ob U¨berwachung stattfinden soll, den
Versicherten und nicht den Versicherern zur Verfu¨gung steht. Die Mo¨glichkeit, u¨ber
das Ausmaß der U¨berwachung zu entscheiden und somit die U¨berwachungspra¨zision
endogen zu bestimmen, was erst durch die Beru¨cksichtigung von Privatheitskosten
von Interesse ist, wurde in der bestehenden Literatur ebenfalls noch nicht betrachtet.
Im Abschnitt 3.3 wird das Grundmodell vorgestellt, in dessen Rahmen die weite-
re Analyse stattfindet. Die dort getroffenen grundlegenden Annahmen bleiben auch
fu¨r die Analyse von Moral Hazard im Kapitel 4 bestehen. In diesem Abschnitt
werden die Ausgangssituation ohne U¨berwachung und die Ineffizienzen der Informa-
tionsasymmetrie ausfu¨hrlich geschildert und Gleichgewichstkonzepte dargestellt, die
fu¨r die weitere Analyse notwendig sind. Im Abschnitt 3.4 wird die Mo¨glichkeit zur
U¨berwachung eingefu¨hrt, wobei hier unterstellt wird, dass diese perfekte Information
u¨ber den Risikotyp liefert. Privatheitskosten, die bei U¨berwachung entstehen, werden
beru¨cksichtigt und dabei Heterogenita¨t der Individuen bezu¨glich ihrer Privatheits-
pra¨ferenzen zugelassen. Die Analyse bezieht sich auf die optimalen Vertra¨ge und
auf die Wohlfahrtswirkungen von U¨berwachung im Gleichgewicht. In Abschnitt 3.5
du¨rfen Individuen u¨ber die U¨berwachungspra¨zision entscheiden. Auch hier werden
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die optimalen Vertra¨ge und die Wohlfahrtswirkung ermittelt. Wie sich zeigen wird,
ha¨ngen diese sowohl im Abschnitt 3.4 als auch im Abschnitt 3.5 von der Ausgangs-
situation ab. Schließlich werden in Abschnitt 3.6 die Ergebnisse zusammengefasst
und Erweiterungen fu¨r eine weiterfu¨hrende Analyse vorgeschlagen.
3.2 Literaturu¨berblick
Adverse Selektion unter vollkommener Konkurrenz und die Lo¨sung dieses Problems
durch Screening wurde in der grundlegenden Arbeit von Rothschild, Stiglitz (1976)
analysiert. Es handelt sich hierbei um ein zweistufiges Spiel, in dem als erstes die
uninformierten Versicherer Vertra¨ge anbieten und dann die Versicherten aus diesen
wa¨hlen ko¨nnen. Dabei charakterisieren die Autoren die im Versicherungsmarkt resul-
tierenden Vertra¨ge, u¨berpru¨fen die Robustheit der Ergebnisse in Bezug auf verschie-
dene Annahmen und diskutieren sie unter dem Aspekt der Effizienz. Es kommt dabei
zu separierenden Vertra¨gen, wobei gute und schlechte Risiken jeweils einen anderen
Vertrag auswa¨hlen. Ein unbefriedigendes Ergebnis fu¨r den Stand der damaligen For-
schung war, dass es aufgrund der Annahmen u¨ber das Verhalten der Unternehmen
(konkret beru¨cksichtigen sie fu¨r ihre Entscheidungen nicht die Reaktionen der Kon-
kurrenten) und unter bestimmten Bedingungen (siehe hierzu Abschnitt 3.3.2) zu
einer Nicht-Existenz eines Gleichgewichts kommen kann, die jedoch in der Realita¨t
kaum beobachtet wird. Dies gab den Anlass fu¨r die Entwicklung weiterer Ansa¨tze
um die Mo¨glichkeit der Nicht-Existenz eines Gleichgewichts zu umgehen. Zum einen
wurde die Spielstruktur vera¨ndert1, zum anderen wurden unter alternativen An-
nahmen u¨ber das Verhalten von Unternehmen weitere Gleichgewichtskonzepte ent-
wickelt, so z.B. von Wilson (1977), Miyazaki (1977), Spence (1978) 2. Crocker, Snow
(1985a) nehmen das Gleichgewichtskonzept, das unter Wilson-Myazaki-Spence be-
1Um die Existenz eines Pooling Gleichgewichts zu ermo¨glichen, fu¨hrt z.B. Hellwig (1987) eine
dritte Stufe ins Spiel ein, in der die Versicherer die von den Versicherten gewa¨hlten Vertra¨ge
ablehnen ko¨nnen.
2Ein weiteres Gleichgewichtskonzept, worauf im Folgenden jedoch nicht na¨her eingegangen wird,
ist das reactive equilibrium von Riley (1979). Demnach sind die Vertra¨ge im Markt ein reactive
Gleichgewicht, wenn fu¨r jeden zusa¨tzlichen Vertrag, den jemand anbietet und damit einen Gewinn
macht, ein weiterer Vertrag gewinnbringend angeboten werden ko¨nnte, der diesen unprofitabel
macht. Mit diesem Gleichgewichtskonzept kommt es stets zu separierenden Vertra¨gen ohne Quer-
subventionierung zwischen den Risikotypen a´ la Rothschild, Stiglitz (1976).
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kannt ist, auf und zeigen, dass dieses unabha¨ngig von den Parametern des Modells
immer zweitbesteffizient ist. Dabei wird Zweitbesteffizienz (informationsbeschra¨nk-
te Effizienz) wie zuerst von Harris, Townsend (1981) definiert, sodass darunter die
Pareto-optimale Allokation unter der Selbstselektionsbedingung zu verstehen ist.
Wie weiter unten gezeigt wird, resultieren dabei separierende und unter Umsta¨nden
quersubventionierende Vertra¨ge, wobei gute Risiken schlechte subventionieren.
Auf der Suche nach einer effizienzsteigernden Vertragsgestaltung betrachten Ar-
nott, Stiglitz (1988) wiederum Randomisierung zwischen Vertra¨gen, wobei der Ver-
sicherte seinen gewa¨hlten Vertrag nur mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit erha¨lt.
Wa¨hrend eine derartige ku¨nstliche Einfu¨hrung von zusa¨tzlichem Risiko im Fall hoher
Risikoaversion des schlechten Risikotypen sinnvoll sein kann (da dadurch die Selbst-
selektionsbedingung gelockert wird), ist sie bei identischen Nutzenfunktionen beider
Risikotypen nicht erwu¨nscht. Einen a¨hnlichen Ansatz entwickelt Garella (1989), bei
dem allerdings in einem Gu¨termarkt mit fu¨r Kunden unbeobachtbarer Qualita¨t der
Gu¨ter Intermedia¨re u¨ber die Preise randomisieren.
A¨hnlich wie beim Wilson-Myazaki-Spence Gleichgewicht wird auch im Modell
von Bisin, Gottardi (2006) eine Wohlfahrtsverbesserung durch Umverteilung er-
reicht. Auch wenn der Modellrahmen vom Versicherungsmodell abweicht - die Au-
toren betrachten Walrasianische Gleichgewichte (siehe auch Gale (1992) der zur
Lo¨sung der Nicht-Existenz eines Gleichgewichts ebenfalls auf das Walrasianische
Gleichgewicht zuru¨ckgreift), in denen sowohl Versicherte als auch Versicherer als
Preisnehmer agieren und die adverse Selektion als negative Externalita¨t auf gute
Risiken auftritt - resultiert Quersubventionierung durch die Einfu¨hrung eines Mark-
tes fu¨r
”
Konsumrechte”, in dem gute Risiken an schlechte Risiken dafu¨r zahlen, dass
sie mehr Versicherung
”
konsumieren” du¨rfen.
Des Weiteren existieren auch mehrperiodige Modelle von Versicherung unter
adverser Selektion (siehe Dionne, Doherty, Fombaron (2000) fu¨r einen U¨berblick),
womit Vertragsbindung seitens der Versicherten, der Versicherer oder beider Seiten
beru¨cksichtigt wird, auf die jedoch hier nicht na¨her eingegangen wird.
Unter der Bedingung adverser Selektion stellt sich die Frage, welchen Wert aus
privater und sozialer Sicht zusa¨tzliche Informationen u¨ber die Eigenschaften der
Akteure haben, womit sich eine Vielzahl von Beitra¨gen bescha¨ftigt.
Unter vollkommenem Wettbewerb wird jede verfu¨gbare und kostenlose Informa-
tion, die mit dem Schadensrisiko der Individuen auch nur imperfekt korreliert, von
39
Versicherern zur Einteilung der Kunden in Risikogruppen und fu¨r die nachfolgende
Vertragsanpassung verwendet (siehe Tryfos (1980), Crocker, Snow (2000)). Die Ur-
sache hierfu¨r liegt darin, dass mit zusa¨tzlicher Information gute Risiken identifiziert
werden ko¨nnen, und die gezielte Vertragsgestaltung fu¨r diese kurzfristig - bis die
Konkurrenten nachziehen - zu positiven Gewinnen fu¨hrt.
Ein zentraler Aspekt der nachfolgenden Analyse sind die Anreize fu¨r Individuen
U¨berwachung zu akzeptieren und dadurch Informationen dem Versicherer preiszu-
geben. Hierfu¨r wird auf einen großen Strang der Versicherungsliteratur zuru¨ckgegrif-
fen3, der sich mit den Anreizen von Individuen bescha¨ftigt, zusa¨tzliche Informatio-
nen zu erhalten, wenn diese fu¨r die Vertragsgestaltung der Versicherung verwendet
werden ko¨nnen. Die wachsende Anzahl von Beitra¨gen zu diesem Thema wurde zum
einen durch die gesellschaftspolitische Diskussion u¨ber Geschlechter- und Altersdis-
kriminierung in verschiedenen Versicherungszweigen bedingt (z.B. Rea (1992), sowie
Harrington, Doerpinghaus (1993) ). Zum anderen wurde die Forschung angefacht
durch das Erscheinen und die Verbreitung von Gentests, die zusa¨tzliche Informa-
tionen u¨ber die Erkrankungswahrscheinlichkeit von Individuen in der Krankenver-
sicherung liefern und durch die Frage, wie diese aus normativer Sicht zu regulieren
sind. Dabei unterscheiden sich die Ergebnisse abha¨ngig davon, ob die Individuen im
Voraus private Informationen besitzen, ob die Testergebnisse private (asymmetri-
sche) oder o¨ffentliche (symmetrische) Information darstellen und ob im Falle priva-
ter Information wiederum der Informationsstatus beobachtbar ist oder nicht. Auch
wenn die Analyse in diesen Beitra¨gen konkret im Kontext der Gentests abgewickelt
wird, sind viele der Ergebnisse allgemein gu¨ltig und daher unter anderem auf Kfz-
Versicherungen u¨bertragbar.
Obwohl es sich in der nachfolgenden Analyse um Offenbarung und nicht um
den Erwerb von Informationen handelt, sind beide Fragestellungen im Grunde zwei
verschiedene Seiten derselben Medaille, da beide den Wert von Informationen be-
treffen. So wird zum Beispiel im Abschnitt 3.5 eine Situation beschrieben, in der
Individuen mit privatem Vorwissen zusa¨tzliche private Information erhalten ko¨nnen
(zumindest bezogen auf die schlechten Risikotypen), welche sie dann dem Versi-
cherer offenbaren ko¨nnen. Zugleich ist der Informationsstatus der Individuen von
den Versicherern beobachtbar (Versicherer ko¨nnen beobachten, welche Personen ei-
3Fu¨r einen U¨berblick und eine Diskussion im Hinblick auf den Wert zusa¨tzlicher Information
siehe Crocker, Snow (2000).
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ne U¨berwachungstechnologie installieren). Ein sehr a¨hnliches Informationsszenario,
allerdings mit unbeobachtbarem Informationsstatus, wird von Doherty, Thistle (1996)
im Kontext von gesundheitlichen Untersuchungen in der Krankenversicherung un-
ter
”
nicht gemeldete negative und verifizierbare positive Ergebnisse” und konkret
im Fall informierter guter Risiken und uninformierter schlechter Risiken beschrie-
ben. Allgemein folgern Doherty, Thistle (1996), dass im Fall von unbeobachtbarem
Informationsstatus der Erwerb kostenloser Informationen u¨ber den Risikotyp aus
privater Sicht immer einen nicht-negativen Wert hat - ganz gleich, ob die Indivi-
duen urspru¨nglich vo¨llig unwissend u¨ber ihr eigenes Risiko sind, ob nur einige von
ihnen unwissend sind oder ob sie imperfektes Vorwissen besitzen.
Ligon, Thistle (1996) wiederum gehen davon aus, dass Individuen u¨ber den
eigenen Risikotyp nicht informiert sind und zusa¨tzlich ihr Schadensrisiko falsch
einscha¨tzen. Sie verallgemeinern das Ergebnis, dass - solange der Informationsstatus
nicht beobachtbar ist - der private Wert zusa¨tzlicher kostenloser Informationen nicht-
negativ ist, fu¨r eine Mehrzahl von Risikotypen, fu¨r verschiedene Gleichgewichtskon-
zepte und Marktstrukturen.
Crocker, Snow (1992), die jedoch zuna¨chst risikoneutrale Agenten in einem Si-
gnaling Modell analysieren, kommen zum Ergebnis, dass bei einem beobachtbaren
Informationsstatus und solange Individuen kein Vorwissen u¨ber ihr eigenes Risi-
ko verfu¨gen, zusa¨tzliche private Informationen aus sozialer Sicht keinen Wert ha-
ben. Wenn sie hingegen privates vorheriges Wissen besitzen, kann der soziale Wert
der zusa¨tzlichen privaten Information positiv oder negativ sein, abha¨ngig von der
Ho¨he der Signalkosten. Dabei defininieren sie den sozialen Wert der Information so,
dass dieser dann positiv ist, wenn mit der zusa¨tzlichen Information eine ho¨here Nut-
zenmo¨glichkeitenkurve fu¨r die Agenten erreichbar ist als ohne diese Informationen.
Zusa¨tzliche o¨ffentliche Information hat in diesem Modellrahmen immer einen positi-
ven sozialen Wert, solange die Akteure u¨ber privates Vorwissen verfu¨gen. Schließlich
betrachten die Autoren im Modellrahmen von Rothschild, Stiglitz (1976) den Fall
risikoaverser Agenten mit privatem Vorwissen u¨ber ihren Typ, die zusa¨tzliche pri-
vate und perfekte Information u¨ber ihren Typ erwerben ko¨nnen. Der soziale Wert
dieser Information kann positiv oder negativ sein abha¨ngig von den Parametern
des Modells. Allgemein liegt die Ursache dafu¨r, dass zusa¨tzliche Information einen
negativen privaten oder sozialen Wert haben ko¨nnte, im sog. Klassifizierungsrisiko
(auch Pra¨mienrisiko genannt), das dann vorhanden ist, wenn sich das Ergebnis ein
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schlechter Risikotyp zu sein, negativ auf die Vertra¨ge, die ein Individuum zur Wahl
hat, auswirkt.
Hoy (1982) untersucht die Wohlfahrtseffekte imperfekter Risikokategorisierung,
wobei er feststellt, dass das Ergebnis nicht eindeutig ist und von der Art des ur-
spru¨nglichen Gleichgewichts, d.h. bevor die Kategorisierung implementiert wurde,
abha¨ngt. Dabei betrachtet er jedoch diejenigen Vertra¨ge, die in einem nicht regu-
lierten Markt resultieren und zwar nur unter dem Aspekt der Pareto-Optimalita¨t.
Hoy (1984) behandelt neben den Effizienzeffekten von Kategorisierung auch die
Auswirkungen auf die Einkommensverteilung (siehe hierzu auch Hoy (2005), worauf
im Abschnitt 3.4.2 na¨her eingegangen wird). Dabei zeigt der Autor, dass Kate-
gorisierung die Ungleichheit der Einkommensverteilung versta¨rken und die soziale
Wohlfahrt reduzieren kann.
Crocker, Snow (1986), (1985b) u¨berpru¨fen, ob die Gewinner der Kategorisierung
hypothetisch in der Lage sind, die Verlierer zu kompensieren. Unter diesem Gesichts-
punkt stellen sie fest, dass die Kategorisierung stets einen positiven Wert hat. Durch
ein geeignetes System von Steuern und Subventionen und bei ausgeglichenem Budget
ko¨nnte demnach immer eine Pareto-Wohlfahrtsverbesserung implementiert werden.
Obwohl sich Tabarrok (1994) in seiner Analyse ausschließlich auf die Folgen
genetischer Tests (fu¨r die soziale Wohlfahrt) bezieht und entsprechende normative
Folgerungen fu¨r deren Regulierung ableitet, bietet der Autor einen U¨berblick u¨ber
die verschiedenen Aspekte und Effekte zusa¨tzlicher Information, die allgemein fu¨r
jede Art von Versicherung relevant sind (wie z.B. die Externalita¨ten, die entstehen,
wenn nur einige Individuen uninformiert sind und die dazu fu¨hren ko¨nnen, dass
sich im Gleichgewicht alle testen lassen). Als wirtschaftspolitische Maßnahme zur
Gegenwirkung auf das Pra¨mienrisiko, das mit Risikokategorisierung einhergeht und
sich aufgrund der Risikoaversion der Individuen negativ auf die Wohlfahrt auswirkt,
schla¨gt der Autor die Einfu¨hrung einer Pflichtversicherung gegen das Ergebnis von
Gentests vor, die jeder vor der Durchfu¨hrung eines Gentests abschließen soll.
Zu einem a¨hnlichen Ergebnis, formal und verallgemeinert, kommt auch Roth-
schild (2007), der sich ebenfalls mit den Wohlfahrtseffekten der Kategorisierung
befasst. Um eine Wohlfahrtsverschlechterung zu verhindern, sind auch hier wirt-
schaftspolitische Instrumente erforderlich. Der Autor findet, dass - unabha¨ngig vom
konkreten Gleichgewicht, in dem sich der Markt befindet - Pareto-Verbesserungen
dann mo¨glich sind, wenn der Regulierer zusa¨tzlich eine Versicherung gegen das Risi-
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ko, ein schlechter Risikotyp, zu sein einfu¨hrt. Dieses Ergebnis ist auch dann robust,
wenn eine Vielzahl von Risikotypen oder Ignoranz u¨ber die Korrelation zwischen
den Schadenswahrscheinlichkeiten und Kategorisierungskriterien seitens des Regu-
lierers zugelassen werden. Wa¨hrend eine solche politische Maßnahme zweifelsohne
positive Effekte haben wird, ist es jedoch fraglich, ob die notwendige gesellschaftli-
che Akzeptanz fu¨r die Durchsetzung einer derartigen Pflichtversicherung vorhanden
wa¨re.
Hoy, Lambert (2000) analysieren die Gerechtigkeitseffekte imperfekter Katego-
risierung, wobei sie die Ungerechtigkeit in horizontal (durch falsche Kategorisie-
rung) und vertikal (durch Quersubventionierung zwischen verschiedenen Risikoty-
pen) unterscheiden. Wenn die Pra¨zision der Kategorisierung zunimmt, nehmen zwar
die Quersubventionierung (und damit die vertikale Ungerechtigkeit) und die Wahr-
scheinlichkeit einer falschen Zuordnung ab, der Nutzenverlust guter Risiken durch
eine solche falsche Zuordnung steigt jedoch gleichzeitig, insbesondere wenn sich die
Schadenswahrscheinlichkeiten schlechter und guter Risiken stark unterscheiden. Die
Autoren stellen fest, dass eine Verbesserung der Pra¨zision aus Fairnessaspekten dann
gerechtfertigt ist, wenn der Anteil schlechter Risiken nicht zu klein ist.
Am Beispiel konkreter Gentests untersuchen Hoy, Ruse (2005) (siehe auch Hoy,
Orsi et al. (2003)) die Frage, ob aus Wohlfahrtssicht Versicherern die Verwendung
dieser Informationen erlaubt oder verboten werden sollte. Da zumindest kurzfristig
davon ausgegangen werden kann, dass Gentests ein relativ unpra¨ziser Indikator fu¨r
das Erkrankungsrisiko sind, stellen die Autoren fest, dass der Effizienzverlust durch
die adverse Selektion, der bei einem Verbot resultiert, unerheblich ist.
Ein Teil der Literatur bescha¨ftigt sich mit Situationen, in denen zusa¨tzliche In-
formation u¨ber den Typ der Agenten zu Verhaltensa¨nderungen fu¨hren kann, die
wiederum das Schadensrisiko beeinflussen. Hier ist der Vorteil zusa¨tzlicher Informa-
tion nicht nur die Beseitigung der Ineffizienzen, die durch adverse Selektion erzeugt
werden, sondern auch die Mo¨glichkeit fu¨r die Individuen, ihr Verhalten besser an ih-
ren wahren Typ anzupassen. In Doherty, Posey (1998), wo nur ein Teil der Agenten
u¨ber ihren Typ uninformiert ist, entscheiden die Individuen u¨ber den Erwerb zusa¨tz-
licher privater Information (bei unbeobachtbarem Status). Aus privater Sicht ist der
Erwerb der Information eine dominante Strategie. Wenn hingegen die zusa¨tzliche
Information o¨ffentlich ist, ist der private Wert der Information nur dann positiv,
wenn der Effekt der dadurch erzeugten Verhaltensa¨nderung ausreichend stark ist,
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um den negativen Effekt des Klassifizierungsrisikos zu dominieren.
Auch Hoy (1989) untersucht den Wohlfahrtseffekt zusa¨tzlicher Information,
wenn diese die Individuen dazu veranlasst, ihr Verhalten und damit ihr Schadens-
risiko zu a¨ndern. Er geht davon aus, dass urspru¨nglich alle Individuen u¨ber ihren
Typ uninformiert sind. Dabei geht er von o¨ffentlicher Information u¨ber den Risi-
kotyp aus. Fu¨r das Szenario, in dem sowohl das Verhalten als auch die Schadens-
deckung, die Individuen nachfragen, beobachtbar sind, kommt auch Hoy (1989) zu
dem Ergebnis, dass der (private und soziale) Wert der Information nur dann positiv
ist, wenn der Effizienzzuwachs durch die bessere Anpassung des Verhaltens an der
wahren Schadenswahrscheinlichkeit den negativen Effekt des Klassifizierungsrisikos
u¨berkompensiert.
Strohmenger, Wambach (2000) analysieren die Auswirkungen der Kategorisie-
rung durch Gentests im Krankenversicherungsmarkt, wenn die Nutzenfunktion der
Individuen zustandsabha¨ngig ist. Effizienzzuwachs aus dem Gentest mit symmetri-
scher Information wird in ihrem Modell durch die Annahme ermo¨glicht, dass fu¨r
Individuen ohne Versicherung die Zahlungsbereitschaft fu¨r die Behandlungskosten
im Krankheitsfall so gering ist, dass sie sich nicht behandeln lassen. Als Folge dessen,
werden sie sich nur dann versichern, wenn das Erkrankungsrisiko ausreichend klein
ist. Insofern unterstu¨tzt die zusa¨tzliche Information durch einen Gentest die Ent-
scheidung u¨ber die Versicherungsnachfrage. Zu einem a¨hnlichen Ergebnis, in dem
die zusa¨tzliche Information die Anpassung der Versicherungsnachfrage ermo¨glicht,
kommen im Bereich der Lebensversicherung Hoy, Polborn (2000).
Auch wenn der Aspekt der Verhaltensanpassung von Individuen durch zusa¨tz-
liche Information hier nicht Gegenstand der Analyse ist, wird in den folgenden Ab-
schnitten gezeigt, dass aufgrund der Reduktion von Informationsasymmetrien Infor-
mation nicht nur trotz vorhandenem Pra¨mienrisiko, sondern auch trotz Privatheits-
kosten einen positiven Wert sowohl aus privater als auch aus sozialer Sicht haben
kann. Im Gegensatz zur verwandten Literatur steht im Mittelpunkt der gesamten
Analyse die Tatsache, dass die Individuen und nicht die Versicherer diejenigen sind,
die u¨ber die Anwendung und das Ausmaß der U¨berwachung entscheiden ko¨nnen.
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3.3 Grundmodell
3.3.1 Modellannahmen
Risikoneutrale Versicherer agieren in einem Markt unter vollkommener Konkurrenz.
Die von ihnen angebotenen Versicherungsvertra¨ge C seien vollsta¨ndig beschrieben
durch (d, r), wobei r die Versicherungspra¨mie und d die Schadenssumme4 darstellt.
Des Weiteren wird folgende Annahme getroffen.
Annahme 1: Bei Indifferenz seitens der Versicherungsnehmer bezu¨glich zwei
verschiedener Versicherungsvertra¨ge, wird derjenige Vertrag gewa¨hlt, der zu nicht-
negativen Gewinnen fu¨r den Versicherer fu¨hrt.
Die Versicherungsnehmer (die im Folgenden auch als Individuen bezeichnet wer-
den) sind risikoavers. Zur Vereinfachung der nachfolgenden grafischen Darstellung
wird unterstellt, dass sie u¨ber konstante absolute Risikoaversion verfu¨gen, wobei
bemerkt sei, dass die Lockerung dieser Annahme keinerlei qualitative Auswirkun-
gen auf die resultierenden Ergebnisse hat. Die Individuen seien in jeder Hinsicht,
ausgenommen die Wahrscheinlichkeit einen Schaden zu erleiden, identisch. Somit
verfu¨gen alle Individuen zur Bewertung moneta¨rer Auszahlungen u¨ber die identi-
sche von Neumann-Morgenstern Nutzenfunktion u(w), wobei w das Nettovermo¨gen
bezeichnet und u(w) stetig, mindestens zwei mal differenzierbar, mit u′(w) > 0 und
u′′(w) < 0 ist. Das Ausgangsvermo¨gen der Individuen sei gegeben durch W und der
moneta¨re Schaden durch L, wobeiW > L gilt. Hiermit erfolgt eine Beschra¨nkung auf
zwei mo¨gliche Zusta¨nde der Welt - entweder es tritt ein Schaden in der angegebenen
Ho¨he ein (Zustand A) oder es tritt kein Schaden ein (Zustand N).
Die Schadenswahrscheinlichkeit beruht auf unterschiedlichen exogen vorgegebe-
nen Eigenschaften der Individuen und ist somit unabha¨ngig von ihrem Verhalten.
Konkret sei unterstellt, dass es in der Bevo¨lkerung insgesamt zwei Risikotypen gibt,
die entsprechend als schlechte und gute Risiken bezeichnet werden und durch die
Schadenswahrscheinlichkeiten pH und pL charakterisiert sind, wobei pH > pL, und
pi ∈ (0, 1).5 Der Anteil guter Risikotypen an der Bevo¨lkerung sei q. Diese Werte
4Unter der Voraussetzung, dass im Zwei-Zustandsmodell eine fixe Schadensho¨he unterstellt
wird, ist es unerheblich, ob man von Selbstbeteiligung oder Selbstbehalt spricht.
5Wie aus den Bezeichnungen deutlich wird, wird hier lediglich nach der Wahrscheinlichkeit einen
Schaden zu erleiden differenziert. Diese ist unabha¨ngig davon, ob das betroffene Individuum selbst
oder eine dritte Person der Verursacher des Schadens ist. Somit wird hier von eventuell mo¨glichen
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sind allen beteiligten Akteuren bekannt. Wa¨hrend jedoch jedes Individuum seinen
eigenen Risikotyp kennt, ist diese Information fu¨r die Versicherer nicht verfu¨gbar.
3.3.2 Grundlegende Konzepte und Gleichgewichtsdefinitio-
nen
Symmetrische Information
Um den Rahmen fu¨r die weiteren Ergebnisse abstecken zu ko¨nnen und die wich-
tigsten Konzepte zu erla¨utern, werden zuna¨chst die Vertra¨ge unter symmetrischer
Information betrachtet. Da freier Marktein- und austritt herrscht, werden sich die
Versicherer so lange unterbieten, bis im Gleichgewicht die verbleibenden Versicherer
mit den bestehenden Vertra¨gen gerade noch einen erwarteten Gewinn von Null er-
wirtschaften. Somit werden im Zuge des Wettbewerbs aus der Sicht von Versicherten
ungu¨nstige Vertra¨ge aus dem Markt verdra¨ngt und es verbleiben diejenigen Vertra¨ge
im Markt, die den erwarteten Nutzen der Versicherten maximieren. Unter symme-
trischer Information ist den Versicherern der Risikotyp jedes einzelnen Individuums
bekannt. Formal sind die optimalen Vertra¨ge fu¨r die schlechten und guten Risiken
(diK , riK), i = {L,H} durch das folgende Maximierungsproblem zu finden:
max
riK ,diK
piu(W − L− riK + diK) + (1− pi)u(W − riK) (3.1)
s.t
riK − pidiK ≥ 0.
Dabei entspricht die Zielfunktion dem erwatreten Nutzen des Typen i und die Neben-
bedingfung stellt sicher, dass die einbehaltene Versicherungspra¨mie riK mindestens
so hoch ist, dass damit die erwartete Schadenszahlung an diesen Risikotypen, pidiK ,
gedeckt wird.
Die resultierenden Vertra¨ge CiK = (diK , riK) = (L, piL) sind charakterisiert
durch volle Deckung des Schadens (Vollversicherung) und aktuarisch faire Versiche-
rungspra¨mie fu¨r beide Risikotypen (siehe auch Rothschild, Stiglitz (1976)). Somit
wird die erstbeste Lo¨sung erreicht, bei der die risikoneutralen Versicherer das gesam-
te Schadensrisiko u¨bernehmen und die Versicherten eine Pra¨mie zahlen, die ihren
eigenen erwarteten Schaden gerade abdeckt.
Externalita¨ten, die in Bezug auf die Schadenswahrscheinlichkeit von Verkehrsteilnehmern an andere
Verkehrsteilnehmer verursacht werden, abgesehen.
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Abbildung 3.1: Symmetrische Information und RS Gleichgewicht
Grafisch sind die Vertra¨ge im Zustandspra¨ferenzdiagramm in Abbildung 3.1 dar-
gestellt. Auf den Achsen des Zustandspra¨ferenzdiagramms ist das Nettovermo¨gen im
Schadens- und Nichtschadensfall, wA bzw. wN , abgetragen. Die Steigung der Indif-
ferenzkurven, welche die unterschiedlichen Kombinationen von Nettovermo¨gen in
beiden Zusta¨nden der Welt fu¨r einen gegebenen konstanten erwarteten Nutzen dar-
stellen, erha¨lt man, indem man das Theorem u¨ber implizite Funktionen auf den
erwarteten Nutzen
E[u(w)] = piu(wA) + (1− pi)u(wN) = const.
anwendet. Somit betra¨gt die Steigung
dwA
dwN
|E[u(w)]=const. = −(1− p
i)u′(wN)
piu′(wA)
.
Hieraus ergibt sich die sog. single crossing Eigenschaft der Indifferenzkurven: die
Steigung der Indifferenzkurve von guten Risiken ist - fu¨r eine gegebene Kombination
von Nettovermo¨gen - stets gro¨ßer als die von schlechten Risiken und folglich ko¨nnen
sich die Indifferenzkurven der zwei Risikotypen nur einmal schneiden. Da der Nutzen
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mit dem Nettovermo¨gen wa¨chst, ist der erwartete Nutzen um so gro¨ßer, desto ho¨her
und weiter rechts die Indifferenzkurve liegt.
A¨hnlich erha¨lt man die Steigung der sog. Gewinngeraden fu¨r beide Risikotypen.
Die Gewinngerade stellt alle Kombinationen von Nettovermo¨gen dar, mit welchen
der erwartete Gewinn des Versicherers konstant bleibt. Der erwartete Gewinn aus
dem Vertrag mit einem Versicherten vom Typ i ist
E[pii] = ri − pidi = const.
Addiert und subtrahiert man zu bzw. vom erwarteten Gewinn das erwartete
Vermo¨gen des Versicherten (W − piL), la¨sst sich dieser, mit den entsprechenden
Umformungen6, als Funktion der Nettovermo¨gen umschreiben
E[pii] = piri + (1− pi)ri − pidi + (W − piL)− (W − piL)
= −pi(W − L− ri + di)− (1− pi)(W − ri) + (W − piL)
= −piwA − (1− pi)wN + (W − piL) = const.
Somit erha¨lt man nach Anwendung des Theorems fu¨r implizite Funktionen die Stei-
gung der Null-Gewinngeraden
dwA
dwN
|E[pi]=const. = −1− p
i
pi
,
welche fu¨r gute Risiken gro¨ßer ist. OP ist das Nettovermo¨gen ohne Versicherung:W ,
falls kein Schaden eintritt, und W − L, falls der Schaden eintritt. Durch Einsetzen
dieser Werte in die obige Gleichung fu¨r den erwarteten Gewinn kann man feststel-
len, dass E[pi]|OP = 0 und damit verlaufen die Null-Gewinngeraden, auf denen alle
Kombinationen von Nettovermo¨gen liegen, die einen erwarteten Gewinn von Null
erzielen, durch diesen Punkt OP . Weiterhin wird aus dieser Gleichung deutlich, dass
der erwartete Gewinn umso gro¨ßer ist, je kleiner die Nettovermo¨gen sind, d.h. je
weiter unten und links die Gewinngerade liegt.
Die optimalen Vertra¨ge liegen auf der sog. Sicherheitsgeraden, auf der das
Vermo¨gen unabha¨ngig vom Schaden gleich bleibt, wA = wN . Zugleich liegen die opti-
malen Vertra¨ge auf den Tangentialpunkten zwischen der Indifferenzkurve des jeweili-
gen Risikotyps und der diesem Risikotyp entsprechenden Null-Gewinngeraden. Man
6Hierbei wird
−(W − piL) = −pi(W − piL)− (1− pi)(W − piL), sowie ri = piri + (1− pi)ri beru¨cksichtigt.
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kann sich auch an der Grafik vergewissern, dass nur das Vertragsmenu¨ (CLK , CHK)
ein Gleichgewicht sein kann. Es gibt außerhalb des Gleichgewichts kein weiteres Ver-
tragsmenu¨, das sowohl von einem der beiden Risikotypen oder von beiden gleichzei-
tig, pra¨feriert wird, als auch gleichzeitig fu¨r die Versicherer einen Gewinn von Null
erwirtschaftet. Da vollkommene Konkurrenz herrscht und alle Versicherer einen er-
warteten Gewinn von Null haben, verbleibt der gesamte Wohlfahrtsu¨berschuss durch
die Versicherung bei den Versicherten, wobei aufgrund der Risikoaversion (grafisch
entspricht dies der Kru¨mmung der Indifferenzkurven) E[u(Ci)] > E[u(OP )] gilt.
Wa¨re mit den so ermittelten Vertra¨gen der Risikotyp fu¨r die Versicherer nicht
beobachtbar, wu¨rden auch schlechte Risiken den Vertrag CLK wa¨hlen (da sie da-
mit einen ho¨heren Erwartungsnutzen erzielen), womit fu¨r die Versicherer Verluste
entstehen:
E[pi] = rLK − pL < 0,
mit rlK = pLL und p = qpL+(1−q)pH . Das Vertragsmenu¨ muss daher entsprechend
angepasst werden, wenn der Risikotyp private Information der Versicherungsnehmer
ist.
Asymmetrische Information
Im Folgenden werden die gleichgewichtigen Vertra¨ge unter asymmetrischer Informa-
tion dargestellt, die dann resultieren, wenn die Versicherer zuerst Vertragsangebote
unterbreiten, welche die Individuen dann akzeptieren oder ablehnen ko¨nnen. Dabei
offenbaren die Individuen durch ihre Wahl zwischen diesen Vertra¨gen ihr Schadensri-
siko (Screening). Versicherte du¨rfen sich lediglich bei einem Unternehmen versichern
- was im Kfz-Versicherungsmarkt stets zutrifft - sodass Preis-Mengen Vertra¨ge an-
geboten werden ko¨nnen.7 Welche Vertra¨ge im Gleichgewicht unter vollkommener
Konkurrenz und asymmetrischer Information resultieren, ha¨ngt konkret von den
Annahmen bezu¨glich des Verhaltens der Versicherer ab.
Rothschild, Stiglitz (1976) gehen von reinen Nash-Strategien aus, wobei Versi-
cherer die Vertragsangebote ihrer Konkurrenten als gegeben betrachten und somit
nicht beru¨cksichtigen, dass die Konkurrenten auf ihr Verhalten reagieren ko¨nnten.
Aufgrund dieser Annahme resultiert, dass (i) ein Pooling Gleichgewicht (bei dem
7Ohne das Ausschlussprinzip in der Versicherung sind Preis-Mengen Angebote als Screening
Mechanismus nicht mo¨glich, da Individuen von verschiedenen Versicherern gleichzeitig Schadens-
deckung bis zur von ihnen gewu¨nschten Ho¨he nachfragen ko¨nnen.
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beide Risikotypen den gleichen Vertrag erhalten) nicht mo¨glich ist, (ii) ein sepa-
rierendes Gleichgewicht (in dem fu¨r jeden Risikotyp ein eigener Vertrag angeboten
wird) nicht immer existiert, (iii) und falls ein separierendes Gleichgewicht existiert,
es nicht zwangsla¨ufig zweitbesteffizient, d.h. unter den Restriktionen der Informati-
onsasymmetrie Pareto-optimal, ist.
Definition 1 (Rothschild, Stiglitz (1976))
Ein Vertragsmenu¨ ist ein RS Gleichgewicht, wenn (i) keiner der Vertra¨ge negative
erwartete Gewinne bringt und (ii) es keinen Vertrag außerhalb dieses Gleichgewichts
gibt, der nicht-negative erwartete Gewinne bringt.
Formal lassen sich die gleichgewichtigen Vertra¨ge finden, indem man zum Ma-
ximierungsproblem (3.1) die jeweiligen Selbstselektionsbedingungen
EU i(Ci) ≥ EU i(Cj), i 6= j ∈ {L,H}
hinzufu¨gt, wobei mit EU i(Ci) = piu(W −L− ri+di)+ (1−pi)u(W − ri) der erwar-
tete Nutzen des Risikotypen i mit dem Vertrag Ci = (di, ri) bezeichnet wird. Dabei
ist lediglich die Selbstselektionsbedingung fu¨r schlechte Risiken bindend, wobei die-
se im Gleichgewicht ihren erstbesten Vertrag und damit Vollversicherung erhalten
(siehe auch Stiglitz (1977) und Spence (1978)). Grafisch sind die resultierenden Ver-
tra¨ge (CHK , CLA) in Abb. 3.1 dargestellt. Damit Selbstselektion stattfindet, wird
die Schadenszahlung fu¨r gute Risiken soweit reduziert, bis schlechte Risiken keinen
Anreiz mehr haben, sich als gute auszugeben. Dadurch, dass sie nun einen Teil des
Schadensrisikos u¨bernehmen mu¨ssen, erleiden gute Risiken im Vergleich zur erstbe-
sten Lo¨sung Nutzeneinbußen EUL(CLA) < EUL(CLK), welche den Effizienzverlust
durch die Informationsasymmetrie reflektieren.
Dass kein Pooling Gleichgewicht existieren kann, liegt an der Annahme reiner
Nash-Strategien, bei denen die Versicherer jeweils das Verhalten der anderen als ge-
geben ansehen. Aufgrund der single crossing Eigenschaft der Indifferenzkurven, gibt
es demnach, gegeben dass die anderen Versicherer einen Pooling Vertrag anbieten,
immer einen Anreiz fu¨r einen beliebigen Versicherer von diesem Pooling Vertrag ab-
zuweichen, um durch einen Vertrag, der nur von guten Risiken pra¨feriert wird, einen
positiven erwarteten Gewinn zu erwirtschaften (siehe Rothschild, Stiglitz (1976)).
Des Weiteren existiert kein separierendes Gleichgewicht, wenn das Verha¨ltnis
schlechter zu guter Rsiken einen kritischen Wert unterschreitet, d.h. (1−q)
q
< δRS
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(siehe Dionne, Doherty, Fombaron (2000)). Rothschild, Stiglitz (1976) zeigen gra-
fisch, wann dieser Fall eintritt. Die Intuition dahinter ist, dass fu¨r einen ausreichend
kleinen Anteil schlechter Risiken an der Bevo¨lkerung ein Pooling Vertrag, bei dem
zwar gute Risiken schlechte subventionieren mu¨ssten, jedoch mehr Schadenszahlung
als im separierenden Gleichgewicht erhalten, aus der Sicht aller beteiligten Akteu-
re, einschließlich guter Risiken, attraktiver ist als das separierende Gleichgewicht.
Da jedoch kein Pooling Gleichgewicht existieren kann, existiert in diesem Fall kein
Gleichgewicht.
Dass das separierende Gleichgewicht nicht immer zweitbesteffizient ist, bele-
gen Rothschild, Stiglitz (1976) mit Hilfe des Problems der optimalen Subvention8.
Um die zweitbesteffiziente (unter der Informationsasymmetrie die Pareto-optimale)
Lo¨sung zu finden, wird wie bisher der Erwartungsnutzen der guten Risiken unter
der Selbstselektionsbedingung fu¨r schlechte Risiken maximiert, jedoch werden die
Vertra¨ge durch die Budgetbedingung nicht wie bisher darauf beschra¨nkt, einzeln
einen erwarteten Gewinn von Null zu erwirtschaften, sondern lediglich darauf, dass
das Vertragspaar fu¨r schlechte und gute Risiken zusammengenommen einen nicht
negativen erwarteten Gewinn sicherstellen muss. Falls die Lo¨sung dieses Problems
vom RS Gleichgewicht abweicht, bedeutet dies, dass das RS Gleichgewicht nicht
zweitbesteffizient ist, d.h. durch Umverteilung ko¨nnen sich sowohl schlechte als auch
gute Risiken besser stellen. Diese Situation verdeutlicht das allgemeine Resultat,
dass unter Zweitbesteffizienz nicht unbedingt zwischen Allokation und Distribution
getrennt werden sollte (siehe Welzel (1994)) - auch wenn trotz der Informationsa-
symmetrie zumindest fu¨r schlechte Risiken der erstbeste Vertrag implementierbar
ist, ist dieser nur als Spezialfal zweitbesteffizient.
Formal la¨sst sich das Problem wie folgt darstellen
max
dL,s
pLu(wLA) + (1− pL)u(wLN) (3.2)
s.t.
u(W − pHL+ s) ≥ pHu(wLA) + (1− pH)u(wLN)
s ≥ 0,
wobei s die Subvention pro schlechtem Risiko, wLA = W − L− pLdL − t+ dL, wLN =
W−pLdL−t die Nettovermo¨gen fu¨r gute Risiken im Schadens- und Nichtschadensfall
8Siehe auch Crocker, Snow (1985a) fu¨r eine eingehende Effizienzanalyse der Gleichgewichte, die
bei vollkommener Konkurrenz resultieren.
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sind, und t = (1−q)
q
s ist die
”
Steuer”, die gute Risiken abfu¨hren mu¨ssen. Dabei
stellt die letzte Bedingung sicher, dass im Erwartungswert die Gewinne gerade Null
entsprechen.
Das optimale Vertragspaar (CH , CL) bietet fu¨r schlechte Risiken auf jeden Fall
Vollversicherung. Falls im Optimum die Nebenbedingung fu¨r die Subvention bin-
det, s = 0, entspricht die Lo¨sung genau dem RS Gleichgewicht. Die hinreichende
Bedingung hierfu¨r ist, mit s = 0,
(1− q)
q
>
u′(W − pHL)[u′(wLA)− u′(wLN)]
u′(wLA)u′(w
L
N)
pL(1− pL)
pH − pL . (3.3)
Bezeichnet man die rechte Seite dieser Ungleichung mit δWMS, wobei δWMS > δRS
gilt (siehe Dionne, Doherty, Fombaron (2000)), kann man zusammenfassen, dass fu¨r
(1−q)
q
< δRS ein RS Gleichgewicht nicht existiert, und dass es fu¨r δRS < (1−q)
q
< δWMS
zwar existiert, jedoch nicht zweitbesteffizient ist. Um einerseits die Nicht-Existenz
eines Gleichgewichts und andererseits die Ineffizienz zu umgehen, wurden daher
alternative Gleichgewichtskonzepte entwickelt. Das Gleichgewicht mit Voraussicht
von Wilson (1977) (E2 pooling equilibrium) lo¨st das Problem der Nicht-Existenz,
indem es Versicherern erlaubt, das Verhalten ihrer Konkurrenten zu antizipieren.
Konkret werden Versicherer derartige Vertra¨ge, die mit den antizipierten Reaktionen
der Konkurrenten negative Gewinne erwirtschaften wu¨rden, erst gar nicht anbieten.
Die Definition dieses Gleichgewichts lautet.
Definition 2 (Wilson (1977))
Ein Vertrag / Vertragsmenu¨ ist ein (Wilson E2) Gleichgewicht, wenn (i) damit der
erwartete Gewinn nicht negativ ist und (ii) es keinen Vertrag, bzw. kein Vertrags-
menu¨ außerhalb dieses Gleichgewichts gibt, mit dem auch dann positive erwartete
Gewinne erwirtschaftet werden ko¨nnen, wenn die dadurch unprofitabel gewordenen
Vertra¨ge aus dem Markt genommen wurden.
Mit dieser Definition entspricht das E2 Gleichgewicht dem RS Gleichgewicht,
falls dieses existiert und andernfalls ( (1−q)
q
< δRS) einem Pooling Vertrag, welcher
den erwarteten Nutzen guter Risiken unter der Budgetbedingung (Pooling Null-
Gewinnbedingung) maximiert.
Spence (1977) und Miyazaki (1977) u¨bernehmen die Annahme u¨ber das vor-
ausschauende Verhalten der Versicherer (im Sinne Wilsons Voraussicht), erlauben
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jedoch zusa¨tzlich Quersubventionierung innerhalb eines Vertragsmenu¨s (d.h. zwi-
schen zwei separierenden Vertra¨gen). Hiermit wird auch das Problem der Ineffizienz
gelo¨st. Demnach entsprechen die Vertra¨ge dem RS Gleichgewicht, falls dieses zweit-
besteffizient ist, und andernfalls ( (1−q)
q
< δWMS) der Lo¨sung des Problems der opti-
malen Subvention (3.2), d.h. separierende Vertra¨ge mit Quersubventionierung.9 Die-
ses Gleichgewichtskonzept wird im Folgenden mit WMS (Wilson-Miyazaki-Spence)
bezeichnet10 und fu¨r die weitere Analyse u¨bernommen. Mit Quersubventionierung,
s > 0, stellen sich schlechte Risiken besser, da sie weniger als die faire Pra¨mie zah-
len. Gute Risiken zahlen zwar mehr als die faire Pra¨mie, erhalten aber durch die
Quersubventionierung eine ho¨here Deckung des Schadens, womit sie sich - gegeben
dass (1−q)
q
< δWMS gilt - ebenfalls besser stellen.
Grafisch ist dieses Gleichgewicht (CHS, CLS) in Abb. 3.2 dargestellt. Die Ver-
tra¨ge liegen auf Iso-Gewinngeraden, die jeweils parallel zu den Nullgewinnlinien
E[piH ] und E[piL] verlaufen und die Pooling Nullgewinnlinie E[piP ] = 0 (im sel-
ben Punkt) schneiden11. Der erwartete Verlust aus dem Vertrag CHS, gewichtet
mit dem Anteil schlechter Risiken, wird daher durch den erwarteten Gewinn aus
dem Vertrag CLS, gewichtet mit dem Anteil guter Risiken, genau kompensiert. Da
EUH(CHS) > EUH(CHK) gilt, haben schlechte Risiken im Vergleich zu den erstbe-
sten Vertra¨gen einen ho¨heren erwarteten Nutzen, jedoch gilt fu¨r gute Risiken auch
hier EUL(CLS) < EUL(CLK), sodass sie durch die Informationsasymmetrie verlie-
ren.
Kategorisierung von Risiken
Die Auswirkungen der Kategorisierung der Versicherten aufgrund von beobacht-
baren Informationen, die imperfekt mit ihrem Schadensrisiko korrelieren, werden
unter Anwendung des WMS Gleichgewichts eingehend von Hoy (1982) analysiert.
9Miyazaki (1977) zeigt, dass unter der Voraussetzung, dass Quersubventionierung zwischen
separierenden Vertra¨gen erlaubt wird, im Gleichgewicht niemals ein Pooling Vertrag optimal sein
kann.
10Die Eindeutigkeit eines WMS Gleichgewichts mit Quersubventionierung wird von Dionne, Fom-
baron (1996) bewiesen.
11Die Pooling Nullgewinnlinie stellt Kombinationen von Nettovermo¨gen wA und wNA dar, womit
die Versicherer im Duchschnitt, d.h. mit beiden Risikotypen, einen erwarteten Gewinn von Null
erzielen. Die Steigung der Pooling Nullgewinnlinie betra¨gt somit dwAdwN |E[piP ]=const. = −
1−pP
pP
, wobei
pP = qpL + (1− q)pH .
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Abbildung 3.2: WMS Gleichgewicht
Dabei werden Versicherte anhand dieser beobachtbaren Eigenschaften in zwei Grup-
pen (z.B. nach Geschlecht) klassifiziert und erhalten, abha¨ngig von der Gruppe der
sie zugeho¨ren, unterschiedliche Vertra¨ge oder Vertragsmenu¨s. Da die Informatio-
nen mit dem Schadensrisiko korrelieren, entha¨lt die eine Gruppe GB einen ho¨heren
Anteil schlechter Risiken als die Gesamtbevo¨lkerung, wodurch die durchschnittliche
Schadenswahrscheinlichkeit fu¨r diese Gruppe steigt: p(GB) > p (die entsprechende
Pooling Nullgewinnlinie innerhalb der Gruppe wird flacher). Umgekehrt ist der An-
teil guter Risiken in der zweiten Gruppe GG gro¨ßer und daher die durchschnittliche
Schadenswahrscheinlichkeit kleiner als in der Gesamtbevo¨lkerung (die Pooling Null-
gewinnlinie fu¨r diese Gruppe verla¨uft steiler). Fu¨r die Vertra¨ge, die fu¨r diese beiden
Gruppen im Gleichgewicht resultieren, sind die jeweiligen Anteile der Risikotypen
innerhalb der Gruppen entscheidend. Fu¨r die Wohlfahrtswirkungen der Kategorisie-
rung mu¨ssen diese Vertra¨ge mit denjenigen ohne Kategorisierung (bzw. die Vertra¨ge
vor der Kategorisierung) verglichen werden.
Gegeben, dass sowohl ohne als auch mit Kategorisierung nur WMS Gleichge-
wichte (mit Quersubventionierung) resultieren, d.h. dass der Anteil schlechter Ri-
54
HKC
HSC
LKC
Nw
][ HE π
][ GE π
LSC
][ BE π
][ PE π
LAC
][ LE π
FC
F
GC
F
BC
LS
BCHS
BC
LS
GC
HS
GC
Aw
Abbildung 3.3: Risikokategoriserung
siken auch in Gruppe GB ausreichend klein ist, zeigt Hoy (1982), dass sich alle
Individuen (schlechte und gute Risiken) in Gruppe GB schlechter stellen und alle
Individuen in Gruppe GG besser stellen als ohne Kategorisierung. Diese Situation ist
in Abb. 3.3 dargestellt. Dabei sind (CHS, CLS) das urspru¨ngliche Vertragsmenu¨ oh-
ne Kategorisierung und (CHSj , C
LS
j ), j = {G,B} sind die jeweiligen Vertragsmenu¨s
fu¨r beide Kategorisierungsgruppen. Wie in der Abbildung zu sehen ist, bilden die je-
weiligen Vertragspaare ein eigensta¨ndiges WMS Gleichgewicht fu¨r die entsprechende
Pooling Nullgewinnlinie E[pij] = 0 in der entsprechenden Gruppe, d.h. jedes Ver-
tragspaar bringt einen erwarteten Gewinn von Null. Dies wird im Allgemeinen im
Folgenden hervorgehoben.
Lemma 1
Im Gleichgewicht besteht keine Quersubventionierung zwischen den Kategorisie-
rungsgruppen.
Beweis:
Laut der Definition fu¨r ein WMS Gleichgewicht darf kein Vertrag(smenu¨) außer-
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halb des Gleichgewichts existieren, der (das) wenn angeboten, einen nicht-negativen
erwarteten Gewinn selbst dann erzielt, wenn die Vertra¨ge, die durch dieses Ange-
bot unprofitabel werden, zuru¨ckgezogen werden. Sei (CHS′B , C
LS′
B ) das Vertragspaar
fu¨r die Gruppe GB, das durch das Vertragspaar (CHS′G , C
LS′
G ) fu¨r die Gruppe G
G
quersubventioniert wird. Dabei ist es unerheblich wie die Steuerlast zwischen den
Risikotypen in GG aufgeteilt wird, da sich eine steuerliche Belastung der schlech-
ten Risiken aufgrund der Selbstselektionsbedingung ebenfalls auf die guten Risiken
negativ auswirkt. Im Extremfall einer alleinigen Belastung der guten Risiken, so-
dass der Vertrag CHS′G = C
HS
G fu¨r schlechte Risiken (siehe Abb. 3.3) erhalten bleibt,
wu¨rde der fu¨r gute Risiken in dieser Gruppe resultierende Vertrag CLS′G (in der Ab-
bildung nicht dargestellt) weiterhin auf der Indifferenzkurve der schlechten Risiken
durch CHSG liegen, jedoch - aufgrund der zusa¨tzlichen Steuer - links von C
LS
G . Auf-
grund der single crossing Eigenschaft ist der erwartete Nutzen guter Risiken mit
diesem Vertrag CLS′G kleiner als mit C
LS
G . Das Vertragspaar (C
HS
G , C
LS
G ) erzielt einen
erwarteten Gewinn von Null, wird mindestens von den guten Risiken in Gruppe GG
vorgezogen und la¨sst die urspru¨nglichen Vertra¨ge (CHS′G , C
LS′
G ) mit einem erwarteten
Verlust. Daher kann (CHS′B , C
LS′
B ), (C
HS′
G , C
LS′
G ) kein Gleichgewicht sein. Das gleiche
Argument gilt fu¨r eine Quersubventionierung von Gruppe GG durch Gruppe GB.
Da schlechte Risiken stets Vollversicherung erhalten, stellen sich die schlechten
Risiken in GG dadurch besser, dass ihre Subvention im Vergleich zur Situation ohne
Kategorisierung zunimmt - wie Hoy (1982) zeigt, gilt ∂s
∂q
> 0). Dass sich die gu-
ten Risiken in dieser Gruppe ebenfalls besser stellen, erkennt man daran, dass sie
nun, aufgrund des kleineren Anteils schlechter Risiken in dieser Gruppe, die gleiche
Subvention s an schlechte Risiken mit einer kleineren Steuer t sicherstellen ko¨nnten.
Da die Subvention pro schlechtem Risiko steigt (und die Steuer pro gutem Risi-
ko von q nicht eindeutig abha¨ngt), a¨ußert sich die Verbesserung guter Risiken im
Gleichgewicht darin, dass sie mehr Schadensdeckung erhalten. Intuitiv kann man
sich dies daran verdeutlichen, dass mit dem kleineren durchschnittlichen Schadens-
risiko in dieser Gruppe die Versicherung
”
billiger” wird, sodass gute Risiken mehr
Schadensdeckung
”
kaufen” ko¨nnen12. Fu¨r das quersubventionierende WMS Gleich-
gewicht wird dies von Crocker, Snow (1986, 333) gezeigt. Speziell zeigen sie, dass der
fu¨r gute Risiken optimale quersubventionierende WMS Vertrag im Tangentialpunkt
12Wu¨rde man einen Pooling Vertrag betrachten, folgt dieses Ergebnis direkt von Ehrlich, Becker
(1972).
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der Indifferenzkurve guter Risiken mit dem geometrischen Ort der realisierbaren
Vertra¨ge liegt. Dieser ist eine Kurve (hier nicht dargestellt), die in Abb. 3.2 die
Punkte CLA und CF verbindet und rechts von E[piP ] = 0 liegt (siehe auch Dionne,
Fombaron (1996)). Mit einem gro¨ßeren Anteil guter Risiken q, steigt die Steigung
von E[piP ] = 0 wodurch auch der geometrische Ort der realisierbaren Vertra¨ge stei-
ler wird. Der Tangentialpunkt mit der Indifferenzkurve guter Risiken verlagert sich
entsprechend nach oben, wodurch eine ho¨here Schadensdeckung resultiert. Analog
folgt fu¨r die Versicherten in Gruppe GB - sowohl fu¨r gute als auch schlechte Risiken
- dass sie sich schlechter stellen als ohne Kategorisierung.
3.4 Entscheidung bei bedingter U¨berwachung
mit perfekter Information
Nun werden die Annahmen des Modells dahingehend gea¨ndert, dass den Versicherern
eine Monitoringtechnologie zur Verfu¨gung steht, die zudem keine Bereitstellungs-
oder Betriebskosten verursacht. Diese Technologie erlaubt ihnen den Risikotyp des
Individuums mit Sicherheit festzustellen, d.h. sie liefert bei ihrem Einsatz perfek-
te Information daru¨ber. Versicherer ko¨nnen somit, optional zu den konventionellen
Vertra¨gen, Vertra¨ge mit U¨berwachung anbieten und die Individuen entscheiden las-
sen, ob sie diese pra¨ferieren oder nicht. In diesem Abschnitt liegt das Augenmerk
auf bedingte U¨berwachung, d.h. eine Auswertung von Informationen u¨ber die Ei-
genschaften der Fahrer findet nur dann statt, wenn ein Schaden eintritt. Andernfalls
mu¨ssen die Versicherten keine Informationen offenbaren. In der Praxis spiegelt sich
diese Annahme in der Anwendung von Monitoring vom Typ Black Box wider. Die-
se exogene Festlegung auf eine bestimmte Ausgestaltung der U¨berwachung mag als
eine unno¨tige Einschra¨nkung der Menge der realisierbaren Vertra¨ge erscheinen und
damit die Befu¨rchtung erwecken, dass somit wohlfahrtsdominierende Vertra¨ge von
vornherein ausgeschlossen werden. Wie sich jedoch im Folgenden herausstellen wird,
lassen sich mit bedingter U¨berwachung effektiv die gleichen Vertra¨ge erzielen wie mit
unbeschra¨nkter U¨berwachung, wobei die unbeschra¨nkte U¨berwachung unabha¨ngig
vom Schadensfall stattfindet und erlaubt, dass sowohl die Schadenszahlung als auch
die Versicherungspra¨mie nachtra¨glich an die zuvor offenbarte Information angepasst
werden ko¨nnen. Zudem fu¨hrt die Beru¨cksichtigung von Privatheitskosten dazu, dass
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- solange beide Anwendungsmo¨glichkeiten der U¨berwachung zur Verfu¨gung stehen
und beide kostenlos sind - bedingte U¨berwachung schwach dominant ist.
Aus dem vorhergehenden Abschnitt wurde deutlich, dass Informationsasymme-
trien mit Effizienzeinbußen verbunden sind und speziell, dass gute Risiken diejenigen
sind, die durch die U¨bernahme eines Teils des Schadensrisikos, um sich damit von
den schlechten Risiken zu differenzieren, einen Nutzenverlust erleiden. Folglich sind
es die guten Risiken, die potentiell von einer U¨berwachungstechnologie profitieren
ko¨nnen, vorausgesetzt die damit verbundenen Vorteile der Risikoteilung u¨berwiegen
den gegebenenfalls vorhandenen Nutzenverlust aus der Offenbarung privater Infor-
mation. Weiterhin ergibt sich aus dem vorhergehenden Abschnitt, dass fu¨r schlechte
Risiken U¨berwachung mit perfekter Information keine Vorteile bringen kann. Infor-
mationsasymmetrien lassen ihre Wohlfahrt entweder unberu¨hrt - im Falle des RS
Gleichgewichts - oder sie werden dadurch sogar besser gestellt - im WMS Gleichge-
wicht. Demnach haben sie, ausgehend von den Vertra¨gen unter Informationsasym-
metrie, keinen Anreiz dem Versicherer ihren wahren Risikotyp zu vermitteln.
Im Folgenden sei angenommen, dass ein Anteil k ∈ [0, 1] der guten Risiken
- diese seien mit Typ LP bezeichnet - bei der Offenbarung privater Information
einen Disnutzen (im Folgenden auch Privatheitskosten genannt) von g erleidet. Diese
Privatheitskosten entstehen dann, wenn U¨berwachung stattfindet; somit betra¨gt der
Gesamtnutzen der guten Risiken vom Typ LP im Falle, dass sie u¨berwacht werden
u(w)− g.
Alle anderen guten Risiken - vom Typ L0 und mit Anteil (1−k) - und die schlechten
Risiken erleiden keinen perso¨nlichen Schaden durch die Preisgabe privater Informa-
tion. Es sei bemerkt, dass durch diese Annahme nicht der falsche Eindruck entstehen
sollte, dass die Pra¨ferenz fu¨r Privatheit in irgendeiner Weise mit dem Schadensrisiko
zusammenha¨ngt. In Kapitel 2 wurde ausfu¨hrlich dargelegt, dass sich Privatheits-
kosten dann ergeben, wenn das Individuum grundsa¨tzlich nur ungern perso¨nliche
Daten preisgibt, ganz gleich welche Rolle diese Daten fu¨r die Vertragsgestaltung
spielen ko¨nnten. Somit handelt es sich um eine Unterteilung der Individuen nach
Eigenschaften nach zwei voneinander unabha¨ngigen Dimensionen - zum einen das
Schadensrisiko und zum anderen die Pra¨ferenz fu¨r Privatheit. Demnach wa¨re es sogar
geradezu notwendig anzunehmen, dass auch unter den schlechten Risiken einige In-
dividuen bei U¨berwachung Privatheitskosten erleiden. Wie sich jedoch herausstellen
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wird, werden - vorausgesetzt dass die U¨berwachung perfekte Information u¨ber den
Risikotyp liefert - schlechte Risiken selbst dann, wenn sie durchweg keine Pra¨ferenz
fu¨r Privatheit haben, im Gleichgewicht nie u¨berwacht. Dies gilt sowohl fu¨r bedingte
als auch fu¨r unbschra¨nkte U¨berwachung, sodass eine Unterteilung der schlechten
Risiken nach Privatheitspra¨ferenzen unerheblich ist.
3.4.1 Gleichgewichtige Vetra¨ge mit bedingter U¨berwachung
Die Vertra¨ge im Gleichgewicht und die Wohlfahrtseffekte bedingter U¨berwachung
ha¨ngen vom urspru¨nglichen Gleichgewicht (Referenzsituation) ab. Daher werden das
RS Gleichgewicht und das WMS Gleichgewicht mit Quersubventionierung gesondert
betrachtet. Mit EU i(Cj) sei der erwartete Nutzen des Typs i mit dem Vertrag j
bezeichnet.
Proposition 2
Sei der Anteil der schlechten Risiken an der Bevo¨lkerung ausreichend groß, sodass
unter asymmetrischer Information ein RS Gleichgewicht zweitbesteffizient ist, 1−q
q
>
δWMS.
A. Wenn Versicherer bedingte U¨berwachung mit perfekter Information anbieten,
resultieren im Gleichgewicht:
1. falls EUL(CLK)−pLg = EUL(CLA), die Vertra¨ge CHK fu¨r schlechte Risiken
und der Vertrag mit bedingter U¨berwachung CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } fu¨r
alle guten Risiken (Typ L0 und Typ LP ).
2. falls EUL(CLK)−pLg < EUL(CLA), die Vertra¨ge CHK fu¨r schlechte Risiken,
CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } fu¨r gute Risiken ohne Privatheitspra¨ferenz (Typ
L0), und C
LA fu¨r gute Risiken mit Privatheitspra¨ferenz (Typ LP ), wobei
CLK(dLK , rLK) = (L, pLL), CHK(dHK , rHK) = (L, pHL), CMH(dM , rLK) =
(dM , pLL) und dM die Lo¨sung der Selbstselektionsbedingung
u(W − pHL) = pHu(W − L− pLL+ dM) + (1− pH)u(W − pLL)
ist.
B. Bedingte U¨berwachung fu¨hrt zu einer Pareto-Verbesserung der Wohlfahrt.
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Beweis:
1. Die Vertra¨ge ergeben sich direkt aus der Mo¨glichkeit, durch bedingte U¨berwa-
chung den wahren Typ guter Risiken festzustellen und der Definition eines (WMS-)
Gleichgewichts.
Sei GM die Gruppe aller Individuen - diese ko¨nnen sowohl gute als auch schlechte
Risiken sein - die U¨berwachung akzeptieren undGN die Gruppe derjenigen (ebenfalls
sowohl gute als auch schlechte Risiken), die U¨berwachung ablehnen. Fu¨r Individu-
en, die U¨berwachung akzeptieren, wird im Schadensfall aus der Sicht des Versi-
cherers symmetrische Information herbeigefu¨hrt. Aus Abschnitt 3.3.2 symmetrische
Information (3.1) und Lemma 1 ergeben sich fu¨r eine Situation mit symmetrischer
Information die erstbesten Vertra¨ge CLK fu¨r gute Risiken und CHK fu¨r schlechte
Risiken. Fu¨r gute Risiken ist demnach die Pra¨mie rLK = pLL zu zahlen und im
Schadensfall - nachdem u¨berpru¨ft wird, dass sie tatsa¨chlich gute Risiken sind - wird
die volle Schadensho¨he gedeckt. Im Nicht-Schadensfall, in dem Individuen bereits
die Versicherungspra¨mie entrichtet haben, herrscht jedoch immer noch asymmetri-
sche Information. Damit schlechte Risiken keinen Anreiz haben, sich als gute Risiken
auszugeben und damit eine zu geringe Versicherungspra¨mie von rLK = pLL zahlen
(welche ihren erwarteten Schaden nicht deckt), ist eine Selbstselektionsbedingung
fu¨r diesen Zustand notwendig. Falls schlechte Risiken den Vertrag mit U¨berwachung
wa¨hlen, werden sie im Schadensfall als solche erkannt. Sie erhalten dann eine Scha-
denszahlung von dM , wodurch sichergestellt wird, dass der erwartete Nutzen schlech-
ter Risiken mit dem U¨berwachungsvertrag CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } den
erwarteten Nutzen mit CHK nicht u¨bersteigt.
Im Fall 1 sind die erwarteten Privatheitskosten pLg fu¨r gute Risiken mit Privat-
heitspra¨ferenz ausreichend klein, sodass sie sich immer noch durch U¨berwachung
besser stellen als mit asymmetrischer Information. Somit entscheiden sich alle guten
Risiken fu¨r U¨berwachung und in der Gruppe GM sind somit alle guten Risiken. Falls
schlechte Risiken U¨berwachung akzeptieren, haben sie einen erwarteten Nutzen von
EUH(CMH) = EUH(CHK). Falls sie U¨berwachung ablehnen, besteht die Gruppe
GN nur aus schlechten Risiken, sodass sie hierfu¨r (siehe Abschnitt 3.3.2 Symmetri-
sche Information und Kategorisierung ) den Vertrag CHK erhalten. Da sie indifferent
sind zwischen CMH mit U¨berwachung und CHK ohne U¨berwachung, entscheiden sie
sich aufgrund der Annahme 1 gegen die U¨berwachung.
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Im Fall 2 sind gute Risiken mit Privatheitspra¨ferenz durch den U¨berwachungs-
vertrag schlechter gestellt als im selbstselektierenden Vertrag ohne U¨berwachung
CLA. Fu¨r U¨berwachung entscheiden sich daher nur gute Risiken vom Typ L0 und
erhalten den Vertrag CM = CLK |Typ L. Gute Risiken vom Typ LP und schlechte Ri-
siken lehnen die U¨berwachung ab. Somit ergeben sich fu¨r die Gruppe GN die Anteile
guter bzw. schlechter Risiken kq
kq+(1−q) bzw.
1−q
kq+(1−q) und es gilt
1−q
kq
= 1−q
q
> δWMS,
da k 5 1, sodass fu¨r diese Gruppe das Vertragsmenu¨ CHK fu¨r schlechte Risiken und
CLA fu¨r gute Risiken vom Typ LP zweitbesteffizient bleibt.
Man kann sich also vergewissern, dass nur diese drei Vertra¨ge ein Gleichgewicht
darstellen - es besteht kein Vertrag außerhalb dieses Gleichgewichts, der von den Ver-
sicherten bevorzugt wird und gleichzeitig fu¨r die Versicherer einen nicht-negativen
Gewinn erzielt.
2. Die Wohlfahrt mit den ermittelten Vertra¨gen ist zu vergleichen mit der Wohl-
fahrt im RS Gleichgewicht unter asymmetrischer Information (Abschnitt 3.3.2). Fu¨r
schlechte Risiken ergibt sich durch das Angebot eines U¨berwachungsvertrages keine
Vera¨nderung, da sie bei ihrem CHK bleiben. Fu¨r gute Risiken, die keine Privatheits-
pra¨ferenzen haben (ihr Anteil an der Bevo¨lkerung betra¨gt (1−k)q), ergibt sich durch
die U¨berwachung eine Wohlfahrtsverbesserung in der Ho¨he EUL(CLK)−EUL(CLA).
Im Fall 1 pra¨ferieren die guten Risiken mit Privatheitspra¨ferenz (ihr Anteil an der
Bevo¨lkerung ist kq) trotz der entstehenden Privatheitskosten den U¨berwachungs-
vertrag CM und haben damit eine Wohlfahrtsverbesserung von EUL(CLK)− pLg−
EUL(CLA) = 0. Im Fall 2 bevorzugen sie aufgrund der ausreichend hohen Privat-
heitskosten CLA, womit sich fu¨r sie im Vergleich zur Referenzsituation keine A¨nde-
rung ergibt. Somit ergibt sich immer eine Pareto-Verbesserung, es sei denn es gilt
k = 1 und EUL(CLK)−pLg−EUL(CLA) < 0, wobei die Vertra¨ge und die Wohlfahrt
unvera¨ndert bleiben.
Die resultierenden Vertra¨ge sind in Abb. 3.1 dargestellt. Wie dort zu sehen ist,
liegt CMH auf der Indifferenzkurve von schlechten Risiken, die durch CHK verla¨uft.
Sie sind somit indifferent zwischen beiden Vertra¨gen und werden per Annahme 1 den
Vertrag CHK wa¨hlen, mit dem die Versicherer gerade noch einen Gewinn von Null
erzielen. Wie deutlich wurde, zahlen schlechte Risiken mit dem Vertrag CMH zwar
die erstbeste Pra¨mie fu¨r gute Risiken, erhalten jedoch im Schadensfall aufgrund der
perfekten U¨berwachung eine Schadenszahlung, die unter der Schadensho¨he liegt.
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Nun bleibt zu untersuchen, welche Auswirkungen bedingte U¨berwachung hat,
falls das urspru¨ngliche Gleichgewicht vom Typ WMS ist. Im vorhergehenden Ab-
schnitt, unter asymmetrischer Information, wurden die Vertra¨ge im WMS Gleichge-
wicht mit CHS fu¨r schlechte Risiken und CLS fu¨r gute Risiken bezeichnet.
Proposition 3
Sei der Anteil der schlechten Risiken an der Bevo¨lkerung ausreichend klein, so-
dass unter asymmetrischer Information ein WMS Gleichgewicht zweitbesteffizient
ist, 1−q
q
≤ δWMS.
A) Wenn Versicherer bedingte U¨berwachung mit perfekter Information anbieten,
resultieren im Gleichgewicht folgende Vertra¨ge:
1. CHK fu¨r schlechte Risiken und CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } fu¨r
alle guten Risiken, falls
• EUL(CLK)− pLg = EUL(CLS) oder
• EUL(CLS) > EUL(CLK) − pLg > EUL(CLA) und 1−q
kq
> δWMS (wobei
k < 1), oder
• EUL(CLS) > EUL(CLK)− pLg > EUL(CLSk ) und 1−qkq ≤ δWMS.
2. CHK fu¨r schlechte Risiken, CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } fu¨r gute
Risiken ohne Privatheitspra¨ferenz (Typ L0) und C
LA fu¨r gute Risiken mit Privat-
heitspra¨ferenz (Typ LP ), falls
EUL(CLS) > EUL(CLA) > EUL(CLK)− pLg und 1− q
kq
> δWMS.
3. CHSk fu¨r schlechte Risiken, C
M = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } fu¨r gute Risi-
ken ohne Privatheitspra¨ferenz (Typ L0) und C
LS
k fu¨r gute Risiken mit Privatheits-
pra¨ferenz (Typ LP ), falls
EUL(CLS) > EUL(CLSk ) > EU
L(CLK)− pLg und 1− q
kq
≤ δWMS,
wobei (CHSk , C
LS
k ) das Vertragsmenu¨ in einem WMS Gleichgewicht mit Anteilen
kq
1−q(1−k) der guten Risiken und
(1−q)
1−q(1−k) der schlechten Risiken ist.
4. Im Spezialfall, dass k = 1 und EUL(CLK) − pLg < EUL(CLS), bleiben
die urspru¨nglichen Vertra¨ge (CHS, CLS) erhalten.
B) Durch das Angebot bedingter U¨berwachung mit perfekter Information werden
gute Risiken ohne Privatheitspra¨ferenz (Typ L0) besser gestellt, schlechte Risiken
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(Typ H) werden schlechter gestellt, gute Risiken mit Privatheitspra¨ferenz (Typ LP )
sind mindestens so gut gestellt wie vorher, nur wenn
EUL(CLK)− pLg = EUL(CLS)
gilt, andernfalls sind sie schlechter gestellt. Damit gibt es keine Pareto-
Verbesserung.
Beweis:
Aus Lemma 1 und dem Beweis von Proposition 2 folgt, dass, solange U¨ber-
wachung akzeptiert wird, stets der Vertrag CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } ein
Bestandteil des Vertragsmenu¨s im Gleichgewicht sein wird. Eine hinreichende Be-
dingung ist, dass es gute Risiken vom Typ L0 gibt, d.h. k < 1.
Des Weiteren ha¨ngen die im Gleichgewicht resultierenden Vertra¨ge zum einen
von dem aus der Sicht guter Risiken mit Privatheitspra¨ferenz (vom Typ LP ) bewerte-
ten trade-off zwischen erwarteten Privatheitskosten und Kosten der adversen Selek-
tion und zum anderen von den Anteilen der verschiedenen Typen an der Bevo¨lkerung
ab. Es sind mehrere Fallunterscheidungen mo¨glich, die im Folgenden systematisch
dargestellt werden. In der Proposition sind diese zusammengefasst.
1. Falls EUL(CLK) − pLg = EUL(CLS) gilt, sind die erwarteten Privatheitsko-
sten geringer als die Kosten der Informationsasymmetrie, und gute Risiken vom
Typ LP entscheiden sich fu¨r die U¨berwachung. Somit resultieren die Vertra¨ge
CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H } fu¨r alle guten Risiken und CHK fu¨r die schlechten
Risiken. Fu¨r die Wohlfahrtsa¨nderung der einzelnen Typen ergibt sich:
∆WL0 = EU
L(CLK)− EUL(CLS) > 0,
∆WLP = EU
L(CLK)− EUL(CLS)− pLg = 0,
∆WH = EU
L(CHK)− EUL(CHS) < 0.
2. Falls EUL(CLK) − pLg < EUL(CLS) gilt, d.h. die erwarteten Privatheitsko-
sten sind gro¨ßer als die Kosten der Informationsasymmetrie, werden sich zuna¨chst
nur Individuen vom Typ L0 fu¨r U¨berwachung C
M = {CLK |Typ L, CMH |Typ H }
entscheiden. Diese haben einen Bevo¨lkerungsanteil von (1−k)q. Damit verbleiben au-
ßerhalb der U¨berwachung zuna¨chst gute Risiken vom Typ LP und schlechte Risiken
mit Anteilen von kq
kq+(1−q) =
kq
1−q(1−k) bzw.
1−q
kq+(1−q) =
1−q
1−q(1−k) . Welche Vertra¨ge sich
fu¨r diese beiden Typen im Gleichgewicht einstellen, ha¨ngt demnach vom Verha¨ltnis
dieser Anteile der Typen H und LP ab.
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2.1 Falls 1−q
kq
> δWMS, ist das Verha¨ltnis der schlechten Risiken zu den guten
Risiken groß genug, sodass sich fu¨r diese beiden Typen das RS Gleichgewicht mit
CHK und CLA einstellt. Dies ist der Fall, wenn k klein genug ist. Nun vergleichen
Individuen vom Typ LP den erwarteten Nutzen aus diesem RS Vertrag mit dem
U¨berwachungsvertrag:
2.1. a) Falls EUL(CLK) − pLg > EUL(CLA), entscheiden sich Typ
LP fu¨r den U¨berwachungsvertrag. Sie sind damit zwar schlechter gestellt als im
urspru¨nglichen WMS Gleichgewicht, jedoch immer noch besser gestellt als im RS
Gleichgewicht, das resultieren wu¨rde, wenn sie die U¨berwachung ablehnen. Zusam-
mengefasst mit der obigen Bedingung gilt somit EUL(CLS) > EUL(CLK)− pLg >
EUL(CLA). Die resultierenden Vertra¨ge sind CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H} fu¨r
alle guten Risiken und CHK fu¨r schlechte Risiken. Fu¨r die Wohlfahrtsa¨nderung der
einzelnen Typen ergibt sich:
∆WL0 = EU
L(CLK)− EUL(CLS) > 0,
∆WLP = EU
L(CLK)− EUL(CLS)− pLg < 0,
∆WH = EU
L(CHK)− EUL(CHS) < 0.
2.1. b) Falls EUL(CLA) > EUL(CLK)− pLg, entscheiden sich Typ LP
fu¨r den RS Vertrag ohne U¨berwachung. Zusammengefasst mit der obigen Bedingung
gilt hiermit EUL(CLS) > EUL(CLA) > EUL(CLK) − pLg. Die resultierenden Ver-
tra¨ge sind CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H} fu¨r Typ L0, CLA fu¨r Typ LP , CHK
fu¨r die schlechten Risiken. Fu¨r die Wohlfahrtsa¨nderung der einzelnen Typen ergibt
sich:
∆WL0 = EU
L(CLK)− EUL(CLS) > 0,
∆WLP = EU
L(CLA)− EUL(CLS) < 0,
∆WH = EU
L(CHK)− EUL(CHS) < 0.
In beiden Fa¨llen a) und b) erzeugt das Angebot bedingter U¨berwachung eine nega-
tive Externalita¨t auf schlechte Risiken und gute Risiken mit Privatheitspra¨ferenz.
2.2 Falls 1−q
kq
≤ δWMS, ist das Verha¨ltnis der schlechten Risiken zu den guten
Risiken vom Typ LP immer noch klein genug (k ist ausreichend groß), sodass fu¨r
diese Gruppe ein WMS Gleichgewicht zweitbesteffizient ist. Jedoch ist das Verha¨ltnis
anders als zuvor: es ist gro¨ßer dadurch, dass (1 − k)q der Individuen durch die
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Wahl der U¨berwachung bereits ausgeschieden sind. Die mit dem neuen Verha¨ltnis
resultierenden WMS Vertra¨ge seien mit CHSk und C
LS
k bezeichnet. Sie sind grafisch
in Abb. 3.4 dargestellt. Auch hier vergleichen nun Individuen vom Typ LP den
erwarteten Nutzen aus diesem WMS-Vertrag ohne U¨berwachung mit dem aus dem
U¨berwachungsvertrag.
2.2. a) Falls EUL(CLK)− pLg > EUL(CLSk ), ziehen Typ LP den U¨ber-
wachungsvertrag vor. Hiermit gilt also zusammen mit der obigen Bedingung, dass
EUL(CLS) > EUL(CLK) − pLg > EUL(CLSk ). Die resultierenden Vertra¨ge sind
CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ H} fu¨r Typ L0 und fu¨r Typ LP , und CHK fu¨r die
schlechten Risiken. Fu¨r die Wohlfahrtsa¨nderung der einzelnen Typen ergibt sich:
∆WL0 = EU
L(CLK)− EUL(CLS) > 0,
∆WLP = EU
L(CLK)− EUL(CLS)− pLg < 0,
∆WH = EU
L(CHK)− EUL(CHS) < 0.
2.2. b) Falls EUL(CLSk ) > EU
L(CLK) − pLg (und somit EUL(CLS) >
EUL(CLSk ) > EU
L(CLK)− pLg) gilt, ziehen Typ LP den neuen WMS-Vertrag ohne
U¨berwachung vor. Die resultierenden Vertra¨ge sind CM = {CLK |Typ L, CMH |Typ
H} fu¨r Typ L0, CLSk fu¨r Typ LP , und CHSk fu¨r schlechte Risiken. Fu¨r die Wohl-
fahrtsa¨nderung der einzelnen Typen ergibt sich:
∆WL0 = EU
L(CLK)− EUL(CLS) > 0,
∆WLP = EU
L(CLSk )− EUL(CLS) < 0,
∆WH = EU
L(CHSk )− EUL(CHS) < 0.
Auch hier ergibt sich in beiden Fa¨llen a) und b) aus dem Angebot bedingter U¨ber-
wachung eine negative Externalita¨t auf schlechte Risiken und guten Risiken mit
Privatheitspra¨ferenz.
3. Im Spezialfall, dass die guten Risiken nur vom Typ LP sind, d.h. k = 1, und
ihre Privatheitskosten ausreichend groß sind sodass
EUL(CLK)− pLg < EUL(CLS)
gilt, wird U¨berwachung abgelehnt und die urspru¨nglichen Vertra¨ge (CHS, CLS) blei-
ben erhalten.
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Abbildung 3.4: WMS Gleichgewicht fu¨r GN
Bezu¨glich der Wohlfahrtsa¨nderung, die alleine durch das Angebot von U¨berwa-
chung verursacht wird, la¨sst sich also festhalten, dass die Existenz von guten Risi-
ken vom Typ L0 eine negative Externalita¨t mindestens auf die schlechten Risiken
erzeugt. Falls sich die Privatheitskosten in einem geringen Rahmen halten, werden
alle guten Risiken durch die Option, getestet zu werden, besser gestellt. Sind die Pri-
vatheitskosten g jedoch ausreichend groß, schließt diese Externalita¨t auch die guten
Risiken vom Typ LP ein. Es la¨sst sich also festhalten, dass bei einem WMS Gleich-
gewicht als Referenzsituation, U¨berwachung zu Gewinnern und Verlierern fu¨hrt und
es daher keine Pareto-Verbesserung der Wohlfahrt gibt.
Zu Beginn wurde erwa¨hnt, dass unbeschra¨nkte U¨berwachung von bedingter
U¨berwachung dominiert wird, wenn dabei perfekte Information u¨ber den Risiko-
typ offenbart wird. Dies liegt daran, dass effektiv dieselben gleichgewichtigen Ver-
tra¨ge resultieren, wa¨hrend die erwarteten Privatheitskosten unter unbeschra¨nkter
U¨berwachung ho¨her ausfallen, da sie in beiden Zusta¨nden der Welt entstehen. Bei
unbeschra¨nkter U¨berwachung ko¨nnen sowohl die Schadenszahlung als auch die Ver-
sicherungspra¨mie davon abha¨ngig gemacht werden, welcher Risikotyp den Vertrag
gewa¨hlt hat - selbst wenn die Versicherungspra¨mie vor der Offenbarung der gesam-
melten Information zu zahlen ist, kann sie im nachhinein entsprechend angepasst
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werden13. Hier wird also keine Selbstselektionsbedingung beno¨tigt und fu¨r Individu-
en, die U¨berwachung akzeptieren, resultieren somit die Vertra¨ge CM = {CLK |Typ
L, CHK |Typ H}. Falls sowohl schlechte als auch gute Risiken die U¨berwachung ab-
lehnen, herrscht in dieser Gruppe GN asymmetrische Information, sodass hier wei-
terhin ein selbstselektierendes Menu¨ von Vertra¨gen angeboten wird - abha¨ngig von
den jeweiligen Anteilen, entweder vom Typ RS (CHK , CLA) oder vom Typ WMS
(CHS, CLS). Die Vertra¨ge, die im Gleichgewicht resultieren, ha¨ngen wie bei beding-
ter U¨berwachung, von den Anteilen der jeweiligen Typen an der Bevo¨lkerung ab.
Die Analyse ist analog zu Proposition 2 und Proposition 3, mit dem einzigen Un-
terschied, dass die erwarteten Privatheitskosten nun g > pLg betragen.
Folgerung 3.1 Vorausgesetzt, dass die U¨berwachung perfekte Information u¨ber den
Risikotyp liefert, ist aufgrund der Privatheitskosten bedingte U¨berwachung gegenu¨ber
unbeschra¨nkter U¨berwachung dominant.
Beweis:
1. Wie aus Propositionen 2 und 3 deutlich wurde, entscheiden sich die guten Risi-
ken vom Typ L0 fu¨r U¨berwachung. Dies gilt unabha¨ngig davon, ob die U¨berwachung
bedingt oder unbeschra¨nkt ist. Nun sei angenommen, dass die Versicherer bereits
konventionelle Vertra¨ge und Vertra¨ge mit unbeschra¨nkter U¨berwachung anbieten.
Dabei werden die Fa¨lle betrachtet, dass
a) gute Risiken vom Typ LP ebenfalls die U¨berwachung akzeptieren. Ihre erwar-
tete Wohlfahrt ist demnach EUL(CLK)− g.
b) gute Risiken vom Typ LP die U¨berwachung ablehnen. Abha¨ngig von den
Anteilen der entsprechenden Typen an der Bevo¨lkerung gilt laut Propositionen 2
und 3
EUL(CLK)− g < EUL(CLA) und 1− q
kq
≥ 1− q
q
> δWMS bzw.
EUL(CLK)− g < EUL(CLSk ) < EUL(CLS) und
1− q
q
≤ 1− q
kq
≤ δWMS.
13Da die U¨berwachung auch im Nicht-Schadensfall stattfindet, kann unabha¨ngig vom Risikotyp
volle Schadensdeckung angeboten werden. Falls sich nach der Offenbarung der Information her-
ausstellt, dass ein schlechtes Risiko bereits die Versicherungspra¨mie fu¨r gute Risiken und damit zu
wenig gezahlt hat, kann von ihm die Differenz zur entsprechenden Versicherungspra¨mie verlangt
werden.
67
Nun bietet ein Versicherer bedingte U¨berwachung an.
a) Typ LP bevorzugt bedingte U¨berwachung, da sie damit geringere erwartete
Privatheitskosten haben und eine ho¨here erwartete Wohlfahrt erzielen, EUL(CLK)−
pLg > EUL(CLK) − g . Da in diesem Fall die Vertra¨ge aller Typen separat einen
erwarteten Gewinn von Null erzielen, ko¨nnen beide U¨berwachungstechnologien par-
allel bestehen.
b) Typ LP akzeptiert bedingte U¨berwachung, falls entsprechend
EUL(CLK)− pLg = EUL(CLA) bzw.
EUL(CLK)− pLg = EUL(CLSk )
gilt.
Fasst man die obigen Relationen zusammen, ergibt sich, dass Typ LP unbe-
schra¨nkte U¨berwachung ablehnt, jedoch bedingte U¨berwachung akzeptiert, falls ent-
sprechend
g > EUL(CLK)− EUL(CLA) = pLg bzw.
g > EUL(CLK)− EUL(CLSk ) = pLg
gilt. Falls vor dem Wechsel von Typ LP zur bedingten U¨berwachung fu¨r die Grup-
pe GN das RS Gleichgewicht zweitbesteffizient ist und daher mit allen Vertra¨gen
separat ein erwarteter Gewinn von Null erzielt wird, ko¨nnen auch hier beide U¨ber-
wachungstechnologien parallel bestehen. Im Fall jedoch, dass fu¨r die Gruppe GN ein
WMS Gleichgewicht zweitbesteffizient ist, fu¨hrt der Wechsel von Typ LP zu Ver-
lusten fu¨r die Versicherer, die unbeschra¨nkte U¨berwachung anbieten. Beschra¨nkte
U¨berwachung kann nicht mehr bestehen.
Aus den obigen U¨berlegungen wird deutlich, dass die Gleichgewichtskonzepte,
mit deren Hilfe die resultierenden Vertra¨ge ermittelt wurden, ebenfalls fu¨r die Er-
mittlung der im Gleichgewicht resultierenden Anwendungsform der U¨berwachung
herangezogen werden ko¨nnen. Unbeschra¨nkte U¨berwachung genu¨gt zwar den Anfor-
derungen eines Nash Gleichgewichts - gegeben, dass alle Versicherer unbeschra¨nkte
U¨berwachung anbieten, ist diese Anwendung ein Gleichgewicht - jedoch nicht den
Anforderungen eines Gleichgewichts mit Wilson Voraussicht. Gegeben, dass alle Ver-
sicherer unbeschra¨nkte U¨berwachung anbieten, existiert eine alternative Anwendung
- bedingte U¨berwachung - deren Angebot zu Verlusten mit der unbeschra¨nkten U¨ber-
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wachung fu¨hrt. Nur bedingte U¨berwachung genu¨gt sowohl den Anforderungen eines
Nash-Gleichgewichts als auch eines Gleichgewichts mit Wilson Voraussicht.
3.4.2 Wohlfahrtsimplikationen von U¨berwachung
Wa¨hrend bei einem urspru¨nglichen RS Gleichgewicht das Angebot der U¨berwa-
chung zu einer Pareto-Verbesserung der Wohlfahrt fu¨hrt, ist dies bei einem WMS
Gleichgewicht als Referenzsituation nicht der Fall. Um die Wohlfahrtsimplikationen
zu messen, muß auf alternative Wohlfahrtskonzepte zuru¨ckgegriffen werden. Fu¨r die
Wohlfahrtseffekte von Risikokategorisierung schla¨gt Hoy (2005) das Konzept der
utilitaristischen sozialen Wohlfahrt vor, welches durch das Argument des Schleiers
des Nichtwissens von Harsanyi (1953, 1955) gerechtfertigt wurde. Demnach besteht
die soziale Wohlfahrt aus der Summe der individuellen Nutzen der Individuen und
kann - auch bei Sicherheit - als ex ante erwartete Wohlfahrt geschrieben werden.
U¨bertragen auf die Situation der Versicherung ist dies identisch mit dem erwarte-
ten Nutzen eines Individuums, bevor es seinen eigenen Typ erfa¨hrt. Somit werden
die Anteile der Typen an der Bevo¨lkerung als ex ante Wahrscheinlichkeiten ein be-
stimmter Risikotyp zu sein interpretiert. Um nun die Wohlfahrtsimplikationen der
U¨berwachung zu analysieren, gilt es, die nach diesem Konzept ermittelte Wohlfahrt
fu¨r die Referenzsituation (WMS Gleichgewicht) mit der entsprechend resultierenden
Wohlfahrt mit U¨berwachung zu vergleichen. Wie sich jedoch herausstellen wird, be-
stehen auch hier keine eindeutigen Ergebnisse. Die Wohlfahrtsimplikationen werden
von den konkreten Parameterwerten abha¨ngen. Dennoch ist das Konzept nu¨tzlich,
um darzustellen, dass U¨berwachung keinesfalls immer mit Wohlfahrtsverbesserun-
gen verbunden sein muss, und um eine Vorstellung dafu¨r zu bekommen, wann dies
wahrscheinlicher ist.
Hoy (2005) verwendet auch ein weiteres Werkzeug zur Analyse der Wohlfahrt,
mit welchem sich der Vergleich der Wohlfahrt sehr gut grafisch darstellen la¨sst.
Hierzu greift er auf das Konzept der Lorenzkurve zuru¨ck. Die Lorenzkurve bildet
auf der Ordinate den Anteil am Gesamteinkommen (-vermo¨gen) fu¨r jeden gegebenen
Prozentsatz x fu¨r den a¨rmsten Bevo¨lkerungsanteil ab.
Wenn man die Lorenzkurven fu¨r die Referenzsituation und fu¨r die Situation mit
U¨berwachung aufzeichnet und feststellt, dass die erste Lorenzkurve an jeder Stelle
innerhalb der zweiten Lorenzkurve liegt, so ist dies eine notwendige und hinreichen-
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de Bedingung dafu¨r, dass die erste Lorenzkurve fu¨r ein gegebenes Durchschnitts-
vermo¨gen eine ho¨here utilitaristische Wohlfahrt repra¨sentiert als die zweite Lorenz-
kurve. Dieses Ergebnis stammt von Atkinson (1970). Genauer besagt es, dass, wenn
fu¨r das gleiche Durchschnittseinkommen (oder -vermo¨gen) die Lorenzkurve fu¨r die
Dichtefunktion des Einkommens (Vermo¨gens) f(y) innerhalb der Lorenzkurve fu¨r
die Dichtefunktion f ∗(y) liegt, dies zugleich auch bedeutet, dass fu¨r alle u(y) (mit
u′ > 0, u′′ < 0) die Verteilung F (y) der Verteilung F ∗(y) vorgezogen wird. Es gilt
dann ∫ F (y)dy < ∫ F ∗(y)dy. Die letzte Bedingung bedeutet stochastische Dominanz
zweiter Ordnung und laut Definition gilt demnach ∫ u(y)f(y)dy > ∫ u(y)f ∗(y)dy
(siehe Krishna (2002, 263)), die ex ante erwartete Wohlfahrt, und somit die utilita-
ristische soziale Wohlfahrt, ist mit der Vermo¨gensverteilung F (y) gro¨ßer als mit der
Verteilung F ∗(y).
Was dies fu¨r die konkrete Problemstellung bedeutet, wird im Folgenden dar-
gestellt. Weiter oben wurde deutlich, dass - abha¨ngig von den Anteilen der
Typen an der Bevo¨lkerung - sich mit U¨berwachung entsprechend die Vertra¨ge
(CHK , CLK), (CHSk , C
LS
k , C
LK) oder (CHK , CLA, CLK) als Gleichgewicht einstellen.
In der Referenzsituation bestehen die Vertra¨ge (CHS, CLS).
Betrachtet wird zuna¨chst der ex ante erwartete Nutzen lediglich aus dem
Vermo¨gen, wa¨hrend die Privatheitskosten ignoriert werden. Darauf wird spa¨ter ein-
gegangen. Mit den Gleichgewichtsvertra¨gen (CHK , CLA, CLK), ist der erwartete Nut-
zen
W (CHK , CLA, CLK) = (1− q)EUH(CHK) + kqEUL(CLA) + (1− k)qEUL(CLK).
Die erwartete Wohlfahrt mit den Gleichgewichtsvertra¨gen (CHK , CLK) ist dagegen
W (CHK , CLK) = (1− q)EUH(CHK) + qEUL(CLK).
Da EUL(CLA) < EUL(CLK) gilt, folgt auch
W (CHK , CLK) > W (CHK , CLA, CLK).
Damit steht schon fest, dass falls mit dem urspru¨nglichen Gleichgewicht (CHS, CLS)
eine ho¨here Wohlfahrt erreicht wird als mit (CHK , CLK), daraus folgt, dass diese
auch ho¨her sein wird als im Gleichgewicht (CHK , CLA, CLK).
Nun kann W (CHK , CLK) umgeschrieben werden als
W (CHK , CLK) = (1− q)u(W − pHL) + qu(W − pLL).
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Abbildung 3.5: Wohlfahrt, Gleichgewicht mit CHK , CLK
Die zu diesem Gleichgewicht zugeho¨rige Lorenzkurve ist in Abb. 3.5 dargestellt.
In der Grafik ist auf der horizontalen Achse der Anteil x ∈ [0, 1] der A¨rmsten
an der Bevo¨lkerung abgetragen. Auf der vertikalen Achse ist wiederum abgebildet,
welchen Anteil am Gesamtvermo¨gen diese a¨rmsten x% der Bevo¨lkerung haben. Die
Steigung der Lorenzkurve an einem gegebenen Punkt x0 entspricht dem Verha¨ltnis
des Vermo¨gens des Individuums an der Stelle x0 zum Durchschnittsvermo¨gen. Die
45◦-Gerade impliziert demnach vollkommene Gleichheit, da das Vermo¨gen jedes In-
dividuums genau dem Durchschnittsvermo¨gen entspricht, oder x% der Bevo¨lkerung
genau x% des Vermo¨gens halten. Es ist zu beachten, dass das Durchschnittsvermo¨gen
unabha¨ngig vom Gleichgewicht immer (W − pL) betra¨gt, da vollkommene Konkur-
renz herrscht und der erwartete Schaden im Durchschnitt fu¨r die Bevo¨lkerung immer
bei pL liegt. Somit ergibt sich die Lorenzkurve fu¨r die Vertra¨ge (CHK , CLK) wie folgt:
In diesem Gleichgewicht sind die A¨rmsten der Bevo¨lkerung Individuen vom Typ H
mit einem Anteil an der Bevo¨lkerung von (1 − q). Der fu¨r sie relevante Teil der
Lorenzkurve ist Abschnitt (0A) in der Grafik, mit einer Steigung von W−p
HL
W−pL < 1.
Abschnitt (AB) hat eine Steigung von W−p
LL
W−pL > 1.
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Im urspru¨nglichen WMS Gleichgewicht betra¨gt die ex ante erwartete Wohlfahrt
W (CHS, CLS) = (1−q)u(W−rHS)+pLqu(W−L−rLS+dLS)+(1−pL)qu(W−rLS)
(siehe Abb. 3.4). Fu¨r die mo¨glichen Nettovermo¨gen aus ex ante Sicht giltW −rLS >
W−rHS > W−L−rLS+dLS (da in der Abbildung CLS rechts von CHS liegt, gilt im
Nicht-SchadensfallW −rLS > W −rHS und aufgrund der fallenden Indifferenzkurve
muss W − rHS > W − L− rLS + dLS gelten).
Somit erhalten das niedrigste Vermo¨gen die L Typen im Schadensfall, und ihr
Anteil an der Bevo¨lkerung betra¨gt pLq. Diese werden durch das erste Segment
(OC) der Lorenzkurve mit Steigung W−L−r
LS+dLS
W−pL repra¨sentiert. Das zweitniedrig-
ste Vermo¨gen erhalten Typ H mit einem Anteil von (1 − q), und die Steigung des
entsprechenden Segments (CD) der Lorenzkurve ist entsprechend gro¨ßer als die
Steigung des ersten W−r
HS
W−pL >
W−L−rLS+dLS
W−pL , jedoch immer noch kleiner als 1, da
W − rHS < W − pL gilt (der Vertrag CHS liegt in Abb. 3.4 links vom Schnittpunkt
der Pooling Null-Gewinngeraden E[piP ] = 0 mit der Sicherheitsgeraden). Schließlich
erhalten Typ L im Nicht-Schadensfall das ho¨chste Vermo¨gen W − rLS, und dieses
ist im dritten Segment (DB) abgetragen.
In Abb. 3.5 ist nun die Lorenzkurve fu¨r das urspru¨ngliche WMS Gleichgewicht
(CHS, CLS) so dargestellt, dass sie u¨berall innerhalb der Lorenzkurve fu¨r das Gleich-
gewicht (CHK , CLK) liegt. Demnach folgt in diesem Fall
W (CHS, CLS) > W (CHK , CLK).
Dieses Gleichgewicht (CHK , CLK) ergibt sich fu¨r den Fall, dass k > 0, nur dann,
wenn auch Typ LP U¨berwachung akzeptiert, womit die ex ante Wohlfahrt unter der
Beru¨cksichtigung von Privatheitskosten noch kleiner wird: W (CHK , CLK)− pLqkg.
Diese Konstellation ist jedoch nur ein Spezialfall. Um dieses Ergebnis zu erhal-
ten, wurde implizit unterstellt, dass die Bedingungen
W − L− rLS + dLS > W − pHL (3.4)
und
qpL < (1− q) (3.5)
erfu¨llt sind. Diese Bedingungen ko¨nnen, mu¨ssen jedoch nicht zwangsla¨ufig zutreffen.
Mit der ersten Bedingung wird sichergestellt, dass die Steigung des ersten Segments
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der Lorenzkurve fu¨r die Vertra¨ge (CHS, CLS) gro¨ßer ist als die fu¨r (CHK , CLK).
Mit der zweiten Bedingung wird sichergestellt, dass sich die Lorenzkurven nicht
schneiden. Aus den beiden Bedingungen ergibt sich zwangsla¨ufigW−rLS < W−pLL,
sodass das Segment (DB) flacher verla¨uft als (AB). Wie jedoch im Abschnitt 3.3.2,
Asymmetrische Information, (3.2) , deutlich wurde, ha¨ngen die genauen Werte fu¨r
CLS(rLS, dLS) von allen Parametern des Modells ab. (W−L−rLS+dLS) wird um so
gro¨ßer sein, je gro¨ßer die Risikoaversion der Individuen und damit die resultierende
Schadensdeckung dLS ist. Des Weiteren ist es wahrscheinlicher, dass die Bedingungen
erfu¨llt sind, wenn die Differenz zwischen den Schadenswahrscheinlichkeiten beider
Risikotypen ausreichend groß (pH ist groß und pL ist klein) und das Verha¨ltnis
schlechter zu guter Risiken 1−q
q
≤ δWMS ebenfalls ausreichend groß ist. Bisher kann
also festgehalten werden, dass unter diesen Voraussetzungen
W (CHS, CLS) > W (CHK , CLK) > W (CHK , CLK)− pLqkg
und aufgrund von W (CHK , CLK) > W (CHK , CLA, CLK),
W (CHS, CLS) > W (CHK , CLA, CLK)
gilt.
Es verbleibt, das urspru¨ngliche WMS Gleichgewicht mit dem dritten bei U¨berwa-
chung mo¨glichen Gleichgewicht (CHSk , C
LS
k , C
LK) zu vergleichen. Die den Vertra¨gen
(CHSk , C
LS
k , C
LK) entsprechende Lorenzkurve ist in Abb. 3.6 dargestellt. Das gering-
ste Vermo¨gen - Segment (OE) - haben Individuen vom Typ LP im Schadensfall mit
Wahrscheinlichkeit pLkq. In Abb. 3.4 ist zu sehen, dassW−rLSk +dLSk +L < W−rHSk
(die Indifferenzkurve der schlechten Risiken durch CHSk ist fallend), und dass zudem
W − rLSk + dLSk + L < W − pLL (aufgrund der Teilversicherung und Subventionie-
rung) und W − rLSk + dLSk + L < W − rLSk (aufgrund der Teilversicherung) gelten
muss. Das zweitniedrigste Vermo¨gen von (W − rHSk ) haben Individuen vom Typ
H mit einem Anteil von (1 − q). Diese sind im zweiten Segment (EF ) dargestellt.
Nun verbleiben Typ L0 mit einem Anteil von (1 − k)q und einem Vermo¨gen von
(W − pLL ) und Typ LP mit Vermo¨gen im Nicht-Schadensfall (W − rLSk ) von und
einem Anteil von (1 − pL)kq. Auch hier ha¨ngt der genaue Wert von rLSk von allen
Parametern des Modells ab, sodass W − pLL R W − rLSk mo¨glich ist. Wenn man
jedoch, wie zuvor beim Vergleich zwischen (CHS, CLS) und (CHK , CLK) unterstellt,
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Abbildung 3.6: Wohlfahrt mit CHSk , C
LS
k , C
LK
dass mit den Parametern des Modells
W − L− rLSk + dLSk > W − pHL (3.6)
und entsprechend
W − rLSk < W − pLL (3.7)
resultieren, werden auf der horizontalen Achse zuna¨chst Typ LP im Nicht-
Schadensfall und danach Typ L0 abgetragen.
Fu¨r den Vergleich mit dem urspru¨nglichen Gleichgewicht ist nun Folgendes zu
beachten. Aufgrund dessen, dass der Anteil der guten Risiken in der Gruppe ohne
U¨berwachung GN dadurch sinkt, dass Typ L0 die U¨berwachung akzeptiert, ver-
schlechtern sich Typ LP und Typ H (siehe auch Abschnitt 3.3.2, Kategorisierung
von Risiken). Dabei wird die Schadenssumme fu¨r Typ LP kleiner und Typ H erha¨lt
weniger Subventionierung. Da (W − L − rLSk + dLSk < W − L − rLS + dLS) gilt, ist
das erste Segment der Lorenzkurve fu¨r (CHSk , C
LS
k , C
LK) (OE) flacher als (OC) fu¨r
(CHS, CLS). Aufgrund von (W − rHSk < W − rHS) ist wiederum das Segment (EF )
flacher als (CD). Selbst mitW −rLSk > W −rHS, und damit einer gro¨ßeren Steigung
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von (FG) als von (CD), sorgt auch hier ein ausreichend kleiner Wert fu¨r pLq dafu¨r,
dass sich die Lorenzkurven nicht schneiden. Schließlich ist (DB) flacher als (GB), da
- aufgrund der Quersubventionierung im WMS Gleichgewicht - W −rLS < W −pLL
gilt. Damit liegt die Lorenzkurve fu¨r das urspru¨ngliche Gleichgewicht (CHS, CLS) in-
nerhalb der Lorenzkurve fu¨r das Gleichgewicht mit U¨berwachung (CHSk , C
LS
k , C
LK),
was eine Senkung der Wohlfahrt durch U¨berwachung impliziert.
Es sei noch ein mal betont, dass die grafischen Darstellungen in den Abb. 3.5 und
3.6 nur Spezialfa¨lle repra¨sentieren. In diesen ist U¨berwachung - ganz gleich welches
der drei Gleichgewichte resultiert - wohlfahrtsverschlechternd. Um dieses Ergebnis
zu erhalten, wurde jeweils unterstellt, dass die Bedingungen (3.4), (3.5) (sowie (3.6)
und (3.7)) erfu¨llt sind. Es ist jedoch - abha¨ngig von den genauen Parametern des
Modells - ebenso mo¨glich, dass die Lorenzkurve fu¨r das urspru¨ngliche Gleichgewicht
(CHS, CLS) vollsta¨ndig außerhalb der Lorenzkurve fu¨r das entsprechende Gleichge-
wicht mit U¨berwachung liegt. Dann wu¨rde U¨berwachung die utilitaristische Wohl-
fahrt erho¨hen. Somit wird deutlich, dass bei einemWMS Gleichgewicht als Referenz-
situation das Angebot der U¨berwachung keine eindeutigen Wohlfahrtsimplikationen
hat. Vielmehr ha¨ngt die Wirkung von den konkreten Parametern des Modells ab.
Fasst man jedoch die Ergebnisse fu¨r das urspru¨ngliche RS Gleichgewicht und das
urspru¨ngliche WMS Gleichgewicht mit Quersubventionierung zusammen, so kann
man feststellen, dass eine Wohlfahrtsverbesserung dann wahrscheinlicher ist, wenn
die Risikoaversion der Individuen gering ist, sowie wenn 1−q
q
> δWMS ausreichend
groß ist - das urspru¨ngliche Gleichgewicht ist vom Typ RS - oder wenn 1−q
q
≤ δWMS
gilt - das urspru¨ngliche Gleichgewicht ist vom Typ WMS -, 1−q
q
ausreichend klein
ist.
Schließlich sei bemerkt, dass der Vertrag CF in Abb. 3.3 die ex ante erwartete
Wohlfahrt maximiert (die Lorenzkurve stimmt dann mit der 45◦-Geraden u¨berein)
und demzufolge besser ist, sowohl als das urspru¨ngliche WMS Gleichgewicht als
auch als jedes resultierende U¨berwachungsgleichgewicht. Vorausgesetzt die Indivi-
duen sind u¨ber ihr eigenes Risiko informiert, wa¨re dieser Vertrag nur bei Pflichtver-
sicherung, verbunden mit voller Deckung der Schadenssumme und Verbot von Dis-
kriminierung, realisierbar. Hoy (2005) weist jedoch darauf hin, dass ein derartiger
Vertrag in der Realita¨t aus sozialpolitischen Gru¨nden nicht immer realisierbar ist.
Zum einen muss hierfu¨r die Ho¨he der Schadensdeckung exogen festgelegt werden, wo-
mit heterogene Pra¨ferenzen fu¨r Versicherung unberu¨cksichtigt bleiben. Dabei ko¨nnen
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verschiedene Pra¨ferenzen fu¨r Versicherungspakete aus Gru¨nden verursacht sein, die
nicht mit dem Schadensrisiko zusammenha¨ngen. Zwangsversicherung zu dem durch-
schnittlichen fairen Preis kann zum anderen auch dazu fu¨hren, dass Individuen auf
ein niedrigeres Nutzenniveau kommen als ohne jegliche Versicherung (so, wenn die
Risikoaversion guter Risiken ausreichend klein ist und EUL(CF ) < EUL(OP ) gilt).
Von entscheidender Bedeutung bei der bisher durchgefu¨hrten Wohlfahrtsanalyse
ist, dass von (ex post) Umverteilungen zwischen den Vertra¨gen mit U¨berwachung
abgesehen wurde. Crocker, Snow (1986), (1985b) zeigen, dass es immer potentiell
mo¨glich ist, eine Wohlfahrtsverbesserung zu erzielen, indem auf die mit Risikoka-
tegorisierung resultierenden Vertra¨ge Steuern und Subventionen auferlegt werden.
Dieses Ergebnis gilt sowohl fu¨r Kategorisierung mit perfekter als auch mit imperferk-
ter Information, vorausgesetzt die Kategorisierung verursacht keine Kosten. Dafu¨r
beweisen sie, dass die Nutzenmo¨glichkeitenkurve (siehe auch Crocker, Snow (1985b))
mit Kategorisierung immer außerhalb derjenigen ohne Kategorisierung liegt. Somit
verwenden sie fu¨r die Wohlfahrtsanalyse das Konzept der hypothetischen Kompen-
sation der Verlierer der Kategorisierung durch die Gewinner. Fu¨r die Betrachtung
von positiven Kategorisierungskosten unterstellen die Autoren, dass in der Situation
mit Kategorisierung alle Individuen unabha¨ngig vom Zustand der Welt zusa¨tzliche
moneta¨re Kosten fu¨r die Kategorisierung tragen mu¨ssen. Durch diese Annahme, die
das Nettovermo¨gen aller Vertra¨ge um diese Kosten verringert, verschiebt sich die je-
weilige Indifferenzkurve nach links und nach unten. D.h. die Indifferenzkurve durch
einen beliebigen Vertrag repra¨sentiert - nach Beru¨cksichtigung der Kategorisierungs-
kosten - einen geringeren Nutzen als zuvor. Obwohl im hier betrachteten Modell die
Privatheitskosten nicht moneta¨rer Natur sind, ist ihr Effekt qualitativ derselbe. Fu¨r
gute Risiken, die U¨berwachung akzeptieren, verschiebt sich die Indifferenzkurve fu¨r
einen gegebenen Nutzen um die moneta¨re Bewertung von pLg (nach rechts und
nach oben) und umgekehrt, die Indifferenzkurve durch ihren Vertrag repra¨sentiert
einen geringeren Nutzen als es ohne Privatheitskosten der Fall wa¨re. Crocker, Snow
(1986) betonen, dass in einem nicht regulierten Markt der Wettbewerbsdruck zu
einer Kategorisierung fu¨hren wird, solange sich gute Risiken dadurch besser stellen.
Falls die Kategorisierungskosten ausreichend hoch sind, jedoch die guten Risiken
trotzdem Kategorisierung vorziehen, kann es unter Umsta¨nden dazu kommen, dass
eine hypothetische Kompensation der Verlierer nicht mehr mo¨glich ist. Dies wird
in Abb. 3.7 dargestellt. Im Fall von k = 0 werden alle guten Risiken U¨berwachung
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Abbildung 3.7: RS Gleichgewicht fu¨r GN
akzeptieren, da sie sich mit dem erstbesten Vertrag besser stellen als zuvor mit CLS.
Schlechte Risiken sind in dem Fall die Verlierer, da sie mit CHK enden. Wu¨rde ein
sozialer Planer Steuern und Subventionen einfu¨hren, kann er von allen Individuen
mit dem Vertrag CLK , die im Referenzfall erbrachte Steuer in Ho¨he von 1−q
q
s (siehe
Abschnitt 3.3.2, Asymmetrische Information) verlangen, damit den Vertrag CHK
subventionieren, sodass schlechte Risiken effektiv auf ihr altes Nutzenniveu durch
CHS gelangen. Der besteuerte Vertrag fu¨r gute Risiken ist somit CLM ′ in der Abbil-
dung. Obwohl damit gute Risiken die alte Steuer weiter zahlen mu¨ssen, haben sie
sich durch die Vollversicherung besser gestellt. Ihr erwarteter Nutzen ist nun gro¨ßer
als ohne U¨berwachung. Es gilt
EUL(CLM ′) = u(W − pLL− 1− q
q
s) >
pLu(W − pLdLS − L+ dLS − 1− q
q
s) + (1− pL)u(W − pLdLS − 1− q
q
s) = EUL(CLS),
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da
E[CLM ′] =W − pLL− 1− q
q
s =
pL(W − pLdLS − L+ dLS − 1− q
q
s) + (1− pL)(W − pLdLS − 1− q
q
s) = E[CLS].
Zu beachten ist hier, dass fu¨r dieses Ergebnis der soziale Planer das Risiko einzelner
Individuen nicht kennen muss (d.h. er muss nicht mehr Informationen besitzen als die
Versicherer), da nicht die einzelnen Individuen, sondern die resultierenden Vertra¨ge
besteuert und subventioniert werden. Somit wird - zusammen mit der einschreiten-
den Maßnahme der Quersubventionierung - mit dem Angebot der U¨berwachung eine
Pareto-Verbesserung erreicht.
Um das Argument von Crocker, Snow (1986) zu verdeutlichen, dass, nachdem
sich ein Marktgleichgewicht eingestellt hat, eine ex post Umverteilung nicht im-
mer zu einer Pareto-Verbesserung fu¨hren kann, sei angenommen, dass fu¨r k = 1
gerade EUL(CLK) − pLg = EUL(CLS) gilt. Somit wu¨rden sich gute Risiken fu¨r
den U¨berwachungsvertrag entscheiden und schlechte Risiken wu¨rden den Vertrag
CHK erhalten. Damit jedoch schlechte Risiken auf das urspru¨ngliche Nutzenniveau
kommen, mu¨ssen sie mindestens eine Subvention von s erhalten. Besteuert man
hierfu¨r den U¨berwachungsvertrag und teilt somit die Last auf alle guten Risiken
auf, muss jedes gute Risiko eine Steuer 1−q
q
s entrichten. Man sieht gleich, dass nun
EUL(CLM ′)−pLg < EUL(CLS) gelten muss, womit gute Risiken vom Typ LP durch
das Angebot der U¨berwachung schlechter gestellt werden. Also ist in diesem Fall mit
dem Angebot der U¨berwachung keine potentielle Pareto-Verbesserung mo¨glich.
Die soeben angestellten U¨berlegungen gelten fu¨r den Fall, dass die im Markt-
gleichgewicht resultierenden Vertra¨ge ex post, d.h. nachdem sich Individuen fu¨r
einen Vertrag entschieden haben, besteuert und subventioniert werden. Falls jedoch
die entsprechenden Steuern und Subventionen ex ante - also vor dem Angebot der
U¨berwachung - angeku¨ndigt werden, und die beteiligten Akteure diese Steuern und
Subventionen bei ihrer Vertragsentscheidung beru¨cksichtigen ko¨nnen, ist im Gleich-
gewicht keine Pareto-Verschlechterung mo¨glich. Wenn nun der soziale Planer im
Voraus anku¨ndigt, dass der Vertrag CHK von allen restlichen Vertra¨gen mit s sub-
ventioniert wird, resultieren im Gleichgewicht
1. CHS fu¨r schlechte Risiken und CLM ′ fu¨r Typ L0 und Typ LP , falls
EUL(CLM ′) − pLg = EUL(CLS). In diesem Gleichgewicht stellen sich Typ L0 und
Typ LP besser.
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2. CHS fu¨r Typ H, CLS fu¨r Typ L0 und C
LM ′ fu¨r Typ L0, falls EUL(CLM ′) −
pLg < EUL(CLS) gilt. In diesem Gleichgewicht stellen sich Typ L0 besser.
Hoy (2005) weist darauf hin, dass trotz ihres positiven Wohlfahrtseffektes Steu-
ern und Subventionen in der Praxis nicht eingesetzt werden und erkla¨rt dies im
Allgemeinen mit dem hohen Informationsbedarf fu¨r den Regulierer bezu¨glich der re-
levanten Parameter, die notwendig wa¨ren um die richtige Ho¨he der entsprechenden
Steuern und Subventionen zu kalkulieren.
Es sei jedoch bemerkt, dass in der hier betrachteten Situation der soziale Pla-
ner nicht notwendigerweise die entsprechenden Steuern und Subventionen berechnen
muss. Um mit Sicherheit eine Pareto-Verschlechterung zu vermeiden, reicht es aus,
wenn der soziale Planer - vor dem erstmaligen Angebot der U¨berwachung - den teu-
ersten Vertrag mit voller Deckung der Schadenssumme ermittelt (dieser entspricht
im Modell CHK bzw. CHS) und darauf einen Ho¨chstpreis genau in der Ho¨he der vor-
gefundenen Versicherungspra¨mie festlegt. Damit wird sichergestellt, dass eventuell
spa¨ter angebotene U¨berwachungsvertra¨ge schlechte Risiken, und dadurch auch gute
Risiken mit Privatheitskosten, nicht schlechter stellen werden.
3.5 Endogene Bestimmung der U¨berwachungs-
pra¨zision
In diesem Abschnitt wird untersucht, welche Auswirkungen die Mo¨glichkeit fu¨r eine
endogene Bestimmung der U¨berwachungspra¨zision auf das Verhalten der Versicher-
ten, auf die Vertra¨ge im Gleichgewicht und auf die Wohlfahrt der einzelnen Akteure
hat.
Neue U¨berwachungstechnologien werden zum einen die Erfassung einer zuneh-
menden Bandbreite verschiedener Arten von Informationen ermo¨glichen. Wa¨hrend
in der Vergangenheit nur Lokalisierungsdaten und Geschwindigkeit gemessen wur-
den, haben sich mittlerweile Technologien als praktikabel etabliert, die auch La¨ngs-
und Querbeschleunigung, die Beta¨tigung des Blinkers oder des Bremspedals u¨ber-
wachen. Womo¨glich bald werden sich aufgrund der kontinuierlichen Kostensenkung
auch technologische Prototypen, die derzeit aus Kostengru¨nden nur punktuell reali-
sierbar sind, auf dem Markt im großen Umfang etablieren. Mit solchen Technologien
ku¨ndigt sich eine U¨berwachung der Einhaltung von Verkehrsregeln wie Geschwin-
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digkeitsbegrenzungen oder Ampelsignale, sowie der Benutzung des Blinkers oder
der Sicherheitsgurte an. Zum anderen verbessert sich mit der Zeit die Pra¨zision
der U¨berwachung. Das Pra¨zisionsraster fu¨r Lokalisierungsdaten wird immer genau-
er: noch vor ein paar Jahren war die Genauigkeit der GPS Ortung auf zehn Meter
beschra¨nkt, diese wird jedoch laut Herrtwich (2003) noch in 2012 den Zentimeter-
bereich erreichen. Damit wird sofort klar, dass nicht nur der Aufenthaltsort von
Fahrzeugen, sondern auch genaue Mano¨ver und Bewegungsabla¨ufe nachvollziehbar
werden. Ein weiteres Beispiel ist die zunehmende Pra¨zision des Monitorings des
Wartungszustands eines Fahrzeugs, der bekanntlich mit dem Schadensrisiko negativ
korreliert ist.
Parallel zur Verbesserung der U¨berwachungsleistung bescha¨ftigen sich Techno-
logieentwickler mit der Frage und der Ermittlung praktischer Lo¨sungen, wie die be-
teiligten Akteure nachtra¨glich und nach Bedarf die U¨berwachungspra¨zision oder den
Umfang der erfassten Daten reduzieren ko¨nnen (siehe hierzu Wang, Kobsa (erscheint
2008), Duckham, Kulik (2005), Duri, Elliot (2004), Duri, Gruteser et al. (2002) und
Jiang, Hong, Landay (2002)). Beru¨cksichtigt man die Nachteile, die Individuen mit
der Aufgabe ihrer Privatspha¨re verbinden, kann eine derartige Option aus Kon-
sumentensicht einen positiven Wert schaffen. Es stellt sich also die Frage, welche
Anreize Versicherte haben, Informationen preiszugeben, wenn sie die Mo¨glichkeit
haben, den Umfang, die Art und die Pra¨zision der Informationen, die der Versi-
cherer erha¨lt, selbst zu bestimmen. Dass es sich hier tatsa¨chlich um einen trade-off
zwischen der Reduktion von Informationsasymmetrien bezu¨glich des Schadensrisi-
kos und der Beschra¨nkung von Privatheitskosten handelt und dass dieser trade-off
durch eine sinnvolle und wohlu¨berlegte Trennung der fu¨r die Berechnung des Scha-
densrisikos relevanten Daten von solchen Informationen, die fu¨r die Privatspha¨re,
jedoch nicht fu¨r die Kalkulation des Risikos wichtig sind, nicht umgangen werden
kann, liegt an mehreren Ursachen. Zum einen ist es die Auffassung, dass ein Verlust
von Privatheit allein durch die Offenbarung privater Informationen entsteht und
zwar ungeachtet der Art dieser Informationen. Zum anderen ist es die Verknu¨pf-
barkeit von Daten (siehe Kapitel 2), welche auch auch an den folgenden Beispielen
deutlich wird. Man denke beispielsweise an Ortungsdaten. Fu¨r die Risikokalkulation
werden sie beno¨tigt, da sie die Art der benutzen Strassen (Autobahn, Landstrassen,
Ortsstraßen) wiedergeben. Dadurch la¨sst sich wiederum auf die Verkehrsdichte und
die gesamte Verkehrssituation schließen, in der sich das Fahrzeug zu einem gegebe-
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nen Zeitpunkt bewegt und die fu¨r das Schadensrisiko relevant sind. Gekoppelt an
diese Information erhalten weitere risikorelevante Gro¨ßen - wie die Geschwindigkeit
oder La¨ngs- und Querbeschleunigung - erst einen Aussagegehalt u¨ber das zu diesem
gegebenen Zeitpunkt vorhandene Schadensrisiko. Es wird deutlich, dass Ortungs-
daten tatsa¨chlich eine risikorelevante Gro¨ße darstellen. Dabei erlaubt eine zuneh-
mende Genauigkeit der Ortung (z.B. Ermittlung der Parksituation und Mano¨vrie-
rung) entsprechend eine bessere Kalkulation des Risikos. Zugleich kann jedoch die
Bereitstellung von Ortungsdaten, womit der Versicherte seine Aufenthaltshistorie
dem Versicherer zur Verfu¨gung stellt, mit Risiken des Missbrauchs durch Dritte,
der Erstellung und Ausnutzung von Konsumentenprofilen durch den Versicherer,
also allgemein mit Privatheitskosten aufgrund der praktisch unvollsta¨ndigen Kon-
trolle u¨ber die Verwendung und u¨ber den Nutzerkreis der Informationen verbunden
sein. A¨hnlich kann fu¨r weitere Datenparameter, wie die Geschwindigkeit oder die
Tageszeit der Fahrten, argumentiert werden.
3.5.1 Modellspezifikation
Da sich nun die zentrale Fragestellung auf die Umsetzung und Auswirkung endogener
U¨berwachungspra¨zision bezieht, und nicht - wie im vorigen Abschnitt - auf die Im-
plikationen von Heterogenita¨t der Individuen bezu¨glich ihrer Privatheitspra¨ferenzen,
wird hier unterstellt, dass alle Individuen die gleichen Privatheitspra¨ferenzen besit-
zen, d.h. bei der Offenbarung der gleichen Information entstehen allen Individuen
die gleichen Privatheitskosten (diese ko¨nnen, wie zuvor argumentiert wurde, sowohl
durch potentielle Nutzungs- und Missbrauchsrisiken aufgrund unvollsta¨ndiger Kon-
trolle als auch durch die inha¨rente Pra¨ferenz fu¨r Privatheit begru¨ndet sein). Des
Weiteren wird hier - zur Vereinfachung der Analyse - von bedingter U¨berwachung
abgesehen, d.h. falls Informationen an den Versicherer geleitet werden, geschieht dies
unabha¨ngig vom Schadensfall. Auch hier werden eventuell vorhandene Betriebs- und
Inbetriebnahmekosten der U¨berwachung ignoriert.
Mit Hilfe von Monitoringtechnologien kann Information i u¨ber den Fahrstil ge-
sammelt werden. Versicherer ko¨nnen dabei sowohl konventionelle Vertra¨ge als auch
U¨berwachungsvertra¨ge anbieten. Im Gegensatz zu den gegenwa¨rtig realisierten An-
wendungen wird jedoch unterstellt, dass Individuen selbst entscheiden ko¨nnen, wie
viel und welche Art von Informationen sie offenbaren mo¨chten. Konkret bedeutet
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dies, dass sie die genaue Art der Daten (z.B. Geschwindigkeit, Ortungsdaten, Kilo-
meterstand), die Genauigkeit dieser Information (z.B. ob die Mano¨vrierung inner-
halb von Metern oder Zentimetern u¨berwacht wird oder das Zeitintervall, in dem
die Geschwindigkeit fu¨r den Versicherer registriert wird) und die La¨nge und Zusam-
mensetzung der Aufzeichnungen (d.h. Individuen ko¨nnen wa¨hlen, welche Segmente
der Aufzeichnungen ihrer Fahrthistorie sie dem Versicherer offenbaren mo¨chten) be-
stimmen ko¨nnen. Die Quantita¨t oder Qualita¨t der Informationen ist normiert auf
i ∈ [0, 1]. Dabei bedeutet i = 0, dass die U¨berwachungstechnologie von vornherein
abgelehnt wird oder, trotz der Installation der U¨berwachungstechnologie, im Nach-
hinein keine Informationen an den Versicherer geleitet werden. i = 1 bedeutet, dass
die vollsta¨ndige La¨nge und die ho¨chstmo¨gliche Qualita¨t der Aufzeichnungen (100%)
an den Versicherer geleitet wird. Es wird des Weiteren unterstellt, dass somit auch
perfekte Information u¨ber den Risikotyp vermittelt wird. Werte dazwischen bedeu-
ten, dass Individuen bestimmte Segmente der Aufzeichnungen
”
ausschneiden” und
diese vorenthalten ko¨nnen und/oder dass sie bestimmte Arten von Daten, die sie
dem Versicherer nicht weiterleiten mo¨chten, vorenthalten ko¨nnen und/oder dass sie
die Genauigkeit gegebener Daten manipulieren ko¨nnen. Wie mit dem zuvor geschil-
derten Beispiel veranschaulicht wurde, ergibt sich aus der Sicht des Versicherers aus
diesem Vorgehen eine Verschlechterung der Informationsbasis zur Kalkulation des
Schadensrisikos. So kann ein Individuum beispielsweise ein Segment aus der Auf-
zeichnung, das eine bestimmte fu¨r das Individuum aus Privatheitsgru¨nden wichtige
Fahrt entha¨lt, herausnehmen und dem Versicherer vorenthalten. Gleichzeitig werden
jedoch durch dieses Vorgehen auch risikorelevante Informationen, wie die Geschwin-
digkeit wa¨hrend dieser Fahrt, die benutzten Strassen oder die Ha¨ufigkeit und La¨nge
der Pausen, dem Versicherer vorenthalten. Alternativ kann das Individuum zwar
die gesamte La¨nge der Aufzeichnung vorlegen, jedoch bestimmte Daten - z.B. die
Ortungsdaten - vorenthalten. Dadurch wird der Versicherer nicht erfahren, in wel-
chen Verkehrssituationen sich das Individuum befunden hat. Alternativ kann direkt
die Pra¨zision bestimmter Informationsarten manipuliert werden, indem beispiels-
weise das Individuum die Tageszeiten der Fahrten nicht minutengenau, sondern nur
stundengenau angibt. Dies hat wieder zur Folge, dass das Schadensrisiko nur un-
genau berechnet werden kann - insbesondere wenn man beru¨cksichtigt, dass der
Informationsgehalt der Gesamtheit der verschiedenen Daten gro¨ßer als die Summe
dieser Informationen sein kann. Eine stundengenaue Angabe der Tageszeiten wird
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die Nachvollziehbarkeit der Verkehrssituationen erheblich einschra¨nken. Das gleiche
Argument gilt fu¨r die Genauigkeit von Ortungsdaten, La¨ngs- und Querbeschleuni-
gung, Geschwindigkeit etc., insbesondere wenn alle diese Informationsarten zusam-
mengenommen betrachtet werden. Wie an diesen Beispielen deutlich wird, handelt
es sich in allen Fa¨llen - unabha¨ngig ob Menge, Art oder Pra¨zision der Daten - um
eine Einschra¨nkung der risikorelevanten Informationen. Daher wird im Folgenden
sowohl die Menge der Daten (also die La¨nge der Aufzeichnungen) als auch die Qua-
lita¨t (Art und Genauigkeit der erfassten Daten) gleichermaßen mit Pra¨zision der
U¨berwachung bezeichnet.
Die Nutzenfunktion der Individuen
V (w, i) = u(w)− g(i)
setzt sich auch hier aus dem Nutzen des Einkommens/Vermo¨gens und den Priva-
theitskosten zusammen, die eine Funktion der offenbarten Information sind. Die
Privatheitskosten ru¨hren her von der inha¨renten Pra¨ferenz fu¨r Privatheit und ob-
jektiv oder subjektiv wahrgenommenen Missbrauchs- und Rentenverlustrisiken, die
unabha¨ngig vom Schadensrisiko der Versicherten sind. Diese Privatheitskosten sind
umso ho¨her, je mehr, je genauer und je vielfa¨ltiger die Informationen sind, die of-
fenbart werden. Aufgrund des u¨berproportionalen Informationsgehalts von kombi-
nierten Daten steigen auch die Privatheitskosten u¨berproportional an, d.h. es gilt
g(0) = 0, g′(i) > 0, g′′(i) > 0.14 Es wird jedoch unterstellt, dass fu¨r i = 1 die mar-
ginalen Privatheitskosten endlich sind, g′(1) < α, mit α > 0. Da Individuen bei der
U¨bergabe der
”
ersten Einheit” Information aus der Menge gesammelter Informa-
tionen die gro¨ßte Selektionsfreiheit haben, wird unterstellt, dass ihnen dabei keine
Privatheitskosten entstehen, g′(0) = 0.
Ziel der Analyse ist es zu ermitteln, wie sich die Wohlfahrt einzelner Individu-
en dadurch vera¨ndert, dass zusa¨tzlich zu konventionellen selbstselektierenden Ver-
tra¨gen auch U¨berwachungsvertra¨ge angeboten werden. Zu diesem Zweck werden die
Situationen ohne und mit dem Angebot von U¨berwachungsvertra¨gen verglichen.
14Konvexita¨t der Privatheitskosten in der Menge der offenbarten Informationen unterstellen auch
andere Autoren. So z.B. Krause, Horvitz (2007), die den trade-off zwischen Nutzen der Personali-
sierung von online Diensten und Privatheitskosten durch die Offenbarung privater Informationen
betrachten. Sie finden empirische Evidenz dafu¨r, dass der Nutzen konkav, wa¨hrend die Privatheits-
kosten konvex in der Informationsmenge ansteigen. Inha¨rente Privatheitskosten, die konvex in der
Menge der offenbarten Informationen verlaufen, unterstellen auch Chellappa, Sin (2007).
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Angebot von Überwachung
Individuen akzeptieren 
oder lehnen die 
Überwachung ab
Überwachungstechnologie 
sammelt Daten über den 
Fahrstil 
Individuen mit 
Überwachungstechnologie entscheiden, 
ob und wie viel Informationen sie dem 
Versicherer offenbaren
Versicherer bieten Verträge/ 
Vertragsmenüs an
Datensammlungsperiode
Abbildung 3.8: Zeitstruktur: endogene Bestimmung der U¨berwachungspra¨zision
Die Zeitstruktur ist wie folgt dargestellt: Versicherer bieten optional eine U¨ber-
wachungstechnologie fu¨r das Fahrzeug an, welche Individuen akzeptieren oder ab-
lehnen ko¨nnen. Falls sie die U¨berwachungstechnologie akzeptieren, wird diese zu
Beginn der Datensammlungsperiode ins Fahrzeug eingebaut. Wa¨hrend dieser Zeit
fu¨hrt die U¨berwachungstechnologie eine vollsta¨ndige Aufzeichnung mit ho¨chstmo¨gli-
cher Datenqualita¨t durch, die jedoch im Besitz des Individuums bleibt. Am Ende
der Datenaufzeichnungsperiode ko¨nnen Individuen die Aufzeichnung u¨berpru¨fen und
auswerten und anschließend entscheiden, ob und wie viel Informationen sie den Ver-
sicherern u¨bermitteln wollen. Aufgrund dieser Information aktualisieren Versicherer
ihre Erwartungen bezu¨glich der Risikotypen der Individuen und passen die Ver-
tragsbedingungen (Schadenszahlung und Versicherungspra¨mie) an, die sie anschlie-
ßend unterbreiten. Die Individuen entscheiden dann, bei welchem Versicherer sie
sich versichern. Falls keine perfekte Information u¨ber den Risikotyp vorliegt, werden
Versicherer lediglich in der Lage sein, die Individuen in Risikogruppen zu kategori-
sieren, welche - auch wenn mit verbesserten Anteilen - sowohl schlechte als auch gute
Risiken enthalten werden. Anschließend ko¨nnen Versicherer jeder Risikogruppe ein
selbstselektierendes Vertragsmenu¨ unterbreiten. Die soeben geschilderte Zeitstruk-
tur, mit welcher der notwendige Zeitabstand fu¨r die Datensammlung beru¨cksichtigt
wird, wu¨rde im Normalfall ein Zwei-Perioden-Modell implizieren. Allerdings wird
hier zusa¨tzlich die Annahme getroffen, dass durch die U¨berwachung weder auf der
Seite der Versicherer, noch auf der Seite der Individuen Vertragsbindung entsteht.
Genauer heißt dies, dass auch diejenigen Individuen, die die U¨berwachungstechno-
logie von einem Versicherer akzeptiert haben, am Ende der Datenaufzeichnungs-
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periode zu jedem beliebigen Versicherer wechseln ko¨nnen. Umgekehrt, wenn Versi-
cherer die U¨berwachungstechnologie anbieten, mu¨ssen sie nicht von vornherein die
Bedingungen der Versicherungsvetra¨ge (Versicherungspra¨mie und Schadenszahlung)
bestimmen, sondern ko¨nnen diese, abha¨ngig von den Informationen, die sie spa¨ter
erhalten, anpassen. Da alle Versicherer ihre Vertragsmenu¨s am Ende der Daten-
sammlungsperiode unterbreiten, ist die Betrachtung nur der zweiten Periode - nach
der Datensammlungsperiode ausreichend.15
Abgesehen von der Annahme vollkommener Konkurrenz und der Mo¨glichkeit fu¨r
Individuen, die Menge und Qualita¨t der Daten selbst zu bestimmen, entspricht die
beschriebene Situation sehr stark der Vertragsstruktur von Progressive. Der Trip-
Sense Vertrag, den Progressive neben konventionellen Vertra¨gen anbietet, sieht die
Erfassung der Chronologie und Dauer von Fahrten, des Kilometerstands, der Be-
schleunigung und des Bremsverhaltens und der Geschwindigkeit vor. Die Versicher-
ten werden schon beim Einbau der U¨berwachungstechnologie mit der fu¨r die Aus-
wertung der gesammelten Daten notwendigen Software-Anwendung ausgestattet,
mit deren Hilfe sie ihre eigene Leistung und die resultierende Versicherungspra¨mie
berechnen ko¨nnen. Abha¨ngig von diesem Ergebnis ko¨nnen Versicherte entscheiden,
ob sie die Daten dem Versicherer u¨bertragen oder nicht. Der Versicherer paßt ansch-
liessend die Ho¨he der Zahlungen fu¨r die na¨chste Periode an die erhaltene Information
an.
Gute Risiken: Im Folgenden wird unterstellt, dass fu¨r gute Risiken kein Klas-
sifizierungsrisiko besteht. Fu¨r jede U¨berwachungspra¨zision i, die sie im Gleichge-
wicht wa¨hlen, werden sie mit Sicherheit in die Gruppe der guten Risiken klassifiziert
werden. Mit dieser Annahme entspricht die U¨berwachung der
”
Suche nach schlech-
ten Nachrichten” (siehe z.B. Taylor (2004)16), womit die Wahrscheinlichkeit fu¨r ein
15Die Annahme, dass die Versicherer diejenigen sind, die U¨berwachung anbieten, ist in diesem
Modellrahmen nicht entscheidend. Insbesondere im Hinblick auf die ku¨nftige Entwicklung der Au-
tomobilindustrie ist davon auszugehen, dass in Zukunft Fahrzeuge ohnehin mit U¨berwachungstech-
nologien ausgestattet sein werden. Entsprechend kann die beschriebene Zeitstruktur ein Szenario
reflektieren, in dem das Angebot der Versicherer lediglich den Zugriff auf die Daten, die ohne-
hin im Fahrzeug gesammelt werden, ermo¨glicht. Abha¨ngig von den offenbarten Daten ko¨nnen die
Versicherer die Vertragsmenu¨s anpassen, die sie den Versicherten anbieten.
16In Taylor (2004) wird Information ebenfalls als eine endogene stetige Variable modelliert, je-
doch im Kontext eines wettbewerblichen Gu¨termarktes, in dem Unternehmen entscheiden, wie viel
Informationen sie u¨ber ihre Kunden erwerben. Die Analyse wird durch die Frage motiviert, wie
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falsches negatives Ergebnis Null entspricht. Es wird somit impliziert, dass wahre gu-
te Risiken stets vorsichtig und fehlerfrei fahren oder zumindest, dass ihnen niemals
solche Fehler passieren, durch die sie vom Versicherer irrtu¨mlicherweise als schlechte
Risiken eingestuft wu¨rden, unabha¨ngig davon, welche Informationsmenge i sie offen-
baren. Dies la¨sst sich formal wie folgt darstellen: die von den Individuen offenbarten
Daten enthalten entweder Hinweise auf schlechten Fahrstil, oder sie enthalten keine
derartigen Hinweise. Im ersten Fall beobachtet der Versicherer bei der Auswertung
der offenbarten Informationen das Signal sH , und umgekehrt, falls die offenbarten
Daten keine Hinweise auf schlechten Fahrstil u¨bermitteln, so ist dies mit dem Signal
sL gleichzusetzten. Fu¨r gute Risiken entspricht die getroffene Annahme P (sH |i) = 0
∀i ∈ [0, 1].
Schlechte Risiken: Alle schlechten Risiken haben eine identische Schadens-
wahrscheinlichkeit von pH , d.h. ihr Fahrstil ist im Schnitt schlechter als der von
guten Risiken. Dennoch kann - solange die U¨berwachung nicht perfekt ist - in einem
gegebenen Zeitabschnitt die Fahrtaufzeichnung schlechter Risiken unterschiedlich
ausfallen - nicht nur in Bezug auf die Realisation des Schadens, sondern auch in
Bezug auf die Mo¨glichkeit Ma¨ngel am Fahrstil zu erkennen. Falls die mit U¨berwa-
chung gesammelten Daten perfekte Information u¨ber den Risikotyp liefern, werden
schlechte Risiken mit Sicherheit als solche erkannt, P (sH |1) = 1. Falls jedoch die ge-
sammelten Daten nur imperfekt mit dem tatsa¨chlichen Risiko korrelieren oder falls
deren Umfang und Genauigkeit beschra¨nkt sind, ist nicht gewa¨hrleistet, dass Fahr-
stilma¨ngel, die das ho¨here Schadensrisiko begru¨nden, auch als solche identifiziert
werden ko¨nnen. Daher ist es angemessen davon auszugehen, dass eine Erkennung
der Ma¨ngel des Fahrstils und ein Nachweis des schlechten Fahrtstils schlechter Ri-
siken durch gro¨ßeren zeitlicher Umfang, Vielfalt und Pra¨zision der gesammelten
Daten erleichtert wird. Bezogen auf einzelne Segmente der Aufzeichnung wird diese
Annahme dadurch begru¨ndet, dass Evidenz fu¨r ein ho¨heres Schadensrisiko nicht un-
bedingt kontinuierlich, sondern in bestimmten Fahrsituationen auftritt. Bezogen auf
die Vielfalt und Pra¨zision von Daten ergibt sich diese Annahme aus der U¨berlegung,
viel Privatheit den Kunden aus normativer Sicht vor dem Hintergrund der Konsumententranspa-
renz im Internet garantiert werden sollte. Im Gegensatz zu der vorliegenden Analyse, in welcher
die Privatheitskosten durch eine inha¨rente Pra¨ferenz fu¨r Privatheit und Verwendungsunsicherheit
begru¨ndet werden, wird die Pra¨ferenz fu¨r Privatheit der Konsumenten in seinem Papier durch den
trade-off zwischen geringeren Gu¨terpreisen und geringerer Handelwahrscheinlichkeit abgeleitet.
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dass ein schlechter Fahrstil erst dann deutlich werden kann, wenn die Bewegung des
Fahrzeugs, das Verhalten und die Reaktionen des Fahrers im Detail und im Zu-
sammenhang mit der konkreten Verkehrssituation nachvollzogen werden ko¨nnen.
Gegeben, dass schlechte Risiken die La¨nge der Aufzeichnung, die Art und Pra¨zision
der Daten selbst bestimmen ko¨nnen, werden sie versuchen die Daten so zu filtern
und die Aufzeichnungen so zuzuschneiden, dass sie dadurch die Hinweise auf ihren
schlechten Fahrstil (d.h. die
”
schlechten Nachrichten”) mo¨glichst verdecken und um-
gekehrt vorzugsweise diejenigen Daten aus den Aufzeichnungen offenbaren, die sie
von guten Risiken nicht unterscheiden. Somit entsteht durch die Freiheit, die Menge
und Qualita¨t der Informationen aus der Fahrtaufzeichnung selbst zusammenzustel-
len, der Anreiz fu¨r schlechte Risiken, gute Risiken zu imitieren. Einerseits ko¨nnen sie
Segmente aus der Aufzeichnung, welche Evidenz fu¨r schlechtes fahrerisches Ko¨nnen
(z.B. beim Einfa¨deln in die Autobahn) enthalten, dem Versicherer vorenthalten und
stattdessen diejenigen Segmente, die keine derartige Evidenz enthalten (z.B. die
Aufzeichnung wa¨hrend des Parkens in der Garage) offenbaren. Andererseits ko¨nnen
sie bestimmte Arten von Informationen, die fu¨r ihren schlechten Fahrstil zeugen
(z.B. La¨ngs- und Querbeschleunigung) herausnehmen oder die Genauigkeit dieser
Daten reduzieren (z.B. die Zeitintervalle fu¨r die Messung der Geschwindigkeit) und
damit wiederum die Hinweise fu¨r schlechten Fahrstil verwischen. Je mehr Informa-
tionen (damit ist wieder Art der Daten, Genauigkeit der Messung und La¨nge der
Aufzeichnungen gemeint) sie im Gleichgewicht offenbaren, d.h. je ho¨her die U¨berwa-
chungspra¨zision, die sie wa¨hlen, desto schwieriger wird es aus der Sicht der schlechten
Risiken die Fahrtaufzeichnungen von guten Risiken zu imitieren. Konkret wird un-
terstellt, dass fu¨r jede U¨berwachungspra¨zision i, welche schlechte Risiken wo˜hlen, die
Wahrscheinlichkeit dafu¨r, dass diese Daten Hinweise u¨ber ihren schlechten Fahrstil
enthalten, und daher dass Versicherer ihren wahren Risikotyp erkennen, P (sH |i) = i
betra¨gt. Umgekehrt ist die Wahrscheinlichkeit dafu¨r, dass die offenbarten Daten kei-
ne Hinweise auf schlechten Fahrstil enthalten, und daher dass schlechte Risiken die
Aufzeichnungen guter Risiken imitieren ko¨nnen, P (sL|i) = (1− i).
Auch wenn schlechte Risiken im Voraus nicht wissen, wie genau ihre Fahrtauf-
zeichnung in einer gegebenen Zeitperiode ausfallen wird und welche Mo¨glichkeiten
sie am Ende dieser Periode haben werden, ihre Aufzeichnung so zuzuschneiden und
die Daten so zu filtern, dass sie dadurch denjenigen von guten Risiken entsprechen,
ko¨nnen sie durch die beschriebene Zeitstruktur am Ende der Datensammlungspe-
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riode, und bevor sie u¨ber die U¨berwachungspra¨zision entscheiden, die gesammelten
Daten einsehen, auswerten und feststellen, ob sie mit einer bestimmten U¨berwa-
chungspra¨zision i in der Lage sind, die Aufzeichnungen guter Risiken zu imitieren.
Mit anderen Worten beobachten schlechte Risiken am Ende der Datensammlungspe-
riode die Realisation des Signals s = {sL, sH} fu¨r eine gegebene U¨berwachungspra¨zi-
sion i, u¨ber die sie anschließend entscheiden. Dabei muss man jedoch beru¨cksich-
tigen, dass im Gleichgewicht schlechte Risiken unabha¨ngig von der Qualita¨t ihrer
Aufzeichnungen (d.h. von dem Signal s = {sH , sL}, das durch die von ihnen of-
fenbarten Daten generiert wird) von den Versicherern als solche erkannt werden,
wenn sich die von ihnen gewa¨hlte U¨berwachungspra¨zision von derjenigen der guten
Risiken unterscheidet, iH 6= iL.
Aus der Sicht guter Risiken liegt somit der Vorteil in der Offenbarung von Infor-
mationen darin, dass sie es schlechten Risiken, die die gleiche U¨berwachungspra¨zision
wa¨hlen, erschweren, ihre Aufzeichnungen zu imitieren und sich als gute auszugeben.
3.5.2 Ohne U¨berwachung RS Gleichgewicht
In einem RS Gleichgewicht in der Referenzsituation ohne U¨berwachung gilt (1 −
q)/q > δWMS > δRS. Die aus den vorherigen Abschnitten bekannten Vertra¨ge
(CHK , CLA) sind noch einmal in Abb. 3.9 dargestellt. U¨berwachung gibt guten Risi-
ken die Mo¨glichkeit dem Versicherer ihren Risikotyp
”
mitzuteilen”. Per Annahme ist
ihr Fahrstil immer tadellos und je mehr Informationen sie offenbaren, desto besser
ko¨nnen sie sich von schlechten Risiken abheben, da es mit einer ho¨heren U¨berwa-
chungspra¨zision immer weniger schlechten Risiken gelingt, die Fahrtaufzeichnung der
guten Risiken zu imitieren. Mehr offen gelegte Information bedeutet fu¨r gute Risiken
eine Anna¨herung an Vollversicherung, sodass durch die Information eine Effizienz-
verbesserung (Reduktion der Informationsasymmetrie) ermo¨glicht wird. Jedoch ist
die Entscheidung u¨ber die Informationsmenge fu¨r gute Risiken ein trade-off zwischen
dieser Effizienzverbesserung und den Privatheitskosten. Analog ist fu¨r schlechte Risi-
ken die Entscheidung, Informationen zu offenbaren, ein trade-off zwischen der Chan-
ce als gutes Risiko durchzukommen (und daher gu¨nstigere Vertragskonditionen zu
erhalten) und den Privatheitskosten, die dabei entstehen.
Dadurch, dass bei vollkommener Konkurrenz zwischen den Versicherern im
Gleichgewicht der erwartete Nutzen guter Risiken maximiert wird, werden diese
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Abbildung 3.9: Ohne U¨berwachung RS Gleichgewicht
U¨berwachung genau dann akzeptieren, wenn sie sich dadurch besser stellen als in
der Referenzsituation ohne U¨berwachung, d.h. wenn EV L(C(iL), iL) > EUL(CLA)
gilt. Nun sei angenommen, dass dies zutrifft sowie auch, dass fu¨r schlechte Risi-
ken EV H(C(iH), iH) = EUH(CHK) gilt. Dies wird spa¨ter in Proposition 7 fu¨r gute
Risiken und Proposition 8 fu¨r schlechte Risiken u¨berpru¨ft.
Wie bereits erwa¨hnt wurde, ko¨nnen Individuen erst am Ende der Datensamm-
lungsperiode - d.h. nachdem sie die aufgezeichneten Daten einsehen und auswerten
ko¨nnen - entscheiden, welche und wie viele Informationen sie preisgeben wollen.
Lemma 4
Es sei angenommen, dass sowohl gute als auch schlechte Risiken die U¨berwa-
chungtechnologie akzeptieren und gute Risiken im Gleichgewicht die U¨berwachungs-
pra¨zision iL = i∗ > 0 wa¨hlen.
1. Falls schlechte Risiken ex post feststellen, dass sie mit dieser U¨berwachungs-
pra¨zision in der Lage sind, die Aufzeichnungen guter Risiken zu imitieren und In-
formationen offenbaren, dann werden sie genau diese Pra¨zision iH = i∗ wa¨hlen.
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2. Schlechte Risiken, die mit dieser U¨berwachungspra¨zision nicht in der Lage
sind gute Risiken zu imitieren, werden keine Informationen offenbaren, iH = 0.
Beweis:
1. Angenommen am Ende der Datensammlungsperiode sieht sich ein schlechtes
Risiko in der Lage, mit der U¨berwachungspra¨zision iH = i∗ die Aufzeichnung guter
Risiken zu imitieren (mit U¨berwachungspra¨zision i∗ generieren seine Aufzeichnun-
gen das Signal sL) und wa¨hlt 0 < iH < i∗. Versicherer wissen, dass gute Risiken
im Gleichgewicht genau i∗ wa¨hlen. Fu¨r ein Individuum, das weniger Informatio-
nen als i∗ offenbart, wissen sie daher, dass es ein schlechtes Risiko sein muss. Dann
kann aber das schlechte Risiko auf die Offenbarung verzichten, um Privatheitskosten
einzusparen. A¨hnlich ist eine Abweichung u¨ber die gleichgewichtige U¨berwachungs-
pra¨zision iH > i∗ sinnlos, d.h. auch wenn ein schlechtes Risiko mit einer ho¨heren
U¨berwachungspra¨zision als die im Gleichgewicht von guten Risiken gewa¨hlte, sich
in der Lage sieht, mit den Daten gute Risiken zu imitieren. Da auch hier der Versi-
cherer weiß, dass ein gutes Risiko genau i∗ im Gleichgewicht offenbart, identifiziert
er eine Abweichung davon als schlechtes Risiko. Also wird ein schlechtes Risiko, das
u¨berhaupt Informationen offenbart, genau iH = i∗ wa¨hlen.
2. Angenommen, ein schlechtes Risiko stellt fest, dass es mit der fu¨r gute Risiken
gleichgewichtigen U¨berwachungspra¨zision i∗, ihre Fahrtaufzeichnungen nicht imitie-
ren kann (mit U¨berwachungspra¨zision i∗ generieren seine Aufzeichnungen das Signal
sH) und 0 < iH < i∗. Nach derselben Argumentation wie zuvor, ist es sinnlos Infor-
mationen zu offenbaren. Dieses Argument trifft umso mehr zu, wenn iH ≥ i∗, da die
Privatheitskosten noch ho¨her sind. Daher wird ein schlechtes Risiko, das die Fahr-
taufzeichnung guter Risiken nicht imitieren kann, keine Informationen offenbaren,
iH = 0.
Folgerung 3.2 Die Situation, dass schlechte Risiken Informationen offenbaren,
wa¨hrend gute Risiken keine Informationen offenbaren, tritt nie ein.
Beweis:
Angenommen gute Risiken wa¨hlen iL = i∗ = 0 im Gleichgewicht. Aus dem
Beweis von Lemma 4 folgt, dass auch schlechte Risiken iH = 0 wa¨hlen.
Falls keines der Individuen Informationen offenbart, bleibt es bei der Referenzsi-
tuation ohne U¨berwachung, d.h. es ist so, als ha¨tten beide Risikotypen U¨berwachung
von vornherein abgelehnt. Die Bedingungen fu¨r die Randlo¨sungen i∗ = 0 und i∗ = 1
90
werden spa¨ter hergeleitet. Zuerst wird die Situation mit einer inneren Lo¨sung fu¨r
die U¨berwachungspra¨zision 0 < i∗ < 1 betrachtet.
Bisher kann man festhalten, dass fu¨r jedes i∗ ∈ (0, 1), das von guten Risiken
im Gleichgewicht offenbart wird, schlechte Risiken entweder iH = i∗ oder iH = 0
wa¨hlen. Daher wird es aus der Sicht des Versicherers am Ende der Datensammlungs-
periode zwei Gruppen von Versicherten geben - die eine Gruppe der Individuen, die
Informationen i∗ offenbaren GM , und die zweite Gruppe der Individuen, die keine
Informationen offenbaren GN . Gute Risiken offenbaren eine positive Informations-
menge und befinden sich somit in GM . Wie bereits argumentiert wurde, wird die
Gruppe GN keine guten Risiken enthalten. Falls schlechte Risiken niemals Informa-
tionen offenbaren, besteht GM nur aus guten Risiken, sodass ihnen die Versicherer
den erstbesten Vertrag CLK anbieten ko¨nnen. Wie in Proposition 8 gezeigt wird, wird
dieses Ergebnis fu¨r i∗ ∈ (0, 1) nicht eintreten. Falls schlechte Risiken, die ex post in
der Lage sind gute Risiken zu imitieren, die U¨berwachungspra¨zision i∗ wa¨hlen, sind
die Anteile der Risikotypen wie folgt: In GN sind nur diejenigen schlechten Risiken,
die bei der gleichgewichtigen U¨berwachungspra¨zision die guten Risiken nicht imitie-
ren ko¨nnen, sodass qN = 0. In G
M sind alle guten Risiken und diejenigen schlechten
Risiken, die mit der U¨berwachungspra¨zision i∗ in der Lage sind die guten Risiken
zu imitieren. Daher gilt hier fu¨r die Anteile
1− qM(i∗) = (1− i
∗)(1− q)
(1− i∗)(1− q) + q
fu¨r schlechte Risiken und
qM(i
∗) =
q
(1− i∗)(1− q) + q
fu¨r gute Risiken. Die Implikationen dieser U¨berlegungen ko¨nnen grafisch in Abb. 3.9
gesehen werden. Die Pooling Nullgewinnlinie E[piP ] fu¨r die Gesamtbevo¨lkerung hat
eine Steigung von −1−p
p
, wobei p = qpL+(1− q)pH . Die Pooling Nullgewinnlinie fu¨r
die Gruppe GM , E[piM ] hat eine Steigung von −1−p(i∗)
p(i∗) , wobei
p(i∗) = (1− qM(i∗))pH + qM(i∗)pL
die durchschnittliche Schadenswahrscheinlichkeit fu¨r diese Gruppe ist. Wie auch in
der Abbildung zu sehen ist, verla¨uft diese Pooling Nullgewinnlinie steiler als E[piP ],
da der Anteil schlechter Risiken in dieser Gruppe kleiner ist als in der Bevo¨lkerung.
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Fu¨r i∗ = 0 stimmt E[piM ] mit E[piP ] u¨berein, sodass die Vertra¨ge mit U¨berwachung
identisch mit den Vertra¨gen aus der Referenzsituation sind. Fu¨r i∗ = 1 stimmt
E[piM ] mit E[piL] u¨berein: GM entha¨lt dann nur gute Risiken, da per Annahme mit
vollsta¨ndiger Informationsoffenbarung die Wahrscheinlichkeit fu¨r schlechte Risiken
mit den Fahrtaufzeichnungen gute Risiken zu imitieren gerade Null entspricht. In
diesem Fall resultiert fu¨r gute Risiken der erstbeste Vertrag.
Lemma 5
Falls im Gleichgewicht i∗ > 0, erhalten schlechte Risiken, die keine Informatio-
nen offenbaren, den Vertrag CHK .
Beweis:
Falls schlechte Risiken U¨berwachung akzeptieren, folgt dieses Ergebnis direkt
aus der Tatsache, dass in der Gruppe GN fu¨r den Anteil schlechter Risiken 1− qN =
1 > δWMS gilt. Falls schlechte Risiken U¨berwachung von vornherein ablehnen und
gegeben, dass gute Risiken U¨berwachung akzeptieren und anschließend i∗ > 0
offenbaren, werden schlechte Risiken vom Versicherer unmittelbar als solche erkannt.
Da es keine Vertragsbindung gibt, wird er ihnen in der na¨chsten Periode genau CHK
anbieten.
Die gleichgewichtigen Vertra¨ge in der Gruppe GM ha¨ngen von den genauen
Anteilen guter und schlechter Risiken ab. Angenommen, die guten Risiken wa¨hlen
eine Informationsmenge i′ ∈ (0, 1), mit der immer noch der Anteil der schlechten
Risiken gro¨ßer ist als der kritische Wert, d.h.
1− qM(i′)
qM(i′)
> δWMS.
In diesem Fall ist immer noch das RS Gleichgewicht zweitbesteffizient, sodass sich
an den Vertra¨gen der Referenzsituation (CHK , CLA) nichts a¨ndert. Die guten Risi-
ken werden jedoch dieses Ergebnis antizipieren. Wenn sich die Vertra¨ge durch die
Informationsoffenbarung nicht a¨ndern, macht es (aufgrund der Privatheitskosten)
keinen Sinn, u¨berhaupt Informationen zu offenbaren. Daher werden gute Risiken
entweder keine Informationen offenbaren, i∗ = 0, oder sie werden eine ausreichend
große Informationsmenge i∗ > i′ wa¨hlen, sodass sie damit ein WMS Gleichgewicht
herbeifu¨hren ko¨nnen, wobei i∗ so gewa¨hlt sein muss, dass 1−qM (i
∗)
qM (i∗)
≤ δWMS gilt. In
diesem Fall resultieren die in Abb. 3.9 dargestellten WMS Vertra¨ge (CH∗, CL∗). Diese
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U¨berlegungen fu¨hren erst einmal zu der Vermutung, dass es aus der Sicht der guten
Risiken optimal sein ko¨nnte, keine Informationen zu offenbaren, i∗ = 0, falls die Pri-
vatheitskosten zu schnell steigen oder - fu¨r eine gegebene Privatheitskostenfunktion
- der Anteil schlechter Risiken an der Bevo¨lkerung so groß ist, dass die notwendi-
ge Informationsmenge fu¨r ein WMS Gleichgewicht mit zu hohen Privatheitskosten
verbunden ist.
Formal lassen sich die optimalen Vertra¨ge (CH∗, CL∗) fu¨r Gruppe GM als die
Lo¨sung des folgenden Maximierungsproblems finden17
max
rH ,dL,rL,i
pLu(W − L− rL + dL) + (1− pL)u(W − rL)− g(i) (3.8)
s.t.
u(W − rH) ≥ pHu(W − L− rL + dL) + (1− pH)u(W − rL) (3.9)
(1− qM(i))(rH − pHL) + qM(i)(rL − pLdL) ≥ 0 (3.10)
u(W − rH) ≥ u(W − rHK) (3.11)
1− i ≥ 0, (3.12)
wobei qM(i) =
q
(1−i)(1−q)+q und 1− qM(i) = (1−i)(1−q)(1−i)(1−q)+q .
Da der Vertrag fu¨r schlechte Risiken immer mit Vollversicherung resultiert (siehe
hierfu¨r z.B. Crocker, Snow (1985a, 210), sowie Spence (1978, 434)), wurde die Scha-
denszahlung fu¨r schlechte Risiken dH nicht explizit als endogene Variable beru¨ck-
sichtigt, sondern bereits mit dH∗ = L substituiert. Außer dass mit diesem Maxi-
mierungsproblem die optimalen Vertra¨ge CL∗(dL∗, rL∗) und CH∗(L, rH∗) ermittelt
werden, wird auch die optimale U¨berwachungspra¨zision i∗ aus der Sicht der guten
Risiken festgelegt. Eine gro¨ßere U¨berwachungspra¨zision erho¨ht zwar die Privatheits-
kosten, sie reduziert jedoch den Anteil schlechter Risiken in dieser Gruppe GM und
fu¨hrt daher zu einer ho¨heren Schadensdeckung fu¨r gute Risiken.
Dennoch ko¨nnen Versicherer fu¨r i∗ < 1 schlechte und gute Risiken, die sich
entscheiden Informationen zu offenbaren, nicht unterscheiden, und daher ist eine
Selbstselektionsbedingung (3.9) in dieser Gruppe notwendig, die sicherstellt, dass
schlechte Risiken den fu¨r sie vorgesehenen Vertrag wa¨hlen.
(3.10) ist die Null-Gewinnbedingung fu¨r diese Gruppe, da Versicherte im Erwar-
tungswert nicht-negative Gewinne in beiden Gruppen separat erzielen mu¨ssen (siehe
17Siehe Crocker, Snow (1985a) fu¨r die formale Analyse eines WMS Gleichgewichts.
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Abschnitt 3.3.2, Kategorisierung von Risiken und Lemma 5). (3.12) wird beno¨tigt,
da per Annahme i ≤ 1 gelten muss. Schließlich ist (3.11) die Partizipationsbedingung
schlechter Risiken (siehe Crocker, Snow (1986, 325)).
Die Lo¨sung dieses Problems wird mit Hilfe der Kuhn-Tucker Bedingungen ge-
funden. In Abschnitt 3.3.2, Asymmetrische Information wurde gezeigt, dass die Par-
tizipationsbedingung fu¨r schlechte Risiken nicht bindend ist, falls ein WMS Gleich-
gewicht als zweitbesteffizient resultiert, sodass (3.11) nicht explizit beru¨cksichtigt
werden muss. Aus den Kuhn-Tucker Bedingungen18 ergibt sich, dass die Selbstselek-
tionsbedingung und die Null-Gewinnbedingung im Optimum, binden und fu¨r eine
innere Lo¨sung i∗ ∈ (0, 1) gelten zudem folgende zwei Optimalita¨tsbedingungen:
(1− q)(1− i∗)
q
=
u′(W − rH∗)[u′(W − L− rL∗ + dL∗)− u′(W − rL∗)]
u′(W − rL∗)u′(W − L− rL∗ + dL∗)
(1− pL)pL
(pH − pL)
(3.13)
g′(i∗) =
(1− pL)u′(W − rL∗)u′(W − rH∗)(1− q)(pHL− rH∗)
q(1− pL)u′(W − rH∗) + (1− i∗)(1− q)(1− pH)u′(W − rL∗) (3.14)
Die erste Bedingung (3.13) ist analog zu der Optimalita¨tsbedingung fu¨r ein WMS
Gleichgewicht (siehe 3.3.2, Asymmetrische Information), außer dass hier der Anteil
schlechter Risiken von der Informationsmenge i∗ abha¨ngt, welche im Gleichgewicht
offenbart wird. Die zweite Gleichung (3.14) besagt, dass im Optimum die marginalen
Privatheitskosten dem marginalen Nutzen aus der Offenbarung privater Information
entsprechen mu¨ssen.
Eine hinreichende Bedingung dafu¨r, dass es fu¨r gute Risiken optimal ist
vollsta¨ndige Information zu offenbaren, d.h. dass die Randlo¨sung i∗ = 1 resultiert,
ist19
g′(1) ≤ (1− q)
q
u′(W − pLL)L(pH − pL).
Je gro¨ßer, bei einer gegebenen Privatheitskostenfunktion, die rechte Seite dieser Un-
gleichung ist, desto wahrscheinlicher ist es, dass sie erfu¨llt ist. Mit anderen Worten,
je gro¨ßer die Schadensho¨he, die Differenz zwischen den Schadenswahrscheinlichkei-
ten schlechter und guter Risiken, der Anteil schlechter Risiken an der Bevo¨lkerung
und der Grenznutzen aus dem Netto-Einkommen im fu¨r gute Risiken erstbesten Ver-
trag sind, desto wahrscheinlicher ist es, dass gute Risiken vollsta¨ndige Information
offenbaren werden.
18Fu¨r die Kuhn-Tucker Bedingungen siehe Filipova (2006).
19Diese Bedingung ergibt sich direkt aus den Kuhn-Tucker Bedingungen (siehe Filipova (2006)).
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Fu¨r die Randlo¨sung i∗ = 0, d.h. gute Risiken offenbaren keine Informationen,
ergibt sich unmittelbar aus den Kuhn-Tucker Bedingungen (siehe Filipova (2006))
folgendes Ergebnis
Proposition 6
Fu¨r die Gruppe GM ergeben sich die RS Vertra¨ge im Gleichgewicht genau dann,
wenn keine Information offenbart wird, rj∗ = pjdj∗ ⇔ i∗ = 0, wobei j ∈ {H,L}.
Beweis:
1. i∗ = 0⇒ rj∗ = pjdj∗, j ∈ {H,L}
Fu¨r i∗ = 0 folgt fu¨r die Bedingung erster Ordnung in Bezug auf den Lagrange-
Multiplikator µ fu¨r (3.12) ∂L
∂µ
= 1− i∗ > 0, sodass µ = 0 gelten muss. Entsprechend
ergibt sich nach Einsetzen von i∗ = 0 aus der Bedingung erster Ordnung ∂L
∂i
≤ 0⇔
g′(0) ≥ (1− q)(1− p
L)u′(W − rL)u′(W − rH)
(1− q)(1− pH)u′(W − rL) + q(1− pL)u′(W − rH)(p
HL− rH).
Da g′(0) = 0 per Annahme, kann die obige Bedingung nur dann erfu¨llt sein, wenn
pHL− rH∗ = 0 gilt. Damit erha¨lt man jedoch aus der Nullgewinn Bedingung rL∗ −
pLdL∗ = 0.
2. rj∗ = pjdj∗, j ∈ {H,L} ⇒ i∗ = 0.
Angenommen, es gilt im Gleichgewicht i∗ > 0 und rj∗ = pjdj∗, j ∈ {H,L}. Dann
folgt fu¨r die Bedingung erster Ordnung ∂L
∂i
≤ 0⇔
∂L
∂i
= −g′(i∗)− µ = 0
Damit ergibt sich jedoch ein Widerspruch, da µ ≥ 0, und g′(i) > 0 fu¨r alle i > 0.
Daher kann i∗ > 0 keine Lo¨sung sein. Nur fu¨r i∗ = 0 ist die Bedingung erster
Ordnung ∂L
∂i
= −g′(0) ≤ 0 erfu¨llt.
Analog kann gezeigt werden, dass i∗ > 0 ⇐⇒ rH∗ < pHL und rL∗ > pLdL∗.
Mit diesem Ergebnis besta¨tigt sich die zuvor gea¨ußerte Vermutung: Wenn Indivi-
duen U¨berwachung ablehnen (oder einfach keine Informationen offenbaren), a¨ndert
sich nichts an dem RS Gleichgewicht aus der Referenzsituation ohne U¨berwachung.
Und umgekehrt: wenn eine positive Informationsmenge immer noch zu einem RS
Gleichgewicht fu¨hrt, dann kann diese Informationsmenge nicht optimal sein, da sich
Privatheitskosten in einem RS Gleichgewicht nicht lohnen. Wa¨hrend die zuvor ver-
wendete Spezifikation des Maximierungsproblems gut geeignet war, um zu zeigen,
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welche Faktoren die Randlo¨sung i∗ = 1 bestimmen, bietet sich alternativ die An-
wendung des Problems der optimalen Subvention an, um eine bessere Vorstellung
dafu¨r zu bekommen, welche Faktoren die Ho¨he der Informationsmenge bestimmen,
gegeben dass eine innere Lo¨sung i∗ ∈ (0, 1) resultiert. In einem WMS Gleichgewicht
gilt somit rH∗ = rHK − s = pHL− s und rL∗ = rL + t = pLdL∗ + t, wobei
t = s
(1− i∗)(1− q)
q
, s ≥ 0
gelten muss. Somit lautet das Maximierungsproblem
max
dL,s,i
pLu(wLA) + (1− pL)u(wLN)− g(i)
s.t
u(W − pHL+ s) ≥ pHu(wLA) + (1− pH)u(wLA) (3.15)
1− i ≥ 0,
wobei wLA = W −L+ (1− pL)dL− t und wLN = W − pLdL− t die Nettovermo¨gen im
Schadens- und Nichtschadensfall beim Vertrag fu¨r die guten Risiken CL∗ sind. Fu¨r
eine innere Lo¨sung i∗ ∈ (0, 1) erha¨lt man die Selbstselektionsbedingung (3.15), die
bindend ist, und die folgenden Optimalita¨tsbedingungen
(1− i∗)(1− q)
q
=
u′(W − pHL+ s)[u′(wLA)− u′(wLN)]
u′(wLA)u′(w
L
N)
pL(1− pL)
pH − pL (3.16)
g′(i∗) = s(pH − pL)(1− q)
q
u′(wLA)u
′(wLN)
pH(1− pL)u′(wLA)− (1− pH)pLu′(wLN)
(3.17)
Wa¨hrend (3.16) und (3.13) identisch sind, erlaubt Gleichung (3.17) eine alternati-
ve Spezifikation des Grenznutzens aus der Offenbarung von Information zu (3.14).
Gegeben, dass eine innere Lo¨sung resultiert, ist die gleichgewichtige Informations-
menge umso gro¨ßer, je kleiner (gro¨ßer) die rechte Seite von (3.16) (von (3.17)) ist,
d.h. (i) je gro¨ßer die Differenz in den Schadenswahrscheinlichkeiten, (ii) je gro¨ßer
der Anteil schlechter Risiken an der Bevo¨lkerung, (iii) je gro¨ßer die gleichgewichtige
Subvention und (iv) je kleiner die Risikoaversion der Individuen (d.h. je kleiner die
Differenz (u′(wLA)−u′(wLN))) ist. Rothschild, Stiglitz (1976, 637) verbinden diese Be-
dingungen, welche aus der Sicht der guten Risiken ho¨here Kosten des Poolings und
niedrigere Kosten der Separation implizieren, mit der Zweitbesteffizienz eines RS
Gleichgewichts. Je mehr diese Bedingungen zutreffen, desto wahrscheinlicher ist es
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demnach, dass ein RS Gleichgewicht resultiert.20 Konkret entspricht die rechte Seite
von (3.16), fu¨r s, i = 0 genau dem kritischen Wert δWMS. Je wahrscheinlicher es ist,
dass fu¨r eine bestimmte Informationsmenge ein RS Gleichgewicht resultiert, umso
mehr wird es sich fu¨r gute Risiken lohnen, die Informationsmenge zu erho¨hen, um
damit ein WMS Gleichgewicht herbeizufu¨hren. Ein gro¨ßerer Anteil schlechter Risi-
ken an der Bevo¨lkerung bedeutet zugleich, dass gute Risiken einen gro¨ßeren Vorteil
daraus haben, diesen Anteil in der Gruppe GM zu reduzieren. Wie Hoy (1982, 335)
zeigt, steigt die gleichgewichtige Subvention, wenn der Anteil schlechter Risiken in
der Risikogruppe sinkt. Somit entspricht eine gro¨ßere Subvention s in (3.17) auch
einem kleineren Anteil schlechter Risiken in dieser Gruppe und damit auch einer
ho¨heren Schadensdeckung fu¨r gute Risiken. Je mehr der Anteil schlechter Risiken
also durch die Offenbarung von Information gesenkt werden kann, desto mehr lohnt
es sich fu¨r gute Risiken diese Information zu offenbaren. Mit einer gro¨ßeren Dif-
ferenz der Schadenswahrscheinlichkeiten (pH − pL) fa¨llt die Schadensdeckung fu¨r
gute Risiken in einem RS Gleichgewicht kleiner aus, als wenn diese Differenz klein
ist.21 Eine kleinere Schadensdeckung im RS Gleichgewicht resultiert auch, wenn die
Risikoaversion kleiner ist. Daher sind in diesen Fa¨llen die Effizienzkosten der Infor-
mationsasymmetrie fu¨r gute Risiken gro¨ßer, und entsprechend ist der Anreiz gro¨ßer,
diese durch die Offenbarung von Information zu beheben.
Intuitiv wurde bereits oben die U¨berlegung angestellt, dass gute Risiken gar
keine Informationen offenbaren werden, wenn die Privatheitskosten zu hoch sind
oder, wenn fu¨r eine gegebene Privatheitskostenfunktion der Anteil schlechter Risiken
an der Bevo¨lkerung zu hoch ist.
Damit fu¨hren die gleichen Bedingungen einerseits dazu, dass gute Risiken gar
keine Informationen offenbaren, i∗ = 0, was a¨quivalent dazu ist, dass sie U¨berwa-
chung von vornherein ablehnen, und andererseits - falls sie Informationen offenbaren
- dass die gleichgewichtige Informationsmenge ho¨her ausfa¨llt. Dieses Ergebnis ist im
20Ho¨here Kosten des Poolings entstehen, wenn mehr schlechte Risiken subventioniert werden
mu¨ssen (ii) oder wenn die Subvention per schlechtem Risiko groß ist (i), (iii). Die Kosten der
Separierung ha¨ngen von der Risikoaversion (iv) ab und der Bereitschaft, sich mit Teilversicherung
zufrieden zu stellen (Rothschild, Stiglitz, 1976, 637).
21Wenn man die Selbstselektionsbedingung (3.15) betrachtet und ceteris paribus die Schadens-
wahrscheinlichkeit schlechter Risiken marginal erho¨ht pH′ > pH , wird die linke (rechte) Seite der
Gleichung kleiner (gro¨ßer). Um die Gleichung fu¨r pH′ wieder herzustellen, muss wLA gesenkt und
wLN erho¨ht werden, d.h. die Schadensdeckung sinkt.
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Folgenden zusammengefasst:
Proposition 7
1. Gute Risiken offenbaren nie 0 < i∗ ≤ iWMS, wobei iWMS die minimale
Informationsmenge ist, die zu einem WMS Gleichgewicht fu¨hrt.
2. Gute Risiken werden genau dann eine positive Informationsmenge offenbaren,
wenn fu¨r i∗ ∈ (iWMS, 1]
dEUL(CL
∗
)
di
|i∗ ≥ g′(i∗) und EUL(CL∗)− g(i∗) ≥ EUL(CLA) gilt . Wenn die Priva-
theitskosten zu schnell steigen und / oder der Anteil schlechter Risiken zu groß ist,
offenbaren gute Risiken keine Information i∗ = 0.
Beweis:
1. Mit einem RS Gleichgewicht in der Referenzsituation gilt 1−q
q
> 1−q
WMS
qWMS
=
δWMS. Fu¨r gegebene Parameterwerte und Funktionen sei iWMS die minimale Infor-
mationsmenge, die no¨tig ist, um ein WMS Gleichgewicht herbeizufu¨hren, sodass
(1− q)(1− iWMS )
q
= δWMS (3.18)
gilt. Fu¨r jedes 0 < i ≤ iWMS gilt somit (1−q)(1−i)
q
> δWMS und ein RS Gleichge-
wicht ist zweitbesteffizient. Nach Proposition 6 werden gute Risiken U¨berwachung
ablehnen, d.h. i∗ = 0. Daher ist 0 < i∗ < iWMS nicht optimal.
Fu¨r i = iWMS gilt EUL(CL(iWMS)) = EUL(CLA). Da jedoch g(iWMS) > 0,
stellen sich gute Risiken mit U¨berwachung schlechter als mit dem RS Gleichgewicht,
EUL(CL(iWMS))−g(iWMS) < EUL(CLA). Daher ist auch i∗ = iWMS nicht optimal.
2. Aus 1. folgt, dass i∗ ∈ {0} ∪ (iWMS, 1] gelten muss. Eine innere Lo¨sung
i∗ ∈ (iWMS, 1], fu¨r die die Bedingung erster Ordnung
dEUL(CL(i))
di
|i∗ = g′(i)|i∗ , i∗ < 1
(bzw.
dEUL(CL(i))
di
|i∗ ≥ g′(i)|i∗ , i∗ = 1)
gelten muss, resultiert dann, wenn der zugeho¨rige Wert der Zielfunktion gro¨ßer ist
als mit der Randlo¨sung
EUL(CL∗)− g(i∗) ≥ EUL(CLA).
Da wie aus (3.18) zu sehen ist, iWMS in 1−q
q
steigt, steigt auch der Wert fu¨r die
innere Lo¨sung i∗ ∈ (iWMS, 1], falls diese existiert, in 1−q
q
.
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Da sowohl EUL(CL(i)) als auch g(i) in i steigen, ha¨ngt die Existenz einer in-
neren Lo¨sung davon ab, wie schnell die Privatheitskosten relativ zum erwarteten
Nutzen aus dem Vertrag in i ansteigen. Da iWMS in 1−q
q
steigt und aufgrund der
Annahme, dass g′′(i) > 0, fu¨r alle i > 0, steigt auch die Untergrenze fu¨r g′(i) (mit
i > iWMS) in 1−q
q
. Dieser Effekt ist um so sta¨rker, je sta¨rker die Privatheitskosten
gekru¨mmt sind, d.h. je gro¨ßer g′′(i) > 0 fu¨r jedes gegebene i > 0 ist. Daraus folgt je-
doch, dass mit einem gro¨ßeren Anteil schlechter Risiken (je gro¨ßer 1−q
q
) und mit einer
sta¨rkeren Kru¨mmung der Privatheitskosten es weniger wahrscheinlich wird, dass ei-
nerseits eine innere Lo¨sung existiert (falls dEU
L(CL(i))
di
< g′(i), fu¨r alle i ∈ (iWMS, 1]),
und andererseits, falls sie existiert, dass sie einen ho¨heren Nutzen bringt als die
Randlo¨sung.
Im Folgenden wird explizit bewiesen, dass - wie bisher angenommen - schlechte
Risiken ebenfalls U¨berwachung akzeptieren und Informationen offenbaren, falls sie
ex post feststellen, dass sie mit ihren Datenaufzeichnungen gute Risiken imitieren
ko¨nnen.
Proposition 8
Gegeben, dass fu¨r gute Risiken die innere Lo¨sung i∗ ∈ (iWMS, 1) optimal ist,
werden schlechte Risiken
1. ebenfalls U¨berwachung akzeptieren,
2. ebenfalls iH = i∗ offenbaren, wenn sie mit ihren Datenaufzeichnungen gute
Risiken imitieren ko¨nnen,
3. durch das Angebot von U¨berwachung besser gestellt als ohne U¨berwachung im
RS Gleichgewicht.
Beweis:
Im Folgenden wird zuna¨chst 2 gezeigt, was wiederum fu¨r den Beweis von 1
verwendet wird.
2. Wenn fu¨r gute Risiken die innere Lo¨sung i∗ ∈ (iWMS, 1) optimal ist, bedeutet
das EUL(CL∗)− g(i∗) ≥ EUL(CLA) (siehe Proposition 7). Dies ist a¨quivalent zu
pLu(W − L− rL∗ + dL∗) + (1− pL)u(W − rL∗)− g(i∗) ≥
pLu(W − L− rLA + dLA) + (1− pL)u(W − rLA)
⇔ pL[u(W − L− rL∗ + dL∗)− u(W − L− rLA + dLA)]− g(i∗) ≥
(1− pL)[u(W − rLA)− u(W − rL∗)].
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Aufgrund von pL < pH folgt hieraus
pH [u(W − L− rL∗ + dL∗)− u(W − L− rLA + dLA)]− g(i∗) >
(1− pH)[u(W − rLA)− u(W − rL∗)]
⇔ EUH(CL∗)− g(i∗) > EUH(CLA).
Aus den jeweiligen Selbstselektionsbedingungen gelten jedoch entsprechend fu¨r das
WMS Gleichgewicht EUH(CH∗) = EUH(CL∗) und fu¨r das RS Gleichgewicht in der
Referenzsituation EUH(CHK) = EUH(CLA). Somit ergibt sich
EUH(CH∗)− g(i∗) > EUH(CHK). (3.19)
Hieraus folgt fu¨r schlechte Risiken, die bereits U¨berwachung akzeptiert haben und
am Ende der Datensammlungsperiode feststellen, dass sie zu der gleichgewichtigen
Informationsmenge i∗ in der Lage sind, gute Risiken zu imitieren, dass sich die-
se schlechten Risiken durch die Informationsoffenbarung strikt besser stellen (linke
Seite von (3.19)), als wenn sie keine Information offenbaren (rechte Seite von (3.19)).
1. Fu¨r die Entscheidung, ob sie U¨berwachung akzeptieren, vergleichen schlechte
Risiken den erwarteten Nutzen mit U¨berwachung mit dem erwarteten Nutzen, den
sie erhalten, wenn sie U¨berwachung ablehnen und somit den konventionellen Vertrag
CHK wa¨hlen. Sie entscheiden sich fu¨r U¨berwachung, wenn
(1− i∗)EUH(CH∗) + i∗EUH(CHK)− (1− i∗)g(i∗) ≥ EUH(CHK) (3.20)
gilt. Falls sie U¨berwachung akzeptieren, werden schlechte Risiken aus ex an-
te Perspektive mit einer Wahrscheinlichkeit von (1 − i∗) die Datenaufzeichnung
von guten Risiken imitieren ko¨nnen und ihr Erwartungsnutzen ist in diesem Fall
EUH(CH∗) − g(i∗). Mit der Gegenwahrscheinlichkeit werden sie nicht dazu in der
Lage sein, sie werden keine Informationen offenbaren (Lemma 4) und erhalten dann
einen Erwartungsnutzen von EUH(CHK) (Lemma 5). Wie zu sehen ist, ist (3.20)
a¨quivalent zu (3.19).
3. Dies ist das direkte Ergebnis aus (3.20), das a¨quivalent ist zu einer Steigerung
der erwarteten Wohlfahrt schlechter Risiken von
EV H(CH∗, i∗)− EV H(CHK , 0) > 0.
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Abbildung 3.10: Ohne U¨berwachung WMS Gleichgewicht
An diesem Ergebnis erkennt man auch, dass ein separierendes Gleichgewicht im
Sinne eines Signaling Modells, in welchem alle guten Risiken Informationen offenba-
ren, wa¨hrend alle schlechten Risiken keine Informationen offenbaren, nicht existieren
kann. Wa¨hrend in einem Signaling Modell mit zwei Typen in der Regel das Signal
an sich keine Informationen u¨ber den Typen entha¨lt, sondern unterschiedliche Ko-
sten fu¨r das Signal dafu¨r sorgen, dass es entweder zu einem Pooling Gleichgewicht
ohne Unterscheidung der Typen oder einem separierenden Gleichgewicht mit per-
fekter Unterscheidung der Typen kommt, ergibt sich in der vorliegenden Analyse -
aufgrund des Informationsgehalts der U¨berwachungsdaten an sich einerseits und der
Annahme homogener Privatheitskosten bei guten und schlechten Risiken anderer-
seits, dass fu¨r alle i∗ ∈ (0, 1) auch imperfekte Unterscheidung der Typen resultiert.
3.5.3 Ohne U¨berwachung WMS Gleichgewicht
Im Fall, dass 1−q
q
≤ δWMS, ist das in Abb. 3.10 dargestellte WMS Gleichgewicht
(CLS, CHS) zweitbesteffizient.
Lemma 4 und 5, sowie Proposition 6 gelten unabha¨ngig vom Typ des Gleich-
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gewichts in der Referenzsituation. Wie im Folgenden gezeigt wird, ist Proposition
7 fu¨r ein WMS Gleichgewicht irrelevant. Proposition 8 wurde in Verbindung mit
einem RS Gleichgewicht bewiesen und die Gu¨ltigkeit fu¨r ein WMS Gleichgewicht
wird daher im Folgenden u¨berpru¨ft.
Gema¨ß Lemma 4 wird im Fall, dass U¨berwachung akzeptiert und im Gleichge-
wicht eine positive Informationsmenge offenbart wird, dieselbe Informationsmenge
i∗ unabha¨ngig vom Risikotyp gewa¨hlt. Auch hier wird zuna¨chst unterstellt, dass
beide Risikotypen U¨berwachung akzeptieren und dass schlechte Risiken, die sich ex
post in der Lage sehen, die Datenaufzeichnungen guter Risiken zu imitieren, die
gleichgewichtige Informationsmenge i∗ (und somit nicht iH = 0) wa¨hlen. Dies wird
anschließend in Proposition 9 bewiesen. Gema¨ß Lemma 4 werden schlechte Risi-
ken, die ex post nicht in der Lage sind bei der gleichgewichtigen Informationsmenge
gute Risiken zu imitieren, keine Informationen offenbaren und gema¨ß Lemma 5 wer-
den sie vom Versicherer als solche erkannt und erhalten fu¨r die na¨chste Periode den
Vertrag CHK . Die U¨berlegungen entsprechen soweit denjenigen bei einem RS Gleich-
gewicht in der Referenzsituation ohne U¨berwachung und die optimalen Vertra¨ge fu¨r
die Gruppe GM lassen sich demnach mit dem Maximierungsproblem (3.8) bis (3.11)
lo¨sen.
Laut Proposition 6 wird die gleichgewichtige Informationsmenge genau dann
Null entsprechen, wenn die gleichgewichtigen Versicherungspra¨mien fu¨r beide Ri-
sikotypen aktuarisch fair sind. Da jedoch, das WMS Gleichgewicht in der Refe-
renzsituation ohne U¨berwachung durch 1−q
q
≤ δWMS charakterisiert ist, werden im
Gleichgewicht aktuarisch faire Pra¨mien selbst dann nicht resultieren, wenn i∗ = 0.
Daher folgt unmittelbar aus Proposition 6
Folgerung 3.3 :
Wenn das Gleichgewicht in der Referenzsituation ohne U¨berwachung vom Typ
WMS ist, werden gute Risiken immer U¨berwachung akzeptieren und die gleichge-
wichtige Informationsmenge wird immer positiv sein, i∗ > 0.
Da schlechte Risiken, die U¨berwachung akzeptieren, dadurch das Risiko einge-
hen, den Vertrag CHK zu erhalten (d.h. sich schlechter zu stellen als zuvor), ist es
nicht unmittelbar einleuchtend, dass sie dies tun werden. Wie im Folgenden deut-
lich wird, ist die entscheidende Annahme fu¨r dieses Ergebnis die fehlende Bindung
seitens der Versicherer. Sobald die Versicherer ihre Erwartungen u¨ber den Risikotyp
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der Individuen aktualisieren, passen sie das Vertragsmenu¨ entsprechend an. Gege-
ben, dass gute Risiken im Gleichgewicht i∗ > 0 offenbaren, entspricht dies auch
den Erwartungen der Versicherer. Unabha¨ngig davon, ob Individuen von vornherein
U¨berwachung ablehnen oder ob sie U¨berwachung akzeptieren und ex post beschlie-
ßen, die Informationsmenge i∗ nicht zu offenbaren, werden sie von den Versicherern
als schlechte Risiken erkannt und erhalten somit in der na¨chsten Periode den Vertrag
CHK . Da schlechte Risiken dieses Verhalten antizipieren und mit U¨berwachung die
Chance haben, gute Risiken zu imitieren, werden sie diese akzeptieren.
Proposition 9
Gegeben, dass fu¨r gute Risiken i∗ < 1 optimal ist, werden schlechte Risiken
1. ebenfalls U¨berwachung akzeptieren und
2. falls sie ex post mit der gleichgewichtigen Informationsmenge in der Lage sind
gute Risiken zu imitieren, ebenfalls i∗ offenbaren.
Beweis:
Der Beweis ist analog zu (i) und (ii) in Proposition 8.
2. Aufgrund von EUL(CL∗) − g(i∗) > EUL(CLS) und den entsprechenden
Selbstselektionsbedingungen gilt EUH(CL∗)− g(i∗) > EUH(CHS). Da aufgrund der
Quersubventionierung EUH(CHS) > EUH(CHK) gilt, folgt EUH(CH∗) − g(i∗) >
EUH(CHK). Gegeben, dass schlechte Risiken gute imitieren ko¨nnen, werden sie sich
dadurch besser stellen, als wenn sie keine Informationen offenbaren.
1. Aufgrund der fehlenden Bindung seitens der Versicherer, antizipieren schlechte
Risiken, dass die Versicherer statt CHS den Vertrag CHK anbieten, sobald sie sie
als schlechte Risiken identifizieren - sowohl wenn sie die U¨berwachung ablehnen, als
auch wenn sie diese akzeptieren und anschließend keine Informationen offenbaren.
Daher ergibt sich fu¨r den Vergleich des ex ante erwarteten Nutzens mit U¨berwachung
mit dem erwarteten Nutzen ohne U¨berwachung der Ausdruck in (3.20). Aus 1. folgt
wieder, dass dies immer erfu¨llt ist.
3.5.4 Wohlfahrtseffekte
Die Wohlfahrtseffekte ha¨ngen auch hier - wie im vorherigen Abschnitt - vom Typ des
Gleichgewichts in der Referenzsituation ohne U¨berwachung ab. Zudem ist die An-
nahme fehlender Bindung seitens der Versicherer von entscheidender Bedeutung fu¨r
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die Wohlfahrtsimplikationen. Diese Annahme ist wichtig, um die zwei Situationen
ohne und mit der U¨berwachungsoption, die bei vollkommenem Wettbewerb resul-
tieren, miteinander zu vergleichen. Da es die fehlende Vertragsbindung ist, die das
ex ante Pra¨mienrisiko der schlechten Risiken verursacht, kann man davon ausgehen,
dass eine Wohlfahrtserho¨hung mit der U¨berwachungsoption, wenn es keine Vertrags-
bindung gibt, eine hinreichende Bedingung dafu¨r ist, dass sich die Wohlfahrt auch
dann erho¨ht, wenn sich die Versicherer im Voraus zu bestimmten Vertra¨gen binden
ko¨nnen.
Mit einem RS Gleichgewicht in der Referenzsituation ohne U¨berwachung sind
fu¨r die Informationsmenge sowohl Randlo¨sungen als auch innere Lo¨sungen mo¨glich.
Fu¨r i∗ = 0, d.h. wenn es aus der Sicht guter Risiken optimal ist keine Informatio-
nen zu offenbaren, was a¨quivalent ist zu einer Ablehnung der U¨berwachung, bleibt
das Gleichgewicht aus der Referenzsituation erhalten und die Wohlfahrt a¨ndert sich
nicht. Falls gute Risiken vollsta¨ndige Information offenbaren, i∗ = 1, entspricht dies
per Annahme perfekter Information, und schlechte Risiken werden die Datenauf-
zeichnungen mit Sicherheit nicht imitieren ko¨nnen. Da sie sich dessen bewusst sind,
ko¨nnen sie die U¨berwachung von vornherein ablehnen. Im Gleichgewicht werden die
erstbesten Vertra¨ge (CLK , CHK) resultieren. Fu¨r schlechte Risiken bleibt somit der
Vertrag aus der Referenzsituation und gute Risiken erhalten Vollversicherung. Ob-
wohl sie dabei Privatheitskosten von g(1) tragen, bedeutet ihre Wahl von i∗ = 1,
dass hiermit das globale Maximum ihrer Nutzenfunktion erreicht wird und diese
Privatheitskosten durch den Effizienzgewinn u¨berkompensiert werden. Damit ergibt
sich eine Pareto-Verbesserung der Wohlfahrt.
Im Falle einer inneren Lo¨sung i∗ ∈ (iWMS, 1) resultieren die Vertra¨ge CHK , CH∗
und CL∗. Fu¨r schlechte Risiken, die ex post keine Informationen offenbaren, a¨ndert
sich somit nichts. Wie Hoy (1982, 331, 335) zeigt, stellen sich sowohl schlechte als
auch gute Risiken mit den Vertra¨gen CH∗ und CL∗ besser als mit den Vertra¨gen
ohne U¨berwachung CHK und CLA. Obwohl gute Risiken die schlechten subventio-
nieren mu¨ssen, steigt aufgrund der ho¨heren Schadensdeckung ihr erwarteter Nutzen
aus dem Vertrag. Schlechte Risiken verbessern sich, da sie weniger als die faire Ver-
sicherungspra¨mie zahlen mu¨ssen. Da auch hier die Privatheitskosten guter Risiken
bereits in deren Kalku¨l beru¨cksichtigt sind, werden sie vom Effizienzgewinn aus der
U¨berwachung u¨berkompensiert. Wie in Proposition 8 gezeigt wurde, gilt dies umso
mehr fu¨r schlechte Risiken. Der ex ante erwartete Nutzen guter Risken steigt somit
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durch das Angebot von U¨berwachung um
∆WL = EU
L(CL∗)− g(i∗)− EUL(CLA) > 0.
Bei schlechten Risiken ist die ex ante Wohlfahrtsverbesserung durch
∆WH = i
∗EUH(CHK) + (1− i∗)[EUH(CH∗)− g(i∗)]− EUH(CHK)
= (1− i∗)[EUH(CH∗)− g(i∗)− EUH(CHK)] > 0
gegeben. Damit ergibt sich mit der Option fu¨r U¨berwachung eine Pareto-
Verbesserung sowohl aus ex ante als auch aus ex post Perspektive.
A¨hnlich wie im Fall bei perfekter U¨berwachung (Abschnitt 3.4) wird es mit
einem WMS Gleichgewicht in der Referenzsituation ohne U¨berwachung (aus ex post
Perspektive) keine Pareto-Verbesserung der Wohlfahrt geben. Wie gezeigt wurde,
wird hier immer eine positive Informationsmenge i∗ > 0 offenbart und gute Risiken
verbessern sich dadurch um
∆WL = EU
L(CL∗)− g(i∗)− EUL(CLS) > 0.
Fu¨r schlechte Risiken, die ex post gute Risiken imitieren ko¨nnen, ergibt sich ebenfalls
eine Wohlfahrtsverbesserung von
∆WH |iH=i∗ = EUH(CH∗)− g(i∗)− EUH(CHS) > 0.
Schlechte Risiken, die ex post nicht in der Lage sind die Datenaufzeichnungen
guter Risiken zu imitieren, stellen sich mit CHK schlechter als zuvor mit CHS
∆WH |iH=0 = EUH(CHK)− EUH(CHS) < 0.
Fu¨r schlechte Risken besteht zum Zeitpunkt, in dem U¨berwachung eingefu¨hrt
wird, Unsicherheit daru¨ber, ob sie spa¨ter vom Versicherer als schlechte Risiken er-
kannt werden. Daher sehen sie sich aus ex ante Perspektive, d.h. zu dem Zeitpunkt
zu dem U¨berwachung eingefu¨hrt wird, vor einer Lotterie zwischen den Vertra¨gen
CHK und CH∗ und ihr erwarteter Nutzen ex ante ist
EV H(C(i∗), i∗) = (1− i∗)[EUH(CH∗)− g(i∗)] + i∗EUH(CHK).
Wie das Angebot der U¨berwachung die Wohlfahrt schlechter Risiken aus ex ante
Perspektive a¨ndert, ergibt sich aus dem Vergleich dieses erwarteten Nutzens mit dem
105
erwarteten Nutzen aus dem Vertrag in der Referenzsituation EUH(CHS). Bezeichnet
man diese aus der Sicht schlechter Risiken erwartete A¨nderung der Wohlfahrt mit
EH [∆WH ], ergibt sich
EH [∆WH ] = (1− i∗)[EUH(CH∗)− g(i∗)] + i∗EUH(CHK)− EUH(CHS).
Wie auch im Abschnitt 3.4 deutlich wurde, ist bei perfekter Information, i∗ = 1,
EH [∆WH ] < 0, da dies einen sicheren U¨bergang zum Vertrag C
HK bedeutet. Um
die erwarteten A¨nderung der Wohlfahrt in Abha¨ngigkeit von der absoluten Risiko-
aversion zu bekommen, kann man
EUH(CH∗) ≈ u(W − pHL+ s∗)
= u(W − pHL+ s) + (s∗ − s)u′(W − pHL+ s) + 1
2
(s∗ − s)2u′′(W − pHL+ s)
= EUH(CHS) + (s∗ − s)u′(W − pHL+ s) + 1
2
(s∗ − s)2u′′(W − pHL+ s)
= EUH(CHS) + (s∗ − s)u′(W − pHL+ s)[1− 1
2
(s∗ − s)A(W − pHL+ s)]
schreiben, wobei s∗ > s die optimalen Subventionen in den Vertra¨gen CH∗ und CHS
sind, und A(W −pHL+s) = −u′′(W−pHL+s)
u′(W−pHL+s) die absolute Risikoaversion an der Stelle
CHS. Beru¨cksichtigt man, dass EUH(CH∗) > EUH(CHS) gilt, folgt aus der obigen
Gleichung, dass der zweite Term positiv sein muss. Nach Einsetzen erha¨lt man nun
fu¨r die erwartete A¨nderung der Wohlfahrt
EH [∆WH ] = i
∗[EUH(CHK)− EUH(CHS)]− (1− i∗)g(i∗)
+(1− i∗)(s∗ − s)u′(W − pHL+ s)[1− 1
2
(s∗ − s)A(W − pHL+ s)],
wobei die ersten beiden Terme negativ sind und der dritte Term positiv ist. Eine
hinreichende Bedingung fu¨r EH [∆WH ] < 0 ist daher eine ausreichend hohe Risiko-
aversion.
3.6 Fazit
In den vorhergehenden Abschnitten wurden die Auswirkungen der U¨berwachung als
zusa¨tzliche Option zu den konventionellen selbstselektierenden Vertra¨gen, in einem
Markt mit adverser Selektion mit Hilfe zweier Szenarien (Abschnitt 3.4 und 3.5)
analysiert. Unabha¨ngig von der konkreten Situation wird sich unter vollkommener
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Konkurrenz U¨berwachung immer dann im Markt etablieren, wenn sich dadurch gute
Risiken besser stellen ko¨nnen. Infolgedessen ko¨nnen Versicherer aufgrund der Da-
ten, die sie von den Versicherten erhalten diese in Risikogruppen kategorisieren. In
beiden Fa¨llen ergeben sich mit der U¨berwachungsoption zwei Kategorisierungsgrup-
pen: diejenigen Individuen, die U¨berwachung akzeptieren und Informationen aus
den Datenaufzeichnungen offenbaren GM , und diejenigen, die U¨berwachung ableh-
nen oder diese zuna¨chst akzeptieren, jedoch spa¨ter keine Daten offenbaren GN . In
beiden Fa¨llen kann es unter der Anwendung von U¨berwachung zu Fehlklassifizierung
von Risiken kommen, was im ersten Szenario an der Heterogenita¨t der Individuen
bezu¨glich ihrer Privatheitspra¨ferenzen und im zweiten Szenario am Klassifizierungs-
risiko der schlechten Risiken unter imperfekter Information liegt.
Konkret wird im ersten Abschnitt die U¨berwachung als eine bina¨re Entschei-
dung u¨ber die Offenbarung perfekter Information u¨ber den Risikotyp dargestellt.
Unter Heterogenita¨t der Individuen bezu¨glich ihrer Privatheitspra¨ferenzen kommt
es unter Umsta¨nden (wenn die Privatheitskosten ausreichend hoch sind) dazu, dass
die Kategorisierung in der Gruppe GM perfekt ist (sie entha¨lt nur gute Risiken),
wa¨hrend sie in Gruppe GN imperfekt ausfa¨llt (sie entha¨lt sowohl schlechte als auch
gute Risiken).
Im zweiten Abschnitt, in welchem zwar von homogenen Privatheitspra¨ferenzen
ausgegangen wird, ko¨nnen die Individuen selbst u¨ber die Informationsmenge ent-
scheiden. Dabei wird U¨berwachung als Suche nach
”
schlechten Nachrichten” im Sin-
ne von Evidenz fu¨r einen schlechten Fahrstil modelliert, wobei fu¨r gute Risiken kein
Klassifizierungsrisiko besteht. Diese Annahme ist dann begru¨ndet, wenn man davon
ausgeht, dass die U¨berwachung zum Ziel hat, in der Vielfalt von Aufzeichnungs-
daten, die sich zum Teil fu¨r gute und schlechte Risiken nicht unterscheiden (z.B.
die Benutzung der gleichen Strassen oder Fahrten zur gleichen Tageszeit), solche
Informationen herauszuziehen, die auf Ma¨ngel im Fahrverhalten deuten und welche
unmissversta¨ndlich mit einem schlechten Fahrstil als Eigenschaft des Individuums in
Verbindung gebracht werden ko¨nnen (z.B. aggressive Beschleunigung oder verzo¨ger-
te Reaktionen auf den Verkehr). Nur im Fall der Offenbarung aller aufgezeichneten
Daten resultiert perfekte Information u¨ber den Risikotyp. Bei einer geringeren In-
formationsmenge ist die Kategorisierung in der Gruppe GN perfekt (sie entha¨lt nur
schlechte Risiken), wa¨hrend sie in der Gruppe GM imperfekt ist und somit sowohl
gute als auch schlechte Risiken entha¨lt.
107
In beiden Szenarien wurde gezeigt, dass unabha¨ngig von der Ho¨he der Priva-
theitskosten eine Pareto-Verbesserung dann resultiert, wenn das Gleichgewicht in
der Ausgangssituation vom Typ RS ist. Wie zuvor erla¨utert wurde, ist dies dann
wahrscheinlicher, wenn der Anteil schlechter Risiken an der Bevo¨lkerung ausrei-
chend groß ist, wenn sich die Schadenswahrscheinlichkeiten stark unterscheiden und
wenn die Risikoaversion relativ klein ist. Falls jedoch das Ausgangsgleichgewicht
vom Typ WMS ist und der Versicherungsmarkt nicht reguliert wird, gibt es immer
Gewinner und Verlierer aus dem Angebot der U¨berwachung. Um diese Ergebnis-
se auf die in der Realita¨t beobachtbaren Kfz-Versicherungsma¨rkte zu u¨bertragen,
ko¨nnte man versuchen, genau zu ermitteln, welche Typen von Gleichgewichten dort
vorzufinden sind. Es gibt jedoch nur wenig Literatur, die sich fu¨r nicht preisregu-
lierte Versicherungsma¨rkte mit dieser Frage befasst hat. Puelz, Snow (1994) finden
in ihrer Studie (mit Daten aus einem Staat in den USA) keine Quersubventionie-
rung zwischen Risiken. Lemaire (1998) wiederum findet Quersubventionierung in
Europa und Asien trotz der Bonus-Malus Systeme, die dort implementiert werden.
Solange die im Markt bestehende Quersubventionierung dadurch bedingt ist, dass
fu¨r schlechte Risiken Ho¨chstversicherungspra¨mien (price cap) bestehen und grei-
fen, wurde in der Analyse gezeigt, dass U¨berwachung zu einer Pareto-Verbesserung
fu¨hrt. Dies wa¨re beispielsweise der Fall in einigen US-amerikanischen Staaten, wo
fu¨r die schlechtesten Risiken Ho¨chstpreise gelten (siehe Derrig, Tennyson (2008)).
Da in Kfz-Versicherungsma¨rkten grundsa¨tzlich Risikokategorisierung anhand per-
sonenbezogener und fahrzeugbezogener oder geografischer Daten stattfindet und
die Individuen bereits in Risikogruppen klassifiziert sind, ergibt sich jedoch aus
der Analyse eine noch wichtigere Implikation. Demnach sollte U¨berwachung der
schlechten und nicht der guten Kategorisierungsgruppen angeboten werden. Dieses
Vorgehen erho¨ht die Wahrscheinlichkeit, dass der Anteil schlechter Risiken inner-
halb der gewa¨hlten Kategorisierungsgruppe ausreichend hoch fu¨r ein RS Gleichge-
wicht ist und entsprechend, dass die U¨berwachung zu einer Pareto-Verbesserung der
Wohlfahrt fu¨hren wird. Diese Vorgehensweise wurde beispielsweise von Norwich Uni-
on unmittelbar nach Einfu¨hrung ihrer U¨berwachungstechnologie implementiert. Die
Option fu¨r Monitoring wurde lediglich jungen Fahren angeboten, die kurz nach Er-
werb ihres Fu¨hrerscheins versichert wurden. Allgemein gilt diese, lediglich nach dem
Alter klassifizierte, Gruppe als a¨ußerst hohes Risiko und die entsprechenden Versi-
cherungspra¨mien sind traditionell sehr hoch. Durch die U¨berwachung wird somit den
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in dieser Gruppe falsch klassifizierten tatsa¨chlichen guten Risiken die Gelegenheit
gegeben, ihren wahren Risikotyp dem Versicherer zu signalisieren.
Selbst wenn das Gleichgewicht der Ausgangssituation vom Typ WMS ist und es
dabei immer Verlierer gibt, ist es jedoch dennoch mo¨glich, dass die soziale Wohlfahrt
durch U¨berwachung steigt. Obwohl dies von allen Parametern des Modells abha¨ngt,
kann man aus den im ersten Abschnitt betrachteten Spezialfa¨llen (3.4.2) folgern,
dass eine Wohlfahrtsverbesserung durch die U¨berwachung dann wahrscheinlich ist,
wenn die Schadenswahrscheinlichkeiten (insbesondere guter Risiken) hoch sind, die
Risikoaversion gering und der Anteil schlechter Risiken an der Bevo¨lkerung ausrei-
chend klein ist. Unter diesen Voraussetzungen ist eine Wohlfahrtsverbesserung in
diesem Szenario auch dann wahrscheinlicher, je kleiner der Anteil k guter Risiken
mit Privatheitskosten bei U¨berwachung ist.
Diese U¨berlegungen werden grundsa¨tzlich auch im zweiten Szenario gelten. Aus-
gehend von einem WMS Gleichgewicht werden schlechte Risiken verlieren, insbe-
sondere dann, wenn die gleichgewichtige Informationsmenge groß ist. Ein kleinerer
Anteil schlechter Risiken bedeutet zum einen, dass der Anteil der Verlierer durch
die U¨berwachung klein sein wird, zum anderen ist dies eine Voraussetzung dafu¨r,
dass die optimale Informationsmenge aus der Sicht der guten Risiken nicht zu hoch
ausfa¨llt. Eine hohe Schadenswahrscheinlichkeit guter Risiken impliziert einen kleine-
ren Spread der Schadenswahrscheinlichkeiten, sodass dies ebenfalls fu¨r eine kleinere
Informationsmenge sorgt. Eine kleinere Risikoaversion kann zwar dazu fu¨hren, dass
die fu¨r gute Risiken optimale Informationsmenge gro¨ßer ausfa¨llt, aber aus der Sicht
schlechter Risiken fa¨llt dadurch der negative Effekt der Lotterie weniger stark aus.
Alle diese U¨berlegungen gelten fu¨r gegebene Privatheitskosten.
Bezu¨glich der Anwendung der U¨berwachung wurde in Abschnitt 3.4 gezeigt,
dass bei positiven Privatheitskosten auf den Schadensfall bedingte U¨berwachung
von Vorteil ist. Hierauf wird explizit noch ein mal in Kapitel 4 eingegangen.
Wie zuvor (Abschnitt 3.4.2) erla¨utert wurde, ist mit regulatorischen Umvertei-
lungen (Steuern und Subventionen) zwischen Gewinnern und Verlierern der U¨ber-
wachung immer eine Wohlfahrtsverbesserung mo¨glich. Dies ist im betrachteten Sze-
nario auch mit Hilfe eines price caps auf den Vertrag schlechter Risiken mo¨glich,
der verhindert, dass es Verlierer gibt. Es ist jedoch zu beachten, dass die gesamte
Analyse im Rahmen der Annahme stattfindet, dass seitens der Versicherer keine
vertragliche Selbstbindung stattfindet. Wenn diese Annahme aufgehoben wird, ist
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es sogar denkbar, dass Versicherer von sich aus ein price cap einfu¨hren, in dem Sin-
ne, dass sich Individuen aus ex ante Sicht mit U¨berwachung nicht verschlechtern
ko¨nnen. Fu¨r ein derartiges Ergebnis reicht es aus, wenn auch seitens guter Risiken
Unsicherheit, bzw. Klassifizierungsrisiko, herrscht und dies den Versicherern bekannt
ist. Dies kann selbst bei perfekter Kenntnis des eigenen Risikotyps resultieren, wenn
sich gute Risiken zugleich dessen bewusst sind, dass sie aufgrund einer imperfekten
Kategorisierung mit einer positiven Wahrscheinlichkeit in die Gruppe schlechter Ri-
siken eingestuft werden ko¨nnen. Ist dieses Klassifizierungsrisiko ausreichend stark,
wu¨rden gute Risiken bei fehlender Vertragsbindung keine Informationen offenba-
ren. Wohlfahrtsvorteile der U¨berwachung, wie z.B. in Abschnitt 3.4.2 dargestellt,
ko¨nnen dann auch unter imperfekter Information ausgescho¨pft werden, wenn sich
Versicherer im Voraus an solche Vertra¨ge binden, womit der erwartete Nutzen guter
Risiken (und aufgrund der Selbstselektionsbedingung auch schlechter Risiken) durch
die U¨berwachung nicht fallen kann. Mit anderen Worten wa¨re die Quersubventionie-
rung zwischen Kategorisierungsgruppen, die unter Lemma 1 ausgeschlossen wurde,
unter Klassifizierungsrisiko fu¨r alle Individuen und der Mo¨glichkeit zur Schließung
bindender Vertra¨ge, nunmehr mo¨glich und - durch die Mo¨glichkeit einer ho¨heren
Schadensdeckung fu¨r gute Risiken - mit Wohlfahrtsverbesserungen verbunden. Die-
ses Argument ko¨nnte eine mo¨gliche Erkla¨rung fu¨r die von Progressive angebotenen
U¨berwachungsvertra¨ge sein. Progressive verspricht, dass es fu¨r eine gegebene Scha-
denszahlung - ganz unabha¨ngig vom Inhalt der gelieferten Daten - keine Erho¨hung
der Pra¨mien im Vergleich zur
”
Basispra¨mie” geben kann. Ob diese Erkla¨rung als
glaubhafte Bindung gedacht ist, bleibt jedoch ungekla¨rt und abha¨ngig davon, ob
Progressive diese Basispra¨mie unberu¨hrt la¨sst oder sie nach oben anpassen wird. Dies
kann man sich im Rahmen der bisherigen Analyse verdeutlichen, indem man eine
Erho¨hung der Basispra¨mie als eine Erho¨hung der Versicherungspra¨mie fu¨r schlech-
te Risiken in GN darstellt. So ergibt sich genau das Gleichgewicht ohne price cap,
wobei diejenigen verlieren, die als schlechte Risiken kategorisiert werden.
Obwohl diese U¨berlegungen qualitativ die Richtung der Analyse vorgeben, bleibt
dennoch offen, wie die Vertra¨ge bei Vertragsbindung seitens der Versicherer ausse-
hen, wenn Klassifizierungsrisiko fu¨r beide Risikotypen besteht und Privatheitsko-
sten beru¨cksichtigt werden und wie sich dabei die Wohlfahrt der einzelnen Akteu-
re vera¨ndern wird. Hierfu¨r ist es notwendig, diese Fragestellung im dynamischen
Kontext genauer zu untersuchen, was jedoch jenseits dieser Arbeit bleibt. Eine wei-
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tere Fragestellung, die im Rahmen der Analyse auftritt, ist ob und unter welchen
Bedingungen eine U¨berwachung als Suche schlechter Nachrichten (kein Klassifizie-
rungsrisiko fu¨r gute Risiken) eine U¨berwachung als Suche guter Nachrichten (kein
Klassifizierungsrisiko fu¨r schlechte Risiken) aus der Wohlfahrtsperspektive domi-
niert. Eng verbunden mit dieser Frage ist die Untersuchung bedingter U¨berwachung
und deren Vergleich mit unbeschra¨nkter U¨berwachung. Selbst wenn fu¨r gute Risi-
ken per se kein Klassifizierungsrisiko besteht, ergibt sich fu¨r diese zwangsla¨ugfig ein
Nachteil in der Klassifizierung, wenn sie im Nicht-Schadensfall per Annahme keine
Informationen offenbaren du¨rfen und somit von schlechten Risiken nicht unterschie-
den werden ko¨nnen - der Anteil schlechter Risiken in der Gruppe GM wu¨rde steigen.
Diesem Nutzenverlust im Vertrag stehen jedoch geringere erwartete Privatheitsko-
sten entgegen, sowie eine Lockerung der Selbstselektionsbedingung aufgrund dessen,
dass die erwateten Privatheitskosten fu¨r schlechte Risiken ho¨her ausfallen als fu¨r gu-
te Risiken. Die Antwort darauf, ob bedingte oder unbeschra¨nkte U¨berwachung fu¨r
gute Risiken, sowie fu¨r die Gesamtwohlfahrt, vorteilhafter ist, wird a¨hnlich wie im
folgenden Kapitel 4 von den konkreten Bedingungen abha¨ngen. Des Weiteren wa¨re
es interessant zu untersuchen, ob es unter Heterogenita¨t der Privatheitskosten und
endogener Bestimmung der U¨berwachungsintensita¨t zu Pooling von Schadensrisiken
kommen kann (siehe Wambach (2000), wo dieses Ergebnis aufgrund der Hetero-
genita¨t bezu¨glich der Risikoaversion resultieren kann), sowie welche Auswirkungen
eine Korrelation zwischen Risikotyp und Privatheitspra¨ferenzen (z.B. wenn die Pri-
vatheitskosten, die bei U¨berwachung guten Risiken entstehen, geringer sind als bei
schlechten Risiken) haben kann.
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Kapitel 4
Akzeptanz von
Monitoringtechnologien bei Moral
Hazard
4.1 Problemstellung
Informationsasymmetrien ko¨nnen auch in der Form von Moral Hazard auftreten,
wenn das Verhalten des Agenten, der durch den Prinzipal zu einer Ta¨tigkeit ver-
pflichtet wird, durch diesen nicht direkt beobachtet werden kann und zwischen den
Interessen der beiden Vertragsseiten keine (vollsta¨ndige) U¨bereinstimmung besteht.
So kann ein bestimmtes Verhalten des Agenten zwar zu einem gro¨ßeren erwarteten
Gewinn fu¨r den Prinzipal fu¨hren, jedoch gleichzeitig dem Agenten einen Disnutzen
stiften. Im Versicherungskontext u¨bernimmt der Versicherer die Rolle des Prinzi-
pals - er versichert den Agenten, verpflichtet diesen jedoch mit dem Vertragsschluss
zu vorsichtigem Verhalten, um damit die entstehenden erwarteten Kosten aus Ver-
sicherungsscha¨den gering zu halten. Im Fall der Kfz-Versicherung kann der Versi-
cherungsnehmer durch bestimmte Vorsichtsmaßnahmen oder mehr Sorgfalt beim
Fahren zwar die Schadenswahrscheinlichkeit reduzieren, es entstehen ihm jedoch
Kosten (z.B. zusa¨tzliche Werkstattkosten) oder Disnutzen (z.B. Verzicht auf Al-
koholkonsum) dabei.1 Die U¨bernahme des Schadensrisikos durch den Versicherer
1Im Folgenden wird eine in der Sorgfalt separable Nutzenfunktion verwendet, womit implizit
unterstellt wird, dass der Disnutzen durch das Verhalten nicht-moneta¨rer Natur ist. Wie ha¨ufig in
der einschla¨gigen Literatur, wird dieser Ansatz zur Vereinfachung der Analyse verwendet.
112
bewirkt das moralische Risiko: wenn der Schaden ohnehin vom Versicherer gedeckt
wird, hat der Versicherte einen geringeren Anreiz zum erwu¨nschten Verhalten. Bei
direkter Beobachtbarkeit des Verhaltens kann dieses als Vertragsbestandteil defi-
niert werden, sodass eine Abweichung davon zur Leistungsfreiheit fu¨hrt. Wenn es
jedoch nicht beobachtbar ist, kann der Versicherer die Zahlungen nicht direkt davon
abha¨ngig machen. Stattdessen muss er entweder eine ho¨here Pra¨mie verlangen, die
das zusa¨tzliche Risiko abdeckt, oder den Versicherten am Schadensrisiko beteiligen,
damit dieser einen Anreiz hat, die notwendige Sorgfalt zu erbringen. Beide Vor-
gehen fu¨hren im Vergleich zur erstbesten Situation (perfekte Beobachtbarkeit des
Verhaltens) zu einem Effizienzverlust. Umgekehrt folgt daraus, dass U¨berwachung
des Verhaltens positive Auswirkungen auf die Wohlfahrt haben kann. In der Lite-
ratur zu Prinzipal-Agenten Problemen existieren zahlreiche Beitra¨ge, die sich mit
den Auswirkungen von U¨berwachung auf die Vertra¨ge und die Wohlfahrt befassen.
Da diese im Allgemeinen nur imperfekte Information u¨ber das tatsa¨chlich erbrachte
Verhalten liefern kann, wurden verschiedene Ansa¨tze zur Modellierung und Messung
des Informationsgehalts der U¨berwachung entwickelt. Die in diesem Kapitel gewa¨hl-
te Modellierung der U¨berwachung ergibt sich aus der stilisierten U¨bertragung der im
Kapitel 2 beschriebenen U¨berwachungsmo¨glichkeiten in das Versicherungsmodell.
Auch wenn das Gebiet der U¨berwachung unter Moral Hazard weitestgehend
erforscht scheint, bestehen zu der in dieser Arbeit aufgestellten Situation, in der
nicht der Prinzipal, sondern der Agent die Pra¨zision der U¨berwachung bestimmen
kann und ihm gleichzeitig damit (Privatheits-)Kosten entstehen, keine theoretischen
Untersuchungen. Wie sich im Folgenden zeigen wird, ergeben sich aus der speziel-
len Analyse dieser Konstellation wesentliche Unterschiede zu den aus der Literatur
bekannten Ergebnissen. So wirken die Privatheitskosten als zusa¨tzlicher Anreiz zu
gro¨ßerer Sorgfalt, falls die U¨berwachung nur im Schadensfall stattfindet und ko¨nnen
trotz des Verzichts auf U¨berwachung im Nicht-Schadensfall die Effizienz des Ver-
trags verbessern. Des Weiteren ist die Bestimmung der U¨berwachungspra¨zision erst
nach Eintritt des Ergebnisses ineffizient, wenn der Agent und nicht der Prinzipal
daru¨ber entscheidet.
Der Aufbau dieses Kapitels ist wie folgt. Der na¨chste Abschnitt 4.2 gibt einen
U¨berblick u¨ber die einschla¨gige Literatur und nimmt eine Abgrenzung der vorlie-
genden Arbeit von dieser vor. Darauf hin wird im Abschnitt 4.3, analog zu Kapitel
3, die Entscheidung zwischen keiner U¨berwachung und U¨berwachung mit perfekter
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Information betrachtet. Hierfu¨r werden zuna¨chst die Modellannahmen des Versiche-
rungsmodells zur Untersuchung von Moral Hazard angepasst und die Ausgangssi-
tuation betrachtet (4.3.1), worauf die auf den Schadensfall bedingte U¨berwachung
(4.3.2) eingefu¨hrt wird. In Abschnitt 4.4 wird, wie zuvor bei adverser Selektion, en-
dogene Bestimmung der U¨berwachungspra¨zision betrachtet. Dabei fa¨hrt die Analyse
zuna¨chst mit bedingter U¨berwachung fort. Zuna¨chst werden hierfu¨r die Privatheits-
kosten ausgeblendet, um den direkten Effekt der U¨berwachungspra¨zision auf die
Vertra¨ge zu analysieren. Daraufhin wird die endogene Bestimmung der U¨berwa-
chungspra¨zision betrachtet, die im ersten Fall ex ante vertraglich festgelegt wird
und alternativ ex post nach Vertragsschluss bestimmt werden kann. Daraufhin wird
unbeschra¨nkte U¨berwachung eingefu¨hrt und bezu¨glich der Effizienz mit bedingter
U¨berwachung verglichen. Abschnitt 4.5 fasst die Ergebnisse zusammen und disku-
tiert deren Implikationen.
4.2 Literaturu¨berblick
Die Literatur zu Moral Hazard umfasst zahlreiche Beitra¨ge mit verschiedenen Verfei-
nerungen. Eine Einfu¨hrung in die Thematik sowie eine kurze U¨bersicht verschiedener
Erweiterungen liefern Macho-Stadler, Pe´rez-Castrillo (2001) und Salanie´ (1998). Ei-
ne umfassende Darstellung verschiedener Bedingungen, unter welchen Moral Hazard
erscheinen kann, liefern auch Sappington (1991) und Milgrom, Roberts (1992). Eini-
ge der ersten Untersuchungen von Prinzipal-Agenten Verha¨ltnissen im Allgemeinen
und der Frage, welche Entlohnungsschemata den Konflikt zwischen Anreizsetzung
und Risikoteilung am besten lo¨sen, stellen die Beitra¨ge von Ross (1973), Stigltiz
(1974 und 1975) dar. Konkret bezogen auf Versicherungen analysieren Spence, Zeck-
hauser (1971) das Prinzipal-Agenten Verha¨ltnis unter mehreren alternativen Infor-
mationsregimen. Sie betrachten unter anderem kompetitive Versicherungsma¨rkte,
in denen sich jedes Individuum einen einzigen Versicherer aussuchen muss, wodurch
die im Ergebnis resultierenden Vertra¨ge nur Teilversicherung bieten.2
2Pauly (1974) untersucht ebenfalls kompetitive Versicherungsma¨rkte, jedoch bei Rahmenbe-
dingungen, unter denen Individuen von vielen Versicherern gleichzeitig nachfragen ko¨nnen. So
ist die aggregierte Schadensdeckung, die ein Individuum kauft, vom einzelnen Versicherer nicht
beaobchtbar. Unter diesen Umsta¨nden ist nur lineare Bepreisung mo¨glich und es kommt zur U¨ber-
versicherung und zu zu wenig Sorgfalt. Im Kfz-Versicherungsmarkt ist hingegen Vertragsschluss
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Realistisch gesehen, ist es oft so, dass Individuen aus einem Kontinuum von
Sorgfaltsniveaus wa¨hlen ko¨nnen. Zur Ermittlung der optimalen Vertra¨ge wurden
dafu¨r verschiedene Methoden, wie z.B. der first-order-approach (z.B. angewandt von
Holmstro¨m (1979)) entwickelt. Aufgrund der Einschra¨nkungen fu¨r die Anwendung
dieser Methode (siehe hierzu Mirrlees (1999))3 schlagen Grossman, Hart (1983) ein
zwei-Stufen Verfahren vor. Die Probleme des first-order-approach werden auch mit
der von Hart, Holmstro¨m (1987) angewandten linearen Kombination zwischen zwei
Wahrscheinlichkeiten gelo¨st, wobei ihre Gewichtung durch den Einsatz (die Sorg-
falt) bestimmt wird. Im hier analysierten Modell wird unterstellt, dass die Agenten
lediglich zwischen hoher und niedriger Sorgfalt wa¨hlen ko¨nnen. Dies vereinfacht die
Analyse, ohne die Ergebnisse einzuschra¨nken und erlaubt unter anderem deren gra-
fische Veranschaulichung.4 Dennoch wird im Abschnitt 4.4 fu¨r die Ermittlung der
optimalen Pra¨zision auf den first-order-approach zuru¨ckgegriffen.
Arnott, Stiglitz (1988) untersuchen in einem Modell mit nur zwei Zusta¨nden der
Welt die Eigenschaften der endogenen Variablen als Funktionen der exogenen Pa-
rameter des Modells. Dabei kommen sie zum Ergebnis, dass Moral Hazard Modelle
selbst bei den einfachsten Spezifikationen der Nutzenfunktion sowie der Wahrschein-
lichkeiten in Abha¨ngigkeit vom Einsatz durch Nicht-Monotonie und sogar Unste-
tigkeit der Schadenszahlungen, der Pra¨mien und des Einsatzes charakterisiert sind.
Diese Eigenschaften der Ergebnisse kommen auch in den folgenden Abschnitten zum
Vorschein. Dies erschwert die Analyse im allgemeinen Fall und ist mit ein Grund
dafu¨r, auf eine konkrete Spezifizierung der Nutzenfunktion zuru¨ckzugreifen.
Die Frage der U¨berwachung bei Moral Hazard wird in zahlreichen Beitra¨gen
analysiert. Die Beitra¨ge von Holmstro¨m (1979), Shavell (1979a) und Harris, Raviv
(1979) legen den Grundstein in dieser Literatur. Sie untersuchen den Wert zusa¨tz-
licher, also sich vom Ergebnis (d.h. dem realisierten Zustand der Welt) unterschei-
dender, Information, wenn diese exogen zum Vertragsverha¨ltnis ist und kostenlos
zur Verfu¨gung steht. Das grundlegende Ergebnis dieser Arbeiten lautet, dass der
Wert eines Signals positiv ist und zwar unabha¨ngig davon wie ungenau dieses Si-
mit lediglich einem einzigen Versicherer erlaubt.
3Konkret ist die Bedingung erster Ordnung, die fu¨r die Bestimmung des Sorgfaltsniveaus her-
angezogen wird, nur notwendig jedoch nicht hinreichend fu¨r ein Optimum, sodass das ermittelte
Sorgfaltsniveau nicht immer zum globalen Optimum fu¨hrt. Der Artikel stammt von 1975, wurde
jedoch erst im Jahr 1999 vero¨ffentlicht.
4Fu¨r eine geometrische Darstellung von Moral Hazard siehe Rickets (1986).
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gnal ist, solange es Informationen u¨ber das tatsa¨chliche Verhalten entha¨lt und der
Agent risikoavers ist. Die Ursache liegt darin, dass mit zusa¨tzlicher Information u¨ber
das Verhalten weniger Risiko auf den Agenten u¨bertragen werden muss. Milgrom
(1981) stellt den Zusammenhang zwischen stochastischer Dominanz erster Ordnung
als Kriterium fu¨r die Vorteilhaftigkeit zusa¨tzlicher Information und dem
”
monotone
likelihood ratio propoperty” 5 her und kommt zum Ergebnis, dass diese Eigenschaft
zu einer monoton steigenden Abha¨ngigkeit der Auszahlung an den Agenten vom
Ergebnis fu¨hrt.6 Gjesdal (1982) und Grossman, Hart (1983) vergleichen ebenfalls
verschiedene Informationssysteme, wenden jedoch hierfu¨r das Kriterium von Black-
well (1953)7 an (zitiert nach Laffont (1989), 62-66). Kim (1995) fu¨hrt fu¨r die Be-
wertung von Informationssystemen das Kriterium des mean preserving spread ein
(siehe auch Demougin, Fluet (2001a)), welches breiter anwendbar ist als das infor-
mativeness Kriterium von Holmstro¨m8 oder das Blackwell Kriterium. Im Rahmen
der Kfz-Versicherung dient die U¨berwachung dazu, das tatsa¨chliche Fahrverhalten
und dessen Angemessenheit im Kontext der konkreten Verkehrssituation zu ermit-
teln. Eine interessante Fragestellung bleibt dennoch, welchen Wert zusa¨tzliche In-
formation hat, wenn sie keinerlei Aufschluss u¨ber das Verhalten, sondern nur u¨ber
die
”
Umgebung” des Agenten liefert. Larmande (2005) untersucht diese Frage und
stellt fest, dass der Wert dieser Information negativ sein kann, wenn der Agent sein
Verhalten aufgrund dieser zusa¨tzlichen Information a¨ndert.
Konkret bezogen auf Versicherungsma¨rkte betrachtet Shavell (1979b) zwei Ty-
pen von Vertragsgestaltungen mit U¨berwachung, die er als
”
ex ante” und
”
ex post”
bezeichnet. Wenn die U¨berwachung imperfekt ist, stellt er fest, dass ex ante U¨ber-
wachung, bei der sowohl die Risikopra¨mie als auch die Schadenszahlung von der
Information abha¨ngen du¨rfen, vorteilhafter ist als ex post U¨berwachung, welche scha-
densbedingt stattfindet und lediglich die Abha¨ngigkeit der Schadenszahlung von der
5Im Allgemeinen impliziert MLRP stochastische Dominanz erster Ordnung, wobei die beiden
Konzepte im zwei-Zustandsmodell a¨quivalent sind. Demnach ist ein Signal dann vorteilhafter als
ein zweites Signal, wenn die Wahrscheinlichkeit fu¨r sein Auftreten fu¨r einen ho¨heren Einsatz gro¨ßer
ist als die entsprechende Wahrscheinlichkeit mit dem zweiten Signal.
6Siehe hierzu auch Grossman, Hart (1983).
7Hierbei ist ein Signal dann weniger informativ als ein anderes Signal, wenn seine Verteilungs-
funktion eine stochastische Transformation der Verteilungsfunktion des ersten Signals ist.
8Hierbei sollte ein zusa¨tzliches Signal dann in die Vertragsgestaltung miteinbezogen werden,
wenn dessen Beobachtung fu¨r den Prinzipal dazu beitra¨gt, genauer auf das tatsa¨chliche Einsatzni-
veau zu schließen.
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Information erlaubt. Ohne die Beru¨cksichtigung von Privatheitskosten wu¨rde das in
dieser Arbeit aufgefu¨hrte Modell ebenfalls zu diesem Ergebnis fu¨hren (siehe den
Vergleich zwischen bedingter und unbeschra¨nkter U¨berwachung in Abschnitt 4.4.2).
Shavell erwa¨hnt auch die Situation, dass U¨berwachung Kosten verursacht. Er fol-
gert, dass fu¨r die gleiche Qualita¨t des U¨berwachungssignals und wenn die Kosten
der ex ante U¨berwachung ausreichend gering sind, diese U¨berwachung effizienter ist
als ex post U¨berwachung, egal wie gering die Kosten der ex post U¨berwachung sind.
Auch wenn Shavell von Kosten ausgeht, welche dem Prinzipal entstehen, wa¨hrend im
hier vorliegenden Fall die U¨berwachungskosten ausschließlich den Agenten betreffen,
gilt dieses Ergebnis auch hier. Ein zentraler Aspekt der Analyse in diesem Kapitel
ist jedoch herauszufinden, unter welchen Bedingungen welcher Typ von U¨berwa-
chung (d.h. welche Vertragsgestaltung mit U¨berwachung) effizient ist, gegeben, dass
die Qualita¨t des U¨berwachungssignals und daher auch die durch die U¨berwachung
entstehenden Kosten, endogen bestimmt werden.
Eine Reihe von Beitra¨ge, die sich mit endogener U¨berwachung befassen, mo-
dellieren diese als random sampling (z.B. Townsend (1979), Lambert (1985), Dye
(1986)), was jedoch nicht der Gegenstand der hier durchgefu¨hrten Analyse ist. Singh
(1985) erlaubt eine endogene Pra¨zision des U¨berwachungssignals, welche im vorlie-
genden Fall a¨hnlich modelliert wird. Allerdings liegt sein Augenmerk ausschließlich
auf dem Wert marginaler Information an der Stelle von Null Information, und der
Kontext, in dem die Ergebnisse angewandt werden, unterscheidet sich wesentlich
von der hier untersuchten Situation. Meth (1996) betrachtet ein Prinzipal-Agenten
Modell, in dem der Agent die Pra¨zision zusa¨tzlicher Information beeinflussen kann.
Im Gegensatz zum hier aufgestellten Modell jedoch, in dem die Ergebnisverteilung
unabha¨ngig von der U¨berwachungspra¨zision ist, modelliert Meth die Pra¨zision als
Reduktion der Ergebnisvarianz, sodass damit der Prinzipal besser in der Lage ist,
aus der Beobachtung des Ergebnisses die tatsa¨chliche Sorgfalt des Agenten zu er-
mitteln. Ein Ergebnis von Meth ist, dass es zu einem zusa¨tzlichen Problem von
Moral Hazard kommt, wenn die Reduktion der Ergebnisvarianz fu¨r den Prinzipal
unbeobachtbar ist. Die analoge Aussage ergibt sich in diesem Kapitel fu¨r den Fall,
dass die Pra¨zision der U¨berwachung ex post, d.h. erst nach Eintritt des Ergebnisses,
bestimmt wird (siehe Abschnitt 4.4.2).
Demougin, Fluet (2001b) modellieren die U¨berwachung a¨hnlich wie hier als ein
bina¨res Signal u¨ber die erbrachte Sorgfalt, dessen Pra¨zision endogen vom Prinzipal
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variiert werden kann. Das Augenmerk in ihrem Papier liegt auf der Ermittlung des
optimalen Anreiz-Monitoring Mix9 in einem Prinzipal-Agenten Verha¨ltnis, wobei
beide Akteure risikoneutral sind und sich die Agenten einer Bedingung beschra¨nk-
ter Haftung gegenu¨ber sehen. In dieser Arbeit werden hingegen risikoaverse Agen-
ten betrachtet, wodurch sich die Ergebnisse qualitativ unterscheiden. Die Modellie-
rung der U¨berwachungstechnologie kommt dem Beitrag von Kim, Suh (1992) am
na¨chsten - die Verteilung eines bina¨ren Signals ha¨ngt sowohl von der tatsa¨chlichen
Sorgfalt als auch vom Umfang der Aufzeichnungsdaten ab. Dabei ist die Vertei-
lung des U¨berwachungssignals unabha¨ngig vom Ergebnis und entsprechend ist die
Ergebnisverteilung wiederum unabha¨ngig von der U¨berwachungsintensita¨t. Zudem
wird, wie bei Kim, Suh (1992), auch in diesem Modell die Annahme getroffen, dass
die Wahrscheinlichkeit einer korrekten Ermittlung des tatsa¨chlichen Sorgfaltsnive-
aus nicht vom konkreten Sorgfaltsniveau abha¨ngt, d.h. die Sorgfalt beeinflusst nicht
die Effektivita¨t der U¨berwachungstechnologie. Dies vereinfacht die Analyse, stellt
aber dennoch keine Einschra¨nkung der Allgemeinheit der Ergebnisse dar. In ihrer
Arbeit betrachten die Autoren ein Prinzipal-Agenten Modell, bei dem der Prinzi-
pal, nachdem er die Realisierung des Ergebnisses beobachtet, u¨ber die Intensita¨t
der U¨berwachung entscheidet, welche ihm konstante Grenzkosten verursacht. Das
Hauptresultat ihrer Untersuchung ist ein negativer Zusammenhang zwischen der
Ho¨he des realisierten Ergebnisses und der daraufhin vom Prinzipal gewa¨hlten U¨ber-
wachungspra¨zision. Die in dieser Arbeit untersuchte Situation unterscheidet sich von
ihrer Arbeit in mehreren wesentlichen Aspekten. Hier sind es die Agenten, die u¨ber
den Umfang der Daten, die sie offenbaren wollen und dadurch u¨ber die Pra¨zision
der U¨berwachung entscheiden. Zudem sind es hier ebenfalls die Agenten, welchen
die Kosten der U¨berwachung entstehen. Dies fu¨hrt zu einigen entscheidenden qua-
litativen Unterscheidungen der Ergebnisse zu Kim, Suh (1992). Wa¨hrend Kim, Suh
(1992) hauptsa¨chlich an einer vorgegebenen Zeitstruktur den Effekt einer ho¨heren
U¨berwachungspra¨zision untersuchen, hat die vorliegende Analyse als prima¨res Ziel,
alternative Vertragsgestaltungen gegenu¨ber zu stellen und die Bedingungen zu er-
mitteln, unter denen die eine oder andere vorzuziehen ist. Dass die Agenten erst nach
Eintritt des Ergebnisses u¨ber die Pra¨zision der U¨berwachung entscheiden ko¨nnen,
ist nur eine der betrachteten Vertragsgestaltungen (siehe Abschnitt 4.4.2), welche
9Fu¨r eine allgemeinere Untersuchung des optimalen Verha¨ltnisses zwischen Anreizsetzung und
Monitoring siehe auch Milgrom, Roberts (1992).
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sich zudem im betrachteten Kontext als ineffizient herausstellt.
4.3 Entscheidung bei bedingter U¨berwachung
mit perfekter Information
4.3.1 Modellannahmen und Ausgangssituation
Der Modellrahmen aus dem vorherigen Kapitel bleibt weitestgehend erhalten. Kon-
kret werden die Annahmen aus 3.3.1 u¨bernommen mit der Ausnahme, dass nun
alle Individuen bezu¨glich ihrer inha¨renten Risikoeigenschaften identisch sind. Statt-
dessen ko¨nnen sie jedoch mit ihrem Verhalten die Schadenswahrscheinlichkeit be-
einflussen. Wenn sie vorsichtig fahren, ist die Unfallwahrscheinlichkeit entsprechend
geringer. Konkret wird unterstellt, dass sie zwischen zwei mo¨glichen Sorgfaltsni-
veaus eh > el wa¨hlen ko¨nnen, wobei diesmal mit p(ej) = pj ∈ (0, 1), j = h, l die
Erfolgswahrscheinlichkeit, d.h. die Wahrscheinlichkeit fu¨r den Nicht-Schadensfall be-
zeichnet wird, und ph > pl gilt. Da hier das Augenmerk auf ex ante Moral Hazard
liegt, ist die Annahme einer exogenen Schadensho¨he unkritisch. So wird laut Lemaire
(1998) in der Praxis die Schadensho¨he als jenseits der Einflussmacht des Versicher-
ten betrachtet, d.h. das Verhalten der Fahrer beeinflusst vor allem die Ha¨ufigkeit
der Schadensfa¨lle und viel weniger die Ho¨he eines Schadens.
Die Sorgfalt verursacht den Individuen einen Disnutzen, der mit v(ej) = vj,
j = h, l bezeichnet wird und vh > vl gilt. Demnach gilt fu¨r die Nutzenfunktion
U(w, e) = u(w)− v(e).
Bei symmetrischer Information kann das Verhalten beobachtet und vertraglich
vereinbart werden. Da sich bei vollkommener Konkurrenz derjenige Vertrag einstellt,
der den Erwartungsnutzen der Individuen maximiert, wird das ho¨here Sorgfaltsni-
veau dann gewa¨hlt, wenn dadurch der erwartete Nutzen ho¨her ist als mit dem nied-
rigen Sorgfaltsniveau, d.h. wenn EU(Ch, eh) > EU(C l, el) gilt. Im Folgenden wird
unterstellt, dass dies erfu¨llt ist. Dabei ist der Vertrag Cj(rj, dj) fu¨r ein gegebenes
Sorgfaltsniveau ej die Lo¨sung des Maximierungsproblems
max
rj ,dj
(1− pj)u(wA) + pju(wN)− vj (4.1)
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Abbildung 4.1: Vertrag ohne U¨berwachung
s.t.
rj − (1− pj)dj ≥ 0, (4.2)
wobei auch hier wA = W − L − rj + dj und wN = W − rj die Nettovermo¨gen im
Schadens- bzw. im Nicht-Schadensfall bezeichnen. Es resultieren stets volle Scha-
densdeckung, dj = L, und eine faire Versicherungspra¨mie, rj = (1 − pj)L. Die
resultierenden Vertra¨ge Ch und C l sind grafisch in Abb. 4.1 dargestellt. Wie im vor-
herigen Kapitel ausfu¨hrlich erla¨utert wurde, ha¨ngen die Steigungen der Indifferenz-
kurven und der Isogewinngeraden von den Wahrscheinlichkeiten ab und betragen
mit den vorliegenden Bezeichnungen entsprechend dwA
dwN
|EU=const = − pju′(wA)(1−pj)u′(wN ) und
dwA
dwN
|E[pi]=const = − pj(1−pj) .
Unter asymmetrischer Information ist das Sorgfaltsniveau nicht beobachtbar
und der Vertrag Ch ist nicht anreizkompatibel, da Individuen einen ho¨heren Nut-
120
zen haben, wenn sie im Nachhinein ihr Sorgfaltsniveau absenken. Hierbei erleidet
der Versicherer jedoch einen Verlust. Den anreizkompatiblen Vertrag fu¨r das hohe
Sorgfaltsniveau erha¨lt man, indem man zu (4.1) die Anreizkompatibilita¨tsbedingung
(IC)
(1− ph)u(wA) + phu(wN)− vh ≥ (1− pl)u(wA) + plu(wN)− vl (4.3)
hinzufu¨gt. Im Optimum binden (4.2) und (4.3), sodass der gleichgewichtige Vertrag
CIC(rIC , dIC) aus diesen beiden Gleichungen zu finden ist. Daher liegt dieser grafisch
im Schnittpunkt der Null-Gewinnbedingung E[pih] = 0 und der IC-Kurve - der
geometrische Ort aller Nettovermo¨gen, die (4.3) mit Gleichheit erfu¨llen. Mit diesem
Vertrag ist die Versicherungspra¨mie fair, rIC = (1 − ph)dIC , jedoch erhalten die
Individuen keine volle Schadensdeckung, dIC < L.
Die IC-Kurve stellt alle Vertra¨ge dar, mit denen Individuen gerade indifferent
sind zwischen dem hohen und dem geringen Sorgfaltsniveau. Alle Punkte auf der
Kurve und darunter sind somit anreizkompatibel - die Individuen wa¨hlen freiwillig
das hohe Sorgfaltsniveau. Den Verlauf der IC-Kurve erha¨lt man wie folgt: umge-
schrieben, lautet (4.3) mit Gleichheit
(ph − pl)(u(wN)− u(wA)) = (vh − vl). (4.4)
Da die rechte Seite dieser Gleichung positiv ist, muss auch die linke Seite positiv
sein, sodass auf dieser Kurve wN > wA gelten muss. Daher liegt der Schnittpunkt
der IC-Kurve mit der horizontalen Achse des Diagramms wN im positiven Bereich.
Fu¨r die Steigung dieser Kurve folgt nach Anwendung des Theorems u¨ber implizite
Funktionen
dwA
dwN
|IC = u
′(wN)
u′(wA)
,
ein Wert, der positiv, jedoch kleiner als 1 ist. Des Weiteren ist aus (4.4) zu erkennen,
dass eine Zunahme der Differenz der Disnutzen, ∆v = vh − vl, auch dazu fu¨hren
muss, dass die Differenz u(wN) − u(wA) ebenfalls steigt. Infolge nimmt die Stei-
gung der IC-Kurve in ∆v ab. Analog kann man argumentieren, dass die IC-Kurve
steiler wird, wenn die Differenz der Wahrscheinlichkeiten ∆p = ph − pl zunimmt.
Definiert man durch ∆p
∆v
die Ergebniseffizienz der Sorgfalt (die Verbesserung der Er-
folgswahrscheinlichkeit pro zusa¨tzlichem Disnutzen, wenn man vom niedrigen zum
hohen Sorgfaltsniveau u¨bergeht), kann man zusammenfassen, dass die IC-Kurve stei-
ler wird, wenn die Ergebniseffizienz der Sorgfalt zunimmt. Mit anderen Worten kann
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dann fu¨r einen gegebenen Wert fu¨r wN der Wert von wA zunehmen, d.h. der Vertrag
bleibt auch dann anreizkompatibel, wenn der Versicherte einen kleineren Teil des
Schadensrisikos als vorher u¨bernehmen muss.
Die Kru¨mmung der IC-Kurve ist in den Abbildungen zur Vereinfachung
nicht dargestellt. Man kann sich jedoch vergewissern, dass der Ausdruck fu¨r die
Kru¨mmung
d2wA
dw2N
|IC =
u′′(wN)u′(wA)− u′(wN)u′′(wN) dwAdwN |IC
[u′(wA)]2
.
betra¨gt. Demnach ist Konkavita¨t der IC-Kurve, d
2wA
dw2N
|IC < 0, a¨quivalent zu A(wN )A(wA) >
u′(wN )
u′(wA)
, wobei A(w) = −u′′(w)
u′(w) die absolute Risikoaversion an der Stelle w ist. Die
rechte Seite der Ungleichung A(wN )
A(wA)
> u
′(wN )
u′(wA)
ist immer kleiner als 1, und aufgrund
von wN > wA gilt fu¨r die linke Seite
A(wN)
A(wA)
> 1, falls IARA
= 1, falls CARA
< 1, falls DARA.10
So sind CARA oder IARA eine hinreichende Bedingung fu¨r Konkavita¨t der IC-Kurve
und umgekehrt ist die IC-Kurve konvex, wenn die absolute Risikoaversion (DARA)
ausreichend schnell abnimmt.
In beiden Fa¨llen muss die Schadensdeckung mit wachsendem Ausgangsvermo¨gen
W (grafisch entspricht dies einer Verschiebung des Nicht-Versicherungspunkts OP
entlang der 45◦- Linie nach oben) abnehmen, damit der Vertrag anreizkompatibel
bleibt. Dieser Effekt ist jedoch sta¨rker ausgepra¨gt in dem Fall, dass die IC-Kurve
konkav ist - das Risiko, das der Versicherte u¨bernehmen muss, ist bei gleicher Scha-
densho¨he gro¨ßer, als wenn Konvexita¨t der IC-Kurve vorliegt. Im Extremfall liegt
OP oberhalb der IC-Kurve, wodurch kein anreizkompatibler Vertrag mehr existiert
(der einzige realisierbare Vertrag ist dann C l mit el). Doch selbst wenn ein anreiz-
kompatibler Vertrag existiert, kann es sein, dass die Individuen mit dem geringen
Sorgfaltsniveau besser gestellt sind als mit dem hohen. Im Folgenden wird jedoch an-
genommen, dass stets EU(CIC , eh) ≥ EU(C l, el) gilt. Dies ist auch in der Abbildung
so dargestellt - zwei Indifferenzkurven, die unterschiedlichen Sorgfaltsniveaus, jedoch
10IARA, CARA, DARA stehen fu¨r im Vermo¨gen steigende, konstante bzw. fallende absolute
Risikoaversion (siehe z.B. Eeckhoudt, Gollier, Schlesinger (2005, S. 3 ff.)).
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gleichem erwarteten Nutzen entsprechen, schneiden sich definitionsgema¨ß auf der
IC-Kurve (in der Abb. 4.1 Punkt CIC). Alle Indifferenzkurven, die die IC-Kurve in
einem tiefer gelegenen Punkt schneiden (Punkt El in der Abbildung), entsprechen so-
mit einem geringeren Erwartungsnutzen, EU(C l, el) < EU(CIC , el) = EU(CIC , eh).
Damit ist auch der Effizienzverlust durch die Informationsasymmetrie und der
Notwendigkeit fu¨r die Individuen einen Teil des Schadensrisikos zu u¨bernehmen
grafisch zu sehen - der Punkt Eh in der Abbildung liegt aufgrund der positiven
Steigung der IC-Kurve oberhalb von CIC , sodass EU(Ch, eh) > EU(CIC , eh) gilt.
4.3.2 Bedingte U¨berwachung mit perfekter Information
In diesem Abschnitt kann die U¨berwachungstechnologie als vom Typ Black Box
interpretiert werden. Diese Technologie erfasst und speichert durchgehend Daten
u¨ber das Fahrverhalten im Kontext der konkreten Verkehrssituation. Eine Auswer-
tung der gesammelten Daten findet nur im Schadensfall statt (bedingte U¨berwa-
chung) und diese u¨bermittelt perfekte Information u¨ber das Verhalten des Versi-
cherten, d.h. nach Einsicht der Daten weiß der Versicherer mit Sicherheit, ob das
zuvor geleistete Sorgfaltsniveau hoch oder gering war. Da Individuen bei der O¨ff-
nung der Black Box Privatheitskosten entstehen, betra¨gt ihr Nutzen in diesem Fall
V (w, e, g) = u(w)− v(e)− g.
Gegeben, dass die Versicherungspra¨mie vor Eintritt des Zustands gezahlt wird,
kann diese von den erfassten Daten nicht abha¨ngig gemacht werden. Wie im Fall
adverser Selektion ko¨nnen Versicherer jedoch die Schadenszahlung, die sie im Scha-
denfall und nach Einsicht der Daten entrichten, von der gesammelten Information
abha¨ngig machen. Indem sie eine prohibitiv niedrige Schadenszahlung dM im Fall
des niedrigen Sorgfaltsniveaus zahlen, um dieses zu unterbinden, la¨sst sich auch hier
durch die bedingte U¨berwachung effektiv der erstbeste Vertrag Ch implementieren.
Der maximale Wert dieser prohibitiven Schadenszahlung, der gerade noch anreiz-
kompatibel ist, erfu¨llt daher die Bedingung (ICg) EV (C
h, eh, g) = EV (CM , el, g),
wobei CM(rh, dM) die Vermo¨gensposition der Individuen ist, die statt dem verein-
barten hohen Sorgfaltsniveau das niedrige wa¨hlen. Diese Bedingung ist a¨quivalent
zu
u(W−rh)−vh−(1−ph)g = plu(W−rh)+(1−pl)u(W−L−rh+dM)−vl−(1−pl)g,
(4.5)
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wobei rh = (1− ph)L. Umgeschrieben lautet die ICg Bedingung
(1− pl)[u(W − rh)− u(W − L− rh + dM)] = (vh − vl)− (ph − pl)g. (4.6)
Um nun den Verlauf der ICg Kurve zu ermitteln, kann man folgende U¨berlegungen
anstellen. Betrachtet wird zuna¨chst der Fall, dass (vh−vl)− (ph−pl)g > 0 gilt. Aus
der obigen Gleichung folgt, dass u(W −rh) > u(W −L−rh+dM) und entsprechend
dM < L gelten muss. Vergleicht man IC (4.4) mit ICg (4.6) fu¨r W − rh = wN , so
folgt aufgrund von 1−pl > ph−pl und (vh−vl)−(ph−pl)g < (vh−vl), dass u(wA) <
u(W −L− rh + dM) gelten muss. Da diese U¨berlegungen auch fu¨r jeden gegebenen
Wert von wN gelten mu¨ssen, folgt daraus, dass die Steigung von ICg zwar ebenfalls
positiv und kleiner als 1 sein muss, jedoch stets gro¨ßer ist als die Steigung von IC.
Dies kann man sich auch folgendermaßen verdeutlichen. Im vorherigen Abschnitt
wurde argumentiert, dass mit einer Erho¨hung der Ergebniseffizienz der Sorgfalt ∆p
∆v
die Steigung der IC-Kurve zunimmt. Eine gro¨ßere Steigung wiederum bedeutet, dass
der Vertrag auch dann anreizkompatibel bleibt, wenn man fu¨r ein gegebenes Nicht-
Schadensvermo¨gen das Schadensvermo¨gen erho¨ht, d.h. das Individuum muss dann
weniger vom Schadensrisiko u¨bernehmen. Nun entspricht die Ergebniseffizienz der
Sorgfalt in der Ausgangssituation ∆p
∆v
|IC = ph−plvh−vl und im Fall bedingter U¨berwachung
lautet diese ∆p
∆v
|ICg = 1−p
l
vh−vl−(ph−pl)g . Eindeutig gilt
∆p
∆v
|IC < ∆p∆v |ICg . Solange die
U¨berwachung perfekt ist, hat dieses Ergebnis keine unmittelbare Implikation fu¨r den
resultierenden Vertrag und fu¨r die Wohlfahrt. Wie jedoch im folgenden Abschnitt
(4.4.2) deutlich wird, a¨ndert sich dies, sobald die U¨berwachung imperfekt ist. Die
ICg-Kurve und die Vermo¨gensposition C
M sind in Abb. 4.2 dargestellt. Es ist zu
beachten, dass die Indifferenzkurve durch den erstbesten Vertrag Ch und fu¨r das
hohe Sorgfaltsniveau, EV (Ch, eh, g), zwar mit der Indifferenzkurve EU(Ch, eh) in
Abb. 4.1 u¨bereinstimmt, jedoch aufgrund der Privatheitskosten einen geringeren
erwarteten Nutzen repra¨sentiert, EV (Ch, eh, g) < EU(Ch, eh).
Der erstbeste Vertrag mit bedingter U¨berwachung Ch resultiert im Gleichge-
wicht, falls dieser dem urspru¨nglichen CIC vorgezogen wird, d.h. es muss gelten,
dass EV (Ch, eh, g) > EU(CIC , eh), was a¨quivalent ist zu
u(W − rh)− Eu(CIC) ≥ (1− ph)g,
d.h. die Wohlfahrtsverbesserung durch die Beseitigung der Informationsasymmetrie
muss gro¨ßer sein als die erwarteten Privatheitskosten, die durch die U¨berwachung
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Abbildung 4.2: Bedingte U¨berwachung mit perfekter Information
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entstehen. Andernfalls bleibt der urspru¨ngliche Vertrag CIC erhalten und die Indi-
viduen lehnen die U¨berwachung ab.
Des Weiteren ist zu beachten, dass die Individuen mit der Vertragsposition CM
nur dann das hohe Sorgfaltsniveau wa¨hlen, wenn sie im Schadensfall tatsa¨chlich
u¨berwacht werden. Wu¨rde man zulassen, dass die prohibitive Schadenszahlung
dM auch dann ausgezahlt wird, wenn Individuen im Nachhinein die O¨ffnung der
Black Box ablehnen, dann ist dieser Vertrag nicht mehr anreizkompatibel. Andern-
falls wu¨rden sich Individuen besser stellen, wenn sie das geringe Sorgfaltsniveau
wa¨hlen und anschließend die Offenbarung der Daten ablehnen. Dies ist grafisch
an den Schnittpunkten der entsprechenden Indifferenzkurven (EV (Ch, eh, g) und
EV (CM , el, g)) mit der IC- Kurve zu erkennen - der Punkt Dl liegt ho¨her als Dh.
Falls sich vertraglich nicht ausschließen ließe, dass im Schadenfall nicht u¨berwacht
wird, mu¨sste die prohibitive Schadenszahlung entsprechend gesenkt werden.
Vergleicht man nun die Ausgangssituation und die bedingte U¨berwachung mit
perfekter Information, kann man festhalten, dass sich mit bedingter U¨berwachung
der erstbeste Vertrag erreichen la¨sst, und falls dieser im Gleichgewicht resultiert,
impliziert dies trotz der Privatheitskosten einen ho¨heren Erwartungsnutzen als da-
vor, EV (Ch, eh, g) > EU(CIC , eh), andernfalls bleibt der urspru¨ngliche Vertrag CIC
erhalten. Daher ergibt sich durch die U¨berwachung eine Pareto-Verbesserung.
Fu¨r den Fall, dass die Privatheitskosten so hoch sind, dass (vh−vl)−(ph−pl)g < 0
gilt, folgt aus (4.6), dass fu¨r die prohibitive Schadenszahlung dM > L gelten muss
und die Steigung der ICg-Kurve wird gro¨ßer als 1. Man kann zeigen, dass in diesem
Fall die Kosten der Informationsasymmetrie geringer sind als die erwarteten Kosten
der U¨berwachung, sodass in diesem Fall der U¨berwachungsvertrag abgelehnt wird.
Im Folgenden wird dieser Fall nicht weiter betrachtet.
4.4 Endogene Bestimmung der U¨berwachungs-
pra¨zision
In diesem Abschnitt wird, wie zuvor im Kapitel 3, die Situation betrachtet, in welcher
Individuen u¨ber die Art und Genauigkeit der Datenvariablen sowie u¨ber die La¨nge
der Aufzeichnungen, die sie dem Versicherer zur Verfu¨gung stellen, selbst entschei-
den ko¨nnen. Aus der Sicht des Versicherers bedeutet dies, dass der Versicherte selbst
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entscheidet, mit welcher Pra¨zision die U¨berwachung stattfindet, und daher daru¨ber,
wie genau der Versicherer aus den u¨bermittelten Daten auf das tatsa¨chlich erbrach-
te Sorgfaltsniveau schließen kann. Die Argumente, welche zuvor die Betrachtung
einer endogenen Bestimmung der U¨berwachungspra¨zision in Abschnitt 3.5 motivier-
ten, gelten auch hier, mit dem Unterschied, dass es sich hier um die Beobachtung
von Verhalten handelt. Dementsprechend wird im Folgenden die Modellierung des
U¨berwachungsmechanismus angepasst. Dies a¨ußert sich unter anderem darin, dass
der Versicherer aus den u¨bermittelten Daten mit einer positiven Wahrscheinlichkeit
auf das geringe Sorgfaltsniveau schließen kann, auch wenn der Versicherte tatsa¨chlich
das hohe Sorgfaltsniveau gewa¨hlt hat und umgekehrt. Des Weiteren impliziert die
Tatsache, dass es sich bei Moral Hazard um eine Informationsasymmetrie nach Ver-
tragsschluss handelt, dass es einen Unterschied ausmacht, ob die U¨berwachungs-
pra¨zision im Voraus vertraglich vereinbart wird oder Versicherte nachtra¨glich frei
daru¨ber entscheiden ko¨nnen. Beide Alternativen werden betrachtet.
Wie im Kapitel 2 geschildert wurde, wenden einige Versicherer U¨berwachung
vom Typ Black Box (bedingte U¨berwachung) an, wobei die Informationsoffenbarung
von vornherein nur im Schadensfall stattfinden soll. Andere Versicherer hingegen
erfordern die Offenbarung der gesammelten Daten am Ende der Abrechnungsperi-
ode unabha¨ngig davon, ob ein Schaden eingetreten ist oder nicht (unbeschra¨nkte
U¨berwachung). Bei perfekter Information ist bedingte U¨berwachung eindeutig vor-
zuziehen, da sich der gleiche Vertrag wie mit unbeschra¨nkter U¨berwachung erreichen
la¨sst, jedoch die erwarteten Privatheitskosten geringer ausfallen. Im Fall von endo-
gener Bestimmung der Pra¨zision wird dies nicht immer der Fall sein. Im Folgenden
werden diese beiden Anwendungen der U¨berwachung analysiert und miteinander
verglichen.
4.4.1 Modellannahmen
Nun wird davon ausgegangen, dass Individuen selbst bestimmen ko¨nnen, ob, welche
und wie viel von den durch eine U¨berwachungstechnologie gesammelten Daten sie
dem Versicherer offenbaren wollen, wobei durch die Menge der Information zugleich
die Pra¨zision der U¨berwachung variiert wird, mit der auf das zugrunde liegende
Sorgfaltsniveau geschlossen werden kann. Je vollsta¨ndiger die Aufzeichnungen und
je mehr Datenvariablen geliefert werden, desto besser kann das tatsa¨chliche Sorg-
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faltsniveau ermittelt werden. Auch hier wird die Menge der Information, die im
Folgenden auch Pra¨zision genannt wird, mit i ∈ [0, 1] bezeichnet. Dabei bedeutet
auch hier i = 0, dass keinerlei Daten offenbart werden, i = 1 bedeutet die Offenba-
rung der vollsta¨ndigen Aufzeichnung mit ho¨chstmo¨glicher Qualita¨t aller vorliegender
Datenvariablen. Werte zwischen Null und eins bedeuten, dass bestimmte Abschnitte
der Aufzeichnung oder bestimmte Datenvariablen vorenthalten werden oder dass die
Auflo¨sung bestimmter Datenvariablen verringert wird.
Die U¨berwachungstechnologie wird als ein Mechanismus dargestellt, der
abha¨ngig vom zugrunde liegenden Sorgfaltsniveau, eh oder el, und der Pra¨zision
der vorliegenden Daten i ein bina¨res Signal sj, j ∈ {h, l} generiert. Hierdurch wird
beru¨cksichtigt, dass das durch den Versicherer beobachtete Sorgfaltsniveau sj so-
wohl vom tatsa¨chlichen Sorgfaltsniveau em,m ∈ {h, l}, als auch von der Pra¨zision
der u¨bermittelten Daten abha¨ngt. Konkret ist P (sh|eh, i) die Wahrscheinlichkeit,
dass der Versicherer das gute Signal beobachtet, wenn das hohe Sorgfaltsniveau
gewa¨hlt wurde und die u¨bermittelten Daten eine Pra¨zision von i haben. Demnach
ist die Wahrscheinlichkeit fu¨r das schlechte Signal P (sl|eh, i) = 1 − P (sh|eh, i). Die
Wahrscheinlichkeit, dass der Versicherer das hohe Sorgfaltsniveau beobachtet, gege-
ben dass dieses tatsa¨chlich gewa¨hlt wurde, steigt in der Pra¨zision der u¨bermittelten
Daten mit abnehmender Rate, ∂P (s
h|eh,i)
∂i
> 0 und ∂
2P (sh|eh,i)
∂i2
< 0, ∀i ∈ [0, 1). Ohne
Verlust der Allgemeinheit und zur Vereinfachung der Analyse kann angenommen
werden, dass die Pra¨zision fu¨r beide Sorgfaltsniveaus einen symmetrischen Einfluss
auf das Signal hat P (sh|eh, i) = P (sl|el, i) = P (i). Falls keine Information offen-
bart wird, ist das Signal nicht informativ u¨ber das Sorgfaltsniveau, sodass P (0) = 1
2
gilt - unabha¨ngig davon, welches Sorgfaltsniveau gewa¨hlt wurde, treten beide Signa-
le mit gleicher Wahrscheinlichkeit auf. Des Weiteren kann die Wahrscheinlichkeit
fu¨r das gute Signal nicht weiter verbessert werden, wenn bereits die vollsta¨ndige
Aufzeichnung mit der maximal realisierbaren Pra¨zision der Daten offenbart wird,
∂P (i)
∂i
|i=1 = 0. Jedoch liegt - wie es in der Realita¨t der Fall ist - in diesem Fall nicht
perfekte Information u¨ber das Sorgfaltsniveau vor, d.h. es gilt P (1) < 1, wobei die
Signalwahrscheinlichkeit beliebig nah an eins liegen kann.
Die Privatheitskosten der Individuen ha¨ngen von der Menge und Pra¨zision der
offenbarten Daten ab, g(i), und deren Verlauf ist wie im Fall adverser Selektion
steigend und konvex, g′(i) > 0,∀i ∈ (0, 1], g′′(i) > 0 ∀i und es gilt auch hier,
dass die
”
erste Einheit” offenbarter Information keine Privatheitskosten verursacht,
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Abbildung 4.3: Zeitstruktur bedingte U¨berwachung
g′(0) = 0.
Im vorherigen Abschnitt 4.3 wurde argumentiert, dass im Gleichgewicht dasjeni-
ge Sorgfaltsniveau resultiert, mit dem der erreichte Erwartungsnutzen ho¨her ist. Die
Analyse fu¨r das geringe Sorgfaltsniveau ist trivial, da hierfu¨r weder Anreizsetzung
noch U¨berwachung notwendig sind, um die Vertra¨ge zu gestalten. Im Folgenden
werden nur die Vertra¨ge betrachtet, mit denen das hohe Sorgfaltsniveau eh imple-
mentiert wird.
4.4.2 Bedingte U¨berwachung
Die Vertragsausgestaltung bei bedingter U¨berwachung sieht vor, dass Daten nur im
Schadensfall an den Versicherer u¨bermittelt werden. Wie in Abb. 4.3 dargestellt ist,
zahlen Versicherte die Versicherungspra¨mie unmittelbar nachdem sie den Vertrag
annehmen. Somit ist die Versicherungspra¨mie unabha¨ngig von den gesammelten
Daten. Daraufhin entscheiden Individuen u¨ber das Sorgfaltsniveau. Im Schadensfall
offenbart das Individuum die Informationsmenge i ∈ [0, 1]. Abha¨ngig vom Signal,
das aufgrund der offenbarten Information generiert wird und das der Versicherer
beobachtet, zahlt er die Schadenssumme dh oder dl aus. Dabei sind zwei Szenarien
denkbar. Zum einen kann die Pra¨zision der Daten, die im Schadensfall zu offenbaren
sind, im Voraus beim Vertragsabschluss festgelegt werden. Im Schadensfall mu¨ssen
sich Individuen an diese Vereinbarung halten, um eine Schadensabfindung zu erhal-
ten. Zum anderen ist es mo¨glich, die U¨berwachungspra¨zision den Individuen beim
Vertragsschluss freizustellen, sodass sie erst zum Zeitpunkt der Datenoffenbarung
entscheiden ko¨nnen, ob und wie viel Informationen sie dem Versicherer u¨bermitteln
wollen. In diesem Fall ist die U¨berwachungspra¨zision kein Gegenstand des Vertrags.
In diesem sind daher lediglich die Versicherungspra¨mie und die Schadenszahlungen
in Abha¨ngigkeit vom Signal, das der Versicherer anschliessend beobachtet, festge-
legt. Das erste Szenario wird im Folgenden als ex ante Festlegung der Pra¨zision und
das zweite Szenario als ex post Flexibilita¨t in der Pra¨zision analysiert.
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Um den direkten Effekt der U¨berwachungspra¨zision auf den Vertrag und auf
den erwarteten Nutzen vom indirekten Effekt, den die Pra¨zision u¨ber die Privat-
heitskosten ausu¨bt, zu trennen, wird zuna¨chst eine Situation betrachtet, in welcher
Privatheitskosten nicht beru¨cksichtigt werden und die U¨berwachungspra¨zision exo-
gen vorgegeben ist.
Effekt der U¨berwachungspra¨zision auf den erwarteten Nutzen aus dem
Einkommen - Ausgangssituation
Wie zuvor werden die Vertra¨ge bei vollkommener Konkurrenz durch die Maximie-
rung des Erwartungsnutzens der Individuen unter der Anreizkompatibilita¨tsbedin-
gung (IC) und der Null-Gewinnbedingung gefunden
max
r,dh,dl
phu(wN) + (1− ph)[P (i)u(wAh) + (1− P (i))u(wAl)]− vh (4.7)
s.t.
phu(wN) + (1− ph)[P (i)u(wAh) + (1− P (i))u(wAl)]− vh ≥
plu(wN) + (1− pl)[(1− P (i))u(wAh) + P (i)u(wAl)]− vl (4.8)
r − (1− ph)(P (i)dh + (1− P (i))dl) ≥ 0, (4.9)
wobei wN = W−r, wAh = W−L−r+dh und wAl = W−L−r+dl die entsprechenden
Nettovermo¨gen sind, die entsprechend mit den Wahrscheinlichkeiten ph, (1−ph)P (i)
und (1− ph)(1− P (i)) auftreten.
Seien λ1 und λ2 die Lagrange-Multiplikatoren entsprechend fu¨r die Anreizkom-
patibilita¨ts- und fu¨r die Nullgewinn Bedingung, die beide strikt positiv sind. Dies
wird im Folgenden gezeigt. Aus der Kombination der Bedingungen erster Ordnung
∂L
∂r
= 0, ∂L
∂dh
= 0 und ∂L
∂dl
= 0 in Bezug auf r, dh und dl erha¨lt man
phλ2 = u
′(W − r)[ph + λ1(ph − pl)]
Aufgrund von λ1 ≥ 0 ist die rechte Seite immer positiv. Daraus folgt, dass λ2 > 0
gelten muss. 11 Fu¨r λ1 = 0 folgt aus den Bedingungen erster Ordnung
∂L
∂r
= 0,
∂L
∂dh
= 0 und ∂L
∂dl
= 0, dass wN = wAh = wAl . Dieser Vertrag ist jedoch nicht
anreizkompatibel, daher muss λ1 > 0 gelten.
11Wie an den Bedingungen erster Ordnung zu sehen ist, wird vorab keine Einschra¨nkung des
Vorzeichens der Variablen dh, dl und r vorgenommen. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass dh > 0
notwendig ist, damit sich die Individuen u¨berhaupt versichern und r > 0, damit die Versicherer
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Nach Umformen der Bedingungen erster Ordnung erha¨lt man zusa¨tzlich zu den
beiden Nebenbedingungen, die mit Gleichheit erfu¨llt sein mu¨ssen, die Gleichungen
1
u′(wj)
=
1
λ2
+
λ1
λ2
ΨBj , j ∈ {N,Al, Ah} (4.10)
wobei ΨBAh = (1− 1−p
l
1−ph
1−P (i)
P (i)
), ΨBAl = (1− 1−p
l
1−ph
P (i)
1−P (i)), und Ψ
B
N = (1− p
l
ph
).
Fu¨r i = 0 resultiert die Standardlo¨sung ohne U¨berwachung mit Teilversicherung
dh = dl < L.
Lemma 10
Fu¨r i > 0 gilt
ph(1− pl)
pl(1− ph) Q
P (i)
1− P (i) ⇒
wAl < wN < wAh ⇔ dl < L < dh
wAl < wN = wAh ⇔ dl < L = dh
wAl < wAh < wN ⇔ dl < dh < L.
Beweis: Die Relationen folgen direkt aus dem Vergleich der Bedingungen (4.10)
Definiert man die U¨berwachungseffizienz der Sorgfalt, wie zuvor die Ergebnisef-
fizienz der Sorgfalt, als das Verha¨ltnis der Verbesserung der Wahrscheinlichkeit das
gute Signal zu beobachten zum zusa¨tzlichen Disnutzen, der durch den U¨bergang
zum hohen Sorgfaltsniveau entsteht, ∆P (s
h|e,i)
∆v
= P (s
h|eh,i)−P (sh|el,i)
∆v
= P (i)−(1−P (i))
∆v
=
2P (i)−1
∆v
, so la¨sst sich Folgendes festhalten:
Wenn, fu¨r eine gegebene Differenz der Disnutzen ∆v, die Ergebniseffizienz, d.h.
∆p = ph − pl, relativ klein und die U¨berwachungseffizienz, d.h. ∆P (sh|e, i) =
P (i) − (1 − P (i)), relativ groß ist, dann ist die Schadenszahlung beim guten Si-
gnal gro¨ßer als der Schaden (das Nettovermo¨gen im Schadensfall und mit dem gutem
Signal ist ho¨her als im Nicht-Schadensfall, wAh > wN). Umgekehrt, bei hoher Ergeb-
niseffizienz und geringer U¨berwachungseffizienz der Sorgfalt, erha¨lt das Individuum
Teilversicherung unabha¨ngig vom Signal (das Nettovermo¨gen im Nicht-Schadensfall
ist gro¨ßer als im Schadensfall mit dem hohen Signal). Im ersten Fall ist das U¨ber-
wachungssignal informativer u¨ber das tatsa¨chliche Sorgfaltsniveau als das Ergebnis.
Im zweiten Fall ist es umgekehrt: das Ergebnis ist informativer als das U¨berwa-
chungssignal. Aus der Sicht des Versicherers, der den Schaden und das gutes Signal
beobachtet, ist daher die Wahrscheinlichkeit, dass das Individuum tatsa¨chlich das
keine Verluste machen. Man kann sich leicht vergewissern, dass die Kombination r ≥ 0, dh >
0, dl < 0 zwar auch nicht-negative Verluste fu¨r die Versicherer garantieren ko¨nnte, jedoch die
Individuen eindeutig schlechter stellt als ohne Versicherung - bei gleichem erwarteten Vermo¨gen
mu¨ssten sie dann mehr Risiko als ohne den Versicherungsvertrag u¨bernehmen.
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hohe Sorgfaltsniveau gewa¨hlt hat, im ersten Fall ho¨her als im zweiten Fall. Daher
fu¨hrt im ersten Fall das gute Signal zu einer
”
Belohnung” von dh > L und im zweiten
Fall fu¨hrt der Schaden zu einer
”
Bestrafung” von dh < L. Eine ho¨here Pra¨zision der
offenbarten Daten erho¨ht daher die U¨berwachungseffizienz der Sorgfalt. Als Hinweis
auf das tatsa¨chliche Sorgfaltsniveau und Bestimmungsfaktor fu¨r die Ho¨he der Scha-
denszahlung wird die U¨berwachung relativ wichtiger als das Ergebnis. Es sei jedoch
erwa¨hnt, dass die U¨berwachungspra¨zision nicht nur davon abha¨ngt, wie umfangreich
und genau die offenbarten Daten i sind, sondern auch von der Effektivita¨t der U¨ber-
wachungstechnologie. Diese ist um so ho¨her, je ho¨her die Signalwahrscheinlichkeit
P (i) fu¨r ein gegebenes i ist.
Um zu ermitteln, wie sich die Pra¨zision der offenbarten Daten auf die Wohlfahrt
auswirkt, wird zuna¨chst der Effekt einer marginalen Erho¨hung der Pra¨zision von
einem exogen vorgegebenen Niveau aus gesehen betrachtet.
Der Effekt einer marginalen Erho¨hung der Pra¨zision auf den Erwartungsnutzen
an der Stelle des optimalen Vertrags ist nach Anwendung des Envelope Theorems
dE[u(w)]
di
=
∂L
∂i
=
∂P (i)
∂i
(1− ph)[u(wAh)− u(wAl)]λ2·
·
(
1
λ2
+
λ1
λ2
(1 +
1− pl
1− ph )−
dh − dl
u(wAh)− u(wAl)
)
= h(i). (4.11)
Dieser Effekt sei als der Grenznutzen der Pra¨zision und mit h(i) bezeichnet.
Fu¨r i ∈ (0, 1) gilt wAh > wAl, sodass das Vorzeichen von h(i) vom Ausdruck in der
Klammer bestimmt wird. Analog dazu wie Kim, Suh (1992) in ihrer Arbeit zeigen,
gilt auch hier
Proposition 11 Kim, Suh (1992)
h(0) = 0, da wAh = wAl = wA
h(i) > 0 fu¨r ∀i ∈ (0, 1)
h(1) = 0, da
∂P (i)
∂i
|i=1 = 0
Beweis: Aus dem unmittelbaren Vergleich des Ausdrucks fu¨r 1
u′(wAh)
aus (4.10)
mit dem ersten Term in der Klammer in (4.11) folgt, dass
1
λ2
+
λ1
λ2
(1 +
1− pl
1− ph ) >
1
λ2
+
λ1
λ2
(1 +
1− pl
1− ph
1− P (i)
P (i)
) =
1
u′(wAh)
.
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Andererseits gilt aufgrund der Konkavita¨t der Nutzenfunktion und wAh > wAl, dass
u(wAh)− u(wAl) > u′(wAh)(wAh − wAl)⇔
1
u′(wAh)
>
(wAh − wAl)
u(wAh)− u(wAl) .
Da zudem wAh − wAl = dh − dl, folgt
1
λ2
+
λ1
λ2
(1 +
1− pl
1− ph ) >
dh − dl
u(wAh)− u(wAl) .
Somit ist der Erwartungsnutzen mit der maximal realisierbaren Pra¨zision der
U¨berwachungsdaten i = 1 am ho¨chsten. Dies entspricht dem bekannten Ergebnis
u¨ber die Vorteilhaftigkeit eines jeden kostenlosen und u¨ber die Sorgfalt informativen
Signals, das zur Verfu¨gung steht.12
Um die beiden alternativen Szenarien innerhalb der bedingten U¨berwachung
sowie bedingte und unbeschra¨nkte U¨berwachung, welche eine unterschiedliche An-
zahl von Zusta¨nden umfassen, miteinander vergleichen zu ko¨nnen, bietet es sich
an, die konkrete Nutzenfunktion u(w) = 2
√
w anzuwenden. Dies hat den folgen-
den Hintergrund. Mit der allgemeinen Spezifikation erha¨lt man fu¨r die Bestimmung
des optimalen Vertrages bei bedingter U¨berwachung und endogener Pra¨zision sechs
Gleichungen mit sechs endogenen Variablen (dh, dl, r, i, λ1 und λ2). Wie sich spa¨ter
zeigen wird, wird der optimale Vertrag bei unbeschra¨nkter U¨berwachung durch sie-
ben Gleichungen mit sieben endogenen Variablen bestimmt (dh, dl, rh, rl, i, λ1 und
λ2). Ein allgemeiner Vergleich des erwarteten Nutzens an der Stelle der jeweili-
gen optimalen Vertra¨ge wird sehr schwer, wenn nicht gar unmo¨glich. Aufgrund der
Eigenschaften der Funktion u(w) = 2
√
w, ko¨nnen jedoch die Optimalita¨tsbedin-
gungen - sowohl bei bedingter als auch bei unbeschra¨nkter U¨berwachung - auf drei
Gleichungen in den beiden Lagrange-Multiplikatoren und der Pra¨zision als endoge-
ne Variablen reduziert werden. Konkret sind diese die Anreizkompatibilita¨tsbedin-
gung, die Null-Gewinnbedingung, die beide binden, und schließlich die Bedingung
erster Ordnung in Bezug auf die Pra¨zision, ∂L
∂i
= 0. Mit diesem Vorgehen ko¨nnen
die Schwierigkeiten eines Vergleichs zweier Vertra¨ge mit unterschiedlicher Anzahl
von Umweltzusta¨nden reduziert werden und es erlaubt ein Gegenu¨berstellen der in
den unterschiedlichen Szenarien und Vertragsgestaltungen resultierenden Vertra¨ge
12Siehe z.B. Holmstro¨m (1979, 74-91).
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in Bezug auf ihre Anreiz- und Risikowirkung und ihre Effizienz. Zwar nicht um un-
terschiedliche Vertragsgestaltungen untereinander zu vergleichen, sondern um die
Anreiz- und Risikowirkung einer ho¨heren Pra¨zision bei einer gegebenen Vertrags-
gestaltung zu verdeutlichen, wenden auch Kim, Suh (1992) in ihrer Arbeit diese
konkrete Nutzenfunktion an.
Mit u(w) = 2
√
w erha¨lt man fu¨r den Grenznutzen
u′(w) =
1√
w
. (4.12)
Dies kann umgeschrieben werden als u′(w) = 2 1
2
√
w
= 2 1
u(w)
, sodass
u(w) = 2
1
u′(w)
(4.13)
gilt. Nach Einsetzen der jeweiligen Ausdru¨cke fu¨r 1
u′(wN )
, 1
u′(wAh)
und 1
u′(wAl)
aus (4.10)
in die Anreizkompatibilita¨tsbedingung (4.8), erha¨lt man fu¨r diese
2
λ1
λ2
(
(pl)2
ph
+
(1− pl)2
1− ph
(
[1− P (i)]2
P (i)
+
[P (i)]2
1− P (i)
)
− 1
)
= vh − vl
Man kann sich vergewissern, dass der Ausdruck in der Klammer der Varianz der
Terme ΨBj , j ∈ {N,Al, Ah} in (4.10) entspricht - da E[ΨBj ] = 0 gilt, erha¨lt man fu¨r
diese, V ar(ΨBj ) = E[(Ψ
B
j − E[ΨBj ])2] = E[(ΨBj )2], genau
V ar(ΨBj ) =
(pl)2
ph
+
(1− pl)2
1− ph
(
[1− P (i)]2
P (i)
+
[P (i)]2
1− P (i)
)
− 1 . (4.14)
Somit lautet die Anreizkompatibilita¨tsbedingung (IC)
2
λ1
λ2
V ar(ΨBj ) = v
h − vl. (4.15)
Im na¨chsten Schritt gilt es auch die Null-Gewinnbedingung als Funktion der
Lagrange-Parameter und der Pra¨zision darzustellen. Hierzu wird zuna¨chst beru¨ck-
sichtigt, dass diese als Funktion der Nettovermo¨gen geschrieben werden kann und
daher a¨quivalent ist zu
phwN + (1− ph)[P (i)wAh + (1− P (i))wAl]− (W − (1− ph)L)) = 0.
Dies wiederum kann geschrieben werden als
E[w|eh, i] =W − (1− ph)L.
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Mit der konkreten Funktion u(w) = 2
√
w kann man davon Gebrauch machen, dass
unter der Beru¨cksichtigung von (4.12)
w =
(
1
u′(w)
)2
(4.16)
gilt. Somit ko¨nnen die Ausdru¨cke fu¨r 1
u′(wN )
, 1
u′(wAh)
und 1
u′(wAl)
aus (4.10) auch in
die Null-Gewinnbedingung eingesetzt werden. Dadurch erha¨lt man
E[w|eh, i] = E[( 1
λ2
+
λ1
λ2
ΨBj )
2] = (
1
λ2
)2 + (
λ1
λ2
)2V ar(ΨBj ).
Daher ist die Null-Gewinnbedingung a¨quivalent zu
(
1
λ2
)2 + (
λ1
λ2
)2V ar(ΨBj ) =W − (1− ph)L. (4.17)
Auf der rechten Seite dieser Gleichung ist das erwartete Vermo¨gen eines Indi-
viduums, das gegeben das hohe Sorgfaltsniveau und aufgrund der Tatsache, dass
Versicherer im Gleichgewicht einen Gewinn von Null erwirtschaften, unabha¨ngig
vom konkreten Vertrag ist, d.h. E[w|eh, i] = W − (1 − ph)L = const. Auf der lin-
ken Seite steht fu¨r das erwartete Vermo¨gen - wie beabsichtigt - ein Ausdruck, der
lediglich die Lagrange-Multiplikatoren und die Pra¨zision entha¨lt. Fu¨r die Interpreta-
tion dieses Ausdrucks kann man des Weiteren Folgendes beru¨cksichtigen: zum einen
erha¨lt man aus (4.10)13, dass
E
(
1
u′(wj)
)
=
1
λ2
. (4.18)
Zum anderen erha¨lt man, nachdem man den Erwartungswert von (4.13) nimmt, dass
E[u(w)] = 2E
(
1
u′(w)
)
gilt. Diese Gleichung ist a¨quivalent zu
E
(
1
u′(w)
)
=
E[u(w)]
2
. (4.19)
Somit erha¨lt man aus (4.18) und (4.19), dass der Multiplikator fu¨r die Nullge-
winnbedingung direkt mit dem erwarteten Nutzen aus dem Vertrag zusammenha¨ngt
1
λ2
=
E[u(w)]
2
.
Der erwartete Nutzen aus dem Vertrag entspricht definitionsgema¨ß dem Nutzen aus
dem Sicherheitsa¨quivalent, das mit SA¨ bezeichnet sei, d.h. E[u(w)] = u(SA¨). Somit
13Es sei daran erinnert, dass E[ΨBj ] = 0 gilt.
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erha¨lt man, nachdem man die obige Gleichung quadriert und den Nutzen aus dem
Sicherheitsa¨quivalent einsetzt, dass(
1
λ2
)2
=
(
E[u(w)]
2
)2
=
(
u(SA¨)
2
)2
gilt. Da des Weiteren u(SA¨) = 2
√
SA¨ gilt, folgt somit(
1
λ2
)2
= SA¨.
Aufgrund dessen, dass definitionsgema¨ß das erwartete Vermo¨gen die Summe aus
dem Sicherheitsa¨quivalent und die Risikopra¨mie ist, die hier als R(i) bezeichnet sei,
d.h. E[w|eh, i] = SA¨ + R(i), folgt zwangsla¨ufig aus der Gleichung (4.17), dass der
Ausdruck (λ1
λ2
)2V ar(ΨBj ) der Risikopra¨mie R(i) entspricht. D.h. in (4.17) steht nichts
anderes als
SA¨+R(i) = E[w|eh, i],
wobei SA¨ =
(
1
λ2
)2
, R(i) = (λ1
λ2
)2V ar(ΨBj ) und E[w|eh, i] =W − (1− ph)L.
Schließlich kann auch die Wirkung der Pra¨zision, die hier zuna¨chst als exogen
behandelt wird, auf den erwarteten Nutzen mit Hilfe der konkreten Nutzenfunktion
umgeschrieben werden. Unter Beru¨cksichtigung von (4.13) und (4.16) und durch
Einsetzen der Ausdru¨cke aus (4.10) fu¨r 1
u′(wAh)
und 1
u′(wAl)
in die allgemeine Form
fu¨r h(i) in (4.11) erha¨lt man fu¨r i > 0
dE[u(w)]
di
=
∂L
∂i
= h(i) =
2P (i)− 1
P (i)2[1− P (i)]2
(1− pl)2
1− ph
∂P (i)
∂i
λ1
(
λ1
λ2
)
.
Nach Ableitung des Ausdrucks fu¨r V ar(ΨBj ) in (4.14) kann man sich vergewis-
sern, dass
2P (i)− 1
P (i)2[1− P (i)]2
(1− pl)2
1− ph
∂P (i)
∂i
=
∂V ar(ΨBj )
∂i
(4.20)
gilt, sodass man fu¨r den Grenznutzen der Pra¨zision
dE[u(w)]
di
=
∂L
∂i
= h(i) =
∂V ar(ΨBj )
∂i
λ1
(
λ1
λ2
)
(4.21)
erha¨lt. Dieser Ausdruck ist wiederum a¨quivalent zu
dE[u(w)]
di
= u′(SA¨)
(
−dR(i)
di
)
,
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was im Folgenden gezeigt wird. Aus R(i) =
(
λ1
λ1
)2
V ar(ΨBj ) folgt, dass
dR(i)
d i
= 2
λ1
λ2
d
d i
(
λ1
λ2
)
V ar(ΨBj ) +
(
λ1
λ2
)2 ∂V ar(ΨBj )
∂i
Das Totaldifferenzial der IC (4.15) lautet
2
d
di
(
λ1
λ2
)
V ar(ΨBj ) + 2
λ1
λ2
∂V ar(ΨBj )
∂i
= 0,
sodass
d
di
(
λ1
λ2
)
V ar(Ψ) = −λ1
λ2
∂V ar(Ψ)
∂i
eingesetzt werden kann in dR(i)
d i
, woraus man
dR(i)
d i
= 2
λ1
λ2
(
−λ1
λ2
∂V ar(Ψ)
∂i
)
+
(
λ1
λ2
)2
∂V ar(Ψ)
∂i
= −
(
λ1
λ2
)2
∂V ar(Ψ)
∂i
erha¨lt. Der marginale Nutzen der Pra¨zision lautet daher
h(i) =
∂V ar(Ψ)
∂i
λ1
λ1
λ2
=
∂V ar(Ψ)
∂i
(
λ1
λ2
)2
λ2 = −dR(i)
d i
λ2.
Aufgrund von
(
1
λ2
)2
= SA¨, was a¨quivalent zu λ2 =
1√
SA¨
ist, und wenn man beru¨ck-
sichtigt, dass u′(SA¨) =
(
2
√
SA¨
)′
= 1√
SA¨
gilt, folgt dass
λ2 = u
′(SA¨)
sodass sich fu¨r den Grenznutzen der Pra¨zision
h(i) = u′(SA¨)
(
−dR(i)
d i
)
ergibt.
Fu¨r die Eigenschaften des erwarteten Nutzens in Abha¨ngigkeit von der Pra¨zision
la¨sst sich, neben den Ergebnissen in Proposition 11 und fu¨r die konkrete Funktion
herleiten, dass
Lemma 12
d2L
di2
|i=0 > 0
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(der erwartete Nutzen aus dem Einkommen an der Stelle i = 0 konvex) und
d2L
di2
|i=1 < 0 .
Fu¨r 1 > i > 0 existiert ein Intervall, in welchem der erwartete Nutzen aus dem
Einkommen konkav ist.
d3L
di3
|i=0 < 0,
(der Grenznutzen der Pra¨zision h(i) an der Stelle i = 0 konkav) und
fu¨r 1 = i > 0 existiert ein Intervall, in welchem der Grenznutzen der Pra¨zision
ebenfalls konkav ist.
Beweis:
Fu¨r die zweite Ableitung der Lagrange-Funktion nach i erha¨lt man aus ∂L
∂i
=
∂V ar(ΨBj )
∂i
λ1
λ1
λ2
den Ausdruck
d2L
di2
=
λ21
λ2
·
(
∂V ar(ΨBj )
∂P
· ∂
2P (i)
∂i2
+
∂2V ar(ΨBj )
∂P 2
(
∂P (i)
∂i
)2)
+
∂V ar(ΨBj )
∂i
d
di
(
λ1
λ1
λ2
)
,
(4.22)
wobei hier aufgrund der Tatsache, dass
∂V ar(ΨBj )
∂i
=
∂V ar(ΨBj )
∂P
· ∂P (i)
∂i
gilt, fu¨r die zweite
Ableitung der Varianz
∂2 V ar(ΨBj )
∂i2
∂2 V ar(ΨBj )
∂i2
=
∂V ar(ΨBj )
∂P
· ∂
2P (i)
∂i2
+
∂2V ar(ΨBj )
∂P 2
(
∂P (i)
∂i
)2
eingesetzt wurde. Dabei kann man sich vergewissern, dass
∂2V ar(ΨBj )
∂P 2
=
2(1− 3P + 3P 2)
(1− P )3P 3
(1− pL)2
1− pH ,
wobei dieser Ausdruck fu¨r alle P (i) ∈ [1
2
, 1) positiv ist.
Das Vorzeichen von d
2L
di2
an der Stelle i = 0 erha¨lt man, indem man in (4.22)
P (0) = 1
2
einsetzt. Aus (4.20) stellt sich heraus, dass
∂V ar(ΨBj )
∂P
|i=0 = 0, sodass der
zweite Term in (4.22) gleich Null ist und
d2L
di2
|i=0 = λ
2
1
λ2
· ∂
2V ar(ΨBj )
∂P 2
(
∂P (i)
∂i
)2
> 0 . (4.23)
Analog erha¨lt man fu¨r i = 1 aufgrund von ∂P
∂i
|i=1 = 0,
d2L
di2
|i=1 = λ
2
1
λ2
· ∂V ar(Ψ
B
j )
∂P
· ∂
2P
∂i2
< 0 .
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Abbildung 4.4: Grenznutzen und -kosten der Pra¨zision
Hieraus und aus Proposition 11 folgt, dass der erwartete Nutzen aus dem Ein-
kommen an der Stelle i = 0 konvex ist, und es muss ein Intervall fu¨r i > 0 existieren,
in welchem dieser konkav ist14.
Fu¨r die dritte Ableitung der Lagrange-Funktion, welche die Kru¨mmung des
Grenznutzens der Pra¨zision angibt, erha¨lt man an der Stelle i = 0
d3 L
di3
|i=0 = λ
2
1
λ2
(
∂3V ar(ΨBj )
∂P 3
·
(
∂P
∂i
)3
+
∂2V ar(ΨBj )
∂P 2
2
∂P
∂i
∂2P
∂i2
)
.
Der Ausdruck
∂3V ar(ΨBj )
∂P 3
=
6(−1 + 4P − 6P 2 + 4P 3)
(1− P )4P 4
(1− pL)2
1− pH
ist fu¨r alle P (i) ∈ (1
2
, 1] negativ und gleich Null fu¨r P (0) = 1
2
. Daher folgt
d3 L
di3
|i=0 < 0 .
Somit ist der Grenznutzen der Pra¨zision an der Stelle i = 0 konkav. Außerdem
muss (aufgrund d
2L
di2
|i=0 > 0 und d2Ldi2 |i=1 < 0 ) ein Intervall in i ∈ (0, 1] existieren, in
welchem dieser zumindest lokal konkav ist.
In Abb. 4.4 ist der Grenznutzen der Pra¨zision grafisch dargestellt.
Analog zu Theorem 3 in der Arbeit von Kim, Suh (1992) (in abweichender
Reihenfolge) kann auch hier der Effekt einer ho¨heren U¨berwachungspra¨zision auf
die Anreizwirkung, auf die Risikoteilung und letztlich auf die Effizienz des Vertrages
14Kim, Suh (1992) kommen zu diesem Ergebnis in Proposition 2 in ihrer Arbeit.
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fu¨r die Nutzenfunktion u(w) = 2
√
w hergeleitet werden. Somit sind die folgenden
Aussagen a) - d) a¨quivalent:
Proposition 13 (Kim, Suh (1992))
a) V ar(ΨBj ) steigt in i, d.h. der Informationsgehalt des U¨berwachungssignals
u¨ber das tatsa¨chliche Sorgfaltsniveau steigt.
b) R(i) sinkt in i, d.h. die Risikoteilung verbessert sich mit der U¨berwachungs-
pra¨zision.
c) λ2 sinkt in i, d.h. der erwartete Nutzen aus dem Vertrag (die Effizienz) steigt
mit der U¨berwachungspra¨zision.
d) λ1 sinkt in i, d.h. die Anreizwirkung des Vertrages verbessert sich mit der
U¨berwachungspra¨zision.
Beweis:
a) Dies folgt direkt aus (4.14) wonach V ar(ΨBj )|i>0 > V ar(ΨBj )|i=0 = [p
H−pL]2
pH(1−pH)
und dem Ausdruck in (4.20), wonach
∂V ar(ΨBj )
∂i
|i>0 > 0 gilt.
b) Aus der Gleichung (4.15), deren rechte Seite vh − vl konstant ist, folgt,
dass auch λ1
λ2
V ar(ΨBj ) konstant sein muss, wenn sich die U¨berwachungspra¨zision
erho¨ht. Da jedoch V ar(ΨBj ) in i steigt, folgt, dass
λ1
λ2
in i sinken muss. Dies ent-
spricht einer Bewegung
”
entlang” der IC-Bedingung. Demnach sinkt der Ausdruck(
λ1
λ2
)2
V ar(ΨBj ) in i, welcher der Risikopra¨mie R(i) entspricht.
c) Aus der Null-Gewinnbedingung (4.17) und b) folgt direkt, dass
(
1
λ2
)2
=
SA¨ mit der U¨berwachungspra¨zision steigen muss, was a¨quivalent dazu ist, dass der
Multiplikator λ2 sinken muss. Dies entspricht definitionsgema¨ß einer Erho¨hung des
erwarteten Nutzens, gegeben dass die Null-Gewinnbedingung erfu¨llt ist, sodass somit
die Effizienz des Vertrages steigt.
d) Da λ1
λ2
in i sinkt (b) und 1
λ2
in i steigt (c), muss λ1 in i sinken. Da λ1 der
Schattenpreis der Anreizsetzung ist, bedeutet dies, dass mit ho¨herer U¨berwachungs-
pra¨zision die Anreizsetzung zu geringeren Effizienzverlusten fu¨hrt.
Wie von Lambert (1985) (siehe auch Kim, Suh (1992)) gezeigt wurde, handelt
es sich bei V ar(ΨBj ) um ein Maß dafu¨r, wie viel Informationsgehalt der Umwelt-
zustand und das U¨berwachungssignal zusammengenommen u¨ber das tatsa¨chliche
Sorgfaltsniveau haben. A¨hnlich wie von Holmstro¨m (1979, 79) fu¨r stetige Verteilun-
gen festgehalten wurde, zeigen die Terme ΨBj wie stark der Prinzipal geneigt ist, aus
dem Umweltzustand und dem U¨berwachungssignal abzuleiten, dass das tatsa¨chli-
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che Sorgfaltsniveau nicht das vereinbarte war. Ein ho¨herer Wert dieser Terme hat
auch einen entsprechend sta¨rkeren Einfluss auf das Nettoeinkommen im entspre-
chenden Umweltzustand. Betrachtet sei beispielsweise der Umweltzustand, in dem
der Schaden eintritt und das schlechte Signal generiert wird. Fu¨r i > 0 ist ΨBAl ne-
gativ und hat zur Folge, dass der Nutzen in diesem Umweltzustand geringer ist als
der erwartete Nutzen aus dem Vertrag. Dieser Effekt fa¨llt umso sta¨rker aus, je ho¨her
die U¨berwachungspra¨zision P (i) (und damit die U¨berwachungseffizienz der Sorgfalt)
und je gro¨ßer 1−p
l
1−ph (und damit die Ergebniseffizienz der Sorgfalt) sind. Umgekehrt,
fu¨r i = 0, kann man aus (4.10) erkennen, dass ΨBAl = Ψ
B
Ah = 1 − 1−p
l
1−ph . Der Infor-
mationsgehalt u¨ber die Sorgfalt ist unabha¨ngig vom U¨berwachungssignal, dieses ist
nicht informativ und hat somit keinen Einfluss auf das Nettovermo¨gen.
Die Senkung der Risikopra¨mie durch die ho¨here U¨berwachungspra¨zision bedeu-
tet, dass das Individuum weniger vom Schadensrisiko u¨bernehmen muss. Dadurch
steigt sein erwarteter Nutzen aus dem Vertrag. Da die Null-Gewinnbedingung und
die Anreizkompatibilita¨tsbedingung weiterhin erfu¨llt sind, bedeutet dies, dass die
Effizienz insgesamt steigt. Die Anreize fu¨r das hohe Sorgfaltsniveau ko¨nnen daher
mit einem geringeren Effizienzverlust gesetzt werden (der Schattenpreis der Anreiz-
setzung λ1 sinkt).
Bedingte U¨berwachung mit ex ante Festlegung der Pra¨zision
Nachdem die Wirkung einer ho¨heren U¨berwachungspra¨zision, den diese direkt auf
den Vertrag verursacht, analysiert wurde, kann man sich nun der indirekten Wirkung
der Pra¨zision, die durch die Privatheitskosten entsteht, widmen. In diesem Szenario
wird die Pra¨zision der Daten, die im Schadensfall an den Versicherer u¨bermittelt
werden ko¨nnen, im Voraus (ex ante) beim Vertragsabschluss festgelegt. Damit lautet
das Maximierungsproblem fu¨r den optimalen Vertrag
max
r,dh,dl,i
phu(wN)+(1−ph) (P (i)u(wAh) + (1− P (i))u(wAl))−vh−(1−ph)g(i) (4.24)
s.t.
phu(wN) + (1− ph) [P (i)u(wAh) + (1− P (i))u(wAl)]− vh − (1− ph)g(i) ≥
plu(wN) + (1− pl) [(1− P (i))u(wAh) + P (i)u(wAl)]− vl − (1− pl)g(i) (4.25)
r − (1− ph) (P (i)dh + (1− P (i))dl) ≥ 0 (4.26)
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Der Unterschied im Vergleich zum Maximierungsproblem in der Ausgangs-
situation (4.7) besteht in den Privatheitskosten in der Zielfunktion und in der
IC−Bedingung. Die Optimalita¨tsbedingungen (4.10) bleiben unvera¨ndert. Aller-
dings ergibt sich fu¨r die Bedingung erster Ordnung in Bezug auf die Pra¨zision i
diesmal
∂L
∂i
=
∂P (i)
∂i
(1− ph)((u(wAh)− u(wAl))λ2
(
1
λ2
+
λ1
λ2
(1 +
1− pl
1− ph )−
dh − dl
u(wh)− u(wl)
)
− g′(i)((1− ph)− λ1(ph − pl)) = 0.
Der erste Term sei mit hg(i) bezeichnet, wobei der Index g dafu¨r steht, dass
die Privatheitskosten beru¨cksichtigt werden. Analog wie im vorherigen Abschnitt ist
dieser positiv fu¨r i ∈ (0, 1). Fu¨r den zweiten Term gilt
Lemma 14
−g′(i)((1− ph)− λ1(ph − pl)) < 0 fu¨r i > 0.
Beweis:
Fu¨r i > 0 ist per Annahme g′(i) > 0. Nach Umstellen der Gleichungen (4.10)
fu¨r wN und wAl nach λ2, Gleichsetzen und Umstellen nach λ1 erha¨lt man
λ1 =
[u′(wAl)− u′(wN)]ph(1− ph)(1− P (i))
u′(wN)(ph − pl)(1− ph)(1− P (i))− phu′(wAl)[(1− ph)(1− P (i))− (1− pl)P (i)]
(4.27)
Der Za¨hler ist positiv aufgrund von u′(wAl) > u′(wN) (siehe Lemma 10) und da λ1 >
0, ist auch der Nenner, der mit Γ bezeichnet sei, ebenfalls positiv. Nach Einsetzen
fu¨r λ1 in (1− ph)− λ1(ph − pl) > 0 ist dies a¨quivalent zu
u′(wAl)ph(1− ph)(1− 2P (i))(1− pl)− u′(wN)(ph − pl)(1− ph)(1− P (i))
Γ
< 0.
Aufgrund von 1− 2P (i) < 0 fu¨r i > 0 (P (i) > 1
2
fu¨r i > 0) ist die obige Ungleichung
fu¨r alle i > 0 erfu¨llt.
In Worten zeigt dies, dass fu¨r i ∈ (0, 1) der Grenznutzen der Pra¨zision zwar
immer positiv ist, die Grenzkosten der Pra¨zision jedoch ebenfalls. Folglich kann es
in einer Situation exogen vorgegebener Pra¨zision i dazu kommen, dass ∂L
∂i
|i=i < 0
gilt und falls die Grenzkosten ausreichend hoch sind, dass die U¨berwachung von den
Individuen abgelehnt wird, EV (C(0), eh, 0) > EV (C(i), eh, i). Des Weiteren folgt
fu¨r die Wahl endogener Pra¨zision
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∂L
∂i
|i=1 = hg(1)−g′(1)((1−ph)−λ1(ph−pl)) = −g′(1)((1−ph)−λ1(ph−pl)) < 0,
d.h. im Optimum wird nie die maximal mo¨gliche U¨berwachungspra¨zision resultieren,
i∗ < 1.
Der Term −g′(i)((1−ph)−λ1(ph−pl)), der zwar als Ganzes negativ ist, entha¨lt
dennoch zwei entgegengesetzte Effekte. Zum einen sind es die erwarteten Grenzpri-
vatheitskosten selbst −g′(i)(1−ph) - dies ist der direkte Effekt, welcher negativ und
auch der sta¨rkere ist. Zum anderen wird jedoch auch ein indirekter positiver Effekt
g′(i)λ1(ph−pl) durch die Privatheitskosten erzeugt. Wie im Folgenden gezeigt wird,
stammt dieser aus einer besseren Anreizsetzung - da die Privatheitskosten nur im
Schadensfall zu tragen sind, entstehen zusa¨tzliche Anreize fu¨r den Versicherten den
Schadensfall zu vermeiden. Diese positive Wirkung der Privatheitskosten versta¨rkt
die Ergebniseffizienz der Sorgfalt, die einer gro¨ßeren Differenz ∆p = (ph − pl) ent-
spricht.
Um diesen Effekt und allgemein die gesamte Wirkung der U¨berwachungspra¨zisi-
on, die indirekt durch die Privatheitskosten stattfindet, zu ermitteln, wird - fu¨r eine
gegebene U¨berwachungspra¨zision - ein Vergleich mit der Ausgangssituation ohne Pri-
vatheitskosten durchgefu¨hrt. Hierzu wird wieder die Nutzenfunktion u(w) = 2
√
w
betrachtet, und alle Variablen, die mit Privatheitskosten resultieren, seien durch den
Index g bezeichnet. Die Anreizkompatibilita¨tsbedingung entspricht nun
2
λg1
λg2
V ar(ΨBj ) = v
h − vl − (ph − pl)g(i). (4.28)
Aus der rechten Seite dieser Gleichung erkennt man, dass die Privatheitsko-
sten so wirken, als ob sie die Differenz der Disnutzen ∆v = vh − vl reduzieren, so-
dass die Implementierung des hohen Sorgfaltsniveaus attraktiver wird. Ein Vergleich
mit der Anreizkompatibilita¨tsbedingung ohne Privatheitskosten in der Ausgangssi-
tuation (4.15) zeigt, dass fu¨r die gleiche U¨berwachungspra¨zision i
λg1
λg2
< λ1
λ2
gelten
muss (fu¨r eine gegebene U¨berwachungspra¨zision hat V ar(ΨBj ) den gleichen Wert,
egal ob mit oder ohne Privatheitskosten). Infolgedessen gilt fu¨r die Risikopra¨mie
Rg(i) =
(
λg1
λg2
)2
V ar(ΨBj ) <
(
λ1
λ2
)2
V ar(ΨBj ) = R(i). Aus der Null-Gewinnbedingung
(4.17) folgt unmittelbar, dass SA¨g =
(
1
λg2
)2
>
(
1
λ2
)2
= SA¨ gilt, d.h. die Privat-
heitskosten erho¨hen den erwarteten Nutzen aus dem Einkommen fu¨r jede gegebene
U¨berwachungspra¨zision, E[u(wg)] > E[u(w)]. Schließlich folgt aus
1
λg2
> 1
λ2
und
λg1
λg2
< λ1
λ2
, dass auch der Schattenpreis der Anreizsetzung durch die Privatheitskosten
sinkt, λg1 < λ1. Dies besta¨tigt das zuvor gea¨ußerte Argument, dass Privatheitskosten
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die Anreizsetzung des Vertrages verbessern.
Fu¨r den Gesamteffekt der U¨berwachungspra¨zision (unter Beru¨cksichtigung der
Privatheitskosten) auf den gesamten erwarteten Nutzen gilt mit der Nutzenfunktion
u(w) = 2
√
w,
∂Lg
∂i
=
∂V ar(ΨBj )
∂i
λg1
(
λg1
λg2
)
− g′(i)((1− ph)− λ1(ph − pl)). (4.29)
Bezeichnet man den ersten Term wie zuvor mit hg(i), folgt aus den soeben hergelei-
teten Ergebnissen, dass fu¨r jede gegebene U¨berwachungspra¨zision i,
hg(i) =
∂V ar(ΨBj )
∂i
λg1
(
λg1
λg2
)
<
∂V ar(ΨBj )
∂i
λ1
(
λ1
λ2
)
= h(i)
gilt. Vergleicht man nun die Ausdru¨cke in (4.29) und (4.21), stellt sich heraus, dass
fu¨r jedes gegebene i,
∂Lg
∂i
= hg(i)− g′(i)((1− ph)− λ1(ph − pl)) < h(i) = ∂L
∂i
gilt. Da diese Relation fu¨r jedes gegebene i gilt, folgt auch
i
∫
0
∂Lg
∂i
di <
i
∫
0
∂L
∂i
di fu¨r alle i ∈ (0, 1].
Dies ist nichts anderes als der erwartete Gesamtnutzen aus dem Vertrag (jeweils mit
und ohne Privatheitskosten) bei einer U¨berwachungspra¨zision i, d.h. es gilt, dass
EV (wg, eh, i) = E[u(wg)]− (1− ph)g(i)− vh < E[u(w)]− vh =EV (w, eh, i)
fu¨r alle i ∈ (0, 1].
Privatheitskosten senken somit die Gesamtwohlfahrt.
Nun bleibt zu untersuchen, ob Individuen u¨berhaupt U¨berwachung akzeptieren
werden. Zum einen muss hierfu¨r eine innere Lo¨sung fu¨r i > 0 existieren, und zum
anderen muss diese innere Lo¨sung einen ho¨heren Erwartungsnutzen stiften als die
Randlo¨sung i = 0. Eine innere Lo¨sung fu¨r i existiert dann, wenn sich die Funktionen
hg(i) und g
′(i)((1− ph)− λg1(ph − pl)) fu¨r i > 0 schneiden.
U¨ber hg(i) ist bereits bekannt, dass hg(0) = 0 (siehe Proposition 11), dass diese
Funktion an der Stelle i = 0 konkav ist (siehe Lemma 12). Die Funktion g′(i)((1 −
ph)−λg1(ph−pl)) entspricht Null an der Stelle i = 0 und steigt in i an (aufgrund dessen
dass λg1 in i sinkt, steigt der Term (1−ph)−λg1(ph−pl) in i an, und aufgrund g′′(i) >
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0, steigt g′(i) ebenfalls an). Die beiden Funktionen sind in Abb. 4.4 dargestellt.
Aufgrund des Verlaufs dieser beiden Funktionen ist eine hinreichende Bedingung
fu¨r einen inneren Schnittpunkt, dass an der Stelle i = 0 die Funktion hg(i) steiler
ist als g′(i)((1− ph)− λg1(ph − pl)), d.h. dass
d2Lg
di2
|i=0 > 0
gilt. Dies ist wiederum (unter Verwendung von (4.23) in Lemma 12) a¨quivalent zu
(λg1)
2
λg2
· ∂2V ar(ΨBj )
∂P (i)2
·
(
∂P (i)
∂i
)2
1− ph − λg1(ph − pl)
> g′′(0) ,
wobei alle Variablen an der Stelle i = 0 bewertet sind. Diese Bedingung stellt gleich-
zeitig sicher, dass die Randlo¨sung i = 0 nicht optimal sein kann. Zudem ist bei
globaler Konkavita¨t von hg(i) die innere Lo¨sung eindeutig.
Die bisherigen Ergebnisse sind im Folgenden zusammengefasst:
Proposition 15
Mit bedingter U¨berwachung und Privatheitskosten
1. ziehen die Individuen einem konventionellen Vertrag U¨berwachung mit Pra¨zi-
sion i∗ ∈ (0, 1) vor, falls g′′(0) ausreichend klein ist;
2. werden durch die Privatheitskosten fu¨r eine gegebene U¨berwachungspra¨zision
i ∈ (0, 1] (i) die Anreizsetzung verbessert, λg1 < λ1, (ii) die Risikoallokation zwischen
dem Versicherer und dem Versicherten verbessert, λg2 < λ2, und (iii) der erwartete
Nutzen aus dem Einkommen erho¨ht, E[u(wg)] > E[u(w)];
3. wird durch die Privatheitskosten der gesamte erwartete Nutzen aus dem Ver-
trag reduziert EV (wg, e
h, i) < EV (w, eh, i) < EV (w, eh, 1),∀i ∈ (0, 1].
Abb. 4.5 bietet eine alternative Darstellung, aus der auch grafisch sichtbar
wird, dass fu¨r eine gegebene U¨berwachungspra¨zision der erwartete Nutzen aus
dem Einkommen durch die Privatheitskosten steigt. Die Fla¨che unter der Kurve
hg(i) + g
′(i)λg1(p
h − pl), welche den Grenznutzen aus dem Einkommen in Bezug auf
die Pra¨zision darstellt, der mit der Einbeziehung der Privatheitskosten entsteht, ist
zu jedem i ∈ (0, 1] gro¨ßer als die Fla¨che unter der Kurve h(i), welche den Grenz-
nutzen der Pra¨zision im Fall ohne Privatheitskosten darstellt. Die Fla¨che zwischen
hg(i)+g
′(i)λg1(p
h−pl) und der Grenzkostenfunktion (1−ph)g′(i) ist jedoch fu¨r jedes
i∗ ∈ (0, 1] kleiner als die Fla¨che unter h(i), da der gesamte erwartete Nutzen fa¨llt.
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Abbildung 4.5: Grenznutzen und -kosten der Pra¨zision - alternative Darstellung
Bedingte U¨berwachung mit ex post Flexibilita¨t in der Pra¨zision
Bevor die Ergebnisse bedingter U¨berwachung mit denjenigen unbeschra¨nkter U¨ber-
wachung verglichen werden, erscheint es sinnvoll zu u¨berpru¨fen, ob die Wohlfahrt
mit dem alternativen Szenario, das die Pra¨zision nicht von vornherein festlegt, nicht
verbessert werden kann.
Demnach wird die Pra¨zision der U¨berwachung nicht vertraglich vereinbart, son-
dern stattdessen der Entscheidung des Individuums u¨berlassen. Somit kann das
Individuum die Pra¨zision der U¨berwachung erst zum Zeitpunkt der vorgesehenen
Offenbarung der Daten bestimmen. Dies wa¨re, mit der technischen Realisierbarkeit
einer endogenen Bestimmung der Pra¨zision, die logische Fortsetzung der Option,
welche Individuen gegenwa¨rtig z.B. beim Versicherer Progressive haben. Sie ko¨nnen
nachtra¨glich - d.h. am Ende der Datensammlungsperiode - entscheiden, ob sie die
Daten offenbaren wollen oder nicht. U¨bertragen auf das Modell bedeutet dies, dass
der Versicherer zuerst den Vertrag (r, dh, dl) bestimmt. Danach (ex post) entscheidet
das Individuum, fu¨r einen gegebenen Vertrag, u¨ber die Pra¨zision i. Dieses Szenario
kann auf den ersten Blick vorteilhaft fu¨r die Individuen erscheinen, da es ihnen Fle-
xibilita¨t nach Vertragsschluss erlaubt. Damit der Versicherer jedoch die restlichen
Vertragsvariablen bestimmen kann, ist es notwendig eine Anreizkompatibilita¨tsbe-
dingung bezu¨glich der Pra¨zision i einzufu¨hren, welche die Menge der realisierbaren
Vertra¨ge zusa¨tzlich einschra¨nkt. Dies wird im Folgenden verdeutlicht.
Konkret wird der Vertrag mittels Ru¨ckwa¨rtsinduktion bestimmt. In der zweiten
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Stufe und nur wenn davor der Schaden eingetreten ist, wa¨hlt das Individuum fu¨r
gegebene (r, dh, dl) die Pra¨zision i, sodass es seinen bedingten erwarteten Nutzen
E[u(w)|Schadensfall]− g(i) maximiert. Die Bedingung erster Ordnung lautet
∂P (i)
∂i
[u(wAh)− u(wAl)]− g′(i) = 0 fu¨r i > 0
≤ 0 fu¨r i = 0. (4.30)
Gegeben, dass wAh > wAl gilt, existiert eine innere Lo¨sung fu¨r die Pra¨zision,
i ∈ (0, 1)15. Nur falls wAh ≤ wAl gilt, wa¨hlt das Individuum i = 0. In der ersten Stu-
fe bestimmt der Versicherer die Vertragsvariablen entsprechend seinen Erwartungen
u¨ber die Pra¨zision in der zweiten Stufe. Falls der Versicherer i = 0 erwartet (d.h.
dass Individuen keine Informationen offenbaren), entspricht das Maximierungspro-
blem in der ersten Stufe dem Standardfall ohne U¨berwachung und resultiert demnach
in wAh = wAl. Fu¨r i = 0 setzt der Versicherer somit niemals wAh < wAl, sodass diese
Mo¨glichkeit fu¨r die weitere Betrachtung ausgeschlossen werden kann. D.h. es ver-
bleibt, dass fu¨r i ≥ 0 fu¨r die Nettovermo¨gen wAh ≥ wAl gelten muss, und es ist nicht
notwendig wAh ≥ wAl explizit als Nebenbedingung fu¨r das Maximierungsproblem
zu beru¨cksichtigen.
Der optimale Vertrag in der ersten Stufe wird dadurch gefunden, dass die Bedin-
gung erster Ordnung (4.30) als Anreizkompatibilita¨tsbedingung bezu¨glich i (ICi)
zum Maximierungsproblem (4.24) hinzugefu¨gt wird. Diese Methode ist in der Li-
teratur als first-order approach (siehe z.B. Holmstro¨m (1979)) bekannt und dann
anwendbar, wenn die Bedingung erster Ordnung auch hinreichend ist (siehe hierzu
Mirrlees (1999)). Die Voraussetzungen, welche deren Anwendung im Allgemeinen
erlauben, werden z.B. von Rogerson (1985) fu¨r den Ein-Signalfall und Jewitt (1988)
und Sinclair-Desgagne´ (1994) fu¨r den Mehr-Signalfall dargelegt. Speziell mit den
vorliegenden Spezifikationen ist die Methode zula¨ssig, da die Lo¨sung der Bedingung
erster Ordnung (i > 0 fu¨r wAh > wAl und i = 0 fu¨r wAh = wAl) zugleich auch das
globale Maximum aus der Sicht des Agenten in der zweiten Stufe ist.
Bezeichnet man mit λ3 den Lagrange-Multiplikator fu¨r diese zusa¨tzliche Neben-
bedingung, ergeben sich nach Auflo¨sen des Maximierungsproblems aus den Bedin-
gungen erster Ordnung bezu¨glich r, dh und dl die folgenden Optimalita¨tsbedingungen
1
u′(wj)
=
1
u′(wj)
=
1
λ2
+
λ1
λ2
ΨBj +
λ3
λ2
ΩBj , j ∈ {N,Al, Ah}, (4.31)
15Aus der Bedingung erster Ordnung ist ersichtlich, dass i = 1 keine Lo¨sung ist.
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wobei wie zuvor ΨBAh = (1− 1−p
l
1−ph
1−P (i)
P (i)
), ΨBAl = (1− 1−p
l
1−ph
P (i)
1−P (i)), und Ψ
B
N = (1− p
l
ph
)
und ΩBAh =
∂P (i)
∂i
P (i)
, ΩBAl = −
∂P (i)
∂i
1−P (i) und Ω
B
N = 0. Erneut ist Ψ
B
j ein Maß dafu¨r, wie
informativ das Ergebnis und das U¨berwachungssignal zusammengenommen u¨ber das
tatsa¨chliche Sorgfaltsniveau sind. ΩBj ist wiederum ein Indikator fu¨r die gewa¨hlte
U¨berwachungspra¨zision. Diese ist zwar bei der Offenbarung der Daten beobachtbar,
jedoch nicht zum Zeitpunkt des Vertragschlusses. Praktisch kommt es daher zu
einem Resultat, bei dem die Vertragsgestaltung so durchgefu¨hrt wird, als ob die
U¨berwachungspra¨zision nicht beobachtbar wa¨re. Je gro¨ßer ∂P (i)
∂i
ist, d.h. je ho¨her die
Effektivita¨t der U¨berwachungstechnologie, um so sta¨rker sind die Anreize bezu¨glich
der Pra¨zision (siehe Holmstro¨m (1979, 79)), desto gro¨ßer ist jedoch auch der spread
zwischen wAh und wAl, was jedoch die Risikoallokation verschlechtert.
Die Bedingung erster Ordnung bezu¨glich der Pra¨zision lautet nun
∂L
∂i
=(1− ph)∂P (i)
∂i
[u(wAh)− u(wAl)]− (1− ph)g′(i)
+ λ1((1− ph)∂P (i)
∂i
[u(wAh)− u(wAl)]− (1− ph)g′(i)
+ (1− pl)∂P (i)
∂i
[u(wAh)− u(wAl)] + (1− pl)g′(i))
− λ2(1− ph)∂P (i)
∂i
(dh − dl)
+ λ3
(
∂2P (i)
∂i2
[u(wAh)− u(wAl)]− g′′(i)
)
≤ 0, i ≥ 0, ∂L
∂i
i = 0 .
Nach Einsetzen von g′(i) = ∂P (i)
∂i
[u(wAh) − u(wAl)] aus (4.30) reduziert sich diese
Bedingung zu
∂L
∂i
= ∂P (i)
∂i
[u(wAh)− u(wAl)](1− ph)λ2
(
2λ1
λ2
1−pl
1−ph − d
h−dl
u(wAh)−u(wAl)
)
+λ3
(
∂2P (i)
∂i2
[u(wAh)− u(wAl)]− g′′(i)
)
≤ 0, i ≥ 0, ∂L
∂i
i = 0 . (4.32)
Wie zuvor gilt auch hier λ1, λ2 > 0 fu¨r alle i ∈ [0, 1] und zudem gilt, dass λ3 = 0 fu¨r
i = 0 und λ3 ≥ 0 fu¨r i > 0. Dies wird im Folgenden gezeigt.
Wie in der Ausgangssituation erha¨lt man durch die Kombination der Bedingun-
gen erster Ordnung ∂L
∂dH
= 0, ∂L
∂dL
= 0 und ∂L
∂r
= 0, dass stets λ2 > 0 gilt. Falls λ3 = 0,
muss λ1 > 0 gelten, damit der Vertrag anreizkompatibel ist. Falls λ3 > 0 und unter
der Annahme, dass λ1 = 0, erha¨lt man aus der Bedingung erster Ordnung bezu¨glich
i dass ∂L
∂i
< 0, i = 0 gilt. Dieses Ergebnis ist jedoch nicht anreizkompatibel, sodass
auch hier λ1 > 0 gelten muss.
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Des Weiteren mu¨ssen in dem Fall, dass im Optimum i∗ ∈ (0, 1)16 and λ3 = 0
gilt, die Ergebnisse fu¨r wAh, wAl, wN , λ1 und λ2 identisch sein zu denjenigen mit
vertraglich vereinbarter (ex ante) Pra¨zision. Aus der Bedingung erster Ordnung
bezu¨glich i (4.32) ist ersichtlich, dass dies mit λ3 = 0 nur dann mo¨glich ist, wenn
fu¨r die Werte im Optimum
2
λ1
λ2
1− pl
1− ph =
dh − dl
u(wAh)− u(wAl)
gilt. Falls das Gegenteil gilt, dann resultiert fu¨r λ3 = 0 und i
∗ ∈ (0, 1), ∂L
∂i
> (<)0,
sodass in diesem Fall entweder λ3 positiv (oder i
∗ = 0) sein muss. Im Folgenden
wird gezeigt, dass λ3 > 0 zumindest fu¨r kleine Werte fu¨r P (i) gelten kann.
Einerseits folgt aus der Bedingung (4.10) fu¨r ( 1
u′(wAh)
), dass fu¨r kleine Werte fu¨r P (i)
1
λ2
>
1
u′(wAh)
gilt. Andererseits erha¨lt man aus dem Ausdruck fu¨r λ1 in (4.27), dass fu¨r kleine
Werte von P (i) im Grenzfall fu¨r P (i)→ 1
2+
lim
P→ 1
2+
λ1 =
[u′(wAl)− u′(wN)]ph(1− ph)12
1
2
u′(wN)(ph − pl)(1− ph)− phu′(wAl)[(1− ph)12 − (1− pl)12 ]
=
[u′(wAl)− u′(wN)]ph(1− ph)
(ph − pl)[(1− ph)u′(wN) + phu′(wAl)] .
Hieraus kann u¨berpru¨ft werden, dass λ1 > 1, falls
[u′(wAl)− u′(wN)][ph(1− ph)− (ph)2 + phpl] ≥ (ph − pl)u′(wN)
gilt. Dies ist der Fall, wenn die Risikoaversion und daher die Differenz [u′(wAl) −
u′(wN)] ausreichend groß oder die Ergebniseffizienz der Sorgfalt (pH − pL) ausrei-
chend klein ist.
Fu¨r kleine Werte von P (i) ist λ1 > 1 eine hinreichende Bedingung, dass
2
λ1
λ2
1− pl
1− ph > 2λ1
1− pl
1− ph
1
u′(wAh)
>
dh − dl
u(wAh)− u(wAl) ,
wobei die erste Ungleichung unmittelbar aus 1
λ2
> 1
u′(wAh)
folgt und die zweite Un-
gleichung aus λ1 > 1 und
1
u′(wAh)
> d
h−dl
u(wAh)−u(wAl) (aufgrund der Konkavita¨t der
Nutzenfunktion). In diesem Fall gilt somit λ3 > 0.
16Es sei daran erinnert, dass i = 1 keine Lo¨sung ist.
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Fu¨r i > 0 und λ3 > 0 ist der zweite Term der Bedingung erster Ordnung (4.32)
negativ - dies sind zusa¨tzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass der Versicherer
die Pra¨zision nicht vertraglich bestimmt. Mit den Vertragsvariablen r, dh und dl
muss der Versicherer also nicht nur bezu¨glich des Sorgfaltsniveaus Anreize setzen,
sondern auch bezu¨glich der spa¨ter zu wa¨hlenden Pra¨zision. Obwohl der Versicherer
die Pra¨zision der U¨berwachung zum Zeitpunkt der Datenoffenbarung beobachten
kann, ist die Situation in diesem Szenario praktisch so, als ob diese nicht beobachtbar
wa¨re. Die Ursache hierfu¨r liegt darin, dass sich der Versicherer beim Vertragsschluss
an r, dh und dl bindet, von denen er nicht abweichen kann. Das Individuum bindet
sich jedoch zu diesem Zeitpunkt nicht an eine bestimmte Pra¨zision. Daher muss der
Versicherer das Verhalten des Individuums antizipieren und die Vertragsvariablen so
setzen, dass damit das Verhalten des Individuums nach Vertragschluss beru¨cksichtigt
wird.17 Das Fehlen einer vertraglichen Bindung verursacht Effizienzeinbussen.
Diese U¨berlegungen werden fu¨r die konkrete Nutzenfunktion u(w) = 2
√
w in
der folgenden Proposition gezeigt:
Proposition 16
Die Flexibilita¨t fu¨r den Versicherten in der Bestimmung der Pra¨zision ex post
verschlechtert die Risikoallokation und reduziert die Effizienz des Vertrages.
Beweis:
Um den negativen Effekt der ex post Flexibilita¨t zu zeigen, wird fu¨r die gleiche
gegebene Pra¨zision i ein Vergleich mit den entsprechenden Ergebnissen im Szenario
17Es kann gezeigt werden, dass im Gegensatz zum Szenario mit ex ante vertraglicher Vereinba-
rung der Pra¨zision, in dem eine Erho¨hung der Pra¨zision immer zu einer Senkung der Risikopra¨mie
und entsprechend zu einem Zuwachs des erwarteten Nutzens aus dem Einkommen fu¨hrt, in die-
sem Szenario (ex post) zwar fu¨r kleine Werte der Pra¨zision i auch hier die Risikopra¨mie mit der
Pra¨zision abnimmt und der erwartete Nutzen aus dem Einkommen entsprechend zunimmt, fu¨r
hohe Werte fu¨r i jedoch und bei einer weiteren Erho¨hung von i, die Risikopra¨mie steigt und der
erwartete Nutzen aus dem Einkommen sinkt. Fu¨r kleine Werte von i ist der Effekt einer margina-
len Erho¨hung der Pra¨zision somit a¨hnlich wie im Szenario mit ex ante Vereinbarung - der Vorteil
besserer Anreize fu¨r das hohe Sorgfaltsniveau auf den erwarteten Einkommensnutzen dominiert.
Aufgrund der zusa¨tzlichen Informationsasymmetrie (bezu¨glich der Pra¨zision) legt jedoch der Ver-
trag dem Versicherten ein zusa¨tzliches Risiko auf. Fu¨r hohe Werte fu¨r i dominiert der Nachteil
dieses zusa¨tzlichen Risikos den Vorteil besserer Anreizsetzung fu¨r die Sorgfalt, sodass der mar-
ginale Effekt einer ho¨heren Pra¨zision auf den erwarteten Nutzen aus dem Einkommen insgesamt
negativ wird.
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mit ex ante Vereinbarung der Pra¨zision durchgefu¨hrt. Seien alle Variablen fu¨r das
Szenario mit ex post Flexibilita¨t der Pra¨zision mit dem Index N und alle Variablen
fu¨r das Szenario mit ex ante Vereinbarung der Pra¨zision mit dem Index F bezeichnet.
A¨hnlich wie zuvor, entspricht fu¨r die konkrete Nutzenfunktion u(w) = 2
√
w nach
Einsetzen der Ausdru¨cke in (4.31) die Anreizkompatibilita¨tsbedingung bezu¨glich des
Sorgfaltsniveaus ICN
2
[
λN1
λN2
V ar(ΨBj ) +
λN3
λN2
E(ΨBj · ΩBj )
]
= vh − vl − g(i)(ph − pl), (4.33)
wobei
E(ΨBj · ΩBj ) =
∂P (i)
∂i
(1− pl)[2P (i)− 1]
[1− P (i)]P (i) > 0 fu¨r i > 0.
A¨hnlich wie zuvor erha¨lt man aus der Null-Gewinnbedingung fu¨r die Risiko-
pra¨mie RN(i)
RN(i) =
(
λN1
λN2
)2
V ar(ΨBj ) + 2
λN1
λN2
λN3
λN2
E(ΨBj · ΩBj ) +
(
λN3
λN2
)2
V ar(ΩBj ), (4.34)
wobei
V ar(ΩBj ) =
[
∂P (i)
∂i
]2
(1− ph)
P (i)[1− P (i)] > 0 fu¨r i > 0.
Vergleicht man nun die beiden Szenarien fu¨r die gleiche Pra¨zision i, so sind
die rechten Seiten der entsprechenden Anreizkompatibilita¨tsbedingungen (4.28) und
(4.33) gleich. Somit ko¨nnen die linken Seiten gleichgesetzt werden, wodurch man
λF1
λF2
V ar(ΨBj ) =
λN1
λN2
V ar(ΨBj ) +
λN3
λN2
E(ΨBj · ΩBj )
erha¨lt, was wiederum a¨quivalent ist zu
λN1
λN2
=
λF1
λF2
− λ
N
3
λN2
E(ΨBj · ΩBj )
V ar(ΨBj )
.
Setzt man diesen Ausdruck fu¨r λ
N
1
λN2
in den Term fu¨r die Risikopra¨mie RN(i) (4.34)
ein, erha¨lt man nach den entsprechenden Transformationen
RN(i) =
(
λF1
λF2
)2
V ar(ΨBj ) +
(
λN3
λN2
)2
V ar(ΩBj ).
Im Szenario mit ex ante Vereinbarung der Pra¨zision lautet die Risikopra¨mie
(siehe Ausgangssituation)
RF (i) =
(
λF1
λF2
)2
V ar(ΨBj ).
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Der Vergleich zeigt unmittelbar, dass
RN(i) > RF (i)
gilt, d.h. fu¨r jedes gegebene i ist die Risikopra¨mie mit ex post Flexibilita¨t
gro¨ßer als die mit ex ante Vereinbarung der Pra¨zision. Unmittelbar aus den Null-
Gewinnbedingungen folgt somit, dass
E[u(wN)] < E[u(wF )]
gilt, d.h. fu¨r jede beliebige Pra¨zision ist der erwartete Nutzen aus dem Einkommen
mit ex post Flexibilita¨t stets kleiner als mit ex ante Vereinbarung. Damit ist auch
der gesamte erwartete Nutzen mit ex post Flexibilita¨t der Pra¨zision kleiner,
E[u(wN)]− (1− ph)g(i) < E[u(wF )]− (1− ph)g(i).
Auch wenn die optimale Pra¨zision im Allgemeinen fu¨r die zwei Szenarien unter-
schiedlich sein wird, gilt die obige Relation fu¨r jede beliebige Pra¨zision i ∈ (0, 1).
Somit ist die Wohlfahrt an der Stelle der optimalen Pra¨zision fu¨r ex post Flexibilita¨t
stets geringer als die Wohlfahrt an der Stelle der optimalen Pra¨zision fu¨r ex ante
Vereinbarung der Pra¨zision.
Wie aus der Analyse sichtbar wurde, ist das Ergebnis der negativen Auswirkung
einer ex post zu bestimmenden Pra¨zision auf die Effizienz kausal nicht damit verbun-
den, dass die U¨berwachung bedingt ist, sondern allgemein gu¨ltig. Daher wird dieses
Szenario des Weiteren aus Effizienzgru¨nden verworfen und nicht weiter betrachtet.
Vergleich mit unbeschra¨nkter U¨berwachung
In diesem Abschnitt wird die Besonderheit der U¨berwachung, die mit einer Black
Box Technologie einhergeht, na¨mlich dass diese lediglich im Schadensfall stattfindet,
aufgehoben. Stattdessen soll der allgemeinere Fall der unbeschra¨nkten U¨berwachung
betrachtet und anschließend der bedingten U¨berwachung gegenu¨bergestellt werden.
Mit unbeschra¨nkter U¨berwachung werden sowohl der Zustand der Welt als auch die
Aufzeichnungsdaten uneingeschra¨nkt als Signale fu¨r die eingesetzte Sorgfalt heran-
gezogen. Insofern ko¨nnen sowohl die Schadenszahlung als auch die Versicherungs-
pra¨mien abha¨ngig von den Aufzeichnungsdaten gemacht werden.
Wie in Kapitel 2 erwa¨hnt wurde, bieten einige Versicherer unbeschra¨nkte U¨ber-
wachung an. Demnach werden die von der U¨berwachungstechnologie gesammelten
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Abbildung 4.6: Zeitstruktur unbeschra¨nkte U¨berwachung
Daten am Ende einer Abrechnungsperiode dem Versicherer u¨berliefert und von ihm
analysiert und zwar unabha¨ngig davon, ob in dieser Periode ein Schadensfall einge-
treten ist oder nicht. Dabei ist es einerseits denkbar, dass entsprechend dem Fahrver-
halten, das aus den Fahrtaufzeichnungen in einer gegebenen Periode ermittelt wird,
die Ho¨he der Zahlungen fu¨r die na¨chste Periode, bestimmt wird. Der Vertrag kann
jedoch auch so gestaltet werden, dass Versicherte zu Beginn der Abrechungsperiode
einen pauschalen Betrag vorauszahlen und am Ende der Periode, abha¨ngig von den
Aufzeichnungen, die Abrechung folgt - mit einer Nachzahlung der Pra¨mie oder einer
Ru¨ckerstattung. Alternativ kann auch die gesamte Versicherungspra¨mie am Ende
der Periode entrichtet werden. Unter der im Kapitel 2 erwa¨hnten Pra¨mienpflicht ist
eine derartige Vertragsgestaltung nicht unrealistisch.
Fu¨r einen Vergleich unbeschra¨nkter mit bedingter U¨berwachung wird auch diese
in den Rahmen des bisher verwendeten Ein-Perioden Modells gesetzt. Hierfu¨r wird
unterstellt, dass jegliche Zahlungen, d.h. einschließlich der Versicherungspra¨mien,
am Ende der Periode stattfinden. Somit ist aus der Sicht der Individuen der Ver-
tragsschluss ein bindendes Versprechen, dass sie am Ende der Periode die den offen-
barten Daten entsprechende Versicherungspra¨mie bezahlen werden. Dabei fu¨hrt die
Wiederholung der Periode jedesmal zu den gleichen Ergebnissen, sodass die resultie-
renden Zahlungen praktisch auch der na¨chsten Periode zugeordnet werden ko¨nnen
und somit der zuvor erwa¨hnten alternativen Vertragsgestaltung entsprechen. Die
Zeitstruktur ist in Abb. 4.6 abgebildet. Die Analyse ist analog zum Vorgehen bei
bedingter U¨berwachung, sodass im Folgenden nur die wesentlichen Schritte und Er-
gebnisse aufgefu¨hrt werden. Wie im vorherigen Abschnitt deutlich wurde, ist im
Allgemeinen aus Effizienzaspekten die ex ante Festlegung der Pra¨zision dominant,
sodass sich die Gegenu¨berstellung unbeschra¨nkter und bedingter U¨berwachung le-
diglich auf dieses Szenario beschra¨nken wird.
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Das Maximierungsproblem lautet bei unbeschra¨nkter U¨berwachung
max
rh,rl,dh,dl,i
ph[P (i)u(wNh) + (1− P (i))u(wNl)]
+ (1− ph)[P (i)u(wAh) + (1− P (i))u(wAl)]− vh − g(i) (4.35)
s.t.
ph[P (i)u(wNh) + (1− P (i))u(wNl)] + (1− ph)[P (i)u(wAh) + (1− P (i))u(wAl)]
− vh ≥ −vl
+ pl[(1− P (i))u(wNh) + P (i)u(wNl)] + (1− pl)[(1− P (i))u(wAh) + P (i)u(wAl)]
(4.36)
P (i)rh + (1− P (i))rl − (1− ph)[P (i)dh + (1− P (i))dl] ≥ 0, (4.37)
wobei wNh = W−rh, wNl = W−rl, wAh = W−L−rh+dh, wAl = W−L−rl+dl die
entsprechenden Nettovermo¨gen sind. Da die Privatheitskosten in beiden Zusta¨nden
der Welt entstehen, treten sie in der Zielfunktion mit Wahrscheinlichkeit von eins
auf und heben sich in der Anreizkompatibilita¨tsbedingung auf.
Aus den Bedingungen erster Ordnung bezu¨glich dh, dh, rh und rl erha¨lt man die
folgenden Gleichungen:
1
u′(wj)
=
1
λ2
+
λ1
λ2
ΨUj , j ∈ {Nh,Nl, Al, Ah}, (4.38)
wobei ΨUAh = (1 − 1−p
L
1−pH
1−P (i)
P (i)
), ΨUAl = (1 − 1−p
L
1−pH
P (i)
1−P (i)), Ψ
U
Nh = (1 − p
L
pH
1−P (i)
P (i)
) und
ΨUNl = (1− p
L
pH
P (i)
1−P (i)).
Analog wie bei bedingter U¨berwachung resultiert fu¨r i = 0, dh = dl < L und
rh = rl = (1− ph)L. Fu¨r i > 0 zeigt der Vergleich der Nettovermo¨gen (4.38), dass
Lemma 17
ph(1− pl)
pl(1− ph) Q
[P (i)]2
[1− P (i)]2 ⇒
wAl < wNl < wAh < wNh
wAl < wNl = wAh < wNh
wAl < wAh < wNl < wNh
.
Die Interpretation dieses Ergebnisses ist a¨hnlich wie zuvor. Wenn die Ergebnisef-
fizienz der Sorgfalt relativ hoch, wa¨hrend die U¨berwachungseffizienz der Sorgfalt
relativ gering ist, dann wird das Nettovermo¨gen im Schadensfall unabha¨ngig vom
U¨berwachungssignal kleiner sein als im Nicht-Schadensfall, wAl < wAh < wNl <
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wNh. Teilversicherung bleibt dann der bessere Weg, um fu¨r das Individuum An-
reize zu setzen, da das Ergebnis und nicht das U¨berwachungssignal ausschlagge-
bend fu¨r die Zahlungen ist. Falls jedoch das Gegenteil mit hoher U¨berwachungs-
und niedriger Sorgfaltseffizienz gilt, ist das Nettovermo¨gen im Fall, dass der Scha-
den eintritt, jedoch der Versicherer das gute U¨berwachungssignal beobachtet (wAh),
gro¨ßer als das Nettovermo¨gen im Nicht-Schadensfall mit dem schlechten U¨berwa-
chungssignal (wNl). In diesem Fall sind es die Aufzeichnungsdaten, die mehr Infor-
mation u¨ber das eingesetzte Sorgfaltsniveau u¨bermitteln und nicht das eingetretene
Ergebnis. Dementsprechend hat das U¨berwachungssignal eine gro¨ßere Bedeutung
fu¨r die Anreizsetzung und sollte eine sta¨rkere Wirkung auf das Nettovermo¨gen als
das Ergebnis haben. Vergleicht man nun Lemma 10 und Lemma 17, zeigt sich, da
[P (i)]2
[1−P (i)]2 >
[P (i)]
[1−P (i)] gilt, dass die Bedingung fu¨r eine relativ gro¨ßere Bedeutung des
U¨berwachungssignals fu¨r die Anreizsetzung bei beschra¨nkter U¨berwachung weniger
restriktiv ist als bei bedingter U¨berwachung. Da mit unbeschra¨nkter U¨berwachung
diese in beiden Zusta¨nden der Welt stattfindet, muss die U¨berwachungstechnolo-
gie nicht so effektiv und pra¨zise sein wie sie bei bedingter U¨berwachung, damit die
Zahlungen sta¨rker am U¨berwachungssignal statt am Ergebnis ausgerichtet werden
ko¨nnen. Es sei auch erwa¨hnt, dass im Gegensatz zur bedingten U¨berwachung, bei
der es, je nach Parameterwerten, durchaus mo¨glich ist dh > L zu erhalten, bei un-
beschra¨nkter U¨berwachung stets beide Schadenszahlungen unter der Schadensho¨he
liegen, dh < L. Man kann sich jedoch vergewissern, dass im Grenzfall P (i) −→ 1
(wenn die U¨berwachungspra¨zision und damit die U¨berwachungseffizienz der Sorgfalt
sehr hoch sind), sich der Vertrag an Vollversicherung na¨hert, wAh −→ wNh.18
Fu¨r die Bedingung erster Ordnung in Bezug auf i erha¨lt man
∂L
∂i
=
∂P (i)
∂i
(1− ph)((u(wAh)− u(wAl))λ2 ·
(
1
λ2
+
λ1
λ2
(1 +
1− pL
1− pH )−
wAh − wAl
u(wAh)− u(wAl)
)
+
∂P (i)
∂i
(1− ph)((u(wNh)− u(wNl))λ2 ·
(
1
λ2
+
λ1
λ2
(1 +
1− pl
1− ph )−
wNh − wNl
u(wNh)− u(wNl)
)
− g′(i) = 0, (4.39)
18Auch mit bedingter U¨berwachung strebt der Vertrag gegen Vollversicherung, wenn man die
Grenze zu perfekter U¨berwachungspra¨zision betrachtet. Obwohl fu¨r relativ hohe Werte von P (i),
dh > L resultiert, gilt dennoch, dass dh −→ L wenn P (i) −→ 1. Dies kann leicht u¨berpru¨ft werden,
wenn man beru¨cksichtigt, dass fu¨r P (i) −→ 1, λ1 −→ 0 gilt.
155
wobei a¨hnlich wie in Proposition 11 gezeigt werden kann, dass die ersten zwei Terme
der oberen Gleichung fu¨r i ∈ (0, 1) positiv sind. Wie aus den obigen Bedingungen zu
sehen ist, werden bei unbeschra¨nkter U¨berwachung die sieben endogenen Variablen
rh, rl, dh, dl, λ1, λ2 und i durch die sieben Optimalita¨tsbedingungen (4.36), (4.37),
die binden, (4.38) und (4.39) bestimmt.
Fu¨r einen Vergleich unbeschra¨nkter und bedingter U¨berwachung wird nun wie-
derum die konkrete Nutzenfunktion u(w) = 2
√
w angewandt. Wie zuvor erwa¨hnt,
ko¨nnen mit deren Hilfe die Optimalita¨tsbedingungen auf drei Gleichungen in den
Lagrange Parametern und der Pra¨zision reduziert werden. Dieses Vorgehen erlaubt
eine Gegenu¨berstellung der jeweiligen Werte und die Ableitung qualitativer Folge-
rungen u¨ber die jeweils resultierende Wohlfahrt. Hierfu¨r seien die Variablen, die mit
unbeschra¨nkter U¨berwachung resultieren, mit dem Index U versehen, wa¨hrend die
Variablen bei bedingter U¨berwachung mit dem Index B bezeichnet werden.
Analog der Analyse bedingter U¨berwachung ko¨nnen fu¨r die konkrete Nutzen-
funktion u(w) = 2
√
w, unter Verwendung von (4.13) und (4.16) und durch an-
schließendes Einsetzen von (4.38) in die Anreizkompatibilita¨ts- (4.36) und Null-
Gewinnbedingung (4.37), welche im Gleichgewicht binden, diese entsprechend um-
geschrieben werden als
2
λU1
λU2
V ar(ΨUj ) = v
h − vl (4.40)
und
SA¨U +RU(i) = E[wU |eh, i], (4.41)
wobei SA¨U =
(
1
λU2
)2
, RU(i) = (λ
U
1
λU2
)2V ar(ΨUj ) und E[w
U |eh, i] =W − (1−ph)L. Fu¨r
die Bedingung erster Ordnung bezu¨glich i ergibt sich wiederum
∂LU
∂i
=
(
(λU1 )
2
λU2
)
∂V ar(ΨUj )
∂i
− g′(i) = 0. (4.42)
Dabei kann u¨berpru¨ft werden, dass
V ar(ΨUj )|i>0 =
(
(pl)2
ph
+
(1− pl)2
1− ph
)(
[1− P (i)]2
P (i)
+
[P (i)]2
1− P (i)
)
− 1 , (4.43)
V ar(ΨUj )|i=0 =
[ph − pl]2
ph(1− ph) = V ar(Ψ
B
j )|i=0 ,
und
∂V ar(ΨUj )
∂i
=
∂V ar(ΨUj )
∂P (i)
∂P (i)
∂i
=
[2P (i)− 1]
[P (i)− 1]2[P (i)]2
(
(pl)2
ph
+
(1− pl)2
1− ph
)
∂P (i)
∂i
> 0
(4.44)
156
gilt. Aus der Gleichung (4.42) wird sofort sichtbar, dass der Effekt der Privatheitsko-
sten auf den erwarteten Nutzen negativ ist. Vergleicht man diese Gleichung mit der
entsprechenden Bedingung (4.29) fu¨r bedingte U¨berwachung, wird deutlich, dass
der auf den erwarteten Grenzgesamtnutzen negative Effekt der Privatheitskosten
bei unbeschra¨nkter U¨berwachung gro¨ßer ist. Einerseits sind die Privatheitskosten
im Erwartungswert ho¨her, weil sie in beiden Zusta¨nden der Welt eintreten. Dies
ist der direkte negative Effekt der Privatheitskosten. Andererseits besteht hier kein
positiver Einfluss auf das Sorgfaltsniveau (kein positiver indirekter Effekt der Pri-
vatheitskosten). Hiermit lassen sich jedoch noch keine Schlussfolgerungen u¨ber die
relative Effizienz der beiden Vertragsgestaltungen ziehen, da hierfu¨r auch die di-
rekte Wirkung der Pra¨zision auf den erwarteten Nutzen - d.h. ausgenommen der
Wirkung, welche durch die Privatheitskosten verursacht wird - bei beiden Vertrags-
gestaltungen beru¨cksichtigt werden muss. Zuna¨chst soll daher analysiert werden, wie
die Pra¨zision auf beide Vertragsgestaltungen wirkt, wenn von den Privatheitskosten
abgesehen wird.
Aus der Analyse der Ausgangssituation mit bedingter U¨berwachung19 wurde
deutlich, dass mit der Nutzenfunktion u(w) = 2
√
w der erwartete Nutzen aus dem
Einkommen E[u(wB)], der mit dem Versicherungsvertrag resultiert, um so ho¨her
ausfa¨llt, je ho¨her V ar(ΨBj ) ist. Es wurde gezeigt, dass diese Gro¨ße V ar(Ψ
B
j ) - und
somit auch der erwartete Nutzen des Einkommens - mit der Pra¨zision steigt. Fu¨r un-
beschra¨nkte U¨berwachung gilt dieser Zusammenhang analog - V ar(ΨUj ) (und somit
auch der erwartete Nutzen aus dem Einkommen E[u(wU)]) steigt mit der Pra¨zision
(siehe (4.44)). Hierfu¨r ko¨nnen die gleichen U¨berlegungen wie bei bedingter U¨berwa-
chung angestellt werden. Aus der Anreizkompatibilita¨tsbedingung (4.40) folgt, dass
λU1
λU2
mit der Pra¨zision sinkt, da fu¨r alle i λ
U
1
λU2
V ar(ΨUj ) konstant bleibt. Folglich sinkt
die Risikopra¨mie RU(i) = (λ
U
1
λU2
)2V ar(ΨUj ). Aus der Null-Gewinnbedingung (4.41)
folgt demnach, dass das Sicherheitsa¨quivalent SA¨U =
(
1
λU2
)2
und folglich auch der
erwartete Nutzen aus dem Nettovermo¨gen E[u(wU)] = 2 1
λU2
steigen.
Ein Vergleich der Effizienz, die bei den alternativen Vertragsgestaltungen fu¨r eine
gegebene U¨berwachungspra¨zision und ohne Beru¨cksichtigung der Privatheitskosten
zu erreichen ist, la¨sst sich somit direkt auf den Vergleich der Werte V ar(ΨUj ) und
V ar(ΨBj ) zuru¨ckfu¨hren. Fu¨r i = 0 stimmen bedingte und beschra¨nkte U¨berwachung
19Siehe S. 130 ff.
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mit dem Standardvertrag ohne U¨berwachung u¨berein und es gilt V ar(ΨUj )|i=0 =
V ar(ΨBj )|i=0. Beide Werte steigen in der Pra¨zision, jedoch zeigt der Vergleich der
Ausdru¨cke fu¨r diese Varianzen bei unbeschra¨nkter U¨berwachung (4.43) und bei be-
dingter U¨berwachung (4.14), dass V ar(ΨUj ) > V ar(Ψ
B
j ) fu¨r alle i ∈ (0, 1] gilt.20 Die
Differenz zwischen diesen beiden Werten
V ar(ΨUj )− V ar(ΨBj ) =
(pl)2
ph
(
[1− P (i)]2
P (i)
+
[P (i)]2
1− P (i)
)
nimmt mit der U¨berwachungspra¨zision, und somit mit der U¨berwachungseffizienz
der Sorgfalt zu ( der Term
(
[1−P (i)]2
P (i)
+ [P (i)]
2
1−P (i)
)
steigt mit i) und nimmt in der Er-
gebniseffizienz der Sorgfalt ∆p
∆v
ab (der Term (p
l)2
ph
nimmt ab, wenn ∆p
∆v
steigt). Dieses
Ergebnis veranschaulicht das bekannte Prinzip, dass sowohl das Ergebnis als auch
das U¨berwachungssignal uneingeschra¨nkt fu¨r die Gestaltung des Vertrags miteinbe-
zogen werden sollten, wenn sie beide Informationen u¨ber das tatsa¨chlich geleistete
Sorgfaltsniveau enthalten und kostenlos sind (siehe Holmstro¨m (1979)). Wenn die
U¨berwachungspra¨zision steigt, nimmt die relative Bedeutung der Aufzeichnungs-
daten als Signal u¨ber die geleistete Sorgfalt zu. Somit wird die U¨berlegenheit der
unbeschra¨nkten U¨berwachung, in welcher die Daten auf jeden Fall am Ende der Pe-
riode offenbart werden, gegenu¨ber der bedingten U¨berwachung, in welcher die Daten
lediglich im Schadensfall offenbart werden, versta¨rkt. Umgekehrt steigt die Bedeu-
tung des Ergebnisses als Signal fu¨r die geleistete Sorgfalt, wenn die Ergebniseffizienz
der Sorgfalt zunimmt, sodass die U¨berlegenheit der unbeschra¨nkten U¨berwachung
schwa¨cher wird.
Fasst man die bisherigen Ergebnisse zusammen, la¨sst sich festhalten, dass zwar
die direkte positive Wirkung einer ho¨heren U¨berwachungspra¨zision auf die Wohl-
fahrt bei unbeschra¨nkter U¨berwachung sta¨rker ausfa¨llt, jedoch auch die indirekte
negative Wirkung der Pra¨zision, die u¨ber die Privatheitskosten eintritt, bei dieser
Vertragsgestaltung sta¨rker ausgepra¨gt ist - zum einen, weil die Privatheitskosten im
Erwartungswert ho¨her sind, und zum anderen, weil sie bei unbeschra¨nkter U¨ber-
wachung keinerlei positive Anreizeffekte auf das Sorgfaltsniveau bewirken. Zudem
wird im Allgemeinen die optimale U¨berwachungspra¨zision fu¨r beide Vertragsgestal-
tungen unterschiedlich hoch ausfallen. Welche Vertragsgestaltung zu einer ho¨heren
Wohlfahrt fu¨hrt, wird daher von den genauen Parametern des Modells abha¨ngen.
20Man beachte, dass [1−P (i)]
2
P (i) +
[P (i)]2
1−P (i) > 1 fu¨r i > 0.
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Im Folgenden wird jedoch eine hinreichende Bedingung dafu¨r formuliert, dass
die Wohlfahrt mit bedingter U¨berwachung ho¨her ist als mit unbeschra¨nkter U¨ber-
wachung.
Proposition 18
Sei iU∗ die optimale U¨berwachungspra¨zision, die bei unbeschra¨nkter U¨berwa-
chung resultiert. Der maximierte erwartete Nutzen mit diesem Vertrag sei mit
E[u(wU∗)] − g(iU∗) − vh bezeichnet. Mit E[u(wB)]|i=iU∗ − (1 − ph)g(iU∗) − vh sei
der erwartete Nutzen bezeichnet, der fu¨r diese U¨berwachungspra¨zision iU∗ mit be-
dingter U¨berwachung resultiert.
E[u(wB)]|i=iU∗ − (1− ph)g(iU∗) > E[u(wU∗)]− g(iU∗)
⇔2
√
SA¨B|iU∗ − 2
√
SA¨U∗ + ph · g(iU∗) > 0
ist eine hinreichende Bedingung dafu¨r, dass die maximale Wohlfahrt mit beding-
ter U¨berwachung ho¨her ist als die maximale Wohlfahrt mit unbeschra¨nkter U¨berwa-
chung, wobei
SA¨B|iU∗ = W − (1− ph)L− [∆v − (p
h − pl)g(iU∗)]2
4V ar(ΨBj )|iU∗
,
SA¨U∗ = W − (1− ph)L− (∆v)
2
4V ar(ΨU∗j )
.
Es ist wahrscheinlicher, dass diese Bedingung erfu¨llt sein wird, wenn
- die fu¨r unbeschra¨nkte U¨berwachung gleichgewichtigen Privatheitskosten g(iU∗)
hoch sind,
- die Schadenswahrscheinlichkeit mit dem hohen Sorgfaltsniveau (1− ph) gering
ist,
- die Schadenswahrscheinlichkeit mit dem geringen Sorgfaltsniveau (1−pl) hoch
ist,
- die Differenz der Disnutzen ∆v klein ist, (d.h. wenn die Ergebniseffizienz der
Sorgfalt ∆p
∆v
hoch ist);
- die Effektivita¨t der U¨berwachung P (iU∗) (und daher auch die U¨berwachungs-
effizienz der Sorgfalt) sehr gering oder sehr hoch ist.
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Beweis:
Gegeben, dass mit bedingter U¨berwachung der erwartete Nutzen an der Stel-
le i = iU∗ ho¨her ist als der maximierte Nutzen mit unbeschra¨nkter U¨berwachung,
E[u(wB)]|i=iU∗ − (1 − ph)g(iU∗) − vh > E[u(wU∗)] − g(iU∗) − vh, ist auch der ma-
ximierte Nutzen (mit optimaler U¨berwachungspra¨zision iB∗) bei bedingter U¨berwa-
chung E[u(wB∗)]− (1− ph)g(iB∗)− vh ho¨her, da E[u(wB∗)]− (1− ph)g(iB∗)− vh >
E[u(wB)]− (1− ph)g(i)− vh fu¨r alle i 6= iB∗ gilt.
Im Folgenden sind - fu¨r Pra¨zision iU∗- die Anreizkompatibilita¨ts- und Null-
Gewinnbedingung fu¨r beide Vertragsgestaltungen noch einmal aufgefu¨hrt. Fu¨r un-
beschra¨nkte U¨berwachung lauten diese umgestellt
λU1
λU2
=
∆v
2V ar(ΨUj )(
1
λU2
)2
= E[w|eH ]−RU(iU∗) = SA¨U∗,
wobei
RU(iU∗) =
(∆v)2
4V ar(ΨU∗j )
und fu¨r bedingte U¨berwachung gilt entsprechend
λB1
λB2
=
∆v − (ph − pl)g(iU∗)
2V ar(ΨBj )|iU∗(
1
λB2
)2
= E[w|eH ]−RB(iU∗) = SA¨B|iU∗ ,
wobei
RB(iU∗) =
(∆v − (ph − pl)g(iU∗))2
4V ar(ΨBj )|iU∗
.
Falls fu¨r die Pra¨zision iU∗
λB1
λB2
<
λU1
λU2
⇔ ∆v − (p
h − pl)g(i)
∆v
<
V ar(ΨBj )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
gilt, folgt zwangsla¨ufig aus den obigen Bedingungen, dass RB(iU∗) < RU(iU∗) und
entsprechend SA¨B|iU∗ > SA¨U∗. Fu¨r die Parameter folgt demnach λB2 < λU2 und ent-
sprechend λB1 < λ
U
1 . Mit bedingter U¨berwachung resultieren bessere Anreizsetzung
und Risikoallokation, ein ho¨herer erwarteter Nutzen aus dem Einkommen und ein
ho¨herer erwarteter Gesamtnutzen.
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Falls
λB1
λB2
>
λU1
λU2
⇔ ∆v − (p
h − pl)g(i)
∆v
>
V ar(ΨBj )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
gilt, ist es dennoch mo¨glich, dass - aufgrund von ∆v−(p
h−pl)g(i)
∆v
< 1, und somit
∆v−(ph−pl)g(i)
∆v
> [∆v−(p
h−pl)g(i)]2
[∆v]2
-
RB(iU∗) < RU(iU∗)⇔ V ar(Ψ
B
j )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
>
[∆v − (ph − pl)g(i)]2
[∆v]2
erfu¨llt ist (und somit mit bedingter U¨berwachung bessere Anreizsetzung und Risi-
koallokation erreicht werden). Auch in diesem Fall resultiert fu¨r bedingte U¨berwa-
chung ein ho¨herer erwarteter Nutzen aus dem Einkommen (SA¨B|iU∗ > SA¨U∗) und
ein ho¨herer erwarteter Gesamtnutzen.
Schließlich kann selbst bei
RB(iU∗) > RU(iU∗)⇔ V ar(Ψ
B
j )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
<
[∆v − (ph − pl)g(i)]2
[∆v]2
,
womit bedingte U¨berwachung einen geringeren erwarteten Nutzen aus dem Einkom-
men stiftet und somit SA¨B|iU∗ < SA¨U∗ gilt, immer noch gelten, dass der Gesamt-
nutzen ho¨her ist:
E[u(wB)]|i=iU∗ − (1− ph)g(iU∗) > E[u(wU∗)]− g(iU∗).
Aufgrund von E[u(w)] = 2
(
1
λ2
)
= 2
√
SA¨ ist diese Bedingung a¨quivalent zu
2
√
SA¨B|iU∗ − 2
√
SA¨U∗ + ph · g(iU∗) > 0 .
Sei die linke Seite dieser Bedingung mit F bezeichnet. Je gro¨ßer F ist, desto wahr-
scheinlicher ist es demnach, dass diese Bedingung erfu¨llt ist.
• Fu¨r den Einfluss der fu¨r unbeschra¨nkte U¨berwachung gleichgewichtigen Pri-
vatheitskosten g(iU∗) ergibt sich
∂F
∂g(iU∗)
=
2√
SA¨B|iU∗
(ph − pl)∆v − (p
h − pl)g(iU∗)
4V ar(ΨBj )|iU∗
+ ph > 0.
• Fu¨r den Einfluss der Erfolgswahrscheinlichkeit mit dem hohen Sorgfaltsniveau
ph lassen sich die folgenden U¨berlegungen herleiten.
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Betrachtet sei zuna¨chst der Fall, in dem der erwartete Nutzen aus dem Einkom-
men mit bedingter U¨berwachung gro¨ßer ist, SA¨B|iU∗ > SA¨U∗, was a¨quivalent ist
zu
V ar(ΨBj )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
>
[∆v − (ph − pl)g(i)]2
[∆v]2
.
Wenn mit einer Erho¨hung von ph diese Ungleichung versta¨rkt wird, bedeutet dies,
dass der Vorteil bedingter U¨berwachung gegenu¨ber unbeschra¨nkter U¨berwachung
ebenfalls versta¨rkt wird. Um sich dessen zu vergewissern, muss man beru¨cksichti-
gen, dass die rechte Seite der Ungleichung kleiner wird, wenn ph ansteigt. Fu¨r die
Ableitung der linken Seite dieser Ungleichung gilt wiederum,
∂V ar(ΨBj )
∂ph
V ar(ΨU∗j )−
∂V ar(ΨU∗j )
∂ph
V ar(ΨBj )|iU∗
[V ar(ΨU∗j )]2
> 0
aufgrund dessen, dass V ar(ΨU∗j ) > V ar(Ψ
B
j )|iU∗ fu¨r alle i ∈ (0, 1] und
∂V ar(ΨBj )
∂ph
=
(1− pl)2
(1− ph)2
(
[1− P (i)]2
P (i)
+
[P (i)]2
1− P (i)
)
− (p
l)2
(ph)2
>
∂V ar(ΨU∗j )
∂ph
(4.45)
=
(
(1− pl)2
(1− ph)2 −
(pl)2
(ph)2
)(
[1− P (i)]2
P (i)
+
[P (i)]2
1− P (i)
)
> 0. (4.46)
Fu¨r die zuletzt gesetzten Vorzeichen wurde wiederum beru¨cksichtigt, dass
(1− pl)2
(1− ph)2 −
(pl)2
(ph)2
> 0
und
[1− P (i)]2
P (i)
+
[P (i)]2
1− P (i) > 1 fu¨r alle i > 0.
Somit erha¨lt man, dass der Vorteil bedingter U¨berwachung versta¨rkt wird, wenn
ph zunimmt.
Betrachtet man nun den Fall, dass der erwartete Nutzen aus dem Einkommen
mit bedingter U¨berwachung kleiner ist und demnach
SA¨B|iU∗ < SA¨U∗ ⇔
V ar(ΨBj )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
<
[∆v − (ph − pl)g(i)]2
[∆v]2
<
∆v − (ph − pl)g(i)
∆v
(4.47)
gilt. Den Einfluss der Erfolgswahrscheinlichkeit auf die Differenz der erwarteten
Gesamtnutzen mit bedingter und unbeschra¨nkter U¨berwachung (F ), erha¨lt man,
indem man diese nach ph ableitet. Ein positives Vorzeichen dieser Ableitung ∂F
∂ph
> 0
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impliziert, dass es mit einer Zunahme von ph wahrscheinlicher wird, dass beding-
te U¨berwachung effizienter ist als unbeschra¨nkte U¨berwachung (F > 0). Fu¨r die
Ableitung ergibt sich der Ausdruck
∂F
∂ph
=
1√
SA¨B|iU∗
(
L+
2(∆v − (ph − pl)g(iU∗))g(iU∗)
4[V ar(ΨBj )|iU∗ ]2
+
(∆v − (ph − pl)g(iU∗))2
4[V ar(ΨBj )|iU∗ ]2
∂V ar(ΨBj )
∂ph
)
− 1√
SA¨U∗
(
L+
(∆v)2
4[V ar(ΨU∗j )]2
∂V ar(ΨU∗j )
∂ph
)
+ g(iU∗).
Nun gilt im betrachteten Fall 1√
SA¨B |
iU∗
> 1√
SA¨U∗
, (∆v−(p
h−pl)g(iU∗))2
4[V ar(ΨBj )|iU∗ ]2
> (∆v)
2
4[V ar(ΨU∗j )]2
(dies folgt aus (4.47) und
[V ar(ΨBj )|iU∗ ]2
[V ar(ΨU∗j )]2
<
V ar(ΨBj )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
< 1) und
∂V ar(ΨBj )
∂ph
>
∂V ar(ΨU∗j )
∂ph
>
0 (4.45). Somit erha¨lt man
∂F
∂ph
> 0.
• Analog la¨sst sich fu¨r pl zeigen, dass
∂F
∂pl
< 0.
• Fu¨r den Einfluss der Differenz der Disnutzen lassen sich a¨hnliche U¨berlegun-
gen anstellen. Die Ho¨he von ∆v hat keinen Einfluss auf die Kosten der Pra¨zision,
sondern lediglich auf den erwarteten Nutzen aus dem Einkommen. Daher reicht es
aus, lediglich zu analysieren wie sich die erwarteten Nutzen aus dem Einkommen
bei beiden Vertragsgestaltungen verhalten, wenn ∆v zunimmt. Falls die Differenz
SA¨B|iU∗ > SA¨U∗ ⇔
V ar(ΨBj )|iU∗
V ar(ΨU∗j )
− [∆v − (p
h − pl)g(i)]2
[∆v]2
> 0
in ∆v abnimmt, schwa¨cht dies den Vorteil bedingter U¨berwachung gegenu¨ber un-
beschra¨nkter U¨berwachung. Der erste Term bleibt mit einer A¨nderung von ∆v un-
vera¨ndert. Fu¨r die Ableitung des zweiten Terms nach ∆v erha¨lt man
2
[∆v − (ph − pl)g(i)]∆v − [∆v − (ph − pl)g(i)]2
[∆v]3
> 0.
D.h. wenn ∆v zunimmt, wird der Vorteil bedingter U¨berwachung gegenu¨ber unbe-
schra¨nkter U¨berwachung geschwa¨cht.
• Fu¨r den Einfluss der U¨berwachungseffektivita¨t, d.h. der Signalwahrscheinlich-
keit P (iU∗), folgen a¨hnliche U¨berlegungen wie zuvor. Die Ho¨he von P (iU∗) hat einen
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Einfluss auf den erwarteten Nutzen aus dem Einkommen. Fu¨r sehr kleine Werte
von P (iU∗) unterscheiden sich die Gro¨ßen V ar(ΨU∗j ) und V ar(Ψ
B
j )|iU∗ nur schwach,
sodass fu¨r g(iU∗) > 0 ausreichend groß SA¨B|iU∗ > SA¨U∗ ⇔ RU(iU∗) > RB(iU∗) gilt
und bedingte U¨berwachung wohlfahrtsdominant ist. Wie oben gezeigt, gilt dann fu¨r
die Differenz der erwarteten Nutzen aus dem Einkommen
SA¨B|iU∗−SA¨U∗ > 0⇔ RU(iU∗)−RB(iU∗) = (∆v)
2
4V ar(ΨU∗j )
−(∆v − (p
h − pl)g(iU∗))2
4V ar(ΨBj )|iU∗
> 0.
Fu¨r die Ableitung dieser Differenz nach P (iU∗) folgt
− (∆v)
2
4V ar(ΨU∗j )
∂V ar(ΨU∗j )
∂P (iU∗)
V ar(ΨU∗j )
+
(∆v − (ph − pl)g(iU∗))2
4V ar(ΨBj )|iU∗
∂V ar(ΨBj )|iU∗
∂P (iU∗)
V ar(ΨBj )|iU∗
< 0
Das Vorzeichen ergibt sich einerseits aus RU(iU∗) > RB(iU∗) und andererseits aus
∂V ar(ΨBj )|iU∗
∂P (iU∗)
V ar(ΨBj )|iU∗
<
∂V ar(ΨU∗j )
∂P (iU∗)
V ar(ΨU∗j )
.
Wenn also der Wert der Signalwahrscheinlichkeit P (iU∗) gering ist, fu¨hrt eine Verbes-
serung der U¨berwachungseffektivita¨t zu einer relativen Schlechterstellung bedingter
gegenu¨ber unbeschra¨nkter U¨berwachung. Fu¨r ho¨here Werte der Signalwahrschein-
lichkeit P (iU∗), kehrt sich ceteris paribus das Verha¨ltnis RU(iU∗) < RB(iU∗) um und
der Effekt kann so stark ausfallen, dass der erwartete Gesamtnutzen mit unbe-
schra¨nkter U¨berwachung den mit bedingter U¨berwachung u¨berwiegt. Bei einer wei-
teren Erho¨hung der Signalwahrscheinlichkeit P (iU∗), und im Grenzfall P (iU∗) → 1
gilt wiederum
lim
P (iU∗)→1
SA¨B|iU∗ − SA¨U∗ = 0,
sodass unter Beru¨cksichtigung der geringeren erwarteten Privatheitskosten in diesem
Fall bedingte U¨berwachung eindeutig besser ist.
Ein ho¨herer Wert fu¨r die Privatheitskosten bei unbeschra¨nkter U¨berwachung
g(iU∗) versta¨rkt den Vorteil bedingter U¨berwachung, da diese Kosten nur im Scha-
densfall entstehen, (1− ph)g(iU∗), d.h. der Vorteil bei bedingter U¨berwachung, dass
der negative direkte Effekt der Privatheitskosten schwa¨cher ausgepra¨gt ist, erha¨lt
somit ein gro¨ßeres Gewicht. Daru¨ber hinaus verbessert ein ho¨herer Wert der Pri-
vatheitskosten die Anreizsetzung und die Risikoallokation bei bedingter U¨berwa-
chung - der Vorteil des positiven indirekten Effekts auf die Anreizsetzung und Ri-
sikoteilung wird also ebenfalls versta¨rkt. Eine geringere Schadenswahrscheinlichkeit
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(1 − ph) mit dem hohen Sorgfaltsniveau wirkt in die gleiche Richtung. Zum einen
sind die Privatheitskosten im Erwartungswert kleiner, zum anderen werden die An-
reize bezu¨glich des Sorgfaltsniveaus versta¨rkt - es lohnt sich mehr, durch das hohe
Sorgfaltsniveau Privatheitskosten zu sparen. Eine ho¨here Schadenswahrscheinlich-
keit mit dem geringen Sorgfaltsniveau (1 − pl) versta¨rkt eben diese Anreizwirkung
der Privatheitskosten bei bedingter U¨berwachung. Zudem schwa¨cht eine gro¨ßere Dif-
ferenz zwischen den Schadenswahrscheinlichkeiten die U¨berlegenheit unbeschra¨nkter
U¨berwachung in der direkten Wirkung der U¨berwachungspra¨zision - die Differenz
V ar(ΨUj )− V ar(ΨBj ) > 0 wird kleiner. Ein langsamer Anstieg der Funktion P (i) in
i, d.h. eine geringere Effektivita¨t der U¨berwachung, reduziert ebenfalls die U¨berle-
genheit unbeschra¨nkter U¨berwachung in der direkten Wirkung der Pra¨zision - auch
hiermit wird die Differenz V ar(ΨUj ) − V ar(ΨBj ) > 0 kleiner. Zudem mu¨ssen, um
die gleiche Signalwahrscheinlichkeit P (i) zu erreichen, eine ho¨here Pra¨zision i und
ho¨here Privatheitskosten g(i) implementiert werden, d.h. eine geringe Effektivita¨t
der U¨berwachung erho¨ht indirekt auch die Privatheitskosten. Ein kleinerer Wert fu¨r
∆v versta¨rkt die Wirkung der Privatheitskosten als Anreizfaktor bei der beding-
ten U¨berwachung. Dadurch, dass die Kosten fu¨r die Implementierung des hohen
Sorgfaltsniveaus fallen, ist bei bedingter U¨berwachung ein kleinerer Wert fu¨r die
Privatheitskosten ausreichend, um die gleichen Anreiz- und Risikowirkung zu errei-
chen.
Wie zuvor erwa¨hnt wurde, verursachen die Privatheitskosten bei bedingter U¨ber-
wachung positive Anreiz-, Risikoteilungs- und einen negativen direkten Effekt auf
die Wohlfahrt. Falls eine gegebene U¨berwachungspra¨zision bessere Anreize mit be-
dingter U¨berwachung als mit unbeschra¨nkter U¨berwachung erreicht, wird auch die
Risikoteilung besser ausfallen und entsprechend der erwartete Nutzen aus dem Net-
tovermo¨gen ho¨her sein. Dadurch dass die erwarteten Privatheitskosten geringer sind,
wird der gesamte erwartete Nutzen ho¨her ausfallen. Selbst wenn auch die Anreize
und die Risikoteilung schlechter sind und damit der erwartete Nutzen aus dem Net-
tovermo¨gen geringer ausfa¨llt, kann aufgrund der geringeren erwarteten Privatheits-
kosten mit bedingter U¨berwachung der gesamte erwartete Nutzen ho¨her ausfallen.
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4.5 Fazit
In diesem Kapitel wurden die Auswirkungen der U¨berwachung auf die Versiche-
rungsvertra¨ge und die Wohlfahrt analysiert, wenn die Sorgfalt der Versicherten die
Schadenswahrscheinlichkeit beeinflusst und es bei mangelnder Beobachtbarkeit und
U¨berpru¨fbarkeit dieser Sorgfalt durch den Versicherer zum Problem des Moral Ha-
zard kommt. Die Lo¨sung dieses Problems erfordert Anreizsetzung durch die Ver-
tragsvariablen - Versicherungspra¨mie und Schadenszahlung, welche nur durch die
U¨bertragung eines Teils des Schadensrisikos auf den Versicherten erreicht werden
kann. Im Vergleich zur Vollversicherung, welche unter Risikoaversion aus Effizienz-
aspekten geboten wa¨re, verringert sich der erwartete Nutzen des Versicherten. Dies
ist als Effizienzverlust aufgrund der Informationsasymmetrie bekannt. Wie im Ab-
schnitt 4.3 gezeigt wurde, fa¨llt dieser Effizienzverlust, ceteris paribus, umso ho¨her
aus, je kleiner die Ergebniseffizienz der Sorgfalt ist. U¨berwachungstechnologien, mit
deren Hilfe sich das Verhalten der Individuen nachverfolgen la¨sst, tragen wesens-
gema¨ß zur Einda¨mmung dieses Effizienzverlusts bei.
Im Abschnitt 4.3 wurde U¨berwachung mit perfekter Information betrachtet. Da-
bei erlaubt die Einsicht in die gesammelten Daten, dass das tatsa¨chlich erbrachte
Sorgfaltsniveau mit Sicherheit ermittelt werden kann. Es wurde gezeigt, dass unter
diesen Umsta¨nden der erstbeste Vertrag erreichbar ist. Auch wenn im genannten
Abschnitt ausschließlich (auf den Schadensfall) bedingte U¨berwachung behandelt
wurde, kann man sich leicht vergewissern, dass mit der entsprechenden Umgestal-
tung der Zeitstruktur fu¨r die Auszahlungen (siehe unbeschra¨nkte U¨berwachung im
Abschnitt 4.4.2) ebenfalls der erstbeste Vertrag resultiert, wenn die U¨berwachung in
beiden Zusta¨nden der Welt (also unbeschra¨nkt) stattfindet.
Allerdings muss man - wie zuvor bei adverser Selektion - dem Effizienzgewinn
durch die U¨berwachung die damit entstehenden Privatheitskosten entgegenhalten.
Falls der positive Effizienzeffekt dominiert, kommt es zu einer Pareto-Verbesserung
der Wohlfahrt, und umgekehrt, falls die (erwarteten) Privatheitskosten zu hoch sind,
a¨ndert sich nichts an den konventionellen Vertra¨gen. Mit anderen Worten gibt es
- im Gegensatz zum Fall adverser Selektion - keine Verlierer durch die U¨berwa-
chung. Angesichts dessen, dass der Effizienzgewinn mit bedingter und unbeschra¨nk-
ter U¨berwachung identisch ist (da beide zum erstbesten Vertrag fu¨hren), jedoch mit
bedingter U¨berwachung die erwarteten Privatheitskosten geringer sind, ist bedingte
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U¨berwachung eindeutig wohlfahrtsdominant.21
Im Abschnitt 4.4 wurde U¨berwachung mit endogener Bestimmung der Pra¨zision
analysiert. Dabei ist die Information u¨ber das tatsa¨chliche Sorgfaltsniveau, welche
die Daten selbst bei vollsta¨ndiger Offenbarung der gesamten Aufzeichnung u¨bermit-
teln, imperfekt. Dies entspricht im Rahmen des Modells P (1) < 1. Bezu¨glich der
Gro¨ßenordnung, die die Signalwahrscheinlichkeit P (i) erreichen kann, wurden da-
gegen keine Einschra¨nkungen gesetzt, sodass P (i) → 1 ebenfalls zugelassen wird.
Wie sich aus der Analyse herausstellt, ist diese Abweichung von perfekter Informa-
tion entscheidend fu¨r den Effizienzvergleich zwischen bedingter und unbeschra¨nkter
U¨berwachung. Konkret folgt aus Proposition 18, dass fu¨r mittlere Werte von P (i)
unbeschra¨nkte U¨berwachung effizienter sein kann als bedingte U¨berwachung. Diese
nicht-monotone Vorteilhaftigkeitsrelation zwischen bedingter und unbeschra¨nkter
U¨berwachung zeigt, dass eine Analyse des Modells im Abschnitt 4.3 allein nicht
ausreicht, um ada¨quate Handlungsempfehlungen in Bezug auf die U¨berwachung
zu geben und zudem die Antwort darauf, ob nur im Schadensfall oder in beiden
Zusta¨nden der Welt u¨berwacht werden sollte, von den genauen Parametern des Mo-
dells und insbesondere von der U¨berwachungseffektivita¨t und dem Verlauf der Pri-
vatheitskostenfunktion abha¨ngt. Ungeachtet der immer fortwa¨hrenden Entwicklung
technisch u¨berlegener U¨berwachungstechnologien sollte man dennoch beru¨cksich-
tigen, dass perfekte Information u¨ber das tatsa¨chliche Sorgfaltsniveau eine ideale
Annahme bleibt und selbst eine Anna¨herung an perfekter Information in absehba-
rer Zukunft unrealistisch bleibt. Entsprechend der Implikationen von Proposition
18 sollte, aus Wohlfahrtssicht, erst dann unbeschra¨nkte U¨berwachung in Erwa¨gung
gezogen werden, wenn sich die Leistung der U¨berwachungstechnologien ausreichend
verbessert hat.
Unabha¨ngig von der konkreten Vertragsgestaltung kann man jedoch zusam-
menfassen, dass - solange die Privatheitskosten nicht zu schnell im Verha¨ltnis zur
U¨berwachungseffektivita¨t ansteigen - Individuen eine Pra¨ferenz fu¨r U¨berwachung ge-
genu¨ber den konventionellen Vertra¨gen haben werden. Ein wichtiges Ergebnis, das
im Zuge der Analyse hergeleitet wurde, ist, dass es ineffizient ist, den Individuen
die Entscheidung u¨ber die U¨berwachungspra¨zision zu u¨berlassen. Allgemeiner gilt
dieses Ergebnis auch dann, wenn es um eine ja-nein Entscheidung u¨ber die Offen-
barung von Daten mit einer vorgegebenen Pra¨zision geht. Auch wenn - wie zuvor
21Siehe auch Shavell (1979b).
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betont wurde - bereits solche Vertra¨ge auf dem Markt angeboten werden, kann vor
dem Hintergrund der genannten Ergebnisse davon ausgegangen werden, dass diese
suboptimal sind, und man kann nicht erwarten, dass sich diese langfristig auf dem
Markt etablieren werden.
Um bei den alternativen Vertragsgestaltungen die Wohlfahrtseffekte einer ho¨her-
en U¨berwachungspra¨zision zu analysieren, wurden diese in ihre direkten und indi-
rekten - d.h. durch die Privatheitskosten realisierten - Bestandteile zerlegt. Der po-
sitive direkte Effekt einer ho¨heren U¨berwachungspra¨zision ist bei unbeschra¨nkter
U¨berwachung sta¨rker ausgepra¨gt. Dies ist die Folge des aus der Literatur bekann-
ten Grundsatzes, dass ein u¨ber das Verhalten informatives Signal uneingeschra¨nkt
zur Vertragsgestaltung miteinbezogen werden sollte, falls es kostenlos ist. Der u¨ber
die Privatheitskosten realisierte Wohlfahrtseffekt ist bei beiden Vertragsgestaltun-
gen insgesamt negativ und senkt den erwarteten Gesamtnutzen der Individuen.
Allerdings ist auch dieser negative Wohlfahrtseffekt bei unbeschra¨nkter U¨berwa-
chung sta¨rker ausgepra¨gt. Zum einen sind die erwarteten Privatheitskosten ho¨her
und zum anderen fehlt der vorteilhafte Anreizeffekt auf die zu erbringende Sorgfalt,
den die Privatheitskosten bei bedingter U¨berwachung hervorrufen. Die Tatsache,
dass U¨berwachung nur im Schadensfall stattfindet, veranlasst die Individuen sich
sta¨rker darum zu bemu¨hen, dass dieser nicht eintritt. Infolgedessen ko¨nnen die Ver-
tragsvariablen so gesetzt werden, dass die Versicherten weniger vom Schadensrisiko
selbst tragen mu¨ssen. Aufgrund dieser Besonderheit der Privatheitskosten mit be-
dingter U¨berwachung wird diese entsprechend der Ergebnisse in Proposition 18 unter
bestimmten Bedingungen effizienter sein. Konkret sind dies eine hohe Ergebniseffi-
zienz der Sorgfalt, eine geringe Schadenswahrscheinlichkeit, eine sehr geringe oder
sehr hohe U¨berwachungseffizienz der Sorgfalt und mit unbeschra¨nkter U¨berwachung
resultierende hohe Privatheitskosten.
Obwohl noch keine Studien u¨ber die Gro¨ßenordnung der von Individuen wahr-
genommenen Kosten vorliegen, wenn sie innerhalb der Kfz-Versicherung Daten u¨ber
ihr Fahrverhalten offenbaren, besteht Anlass zu vermuten, dass die restlichen Bedin-
gungen die Effizienz bedingter U¨berwachung begu¨nstigen. Wie von Lemaire (1998)
erwa¨hnt wurde, kann das Schadensrisiko durch die Ha¨ufigkeit der Schadensmeldun-
gen approximiert werden und diese betra¨gt beispielsweise fu¨r Belgien lediglich 10%.
Dieser Wert ist womo¨glich ausreichend klein, um eine betra¨chtliche Reduktion der
erwarteten Privatheitskosten durch bedingte U¨berwachung zu bewirken, selbst wenn
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die Privatheitskosten selbst nicht u¨berma¨ßig hoch sind. Die empirische Evidenz fu¨r
Moral Hazard in Kfz-Versicherungsma¨rkten zeugt von einer positiven Ergebnisef-
fizienz der Sorgfalt, d.h. dass die Schadenswahrscheinlichkeit tatsa¨chlich vom Ver-
halten des Versicherten abha¨ngt. Fu¨r den Kfz-Versicherungsmarkt in Frankreich
finden Dionne, Michaud, Dahchour (2004), dass aufgrund der sta¨rkeren Anreize, die
durch die Umstellung von Vollkasko- auf Haftpflichtversicherung bewirkt wurden,
die durchschnittliche Wahrscheinlichkeit fu¨r eine Schadensmeldung in einem gege-
benen Jahr um knapp 6% sinkt. Auch Dionne, Maurice et al. (2005) stellen fest,
dass das individuelle Schadensrisiko signifikant vom Verhalten abha¨ngt.22 Die Fra-
ge hingegen, inwiefern die Daten, die von gegenwa¨rtigen U¨berwachungstechnologien
gemessen werden, geeignet sind, um das tatsa¨chliche Schadensrisiko zu aproximie-
ren, ist noch nicht ausreichend erforscht. Die Dynamik der U¨berwachungsvertra¨ge
nicht nur in Bezug auf die genaue vertragliche Ausgestaltung, sondern auch hinsicht-
lich der gemessenen Datenvariablen23, zeigt, dass es sich um ein Gebiet handelt, in
dem statistische Evidenz und Erkenntnisse erst gesammelt werden mu¨ssen und ein
Gleichgewicht bei weitem noch nicht erreicht ist. Die Ursache hierfu¨r liegt in der Ge-
schwindigkeit, mit der neue U¨berwachungstechnologien entwickelt oder bestehende
verbessert werden. Zum einen fehlen langfristige Erfahrungswerte, um die Korrela-
tion zwischen Schadensha¨ufigkeit und bestimmten Datenvariablen zu messen, und
zum anderen kommen immer mehr messbare Datenvariablen hinzu. Unumstritten
sollte jedoch sein, dass gegenwa¨rtig die U¨berwachungspra¨zision - also die Genauig-
keit, mit der aus den Fahrtaufzeichnungen auf das zugrunde liegende Risiko geschlos-
sen werden kann - nicht anna¨hernd perfekt ist. Die genannten Argumente, zusammen
mit der Erkenntnis, dass die Offenbarung von privaten Informationen einen negati-
ven Nutzen stiftet, sprechen sehr stark fu¨r die Anwendung bedingter U¨berwachung.
Nicht zuletzt sei auch hier daran erinnert, dass die Bonus-Malus Systeme, welche
seit Jahren in vielen La¨ndern angewandt werden, um bestehende Informationsa-
symmetrien zu beheben, zwar mit keinen oder nur mit vernachla¨ssigbar geringen
Privatheitskosten verbunden sind, jedoch - abha¨ngig von der konkreten Ausgestal-
22Umgekehrt sollte unbeschra¨nkte U¨berwachung in solchen Situationen herangezogen werden, in
denen man davon ausgehen muss, dass das Verhalten nur einen schwachen Einfluss auf die Scha-
denswahrscheinlichkeit hat (z.B. bei einer Zusatzversicherung gegen vorzeitige Materialermu¨dung).
23Progressive z.B. hat die Ortungsdaten, die beim Pilotprojekt 1999 gesammelt wurden, fu¨r
spa¨tere Produkte vollsta¨ndig herausgenommen und stattdessen andere Variablen hinzugefu¨gt.
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tung des Systems - bis zu dreißig Jahre vergehen ko¨nnen, bis ein Individuum in die
seinem Risiko entsprechende Freiheitsklasse eingestuft wird (siehe Lemaire (1998)).
Ein weiterer Aspekt der Analyse in diesem Kapitel - besonders wenn man be-
denkt, dass die Ho¨he der Privatheitskosten einen bestenfalls schwer zu ermittelnden,
wenn nicht unbeobachtbaren Wert darstellt - ist, dass Schlussfolgerungen bezu¨glich
der Effizienz von Vertra¨gen, die lediglich auf die Analyse der beobachtbaren Ver-
tragsvariablen abstellen, irrefu¨hrend sein ko¨nnen. So wird fu¨r eine gegebene U¨ber-
wachungspra¨zision ein Vertrag mit bedingter U¨berwachung effizienter aussehen, d.h.
das Schadensrisiko, das die Individuen tragen mu¨ssen, wird geringer ausfallen, falls
die Privatheitskosten hoch und nicht gering sind. Wie jedoch aus Proposition 15
folgt, ist die Gesamtwohlfahrt mit hohen Privatheitskosten dennoch geringer als mit
niedrigen. Da sich zudem die Privatheitskosten zwischen Individuen einerseits und
zwischen Versicherungssparten andererseits unterscheiden ko¨nnen, sollte die Effizi-
enz der Vertra¨ge nicht ohne Vorbehalte aus der beobachtbaren Risikoteilung abgelei-
tet werden. Des Weiteren wurde soeben argumentiert, dass auch die U¨berwachungs-
effektivita¨t, d.h. die Genauigkeit, mit der man aufgrund der gesammelten Daten
das tatsa¨chliche Risiko ermitteln kann, oft nicht bekannt ist. Beobachtet man also
einen Vertrag mit einer geringen Selbstbeteiligung fu¨r den Versicherten und daher
mit einer vorteilhaften Risikoteilung, sollte man nicht vorbehaltlos daraus folgern,
dass die U¨berwachungseffektivita¨t und die Wohlfahrt hoch sind. Der gleiche Vertrag
ko¨nnte auch durch ho¨here Privatheitskosten und eine geringere U¨berwachungseffek-
tivita¨t bedingt sein, wa¨hrend die Wohlfahrt in diesem Fall geringer wa¨re. Hieran wird
deutlich, dass im Allgemeinen eine Wohlfahrtsverbesserung durch die Steigerung der
U¨berwachungseffektivita¨t (im Rahmen des Modells entspricht dies einer Erho¨hung
von P (i) fu¨r jedes gegebene i) einerseits und andererseits durch die Abwa¨gung der
Vorteile bedingter und unbeschra¨nkter U¨berwachung erzielt werden kann.
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Kapitel 5
Marktmacht und Anwendung von
Risikoklassifizierung und
U¨berwachung
5.1 Problemstellung
In den vorhergehenden Kapiteln wurde stets von vollkommener Konkurrenz zwischen
den Versicherern ausgegangen. Angesichts der großen Anzahl von Unternehmen in
der betrachteten Versicherungsbranche und insbesondere angesichts der Fragestel-
lungen, die in den vergangenen Kapiteln behandelt wurden, ist diese Annahme1 fu¨r
die stilisierte Darstellung der Realita¨t gut geeignet. Konkret wurde untersucht, wie
sich zusa¨tzliche Information u¨ber das individuelle Schadensrisiko, die Versicherern
kostenlos zur Verfu¨gung steht (nachdem die Versicherten diese Information offenbart
haben), auf den erwarteten Nutzen der Versicherten und auf die Wohlfahrt auswirkt.
Aus der einschla¨gigen Literatur (siehe z.B. Tryfos (1980), Crocker, Snow (2000)) ist
bekannt, dass unter vollkommener Konkurrenz Versicherer jede Information, von der
sie wissen, wie sie mit dem Schadensrisiko der Individuen korreliert, und die fu¨r sie
kostenlos beobachtbar ist, dazu verwenden werden, um das tatsa¨chliche Schadens-
1In der Tat unterstellen die meisten Beitra¨ge, die sich mit adverser Selektion oder Moral Hazard
in Versicherungsma¨rkten befassen, entweder vollkommene Konkurrenz oder Monopol. Die Ursache
hierfu¨r ist die Ausblendung von strategischen Effekten, die die Analyse erschweren wu¨rde. Es gibt
jedoch auch einige Beitra¨ge, wie z.B. die weiter unten genannten, die Versicherungsma¨rkte unter
unvollkommener Konkurrenz analysieren.
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risiko eines Individuums besser zu ermitteln. Im Fall, dass die Schadenswahrschein-
lichkeiten durch unterschiedliche exogene Eigenschaften der Versicherten bedingt
sind, wird die zusa¨tzliche Information dazu verwendet, um zuna¨chst die Individuen
in Risikogruppen zu unterteilen (siehe Kapitel 3) und um ihnen dann an diese Risiko-
gruppen angepasste Vertragsmenu¨s anzubieten. Im Fall, dass das Schadensrisiko vom
Verhalten der Individuen abha¨ngt (siehe Kapitel 4), fu¨hrt die zusa¨tzliche Informati-
on zu einer direkten Anpassung der Versicherungsvertra¨ge. Die Ursache dafu¨r, dass
Versicherer die vorliegende Information auch tatsa¨chlich fu¨r die Vertragsgestaltung
verwenden, liegt sowohl bei unbobachtbaren Eigenschaften als auch bei unbeobacht-
barem Verhalten im Wettbewerbsdruck, der sie dazu zwingt, den erwarteten Nutzen
(im Falle von adverser Selektion guter Risiken) ihrer Versicherten zu maximieren.
Hierbei sei unmissversta¨ndlich betont, dass dabei (abha¨ngig von den genauen Ge-
gebenheiten wie der Beobachtbarkeit des Informationsstatus der Versicherten, der
Ho¨he der Schadenswahrscheinlichkeiten, der Anteile guter und schlechter Risiken,
oder der Risikoaversion) die Gesamtwohlfahrt sowohl steigen als auch sinken kann.
Dies wurde in Kapitel 3 verdeutlicht (siehe hierzu auch z.B. Crocker, Snow (2000)).
Die Betrachtung vollkommener Konkurrenz, bei der der erwartete Nutzen der
Individuen im Mittelpunkt steht, ist um so mehr gerechtfertigt, wenn die Frage-
stellung nach der optimalen Informationsoffenbarung aus der Sicht der Individuen
zu beantworten ist. Dabei steht die zusa¨tzliche Information u¨ber das Schadensri-
siko nicht exogen zur Verfu¨gung, sondern die Individuen sind diejenigen, die ent-
scheiden ob, wie viel und welche Informationen sie u¨berhaupt zur Verfu¨gung stellen
wollen. Diese Analyse wurde in den beiden vorhergehenden Kapiteln durchgefu¨hrt.
Dabei wurde jedoch stets angenommen, dass Versicherer bereits wissen, wie die In-
formationen u¨ber die Versicherten mit ihrem wahren Schadensrisiko korrelieren, und
entsprechend, welches rechnerische Schadensrisiko fu¨r die jeweiligen Versicherten re-
sultiert, wenn man diese Informationen beru¨cksichtigt. In Bezug auf die klassischen
Risikoklassifizierungsvariablen, wie z.B. Alter und Geschlecht, oder in Bezug auf
Informationen, wie die U¨berschreitung vorhandener Geschwindigkeitsbegrenzungen,
mag dies aufgrund der langfristig gesammelten Erfahrungswerte und der Kenntnis
der Unfallstatistiken zutreffen.
Die Entwicklung neuer U¨berwachungstechnologien (siehe Kapitel 2), die in der
Lage sind, bisher unbeobachtbare Parameter u¨ber das Fahrverhalten, den Fahrzeug-
zustand und das unmittelbare Umfeld in jeder erdenklichen Verkehrssituation zu er-
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fassen und zudem miteinander zu verknu¨pfen, stellt jedoch nicht nur die Individuen
sondern auch die Versicherer vor neue Herausforderungen. Konkret fehlt zumindest
kurzfristig das Erfahrungswissen, wie solche Informationen mit dem tatsa¨chlichen
Schadensrisiko korrelieren, und es sind - unter Umsta¨nden kostspielige - Untersu-
chungen fu¨r die Ermittlung dieser Zusammenha¨nge notwendig. Beru¨cksichtigt man
zudem, dass andere Unternehmen mo¨glicherweise ebenfalls auf das erlangte Wissen
zugreifen ko¨nnen, handelt es sich hierbei aus der Sicht des einzelnen Unternehmens
um eine strategische Entscheidung, fu¨r die es auch das Verhalten der Konkurren-
ten beru¨cksichtigen muss. Um zu untersuchen, wie sich ein Unternehmen in dieser
Situation verhalten wird, reicht es nicht mehr aus, vollkommene Konkurrenz zu be-
trachten. Dies gilt um so mehr, wenn man beru¨cksichtigt, dass Unternehmen nicht
gleichermaßen in der Lage sind, Studien zur Ermittlung der tatsa¨chlichen Scha-
densrisiken durchzufu¨hren. Oft kommen derartige Investitionen nur fu¨r große Un-
ternehmen in Frage, die entweder einen ausreichend großen Pool zur Ermittlung von
Erfahrungswerten oder ausreichende finanzielle Mittel fu¨r gezielt angelegte Studien
zur Verfu¨gung haben, wa¨hrend kleinere Unternehmen auf das vorhandene Wissen
zugreifen und nachziehen.
Die Komplexita¨t der Entscheidung, vor die sich ein Unternehmen gestellt sieht,
wird um so deutlicher, wenn man bedenkt, dass eine einfache Verheimlichung der
ermittelten Korrelationen zwischen den gesammelten Informationen und dem Scha-
densrisiko oder eine Verheimlichung der gesammelten Informationen selbst oft nicht
ausreicht, wenn andere Unternehmen die Preise (die Ho¨he der Versicherungspra¨mi-
en) als Signale deuten und aus ihnen auf die zugrunde liegenden Schadensrisiken
schließen ko¨nnen.
Vor diesem Hintergrund stellt sich erneut die Frage, ob Unternehmen tatsa¨chlich
daran interessiert sind, die Informationen aus den neuen U¨berwachungstechnolo-
gien zu nutzen und - um diese Informationen u¨berhaupt brauchbar zu machen -
in entsprechende Studien zu investieren, welche die Zusammenha¨nge zwischen den
U¨berwachungsdaten und den Schadensrisiken aufdecken. Die Antwort darauf ha¨ngt
wiederum nicht nur von den eigentlichen Kosten dieser Studien, sondern auch davon
ab, ob Unternehmen u¨berhaupt einen Anreiz haben, das tatsa¨chliche Schadensrisiko
ihrer Kunden zu ermitteln. Wie sich in der folgenden Analyse zeigen wird, spielen
Marktmacht, strategische Vorteile und das Informationsumfeld eine entscheidende
Rolle fu¨r die Beantwortung dieser Frage. Des Weiteren sind die Wohlfahrtseffekte,
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die durch die Entscheidungen der Unternehmen hervorgerufen werden, ein zentraler
Gegenstand der Analyse.
Der Aufbau dieses Kapitels ist wie folgt: Im na¨chsten Abschnitt erfolgt ein U¨ber-
blick der verwandten Literatur. Im Abschnitt 5.3 wird das Modell dargestellt, das
fu¨r die Analyse als Grundlage dient. Die Marktmacht von Versicherungsunterneh-
men wird zum einen durch horizontale Differenzierung der Dienstleistungen2 (siehe
hierzu Kapitel 2) und zum anderen durch eine leader-follower Beziehung erfasst.
Letztere soll das zuvor dargelegte Argument reflektieren, dass sich kleinere Unter-
nehmen unter Umsta¨nden nicht in der Lage sehen, die genauen Risiken ihres Pools
zu ermitteln, weshalb sie sich fu¨r ihre Preissetzung auch an den Marktpreisen der
großen Unternehmen orientieren.
Aufgrund dessen, dass die unternehmerische Entscheidung u¨ber die Ermittlung
der individuellen Schadensrisiken im Zentrum des Interesses steht, wird die Frage
nach der optimalen Vertragsgestaltung unter adverser Selektion oder Moral Hazard
in diesem Kapitel in den Hintergrund geru¨ckt. Dies vereinfacht die Analyse, indem
Pflichtversicherung mit voller Schadensdeckung betrachtet wird. Konkret bezogen
auf den Kfz-Versicherungsmarkt kann das Modell unmittelbar auf den Bereich der
Haftpflichtversicherung angewandt werden, wo (siehe Kapitel 2) die Schadenszahlun-
gen gesetzlich vorgegeben sind und diese in der Regel die auftretenden Sachscha¨den
vollsta¨ndig abdecken. Ebenfalls aus demselben Grund - dass die strategische Ent-
scheidung der Unternehmen u¨ber die Nutzung von Informationen und nicht die
Entscheidung von Individuen u¨ber deren Offenbarung von zentralem Interesse ist -
wird in diesem Kapitel von den Privatheitskosten der Individuen abgesehen.
Des Weiteren konzentriert sich die Analyse lediglich auf Schadensrisiken, die
sich aufgrund von exogen gegebenen und unterschiedlichen Eigenschaften der In-
dividuen ergeben. D.h. von verhaltensabha¨ngigen Schadensrisiken wird abgesehen.
Das im na¨chsten Abschnitt (5.3) analysierte Spiel zwischen dem leader und dem
follower la¨uft unter Unsicherheit u¨ber das tatsa¨chliche Schadensrisiko der Indivi-
duen ab, allerdings wird in diesem Abschnitt zuna¨chst Homogenita¨t der Individuen
2Laut Okura (2007) hat die horizontale Differenzierung der Versicherungsleistungen gerade
im Bereich der Kfz-Versicherungen in den letzten Jahren zugenommen. Schlesinger, Schulenburg
(1991) argumentieren, dass unter Pflichtversicherung mit voller Deckung zwar die Versicherungs-
vertra¨ge homogen sind, diese jedoch nur einen Teil der gesamten Versicherungsleistung darstellen.
Die Versicherungsleistung als Ganzes kann jedoch aufgrund ihrer speziellen Eigenschaften durchaus
variieren.
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bezu¨glich ihres Schadensrisikos unterstellt - d.h., obwohl aus der Sicht der Unterneh-
men die tatsa¨chlichen Kosten nicht bekannt sind, ko¨nnen sie davon ausgehen, dass
das Schadensrisiko fu¨r jedes Individuum identisch ist. Wa¨hrend mit dieser Annahme
die zuvor gestellten Fragen nicht zu beantworten sind, lassen sich schon hier einige
grundlegende Ergebnisse herleiten und einige Schlussfolgerungen ziehen, welche fu¨r
die Analyse in den darauf folgenden Abschnitten verwendet werden. Im Abschnitt
5.4 erfolgt die Analyse heterogener Schadensrisiken, wobei unterstellt wird, dass die
Bevo¨lkerung aus guten und schlechten Risiken besteht. Dieser Umstand erfordert
die Betrachtung zweier Szenarien bezu¨glich der Beobachtbarkeit der Preisangebo-
te. Wa¨hrend der follower grundsa¨tzlich die Ho¨he der vom leader gesetzten Preise
beobachten kann, wird im ersten Szenario zusa¨tzlich unterstellt, dass auch die in-
dividuellen Preisangebote beobachtbar sind. Diese Annahme ist a¨quivalent zu einer
Situation, in der die Abbildungsregel beobachtbar ist, die zu gegebenen Werten der
U¨berwachungsvariablen den dazu entsprechenden Preis des leaders wiedergibt. Dies
ist im zweiten Szenario, in dem die individuellen Preisangebote durch den Kon-
kurrenten nicht beobachtbar sind, nicht mo¨glich. Wie sich herausstellt, ist diese
Unterscheidung fu¨r die Ergebnisse entscheidend. Schließlich werden im Fazit (5.5)
die Ergebnisse und deren Implikationen zusammengefasst.
5.2 Literaturu¨berblick
Unvollkommene Konkurrenz in Versicherungsma¨rkten wurde bisher in der Versiche-
rungsliteratur nur wenig behandelt. Der mit den fu¨r dieses Kapitel zentralen Frage-
stellungen am na¨chsten verwandte Beitrag ist von Doherty (1981). Er untersucht die
Frage, ob Versicherer in einem oligopolistischen Markt einen Anreiz haben, anhand
vorhandener Risikoklassifizierungsvariablen die Individuen nach ihrem Risiko preis-
lich zu diskriminieren, und auch, ob sich aus ihrer Sicht Innovationen fu¨r die Ver-
feinerung der Risikoklassifizierung lohnen. Die Analyse ist sehr allgemein gehalten
und es lassen sich keine eindeutigen Aussagen formulieren. Der Autor argumentiert,
dass die Mo¨glichkeiten zur Gewinnerho¨hung durch die Nutzung risikorelevanter In-
formationen von der Differenzierung der Produkte3, der Reihenfolge der Zu¨ge und
der Erwartungen der Unternehmen u¨ber das Verhalten der Konkurrenten abha¨ngen
3Tatsa¨chlich spricht Doherty (1981) von der Kreuzpreiselastizita¨t der Nachfrage, welche sich
jedoch nur bei differenzierten Gu¨tern von der Eigenpreiselastizita¨t der Nachfrage unterscheidet.
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werden. Er fasst jedoch zusammen, dass sich die Nutzung von Informationen zur Ri-
sikoklassifizierung nur dann lohnt, wenn darauf keine Reaktionen der Konkurrenten
erwartet werden ko¨nnen, und vor allem, wenn sichergestellt ist, dass die Konkur-
renten das risikoklassifizierende Verhalten nicht kopieren werden. Dies ist auch das
Ergebnis im Abschnitt 5.4.2. Der Autor geht jedoch nicht darauf ein, welche Bedin-
gungen notwendig sind, um dieses
”
Kopieren” zu verhindern, und erkennt nicht die
Bedeutung der Preise als potentieller U¨bertra¨ger derjenigen Informationen, die aus
der Sicht des Versicherers zu schu¨tzen sind. In diesem Kapitel stellt sich heraus, dass
das Verhalten der Versicherer unterschiedlich ausfa¨llt, nicht nur in Abha¨ngigkeit da-
von, ob die Informationen zur Risikoklassifizierung fu¨r die Konkurrenten zuga¨nglich
sind, sondern auch davon, ob die Konkurrenten beobachten ko¨nnen, ob der Versiche-
rer die risikorelevanten Informationen nutzt, welche Preise er fu¨r welche Individuen
setzt, und auch davon, ob das Risiko der Individuen in der betrachteten Gruppe
als homogen oder als heterogen angesehen werden kann. Demnach ist es wichtig zu
unterscheiden, ob es sich um allgemein frei beobachtbare Risikoklassifizierungsva-
riablen handelt oder um Daten, die nur mit Hilfe von U¨berwachungstechnologien
im Fahrzeug gesammelt werden ko¨nnen. Die Wohlfahrtseffekte der Risikodiskrimi-
nierung, die ebenfalls je nach Informationsumfeld unterschiedlich ausfallen ko¨nnen,
werden von Doherty (1981) nicht behandelt.
Daru¨ber hinaus existieren weitere Beitra¨ge, die sich mit unvollkommener Kon-
kurrenz in Versicherungsma¨rkten befassen, jedoch unterscheiden sich die von ihnen
analysierten Problemstellungen wesentlich von denjenigen in diesem Kapitel. Pol-
born (1998) analysiert den Preiswettbewerb oligopolistischer Versicherer, wa¨hrend
er fu¨r diese Unsicherheit u¨ber ihre Kosten - was im Rahmen des hier aufgestellten
Modells homogenen Risiken (Abschnitt 5.3) entspricht - und Risikoaversion der Ver-
sicherer unterstellt. Unter diesen Annahmen kommt es (auch bei homogenen Gu¨tern)
zu positiven Gewinnen, jedoch sind in seinem Beitrag die gleichgewichtigen Preise
Gegenstand der Analyse und nicht, welche Auswirkungen zusa¨tzliche Information
u¨ber die Kosten auf das Verhalten, auf den Gewinn der Versicherer und auf die Ge-
samtwohlfahrt hat. Villeneuve (2005) betrachtet ein Informationsumfeld, in dem die
Versicherer mit Hilfe verschiedener Risikoklassifizierungsvariablen besser u¨ber den
Risikotyp der Versicherten informiert sind als die Versicherten selbst, d.h. in seinem
Modell fa¨llt die Informationsasymmetrie zu Lasten der Agenten aus. Diese Annahme
und die Tatsache, dass in seinem Modell die Versicherer symmetrisch sind, und ins-
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besondere, dass zwischen ihnen keine Informationsasymmetrien bestehen, fu¨hrt zu
einer ga¨nzlich unterschiedlichen Anreizstruktur fu¨r die Versicherer als es im Rahmen
des hier betrachteten Modells der Fall ist. Schließlich untersuchen Buzzacchi, Valletti
(2005) die Anreize von Unternehmen in der Haftpflichtversicherung Risikoklassifi-
zierungsvariablen anzuwenden, wobei sie bei diesen Variablen danach unterscheiden,
ob sie vom Verhalten der Versicherten abha¨ngen (Kilometerleistung) oder nicht (Ge-
schlecht). Wie in diesem Kapitel verwenden die Autoren ein Hotelling (1929) Modell,
bei dem die Versicherer an den Enden der Linie positioniert sind. In Bezug auf die
verhaltensunabha¨ngigen Risikoklassifizierungsvariablen kommen sie ebenfalls (wie
Doherty (1981)) zum Ergebnis, dass ein Versicherer nur dann einen Anreiz zur Risi-
koklassifizierung hat, wenn er dabei der einzige ist. Auch in ihrem Papier wird jedoch
nicht weiter verfolgt, wann dies mo¨glich ist. Horizontale Differenzierung im Sinne
eines Adressenmodells verwenden auch Schlesinger, Schulenburg (1991), die jedoch
in einem dynamischen Rahmen auch Wechsel- und Suchkosten fu¨r die Individuen
einfu¨hren. Mit einer endogenen Bestimmung der Positionierung fu¨r die Unterneh-
men und anschließender Preissetzung erkla¨ren sie die von ihnen im Versicherungs-
markt beobachtete anhaltende Preisheterogenita¨t. Olivella, Vera-Hernandez (2007)
betrachten horizontale Differenzierung im Gesundheitsversicherungsmarkt unter ad-
verser Selektion. Unter den Annahmen ihres Modells resultieren fu¨r die Versicherer
gro¨ßere Gewinne aus den Vertra¨gen mit guten Risiken, was ihren Anreiz zur Risi-
koselektion begru¨ndet. Die Modellierung in ihrem Beitrag unterscheidet sich vom
hier aufgestellten Modell unter anderem darin, dass die Entscheidungen beider Fir-
men u¨ber die Vertragsmenu¨s simultan gefa¨llt und keine Asymmetrien zwischen den
Firmen beru¨cksichtigt werden. Im Beitrag von Okura (2007) werden Werbung, das
Ausmaß der Differenzierung und die Preise endogen bestimmt, wobei die Unter-
nehmen zwar u¨ber diese strategischen Variablen sequentiell, jedoch untereinander
simultan entscheiden.
5.3 Grundmodell - Homogenita¨t im Schadensrisi-
ko
Im Folgenden wird unterstellt, dass die Versicherung Pflichtcharakter hat und vol-
le Deckung des mo¨glichen moneta¨ren Schadens L angeboten werden muss. Fu¨r die
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Abbildung 5.1: Horizontale Differenzierung
Versicherungsunternehmen hat dies einerseits zur Folge, dass sie lediglich in Preisen
(d.h. in Versicherungspra¨mien) konkurrieren, und andererseits, dass sie keinen Kun-
den ablehnen du¨rfen, d.h., sie mu¨ssen jedem Kunden ein Preisangebot machen und
auf Wunsch des Kunden mit ihm einen Vertrag schließen. Das wahre Schadensrisiko
der Individuen sei entweder hoch, ρH , oder gering, ρL. Den zwei Unternehmen im
Markt, A und B, sind diese beiden Werte bekannt, sie wissen jedoch nicht, welcher
von beiden zutrifft. Sie kennen lediglich den Erwartungswert der Schadenswahr-
scheinlichkeit ρ0 = ηLρ
L + (1 − ηL)ρH , wobei ηL die Wahrscheinlichkeit darstellt,
dass das Schadensrisiko gering ist, welche den Unternehmen ebenfalls bekannt ist.
Somit stellt ρ0L ihre a priori Einscha¨tzung (prior belief) u¨ber die erwarteten Ko-
sten dar. Es wird des Weiteren unterstellt, dass die Bevo¨lkerung homogen bezu¨glich
des Schadensrisikos ist, d.h. das Schadensrisiko ist identisch fu¨r jedes Individuum,
was auch den beiden Unternehmen bekannt ist. Die Unternehmen differenzieren
ihre Dienstleistung gegenu¨ber den Kunden, wobei der Grad der (horizontalen) Dif-
ferenzierung durch den
”
Transportkostenparameter” τ > 0 erfasst ist. Es wird ein
Hotelling (1929) Model verwendet, bei dem die Individuen auf einer Strecke von
[0, 1] gleichverteilt und die beiden Unternehmen an den Enden dieser Strecke po-
sitioniert sind (siehe Abb. 5.1). Die Unternehmen ko¨nnen die Position der einzel-
nen Individuen jedoch nicht beobachten. A ist ein großes Unternehmen, das die
Ermittlung des wahren Schadensrisikos der Individuen in Erwa¨gung zieht. Diese Er-
mittlung kann als eine Investition fu¨r die Durchfu¨hrung der entsprechenden Studie
interpretiert werden, welche zum Ziel hat, festzustellen, welches Schadensrisiko be-
stimmte verfu¨gbare Informationen implizieren. Diese Informationen ko¨nnen sowohl
beobachtbare personen- und fahrzeugbezogene Informationen darstellen als auch
U¨berwachungsdaten, die vor der Formulierung eines Preisangebots aus den U¨ber-
wachungsanwendungen im Fahrzeug entnommen werden ko¨nnen. Bei der letzteren
Interpretation wird zuna¨chst zusa¨tzlich unterstellt, dass Individuen die Offenba-
rung dieser Informationen nicht verweigern (ko¨nnen). Auch wenn diese Annahme
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im Widerspruch zu der Analyse in den vorhergehenden Kapiteln steht, wo explizit
die Anreize der Individuen zur Offenbarung von Daten untersucht wurden, wird sie
beno¨tigt, um zuna¨chst das Verhalten der Konsumenten auszublenden. Spa¨ter wird
diese Annahme an den entsprechenden Stellen der folgenden Abschnitte aufgehoben.
Des Weiteren wird unterstellt, dass diese Ermittlung des wahren Schadensrisikos Ko-
sten von Null verursacht.4 Von jeglichen Installations- und Betriebskosten der mit
Monitoringtechnologien verbundenen Datensammlung sei weiterhin, wie in den Ka-
piteln zuvor, abgesehen. Unabha¨ngig davon, ob A die Ermittlung durchfu¨hrt, setzt
dieses Unternehmen als erstes seinen Preis. Unternehmen B beobachtet, ob Unter-
nehmen A die Ermittlung durchfu¨hrt, jedoch nicht das Ergebnis dieser Ermittlung.
Darauf hin beobachtet B den Preis von A und setzt dann seinen Preis. Die Indivi-
duen beobachten die Preise beider Unternehmen und entscheiden sich, bei welchem
von beiden sie sich versichern wollen. Die Zeitstruktur ist in den folgenden Stufen
zusammengefasst:
1. A entscheidet sich, ob es das wahre Schadensrisiko der Individuen ermittelt.
Gegeben, dass A die Ermittlung durchgefu¨hrt hat, beobachtet es das wahre Scha-
densrisiko (ρH oder ρL). Andernfalls geht es vom erwarteten Schadensrisiko ρ0 aus.
2. A setzt seinen Preis pA.
3. B beobachtet den Preis pA und aktualisiert seine Erwartung (belief)
5 u¨ber die
wahren Kosten E[ρ|pA].
4. B setzt seinen Preis pB.
5. Individuen entscheiden sich, von welchem Unternehmen sie Versicherung kau-
fen wollen.
Die Nachfrage aus der Sicht des einzelnen Unternehmens erha¨lt man wie folgt:
Gegeben, dass sich Individuen pflichtversichern und volle Schadensdeckung erhalten,
entspricht der Nutzen eines Individuums aus der Versicherung bei Unternehmen i
u(W − pi − τxi).
4Diese Annahme wird lediglich zur Vermeidung einer unno¨tigen Verkomplizierung der Analyse
getroffen. Eine einmalige Studie, welche das Ziel hat, den Zusammenhang zwischen bestimmten
Informationsarten und dem wahren Schadensrisiko zu ermitteln, verursacht allenfalls fixe Kosten
(F ), die lediglich vom erwarteten Gewinn abgezogen werden mu¨ssen, um festzustellen, ob sich die
Studie lohnt.
5Im Folgenden werden prior belief und posterior belief als a priori Erwartung bzw. a posteriori
Erwartung bezeichnet.
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Hierbei ist pi die Versicherungspra¨mie, die es an das Unternehmen zahlt und xi
entspricht grafisch der
”
Entfernung” des Individuums vom Unternehmen i. Da die
Versicherungsleistungen horizontal differenziert sind, kauft der Kunde bei gleichen
Preisen von demjenigen Unternehmen, dessen Leistung am na¨chsten seinen indivi-
duellen Pra¨ferenzen entspricht. Die
”
Transportkosten” τxi, die den Nutzenverlust
des Individuums aufgrund der Nicht-Korrespondenz zwischen seinen perso¨nlichen
Pra¨ferenzen und der Versicherungsleistung von Unternehmen i darstellen, werden
hier moneta¨r bewertet und gehen somit mit in die Nutzenfunktion aus dem Net-
toeinkommen ein. Zum einen ist diese Annahme nicht unplausibel, wenn man be-
denkt, dass die horizontale Differenzierung der Versicherungsleistungen oft durch
an Zielgruppen angepasste Leistungen z.B. beim Vertrieb stattfindet, die aus der
Sicht des Kunden entsprechend seiner individuellen Pra¨ferenzen auch in ihren mo-
neta¨ren A¨quivalenten bewertet werden kann. Zum anderen ist diese Spezifikation
der Nutzenfunktion in Bezug auf die resultierenden Marktanteile der Unternehmen
a¨quivalent zu der sonst in der Literatur u¨blichen Spezifikation in der Form v−p−τ i,
i = {1, 2}, wobei v den Nutzen aus der Versicherung, p die Versicherungspra¨mie und
τ die Transportkosten darstellen (siehe z.B. Okura (2007), Olivella, Vera-Hernandez
(2007)).
Fu¨r das Individuum, das gerade noch Versicherung von Unternehmen A nach-
fragt, muss demnach
u(W − pA − τxA) = u(W − pB − τ(1− xA)))
gelten, was a¨quivalent ist zu
pA + τxA = pB + τ(1− xA).
Somit ist die Nachfrage aus der Sicht des Unternehmens i fu¨r gegebene Preise pi, pj,
i, j = {A,B}, i 6= j,
xi =
1
2
− pi − pj
2τ
(5.1)
Aus der Sicht der Unternehmen handelt es sich um ein dynamisches Spiel unter
unvollkommener Information. Falls Unternehmen A die Ermittlung durchfu¨hrt, weiß
das Unternehmen B nicht, ob Unternehmen A das hohe oder geringe Schadensrisiko
ermittelt hat. Diese Unsicherheit ist - aus der Sicht von Unternehmen B - a¨quiva-
lent zu einer Unbeobachtbarkeit des Typen von Unternehmen A: Typ H (Typ L),
falls das tatsa¨chliche Schadensrisiko der Versicherungsnehmer hoch (gering) ist. In
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der ersten Stufe, in der sich das Unternehmen A entscheiden muss, ob es die Er-
mittlung (des tatsa¨chlichen Schadensrisikos) durchfu¨hren soll oder nicht, trifft es
diese Entscheidung aufgrund eines Vergleichs zwischen seinem erwarteten Gewinn,
den es ohne Ermittlung erzielt, und dem erwarteten Gewinn, den es mit Ermittlung
erwirtschaftet. Es werden reine Strategien fu¨r ein Gleichgewicht gesucht.
5.3.1 Keine Ermittlung - Ausgangssituation
Gegeben, dass Unternehmen A keine Ermittlung durchfu¨hrt und Unternehmen B
dies beobachten kann, besteht ab dieser Stufe keine Unsicherheit.6 Unternehmen A
setzt seinen Preis auf Grundlage des erwarteten Schadensrisikos ρ0 und fu¨r Unter-
nehmen B gilt ebenfalls das Schadensrisiko ρ0. Somit ko¨nnen die optimalen Preise
u¨ber Ru¨ckwa¨rtsinduktion ermittelt werden.
In Stufe 4 maximiert das Unternehmen B fu¨r einen gegebenen Preis pA seinen
erwarteten Gewinn.
max
pB
piB = (pB − ρ0L)xB = (pB − ρ0L)
(
1
2
− pB − pA
2τ
)
.
Die Bedingung erster Ordnung lautet
pB =
τ + pA + ρ
0L
2
. (5.2)
In der zweiten Stufe setzt Unternehmen A seinen Preis, unter der Beru¨cksichtigung
der optimalen Strategie von B (5.2)
max
pA
piA = (pA−ρ0L)xA = (pA−ρ0L)
(
1
2
− pA − pB
2τ
)
= (pA−ρ0L)
(
1
2
− pA −
τ+pA+ρ
0L
2
2τ
)
.
Die Bedingung erster Ordnung lautet
p0A =
3
2
τ + ρ0L,
und somit resultieren
p0B =
5
4
τ + ρ0L,
x0A =
3
8
, x0B =
5
8
,
pi0A =
18
32
τ und pi0B =
25
32
τ .
6Somit entfa¨llt Stufe 3.
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Die Position des indifferenten Individuums, das sich gerade noch bei Unternehmen
A versichert, ist in Abb. 5.1 abgebildet. Aus der Betrachtung der Gewinne kann
man zuna¨chst feststellen, dass diese unabha¨ngig vom Schadensrisiko der Individuen
sind. Dies liegt daran, dass Individuen verpflichtet sind - unabha¨ngig vom Preis -
Versicherung mit voller Deckung zu kaufen. Somit ko¨nnen die Unternehmen Prei-
se setzen, welche die erwarteten Kosten ρ0L auf jeden Fall abdecken und zudem
einen mark-up enthalten. Dieser mark-up ist umso gro¨ßer, je sta¨rker die horizontale
Differenzierung ausgepra¨gt ist, d.h. je gro¨ßer der Transportkostenparameter τ ist.
Mit anderen Worten ko¨nnen positive Gewinne ausschließlich durch die Differenzie-
rung der Versicherungsleistungen erzielt werden. Daru¨ber hinaus ist zu sehen, dass
pi0B > pi
0
A gilt, und sich somit Unternehmen A, das als erstes zum Zug kommt, in
einer nachteiligen Situation gegenu¨ber dem Konkurrenten befindet. Dies liegt am
sog. second-mover advantage beim Preiswettbewerb: Zum einen sind die Preise stra-
tegische Komplemente, wovon der follower profitiert, zum anderen kann der follower
aber das erste Unternehmen leicht unterbieten und ihm dadurch einen Marktanteil
entreißen.
5.3.2 Ermittlung der wahren Schadenswahrscheinlichkeit
Gegeben, dass Unternehmen A die Ermittlung der wahren Schadenswahrscheinlich-
keit durchfu¨hrt, herrscht in den darauf folgenden Stufen unvollkommene Informati-
on. Unternehmen B kann das Ergebnis der Ermittlung nicht beobachten und bildet
Erwartungen daru¨ber. In Stufe 4 wird es daher seinen optimalen Preis unter Beru¨ck-
sichtigung des Preises von Unternehmen A und seiner Einscha¨tzung (belief) u¨ber
die wahren Kosten, d.h. u¨ber die wahre Schadenswahrscheinlichkeit, setzen,
max
pB
piB = (pB − E[ρ|pA]L)xB = (pB − E[ρ|pA]L)
(
1
2
− pB − pA
2τ
)
Hier lautet die Bedingung erster Ordnung
pB =
τ + pA + E[ρ|pA]L
2
. (5.3)
In der zweiten Stufe setzt A seinen optimalen Preis fu¨r das wahre Schadensrisiko
ρi, i = {H,L} unter Beru¨cksichtigung der beliefs von B (Stufe 3) und der optimalen
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Reaktion von B,
pA ∈ argmax piA = (pA − ρiL)xA = (pA − ρiL)(1
2
− pA − (
τ+pA+E[ρ|pA]L
2
)
2τ
),
wobei i = {H,L}. (5.4)
Fu¨r die Lo¨sung dieses dynamischen Spiels mit unvollkommener Information wird ein
perfektes Bayes Nash Gleichgewicht gesucht. Dieses hat die Eigenschaften, dass (i)
die Strategie von A optimal ist, gegeben die Strategie von B, (ii) die Erwartungen von
Unternehmen B bezu¨glich des wahren Schadensrisikos Bayes-konsistent sind, d.h. sie
werden nach Mo¨glichkeit aus der Strategie von A nach der Bayes Regel abgeleitet,
(iii) die Strategie von Unternehmen B optimal ist, gegeben seine Erwartungen u¨ber
die Kosten und gegeben die Strategie von Unternehmen A (siehe z.B. Mas-Colell,
Whinston, Green (2007), 468).
Hierbei sind zwei Typen von Gleichgewichten denkbar. Bei einem separierenden
Gleichgewicht setzt A unterschiedliche Preise abha¨ngig von den tatsa¨chlichen Ko-
sten (vom tatsa¨chlichen Schadensrisiko). Bei einem Pooling Gleichgewicht setzt es
denselben Preis, unabha¨ngig davon, ob das tatsa¨chliche Schadensrisiko hoch oder
gering ist. Bezu¨glich der Erwartungen von Unternehmen B u¨ber das tatsa¨chliche
Schadensrisiko (ii) muss demnach Folgendes gelten. Falls pHA 6= pLA (die Preise von
Typ H, bzw. Typ L des Unternehmens A unterschiedlich sind), entsprechen die Er-
wartungen von B E[ρ|pHA ] = ρH und E[ρ|pLA] = ρL, d.h. in einem separierenden
Gleichgewicht kann B aus dem Preis von A mit Sicherheit auf das wahre Risiko
schließen. Falls pHA = p
L
A, entspricht die Erwartung von B E[ρ|pHA ] = ρ0, d.h. in
einem Pooling Gleichgewicht, in dem beide Typen von Unternehmen A denselben
Preis setzen, entha¨lt dieser Preis keinerlei Information u¨ber das wahre Schadensrisiko
und die a posteriori Erwartung von B entspricht der a priori Erwartung. Schließlich
werden beim perfekten Bayes Gleichgewicht fu¨r Preise außerhalb des Gleichgewichts
keinerlei Beschra¨nkungen an die Erwartungen gestellt, fu¨r pA 6= pHA , pLA ist jede Er-
wartung E[ρ|pA] ∈ [ρL, ρH ] zula¨ssig, d.h. Unternehmen B kann Typ H, bzw. Typ L
von A jede beliebige Wahrscheinlichkeit zwischen Null und Eins zuordnen.
Separierendes Gleichgewicht
Ein separierendes Gleichgewicht ist charakterisiert durch das Preispaar pHA , p
L
A, mit
pHA 6= pLA, sodass das Unternehmen B aus dem Preis, den Unternehmen A setzt,
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auf das wahre Schadensrisiko schließen kann: E[ρ|pHA ] = ρH und E[ρ|pLA] = ρL.
Des Weiteren sei die Erwartung außerhalb des Gleichgewichts, d.h. fu¨r Preise pA 6=
pHA , p
L
A , E[ρ|pA] = ρL. Diese Erwartung folgt aus dem intuitiven Kriterium von Cho,
Kreps (1987), das eine Verfeinerung des Gleichgewichtskonzepts darstellt und zur
Identifizierung eines eindeutigen Gleichgewichts beno¨tigt wird. Hierauf wird weiter
unten na¨her eingegangen.
Falls das tatsa¨chliche Schadensrisiko gering ist, ρL, resultieren aus (5.4) und
(5.3) die Preise und Mengen
pLA =
3
2
τ + ρLL, pLB =
5
4
τ + ρLL (5.5)
xLA =
3
8
, xLB =
5
8
,
und die Gewinne
piLA =
9
16
τ , piLB =
25
32
τ .
Falls das tatsa¨chliche Schadensrisiko hoch ist, ρH , resultieren entsprechend die Preise
und Mengen
pHA =
3
2
τ + ρHL, pHB =
5
4
τ + ρHL
xHA =
3
8
, xHB =
5
8
,
und die Gewinne
piHA =
9
16
τ , piHB =
25
32
τ .
Die so ermittelten Preise seien als
”
Vollinformationspreise” bezeichnet, da sie im
Gleichgewicht resultieren wu¨rden, wenn Unternehmen B das Ergebnis der Ermitt-
lung von Unternehmen A beobachten ko¨nnte. Wie zuvor enthalten diese Preise die
faire Pra¨mie - hier jedoch fu¨r den jeweiligen Risikotyp der Versicherten - und einen
mark-up, der durch die Differenzierung ermo¨glicht wird.
Nun ist zu u¨berpru¨fen, ob diese Preise ein separierendes Gleichgewicht konsti-
tuieren. Damit das Preispaar ein separierendes Gleichgewicht darstellt, mu¨ssen die
Strategien der jeweiligen Typen von A den Erwartungen von B entsprechen. Damit
dies zutrifft, darf Unternehmen A keinen Anreiz haben, sich so zu verhalten, als
wa¨re das Schadensrisiko hoch, falls es tatsa¨chlich gering ist, und umgekehrt. Mit
anderen Worten, falls Unternehmen A vom Typ L ist, sollte es keinen Anreiz haben,
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den optimalen Preis fu¨r Typ H zu wa¨hlen und sich somit als Typ H zu verstellen
und umgekehrt. Im separierenden Gleichgewicht muss also gelten, dass
piA(L|L) ≥ piA(H|L)
und
piA(H|H) ≥ piA(L|H)
wobei piA(i|j) den Gewinn des Unternehmens A bezeichnet, wenn das tatsa¨chliche
Schadensrisiko ρj = {H,L} betra¨gt, d.h. wenn das Unternehmen A vom Typ j ist,
und es den Preis piA, i = {H,L} setzt.
Man erha¨lt somit fu¨r die ermittelten Vollinformationspreise
piA(L|H) = (pLA− ρHL)(
1
2
− p
L
A − pB(pLA)
2τ
) =
9
16
τ − (ρH − ρL)L3
8
< piA(H|H) = piHA ,
(5.6)
dass also mit dem Vollinformationspreis pLA Typ H keinen Anreiz hat, sich als Typ
L zu verstellen (somit ist der Preis pLA selbstselektierend). Umgekehrt gilt fu¨r den
Vollinformationspreis pHA
piA(H|L) = (pHA − ρLL)(
1
2
− p
H
A − pB(pHA )
2τ
) =
9
16
τ + (ρH − ρL)L3
8
> piA(L|L) = piLA,
sodass dieser Preis fu¨r die Typen von A nicht selbstselektierend ist. Fu¨r das sepa-
rierende Gleichgewicht muss daher ein Preis pH∗A ermittelt werden, fu¨r den
piA(L|L) = piA(H|L) (5.7)
gilt, und zudem muss sichergestellt sein, dass fu¨r diesen so ermittelten Preis pH∗A
auch pLA so gewa¨hlt wird, dass weiterhin
piA(H|H) ≥ piA(L|H)
gilt.
Dabei ist (5.7) die Selbstselektionsbedingung, die den Preis pH∗A von Typ H so
festlegt, dass Typ L keinen Anreiz hat, sich als Typ H zu verstellen. Diese Bedingung
wird im Gleichgewicht mit Gleichheit erfu¨llt sein7 und ist a¨quivalent zu
9
16
τ = (pH∗A − ρLL)(
1
2
− p
H∗
A − pB(pHA )
2τ
) = (pH∗A − ρLL)(
1
2
− p
H∗
A − ( τ+p
H∗
A +ρ
HL
2
)
2τ
).
7Falls die Bedingung nicht bindet, kann der Gewinn von Typ H gesteigert werden, ohne dass
die Bedingung verletzt ist.
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Abbildung 5.2: Gewinn von Unternehmen A
Dies ist eine quadratische Gleichung in pH∗A mit den Lo¨sungen
pH∗A 1,2 =
3
2
τ +
ρH + ρL
2
L±
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
2
.
Nun kann durch Vergleich der entsprechenden Preise8 verifiziert werden, dass
pH∗A1 < p
L
A < p
H
A < p
H∗
A2
gilt. Grafisch sind diese Preise in Abb. 5.2 dargestellt. Das Maximum von piA(H|L)
wird bei
pLA < p =
3
2
τ +
L(ρH + ρL)
2
< pHA
erreicht und betra¨gt
maxpiA(H|L) =
(
3τ + L(ρH − ρL))2
16τ
.
8Zum einen gilt pHA > p
L
A und zum anderen
pH∗A 1 =
3
2
τ+
ρH + ρL
2
L−
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
2
<
3
2
τ+
ρH + ρL
2
L−L(ρ
H − ρL)
2
=
3
2
τ+ρLL = pLA
und
pH∗A 2 =
3
2
τ+
ρH + ρL
2
L+
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
2
>
3
2
τ+
ρH + ρL
2
L+
L(ρH − ρL)
2
=
3
2
τ+ρHL = pHA .
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Fu¨r Typ H kommt nur der Preis pH∗A2 in Frage (siehe Abb. 5.2).
Falls also das tatsa¨chliche Schadensrisiko hoch ist, ρH , ist der entsprechende
selbstselektierende Preis im Vergleich zum Vollinformationspreis nach oben verzerrt.
Des Weiteren resultiert fu¨r den Preis von Unternehmen B
pH∗B (p
H∗
A ) =
5
4
τ +
(3ρH + ρL)L
4
+
1
4
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ . (5.8)
Auch hier kann man sich vergewissern, dass dieser ho¨her ist als der Vollinformati-
onspreis, pH∗B > p
H
B .
9
Fu¨r die Marktanteile und Gewinne von Unternehmen A resultieren entsprechend
xLA =
3
8
= x0A und
xH∗A =
3
8
− 1
8τ
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)
< x0A,
piLA =
9
16
τ = pi0A und
piH∗A =
9
16
τ − 1
16τ
(
L(ρH − ρL)−
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
)2
< pi0A. (5.9)
Nun kann man sich durch Vergleich der entsprechenden Gewinne vergewissern, dass
auch bei pH∗A Typ H keinen Anreiz hat Typ L zu imitieren, d.h. es gilt (siehe (5.6)
fu¨r piA(L|H))
piA(L|H) < piH∗A = piA(H|H),
Somit ist das eindeutige separierende Gleichgewicht durch das Preispaar
pLA =
3
2
τ + ρLL
pH∗A =
3
2
τ +
ρH + ρL
2
L+
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
2
(5.10)
charakterisiert.
9
pH∗B (p
H∗
A ) =
5
4
τ +
(3ρH + ρL)L
4
+
1
4
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ >
5
4
τ +
(3ρH + ρL)L
4
+
1
4
L(ρH − ρL) = 5
4
τ + ρHL = pHB (p
H
A )
187
Das so ermittelte Gleichgewicht ist das einzige, das nach dem intuitiven Krite-
rium von Cho, Kreps (1987) verbleibt, und erkla¨rt die Außergleichgewichtserwar-
tung, die zu Beginn gestellt wurde. Das Kriterium dient dazu, mit geeigneten au-
ßergleichgewichtigen Erwartungen diejenigen Gleichgewichte, die aus der Sicht der
beteiligten Akteure nicht rational sind, auszuschließen. Das Konzept besagt, dass
B fu¨r jeden Preis pA außerhalb des Gleichgewichts die Erwartung E[ρ|pA] = ρH
bilden muss, falls dieser Preis pA fu¨r Typ L, jedoch nicht fu¨r Typ H eine gleich-
gewichtsdominierte Strategie ist. Dabei ist eine Strategie gleichgewichtsdominiert,
falls sie - selbst bei den gu¨nstigsten Erwartungen fu¨r den jeweiligen Typ von A -
einen strikt kleineren Gewinn erzielt als die Gleichgewichtsstrategie. Streng genom-
men ko¨nnen Preise pH′A > p
H∗
A (welche die Bedingung piA(L|L) > piA(H|L) erfu¨llen)
ebenfalls ein separierenden Gleichgewicht sein, wenn B bei einer Abweichung von
A vom Preis pH′A von E[ρ|pA 6= pH′A ] = ρL ausgeht. Diese Gleichgewichte erfu¨llen
jedoch nicht das intuitive Kriterium, da jeder Preis pA ∈ (pH∗A , pH′A ) von Typ L mit
Sicherheit nicht gewa¨hlt wu¨rde, da sich L mit pLA strikt besser stellt (siehe Abb.
5.2), jedoch von Typ H zu pH′A pra¨feriert wird. D.h, wenn A vom Preis p
H′
A zum Preis
pA ∈ (pH∗A , pH′A ) abweicht, kann diese Abweichung nur vom Typ H kommen, sodass
fu¨r B E[ρ|pA 6= pH′A ] = ρH gelten muss. Damit sind die außergleichgewichtigen Er-
wartungen, welche jedes Gleichgewicht pH′A > p
H∗
A aufrechterhalten, nicht rational.
Nur das Gleichgewicht pH∗A (dabei gilt gerade piA(L|L) = piA(H|L)) kann mit dem
intuitiven Kriterium nicht ausgeschlossen werden. Umgekehrt muss die Erwartung
fu¨r jeden Preis außerhalb des Gleichgewichts E[ρ|pA] = ρL entsprechen, da fu¨r jede
nicht-gleichgewichtsdominierte Abweichung zu einem beliebigen Preis pA von Typ
H (pi(pA, H, ρ
H) > pi(pH∗A , H, ρ
H) = piH∗A ) Typ L einen Anreiz hat, diese zu imitieren
(pi(pA, L, ρ
H) = pi(H|L) > pi(H|L)|pH∗A = pi(pH∗A , L, ρL) = piLA ) (siehe hierfu¨r auch
Overgaard (1993)).
Bezu¨glich der resultierenden Gewinne kann Folgendes festgehalten werden:
Fu¨r Unternehmen A ist die Signalisierung des tatsa¨chlichen Schadensrisikos,
falls dieses hoch ist, gewinnmindernd und insgesamt gilt somit, dass der erwartete
Gewinn von Unternehmen A mit dem separierenden Gleichgewicht geringer ist als
in der Ausgangssituation,
E[piSA] = ηLpi
L
A + (1− ηL)piH∗A < pi0A.
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Fu¨r Unternehmen B gilt
piLB(p
L
A) =
25
32
τ und
piH∗B (p
H∗
A ) =
(
5τ +
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)2
32τ
> piHB =
25
32
τ (5.11)
und somit ist der erwartete Gewinn aus dem separierenden Gleichgewicht gro¨ßer als
in der Ausgangssituation,
E[piSB] = ηLpi
L
B + (1− ηL)piH∗B > pi0B. (5.12)
Die Implikationen dieser Ergebnisse fu¨r die erste Stufe des Spiels sind im Folgenden
zusammengefasst:
Lemma 19
Wenn die Individuen im Schadensrisiko homogen sind, Unternehmen B die Ent-
scheidung von Unternehmen A u¨ber die Ermittlung des tatsa¨chlichen Schadensrisikos
sowie den Preis von Unternehmen A, jedoch nicht das Ergebnis der Ermittlung (das
tatsa¨chliche Schadensrisiko) beobachten kann, gilt:
Falls in Stufe 1 des Spiels Unternehmen A erwartet, dass mit Ermittlung des
wahren Schadensrisikos ein separierendes Gleichgewicht resultieren wird, so wird es
diese Ermittlung nicht durchfu¨hren.
Hieraus folgt unmittelbar auch
Folgerung 5.1
Wenn die Individuen im Schadensrisiko homogen sind und das tatsa¨chliche Scha-
densrisiko Unternehmen A bereits bekannt ist, hat dieses Unternehmen einen An-
reiz, bevor es seinen Preis setzt, das Ergebnis seiner Ermittlung glaubhaft an B zu
kommunizieren.
Des Weiteren ist es interessant, den erwarteten Gesamtgewinn beider Unterneh-
men im separierenden Gleichgewicht mit demjenigen in der Ausgangssituation zu
vergleichen. Man erha¨lt
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Lemma 20
Der erwartete Gesamtgewinn beider Unternehmen ist im separierenden Gleich-
gewicht gro¨ßer als in der Ausgangssituation
E[piSA] + E[pi
S
B] > pi
0
A + pi
0
B
Beweis: Fu¨r den erwarteten Gesamtgewinn im separierenden Gleichgewicht gilt
E[piSA] + E[pi
S
B] = ηL(pi
L
A + pi
L
B) + (1− ηL)(piH∗A + piH∗B )
Aus der obigen Analyse wurde fu¨r die jeweiligen Gewinne, falls das wahre Schadens-
risiko gering ist, gezeigt, dass piLA = pi
0
A =
9
16
τ und piLB = pi
0
B =
25
32
τ gilt. Falls das
wahre Schadensrisiko hoch ist, gilt aus (5.9) und (5.11)
piH∗A + pi
H∗
B =
9
16
τ − 1
16τ
(
L(ρH − ρL)−
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
)2
+
(
5τ +
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)2
32τ
=
9
16
τ − 1
16τ
(
L(ρH − ρL)−
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
)2
+
25
32
τ +
5
16
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)
+
1
32τ
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)2
=
9
16
τ +
25
32
τ − 1
32τ
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)2
+
5
16
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)
Dies ist wiederum a¨quivalent zu
piH∗A + pi
H∗
B = pi
0
A + pi
0
B + α
wobei
α = − 1
32τ
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)2
+
5
16
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)
=
(√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL)
)
32τ
·(
10τ −
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ + L(ρH − ρL)
)
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Der erste Term ist positiv aufgrund von√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ − L(ρH − ρL) >
√
L2(ρH − ρL)2 − L(ρH − ρL) = 0
Der zweite Term ist ebenfalls positiv, und um dies zu zeigen, wird das Gegenteil
unterstellt:
10τ −
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ + L(ρH − ρL) < 0⇔
10τ + L(ρH − ρL) <
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ ⇔
100τ 2 + 20τL(ρH − ρL) + L2(ρH − ρL)2 < L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ ⇔
100τ 2 + 20τL(ρH − ρL) < L(ρH − ρL)6τ ⇔
100τ 2 + 14τL(ρH − ρL) < 0
Offensichtlich ist dies ein Widerspruch, sodass
10τ −
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ + L(ρH − ρL) > 0
gelten muss. Somit ist α > 0 und es gilt piH∗A +pi
H∗
B > pi
0
A+pi
0
B, so dass E[pi
S
A]+E[pi
S
B] >
pi0A + pi
0
B.
Obwohl in einem separierenden Gleichgewicht Unternehmen B mehr gewinnt als
A verliert, wird eine Erho¨hung des Gesamtgewinns beider Unternehmen dadurch
verhindert, dass A die Ermittlung des wahren Schadensrisikos nicht durchfu¨hren
wird. Auch wenn sich B durch diese Entscheidung schlechter stellt als in einem
separierenden Gleichgewicht, kann B dieses Ergebnis nicht beeinflussen - seine beste
Anwtort auf p0A bleibt der Preis p
0
B.
Pooling Gleichgewicht
In einem Pooling Gleichgewicht setzt Unternehmen A denselben Preis pPA unabha¨ngig
davon, ob das tatsa¨chliche Schadensrisiko hoch oder gering ist. Da der Preis somit
keinerlei Information u¨ber das tatsa¨chliche Schadensrisiko entha¨lt, ist die entspre-
chende a posteriori Erwartung von Unternehmen B identisch mit seiner a priori Er-
wartung E[ρ|pPA] = ρ0. Die außergleichgewichtige Erwartung sei E[ρ|pA 6= pPA] = ρL.
Bezeichnet man den mit diesem Preis pPA resultierenden Gewinn von Unterneh-
men A, falls das tatsa¨chliche Schadensrisiko hoch (gering) ist, mit piHPA (pi
LP
A ), so
existiert ein nicht dominiertes Pooling Gleichgewicht dann, wenn piHPA = piH∗A und
piLPA = piLA gilt, d.h., wenn Unternehmen A keinen Anreiz hat, zum separierenden
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Gleichgewicht abzuweichen. Andernfalls ist das separierende Gleichgewicht das ein-
zige Gleichgewicht. Wenn man allein dieses Dominanzkriterium betrachtet, kommt
es beim Pooling Gleichgewicht unter Umsta¨nden zu einem Kontinuum von Preisen,
welche dieses Dominanzkriterium erfu¨llen10. Dies wird im Folgenden gezeigt.
Nach dem Dominanzkriterium existiert ein Pooling Gleichgewicht dann, wenn
M = {pPA : piHPA = piH∗A und piLPA = piLA} 6= .
Zuna¨chst wird piHPA = piH∗A betrachtet. Der Gewinn des Unternehmens A im Pooling
Gleichgewicht, falls die tatsa¨chlichen Kosten hoch sind, entspricht aufgrund von
E[ρ|pPA] = ρ0 und nach Einsetzen von (5.1) und (5.3)
piHPA = (p
P
A − ρHL)
(
3
4
+
ρ0L
4τ
− p
P
A
4τ
)
.
Dies ist eine quadratische Funktion mit Maximum an der Stelle
pHPA =
L(ρH + ρ0) + 3τ
2
.
Somit lautet der maximale Gewinn, wenn die Kosten hoch sind
maxpiHPA = pi
HP
A (p
HP
A ) =
(
3τ − L(ρH − ρ0))2
16τ
.
Auch ohne diesen Gewinn mit piH∗A direkt zu vergleichen, gilt aufgrund von
lim
ρ0→ρH
piHPA (p
HP
A ) = lim
ρ0→ρH
(
3τ − L(ρH − ρ0))2
16τ
=
9
16
τ = pi0A > pi
H∗
A ,
sodass fu¨r ausreichend hohe ρ0
piHPA (p
HP
A ) > pi
H∗
A
gilt. Da diese Relation strikt ist, existiert dann ein Kontinuum von Preisen, welche
diese Bedingung erfu¨llt. Nun kann man den Gewinn des Unternehmens A im Pooling
Gleichgewicht, und falls das tatsa¨chliche Schadensrisiko gering ist, an der Stelle pHPA
berechnen,
piLPA |pHPA =
(
3τ − L(ρH − ρ0)) (L(ρH + ρ0 − 2ρL) + 3τ)
16τ
.
10Siehe fu¨r dieses Ergebnis auch Overgaard (1993), der ein a¨hnliches Signaling Spiel analysiert.
Hier weicht der Beweis von Overgaard (1993) ab.
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Man kann sich vergewissern, dass
piLPA |pHPA > pi
L
A.
gilt. Zusammengefasst gilt somit
piHPA ≥ piH∗A ⇒ piLPA > piLA
und fu¨r ausreichend hohe ρ0 besteht ein Kontinuum von Preisen, welche diese Be-
dingung erfu¨llen.
Um derartige Probleme multipler Gleichgewichte zu lo¨sen, wurden verschiede
Verfeinerungen vorgeschlagen, so zum Beispiel das intuitive Kriterium von Cho,
Kreps (1987), mit dessen Hilfe alle Pooling Gleichgewichte als gleichgewichtsdomi-
niert ausgeschlossen werden ko¨nnen. Die Argumentation ist a¨hnlich wie beim sepa-
rierenden Gleichgewicht und fu¨hrt dazu, dass die außergleichgewichtige Erwartung
E[ρ|pA 6= pPA] = ρL als nicht intuitiv erkla¨rt werden kann, womit das Pooling Gleich-
gewicht destabilisiert wird. Statt dies allgemein zu beweisen, wird hier ein anderes
Vorgehen gewa¨hlt.
Die Ursache dafu¨r, hier anders vorzugehen, liegt in der Existenz der vorgelager-
ten Stufe 1, in der sich Unternehmen A entscheidet, ob es die Ermittlung durchfu¨hren
soll oder nicht, d.h. ob es sich u¨ber das tatsa¨chliche Schadensrisiko informieren soll
oder nicht. Wenn Unternehmen A in Stufe 1 vor dieser Entscheidung steht und wenn
es daraufhin ein Pooling Gleichgewicht erwartet, wird es die Ermittlung genau dann
durchfu¨hren, wenn der erwartete Gewinn im Pooling Gleichgewicht mindestens so
groß ist, wie der erwartete Gewinn ohne Ermittlung. Andernfalls wird Unterneh-
men A die Ermittlung des tatsa¨chlichen Schadensrisikos unterlassen. Also kommen
nur solche Preise fu¨r ein Pooling Gleichgewicht in Frage, die diese Bedingung eines
nicht-kleineren erwarteten Gewinns mit Ermittlung, E[piPA] = pi0A, erfu¨llen. Aus der
ex ante (in Stufe 1) Perspektive von Unternehmen A entspricht der Preis, der in
einem Pooling Gleichgewicht den ho¨chsten erwarteten Gewinn erreichen kann,
pPA ∈ argmaxE[piPA(pA)] = ηL · piLPA (pA) + (1− ηL) · piHPA (pA).
Fu¨r den ex ante erwarteten Gewinn mit Ermittlung als Funktion des Pooling Preises
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pPA erha¨lt man
E[piPA(pA)] = ηL · (pA − ρLL)(
1
2
− pA − pB(pA)
2τ
)
+(1− ηL) · (pA − ρHL)(
1
2
− pA − pB(pA)
2τ
)
= (pA − ρ0L)(
1
2
− pA − pB(pA)
2τ
).
Aufgrund von E[ρ|pPA] = ρ0 und (5.3) entspricht dies genau dem erwateten Gewinn
ohne Ermittlung als Funktion des Preises
E[piPA(pA)] = pi
0
A(pA),
welcher, wie im letzten Abschnitt gezeigt wurde, ein globales Maximum an der Stelle
pA = p
0
A und denWert pi
0
A hat. Umgekehrt, fu¨r jeden Preis pA 6= p0A , gilt E[piPA(pA)] =
pi0A(pA) < pi
0
A und Unternehmen A entscheidet sich gegen Ermittlung. Das einzige
Pooling Gleichgewicht, das also in Frage kommt, ist somit pPA = p
0
A.
Dieses Gleichgewicht dominiert das separierende Gleichgewicht, wenn piLPA = piLA
und piHPA = piH∗A gelten. Dies ist a¨quivalent zu
9
16
τ +
3
8
L(ρ0 − ρL) = piLPA (p0A) = piLA =
9
16
τ
und
9
16
τ− 3
8
(ρH−ρ0)L = 9
16
τ− 1
16τ
(
L(ρH − ρL)−
√
L2(ρH − ρL)2 + L(ρH − ρL)6τ
)2
.
Die erste Bedingung ist strikt erfu¨llt. Die zweite Bedingung ist dann erfu¨llt, wenn
ρ0 ausreichend groß ist.
Nun kann man zeigen, dass das intuitive Kriterium von Cho, Kreps (1987) dieses
Gleichgewicht pPA = p
0
A ausschließt. Das Vorgehen ist analog zu Overgaard (1993).
Im Pooling Gleichgewicht, in dem E[ρ|p0A] = ρ0 und E[ρ|pA 6= p0A] = ρL gilt, betra¨gt
der Gewinn von Unternehmen A, wenn es vom Typ L ist,
piA(p
0
A, L, E[ρ|p0A] = ρ0) = piLPA =
(p0A − ρLL)
4τ
(3τ − p0A + ρ0L).
Nun kann man einen Preis p′A > p
0
A wa¨hlen, fu¨r den
piA(p
0
A, L, E[ρ|p0A] = ρ0)− piA(p′A, L, E[ρ|p′A] = ρH) = 0 (5.13)
⇔ (p
0
A − ρLL)
4τ
(3τ − p0A + ρ0L)−
(p′A − ρLL)
4τ
(3τ − p′A + ρHL) = 0
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gilt. Aufgrund von
(p0A − ρLL)
4τ
<
(p′A − ρLL)
4τ
folgt auch, dass
3τ − p0A + ρ0L > 3τ − p′A + ρHL. (5.14)
Nun kann man das Vorzeichen von
piA(p
0
A, H,E[ρ|p0A] = ρ0)− piA(p′A, H,E[ρ|p′A] = ρH)
⇔ (p
0
A − ρHL)
4τ
(3τ − p0A + ρ0L)−
(p′A − ρHL)
4τ
(3τ − p′A + ρHL)
dadurch bestimmen, indem man davon (5.13) abzieht. Man erha¨lt hierfu¨r
(ρHL− ρLL) ((3τ − p′A + ρHL)− (3τ − p0A + ρ0L)) < 0
aufgrund von (5.14). Sodass
piA(p
0
A, H,E[ρ|p0A] = ρ0)− piA(p′A, H,E[ρ|p′A] = ρH) < 0
resultiert. Typ L wu¨rde selbst bei der gu¨nstigsten Erwartung E[ρ|p′A] = ρH vom
Pooling Gleichgewicht gerade nicht abweichen.11 Nach dem intuitiven Kriterium
folgt fu¨r Unternehmen B die Erwartung E[ρ|p′A] = ρH . Typ H wiederum stellt sich
durch die Abweichung vom Pooling Gleichgewicht besser. Somit wird das das Pooling
Gleichgewicht p0A eliminiert.
Falls ρ0 zu klein ist, existiert kein dominantes Pooling Gleichgewicht (piHPA <
piH∗A ), falls ρ
0 ausreichend groß ist und ein dominantes Pooling Gleichgewicht existiert
(piHPA = piH∗A ), wird dieses durch das intuitive Kriterium von Cho, Kreps (1987)
eliminiert und es verbleibt das separierende Gleichgewicht als einziges Gleichgewicht.
Auch wenn dieses Kriterium ausreicht, um fu¨r den Fall, dass die Ermittlung
stattfindet, ein eindeutiges Gleichgewicht zu finden, fu¨hrt es per Definition da-
zu, dass eine dominante Lo¨sung, die von beiden Typen von A pra¨feriert wu¨rde
- na¨mlich piHPA = piH∗A und piLPA = piLA - ausgeschlossen wird. Overgaard (1993)
schla¨gt als Lo¨sung dieses Problems das sog.
”
Kriterium A” vor. Mit dessen Hilfe
la¨sst sich die pessimistische außergleichgewichtige Erwartung E[ρ|pA 6= pH∗A ] = ρL,
11Das intuitive Kriterium wird mit strenger Ungleichheit definiert. Diese erha¨lt man jedoch
indem man einen Preis beliebig nah an p′A wa¨hlt.
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die zwangsla¨ufig zum separierenden Gleichgewicht fu¨hrt, vermeiden. Mit dieser au-
ßergleichgewichtigen Erwartung wa¨hlt Typ H den Preis pH∗A , weil er zu jedem ande-
ren Preis fu¨r Typ L gehalten und entsprechend
”
bestraft” wird. Mit dem Kriterium
A kann stattdessen ein eindeutiges Pooling Gleichgewicht ermo¨glicht werden, wenn
damit das Optimierungsproblem
max
pPA
piHPA
s.t. piLPA = piLA
piHPA = piH∗A
E[piPB] = E[piSB]
gelo¨st wird. Die letzte Bedingung erfordert, dass Unternehmen B im Pooling Gleich-
gewicht einen ho¨heren erwarteten Gewinn macht, als im separierenden Gleichge-
wicht. Wenn sich also im Pooling Gleichgewicht nicht nur A, sondern auch B
besser stellt als mit dem separierenden Gleichgewicht, dann ist die pessimisti-
sche, fu¨r das separierende Gleichgewicht außergleichgewichtige Erwartung von B
E[ρ|pA 6= pH∗A ] = ρL, mit der ein beliebiges Pooling Gleichgewicht unstabil wird, aus
der Sicht des B nicht mehr rational.
Im hier betrachteten Spiel muss auch die von Overgaard (1993) vorgeschlagene
Verfeinerung nicht explizit durchgefu¨hrt, sondern lediglich fu¨r das einzige aus ex
ante Sicht in Frage kommende Pooling Gleichgewicht pPA = p
0
A u¨berpru¨ft werden.
Die letzte Bedingung E[piPB] = E[piSB] ist nicht erfu¨llt, da (siehe (5.12))
E[piPB] = pi
0
B < E[pi
S
B]
gilt. Erinnert man sich an den Grund, aus dem diese Bedingung gestellt wurde,
na¨mlich um auszuschließen, dass B aus der Beobachtung des Preises die pessimi-
stische Erwartung E[ρ|pA 6= pH∗A ] = ρL bildet, wenn B bereits weiß, dass A u¨ber
das wahre Schadensrisiko informiert ist, muss man also feststellen, dass diese Be-
dingung an den erwarteten Gewinn von B auch in diesem Spiel, trotz der Existenz
von Stufe 1, fu¨r die Ermo¨glichung eines Pooling Gleichgewichts beno¨tigt wird. Das
ermittelte Pooling Gleichgewicht, das aus ex ante Sicht als einziges in Frage kommt,
erfu¨llt somit nicht das Kriterium von Overgaard (1993). Das Entscheidende ist je-
doch, dass das Unternehmen A, selbst wenn das Pooling Gleichgewicht existieren
wu¨rde, zwischen diesem Pooling Gleichgewicht und der Unterlassung einer Ermitt-
lung gerade indifferent wa¨re. Sobald die Ermittlung positive fixe Kosten verursacht,
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ist die Unterlassung der Ermittlung die dominante Strategie. Diese Ergebnisse sind
im Folgenden zusammengefasst:
Lemma 21
Das einzige Pooling Gleichgewicht, das aus ex ante Sicht fu¨r Unternehmen A in
Frage kommt,
1. bringt keinen gro¨ßeren erwarteten Gewinn als bei Verzicht auf die Ermittlung
des wahren Schadensrisikos,
2. erfu¨llt nicht die Kriterien von Cho, Kreps (1987) und Overgaard (1993),
und somit kann dieses Pooling Gleichgewicht ausgeschlossen werden.
Fasst man die Ergebnisse aus Lemma 19 und Lemma 21 zusammen, so ergibt
sich
Proposition 22
Wenn die Individuen bezu¨glich ihres Schadensrisikos homogen sind und Unterneh-
men B die Entscheidung des Unternehmens A u¨ber die Ermittlung sowie den Preis
von A, jedoch nicht das Ergebnis der Ermittlung (das tatsa¨chliche Schadensrisiko)
beobachten kann, hat A keinen Anreiz eine Ermittlung des tatsa¨chlichen Schadens-
risikos durchzufu¨hren.
Wie zuvor zu sehen war (siehe Lemma 20), wird durch diese Entscheidung eine
Erho¨hung des Gesamtgewinns verhindert.
5.3.3 Diskussion und Erweiterungen
Nun sind verschiedene Variationen dieses Spiels denkbar, die sich je nach Informa-
tionsumfeld ergeben. Wenn man im betrachteten Spiel die Konsumenten als weitere
Spieler hinzufu¨gt und beru¨cksichtigt, dass sie gegebenenfalls u¨ber die Offenbarung
bestimmter Informationen entscheiden ko¨nnen, a¨ndert sich nichts im Ergebnis. Un-
abha¨ngig davon, ob sie diese Informationen offenbaren oder nicht, hat Unternehmen
A keinen Anreiz davon Gebrauch zu machen.12
12Der Vollsta¨ndigkeit halber sei hier das Verhalten der Individuen erwa¨hnt. Falls alle Individuen
ihr tatsa¨chliche Schadensrisiko nicht kennen, werden sie keine Informationen offenbaren. Wu¨rde
Unternehmen A na¨mlich von seiner dominanten Strategie abweichen und trotz allem die Ermitt-
lung durchfu¨hren, resultiert nach dieser Ermittlung und bei freier Verfu¨gbarkeit der Informationen
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Man ko¨nnte des Weiteren untersuchen, was passieren wu¨rde, wenn man das
Spiel dahingehend a¨ndert, dass Unternehmen B nicht mehr beobachten kann, ob
Unternehmen A die Ermittlung des wahren Schadensrisikos durchfu¨hrt.13 Die Infor-
mationsmenge von B umfasst nun auch die Strategie von A in Stufe 1, sodass es
nicht nur Erwartungen bezu¨glich des Ergebnisses der Ermittlung bilden muss, son-
dern auch daru¨ber, ob die Ermittlung u¨berhaupt stattgefunden hat. Das Vorgehen
zur Lo¨sung dieses Spiels ist wie unter Abschnitt 5.3.2, wird hier jedoch nicht explizit
durchgefu¨hrt.
Auch hier wird B in Stufe 4 seinen Preis unter der Beru¨cksichtigung des Preises
von A und seinen Erwartungen u¨ber die wahren Kosten setzen, sodass die optimale
Reaktion von B weiterhin (5.3) lautet. In der zweiten Stufe setzt A seinen optimalen
Preis, gegeben das ihm bekannte Schadensrisiko, wobei hier die Mo¨glichkeit hinzu-
kommt, dass A zuvor die Ermittlung unterlassen hat und daher weiterhin von ρ0
ausgeht. Somit kann A, abha¨ngig von der Entscheidung u¨ber die Ermittlung und
vom Ergebnis dieser Ermittlung, einen von drei Typen ρi, i = {H,L, 0} annehmen.
Im Gleichgewicht muss B zu der zuvor gewa¨hlten Strategie von A konsistente Erwar-
tungen bilden. In einem separierenden Gleichgewicht kann B aus dem beobachteten
Preis mit Sicherheit auf den Typ des A schließen, sodass bei pHA 6= pLA 6= p0A im
Gleichgewicht E[ρ|pHA ] = ρH , E[ρ|pLA] = ρL, E[ρ|p0A] = ρ0 gelten muss. Damit diese
Erwartungen von B konsistent sind, mu¨ssen die Preise von A jedoch die Bedingungen
piA(i|i) ≥ piA(j|i), i 6= j ∈ {H,L, 0}
erfu¨llen. Im Abschnitt 5.3.2, separierendes Gleichgewicht, wurde gezeigt, dass der
gleichgewichtige Preis von Typ H im Vergleich zum Vollinformationspreis nach oben
ein erwarteter Preis von ηLpLA + (1− ηL)pH∗A > p0A , welcher selbst risikoneutrale Kunden schlech-
ter stellt. Somit ist fu¨r die Kunden die Einbehaltung der Informationen eine schwach dominante
Strategie.
Falls alle Individuen das tatsa¨chliche Schadensrisiko kennen, werden sie nur dann die Informa-
tionen offenbaren, wenn dieses gering ist.
Falls einige Individuen das tatsa¨chliche Schadensrisiko kennen, wa¨hrend andere es nicht kennen,
werden nur die Informierten und nur dann, wenn dieses gering ist, die Informationen offenbaren.
Wie bereits deutlich wurde, ist das Verhalten der Individuen fu¨r das Ergebnis in diesem Spiel
vo¨llig irrelevant. Dies trifft jedoch nicht zu, wenn die Individuen bezu¨glich ihres Schadensrisikos
heterogen sind. Im na¨chsten Abschnitt wird daher ihr Verhalten explizit beru¨cksichtigt.
13Dies wu¨rde zum Beispiel eintreten, wenn B nicht beobachten kann, ob A risikorelevante Infor-
mationen von den Individuen verlangt und diese zur Preissetzung verwendet.
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verzerrt werden muss, um sicherzustellen, dass Typ L keinen Anreiz hat, diesen Preis
zu setzen. Diese Verzerrung wirkt gewinnmindernd fu¨r Typ H, sodass sich insgesamt
im Vergleich zur Ausgangssituation das Signalisieren des wahren Schadensrisikos
nachteilig fu¨r das Unternehmen A auswirkt. Dagegen wurde gezeigt, dass Unterneh-
men B von dieser Informationsasymmetrie profitiert - der erwartete Gewinn von B
im separierenden Gleichgewicht ist ho¨her als in der Ausgangssituation.
Wenn die Entscheidung u¨ber die Ermittlung unbeobachtbar ist, kommt Typ 0
hinzu und fu¨r das separierende Gleichgewicht muss sein Preis nach oben verzerrt
werden, damit Typ L keinen Anreiz hat diesen zu imitieren. Der Preis von Typ
H muss ebenfalls nach oben verzerrt werden, damit sichergestellt ist, dass Typ 0
keinen Anreiz hat Typ H zu imitieren. Diese Verzerrung verursacht Kosten fu¨r die
entsprechenden Typen, sodass unabha¨ngig davon, ob A die Ermittlung tatsa¨chlich
durchfu¨hrt oder nicht, insgesamt sein erwarteter Gewinn aus diesem separierenden
Gleichgewicht kleiner sein wird als in einer Situation, in der die Option der Er-
mittlung erst gar nicht besteht (Ausgangssituation).14 Bezeichnet man die fu¨r das
separierende Gleichgewicht optimalen Preise mit pLA, p̂
0
A, p̂
H
A und die entsprechenden
Gewinne mit piLA = (p
L
A, ρ
L, L), pi0A = piA(p̂
0
A, ρ
0, 0) und piHA = piA(p̂
H
A , ρ
H , H), ist der
erwartete Gewinn von Unternehmen A, falls es ermittelt ηLpi
L
A + (1− ηL)piHA < pi0L,
und falls es nicht ermittelt, pi0A < pi
0
A.
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Dagegen wird, wie im zuvor analysierten Spiel, Unternehmen B von der Informa-
14Dies kann auch ohne explizite Berechung der gleichgewichtigen Preise - diese seien mit pLA, p̂
0
A,
p̂HA bezeichnet - gezeigt werden. Bezu¨glich der Bezeichnungen sei noch mal daran erinnert, dass
piA(i|j) der Gewinn von Typ j ist, wenn er vorta¨uschen kann Typ i zu sein - d.h., wenn er den
Preis piA wa¨hlt und die Erwartung von B E[ρ|piA] = ρi entspricht. Es gilt
piA(0|L) = piA(p̂0A, ρ0, L) > piA(p̂0A, ρ0, 0) = piA(0|0),
piA(H|0) = piA(p̂HA , ρH , 0) > piA(p̂HA , ρH ,H) = piA(H|H),
da bei gegebenem Preis p̂0A (bzw. p̂
H
A ) und Erwartung des B E[ρ|p̂0A] = ρ0 (bzw. E[ρ|p̂HA ] = ρH), also
bei gegebenem Marktanteil, der Gewinn des A gro¨ßer ist, wenn die tatsa¨chlichen Kosten kleiner
sind, d.h. wenn der wahre Typ von A L und nicht 0 (bzw. 0 und nicht H) ist.
Zusammen mit den Selbstselektionsbedingungen piA(L|L) ≥ piA(0|L) und piA(0|0) ≥ piA(H|0)
folgt daraus
piA(L|L) > piA(0|0) > piA(H|H),
wobei piA(L|L) = piLA = 916τ den Gewinn mit dem Vollinformationspreis pLA darstellt, welcher dem
Gewinn in der Ausgangssituation pi0A entspricht. Daher ergibt sich auch hier E[pi
S
A] < pi
0
A.
15Unternehmen A wird die Ermittlung durchfu¨hren, falls mit den im separierenden Gleichgewicht
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tionsasymmetrie profitieren und sein erwarteter Gewinn ist somit im separierenden
Gleichgewicht ho¨her als in der Ausgangssituation.
In einem Pooling Gleichgewicht, in dem der Preis keinerlei Information u¨ber
das Schadensrisiko entha¨lt, pHA = p
L
A = p
P
A, entspricht die Erwartung von B der
a priori Erwartung E[ρ|pHA ] = ρ0. Wie zuvor wird sich ein Pooling Gleichgewicht
mit geeigneten Kriterien zur Verfeinerung des perfekten Bayes Gleichgewichts außer
Kraft setzen lassen. Das separierende Gleichgewicht wird das einzige Gleichgewicht
bleiben.
Wa¨hrend also im zuvor analysierten Spiel, bei dem B die Entscheidung von A
u¨ber die Ermittlung des wahren Schadensrisiko beobachtet, A die Gewinnminderung
vermeiden kann, indem es die Ermittlung unterla¨sst, kann A in dieser Variation des
Spiels, bei der B nicht direkt beobachten kann, ob A das tatsa¨chliches Schadensrisiko
ermittelt oder nicht, eine Gewinnminderung nicht verhindern. Daraus ergibt sich
Folgerung 5.2
Wenn die Individuen im Schadensrisiko homogen sind und Unternehmen B we-
der die Ergebnisse einer Ermittlung durch Unternehmen A, noch dessen Entschei-
dung u¨ber eine solche Ermittlung, jedoch den von A gesetzten Preis beobachten kann,
hat A einen Anreiz
- die Ermittlung nicht durchzufu¨hren, wenn es B u¨ber diese Entscheidung glaub-
haft informieren kann, womit der Gewinn der Ausgangssituation bleibt;
oder, falls dies nicht mo¨glich ist,
- die Ermittlung durchzufu¨hren, wenn es die Ergebnisse dieser Ermittlung glaub-
haft an B kommunizieren kann, womit der Gewinn unabha¨ngig vom tatsa¨chlichen
Schadensrisiko dem Gewinn in der Ausgangssituation entspricht.
Andernfalls stellt sich A mit oder ohne Ermittlung schlechter als in der Aus-
gangssituation.
Nun kann man diese bisherigen Ergebnisse in Verbindung setzen mit den zu
Beginn erwa¨hnten alternativen Interpretationen der fu¨r die Versicherer in Betracht
kommenden Informationen. Falls fu¨r die Ermittlung des wahren Schadensrisikos sol-
che Informationen verwendet werden sollen, die nur mit Hilfe von U¨berwachungs-
optimalen Preisen pLA, p̂
0
A, p̂
H
A
ηLpi
L
A + (1− ηL)piHA > pi0A
gilt. Dies wird hier nicht weiter verfolgt.
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technologien im Fahrzeug gesammelt werden ko¨nnen, dann ist aus Folgerung 5.2
auf die erste Verhaltensoption zu schließen, da die Unternehmen in der Regel be-
obachten ko¨nnen, ob ein Konkurrent fu¨r seine Vertra¨ge (bzw. in seinen Vertra¨gen)
U¨berwachungsdaten verlangt oder nicht. Mit der Tatsache, dass A bestimmte Infor-
mationen nachweislich nicht sammelt, eru¨brigt sich die Frage nach der Ermittlung
des tatsa¨chlichen Schadensrisikos aus diesen Informationen. Diese Situation ent-
spricht somit dem Spiel mit 2 Typen (Abschnitt 5.3.2) und es bleibt im Ergebnis bei
der Ausgangssituation, in der keine Ermittlung stattfindet und beide Unternehmen
vom erwarteten Schadensrisiko ausgehen.
Wenn es sich jedoch fu¨r die Ermittlung des wahren Schadensrisikos um solche In-
formationen handelt, die jeder Versicherer frei beobachten kann - wie das Geschlecht
des Individuums oder das Modell des zu versichernden Fahrzeugs, dann ist es fu¨r ein
Unternehmen wesentlich schwieriger nachzuweisen, dass es diese nicht dazu benutzt,
um das tatsa¨chliche Schadensrisiko der Individuen zu ermitteln. Falls ein solcher
Nachweis nicht mo¨glich ist, kommt es zum Spiel mit 3 Typen. Falls A davon aus-
geht, dass es die Ergebnisse einer Ermittlung (z.B. eine Studie u¨ber die Korrelation
zwischen diesen Informationen und der Unfallha¨ufigkeit) glaubhaft an B kommu-
nizieren kann, dann wird es diese Ermittlung durchfu¨hren, B an den Ergebnisse
beteiligen und die Vollinformationspreise setzen. Fu¨r A und B a¨ndern sich dann die
Gewinne nicht im Vergleich zur Ausgangssituation. Fu¨r die Individuen verschlech-
tert sich jedoch (aufgrund von Jensen’s Ungleichung und p0A = ηLp
L
A + (1− ηL)pHA )
aus ex ante Perspektive die Wohlfahrt.
Falls auch diese Informationsteilung nicht mo¨glich ist, ergibt sich fu¨r A auf jeden
Fall (unabha¨ngig davon, ob A das tatsa¨chliche Schadensrisiko ermittelt oder nicht)
eine Gewinnminderung im Vergleich zu einer Situation, in der die Informationen
erst gar nicht existieren (Ausgangssituation), und fu¨r die Konsumenten aus ex ante
Perspektive eine Wohlfahrtsverschlechterung ( p̂0A > p
0
A und ηLp
L
A + (1 − ηL)p̂HA >
p0A).
Auch wenn die Annahme, dass alle Individuen in Bezug auf ihr Schadensrisiko
identisch sind, nicht realistisch ist, werden die Ergebnisse dann interessant, wenn
man unter der betrachteten Konsumentenmenge eine bereits nach beobachtbaren
Kriterien vorkategorisierte Gruppe von Individuen versteht. Diese ko¨nnte z.B. die
Gruppe aller Frauen oder die Gruppe aller jungen Fahrer sein. Nun kann man sich
vorstellen, dass zuna¨chst die Versicherer nicht wissen, ob das durchschnittliche Ri-
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siko dieser Gruppe u¨ber oder unter dem erwarteten Schadensrisiko fu¨r die Gesamt-
bevo¨lkerung liegt, und A eine entsprechende Studie durchfu¨hren ko¨nnte, um dies
zu ermitteln. Hier wa¨re sicherlich fu¨r A ein Nachweis u¨ber den Verzicht auf die
Ermittlung gegenu¨ber den Konkurrenten viel schwieriger als die Kommunikation
der Ergebnisse aus der bereits durchgefu¨hrten Studie. Somit stehen die Resultate
des bisher betrachteten Modells nicht nur in U¨bereinstimmung damit, dass in der
Haftpflichtversicherung Risikokategorisierung nach solchen Variablen wie Geschlecht
und Alter stattfindet16, sondern auch damit, dass Kfz-Versicherungsunternehmen
die Ergebnisse ihrer Studien u¨ber den Zusammenhang dieser Variablen mit den Un-
fallha¨ufigkeiten und Unfallho¨hen vero¨ffentlichen und sogar zentral (beim GDV) in
Auftrag geben.
Im Gegensatz dazu ist die in diesem Abschnitt durchgefu¨hrte Analyse nicht
geeignet, um den bisherigen Umgang mit U¨berwachungstechnologien zu erkla¨ren.
Zum einen bieten Versicherer seit mehreren Jahren Vertra¨ge mit U¨berwachung an,
zum anderen sind Ergebnisse u¨ber die Korrelationen zwischen von U¨berwachungs-
technologien gesammelten Daten und dem Schadensrisiko nicht nur nicht o¨ffentlich
verfu¨gbar, sondern die Unternehmen scheinen darauf bedacht zu sein, die Ergebnisse
ihrer Ermittlungen geheim zu halten. Diese Beobachtung steht im Widerspruch zur
Folgerung 5.2. Hierauf wird im na¨chsten Abschnitt eingegangen, wo unter risikore-
levanten Informationen ausschließlich die Informationen zu verstehen sind, die mit
Hilfe von U¨berwachungstechnologien im Fahrzeug gesammelt werden ko¨nnen. Dabei
sei angenommen, dass die Fahrzeuge aller Individuen mit den entsprechenden U¨ber-
wachungstechnologien ausgestattet sind. So ko¨nnen sie vor Vertragsabschluss mit
einem Versicherer diesem die mit diesen U¨berwachungstechnologien gesammelten
Daten offenbaren. Wie zuvor argumentiert wurde, ist davon auszugehen, dass Kon-
kurrenten sehr wohl beobachten ko¨nnen, ob ein Versicherer fu¨r den Vertragsabschluss
oder als Vertragsgegenstand U¨berwachungsdaten verlangt. Dies entspricht im be-
trachteten Spiel der Annahme, dass die Entscheidung von A u¨ber die Durchfu¨hrung
der Ermittlung durch den Konkurrenten B beobachtbar ist, wovon im folgenden
Abschnitt ausgegangen wird.
16Dieses Ergebnis erha¨lt man bereits mit vollkommener Konkurrenz.
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5.4 Heterogene Schadensrisiken
In diesem Abschnitt werden die Annahmen dahingehend vera¨ndert, dass die In-
dividuen bezu¨glich ihres Schadensrisikos heterogen sind. Die Konsumentenmenge
besteht somit aus zwei Typen von Risiken, ρH und ρL, wobei ηL nun den Anteil
guter Risiken darstellt. Beide Risikotypen sind auf dem Intervall [0, 1] gleichver-
teilt. Auch hier ist beiden Unternehmen A und B zuna¨chst nur das durchschnittli-
che Schadensrisiko ρ0 bekannt. Fu¨r die Individuen wird ebenfalls unterstellt, dass
sie u¨ber ihr eigenes Schadensrisiko uninformiert sind und diese Tatsache den Ver-
sicherern bekannt ist.17 Die Versicherer ko¨nnen in der Ausgangssituation18, selbst
wenn die Individuen risikorelevante Informationen (Fahrtaufzeichnungen) offenba-
ren, deren tatsa¨chliches Schadensrisiko nicht feststellen, da die Versicherer ohne
die entsprechende Ermittlung u¨ber den Zusammenhang dieser Informationen mit
dem Schadensrisiko diese Informationen nicht verwenden ko¨nnen. Eine Feststellung
des tatsa¨chlichen Schadensrisikos aus Fahrtaufzeichnungen ist demnach nur dann
mo¨glich, wenn Unternehmen A zuvor die Ermittlung durchfu¨hrt, die es ihm erst
ermo¨glicht aus den risikorelevanten Informationen auf das individuelle Schadensri-
siko zu schließen. Um das Verhalten der Individuen als weiteren Spieler explizit zu
beru¨cksichtigen, werden die Stufen der Spielstruktur wie folgt gea¨ndert:
1. A entscheidet sich, ob es den Zusammenhang zwischen risikorelevanten Infor-
mationen und dem tatsa¨chlichen Schadensrisiko der Individuen ermittelt.
2. A setzt seine(n) Preis(e), pjA, j = {H,L, 0} welche abha¨ngig vom Risikotyp
des Versicherungsnehmers j = {H,L, 0} sein du¨rfen.
3. B beobachtet die Preise pjA und aktualisiert seine Erwartungen u¨ber die wah-
ren Kosten E[ρ|pjA].
4. B setzt seine(n) Preise pjB, j = {H,L, 0}
5. Individuen entscheiden sich, ob sie risikorelevante Informationen an A offen-
baren und von welchem Unternehmen sie Versicherung kaufen wollen.
17Die folgende Analyse beschra¨nkt sich somit auf beobachtbaren Informationsstatus der Indi-
viduen und einheitliche Uninformiertheit u¨ber das eigene Schadensrisiko. Auf weitere Variationen
des Informationsumfelds, wie z.B, dass alle Individuen oder nur ein Teil von ihnen das eigene
Schadensrisiko kennen oder dass der Informationsstatus nicht beobachtbar ist, wird erst in der
Diskussion der Ergebnisse eingegangen.
18Die Ausgangssituation ohne Ermittlung ist identisch mit Abschnitt 5.3.1 und wird weiterhin
mit dem Index 0 bezeichnet.
203
Auch hier kann Unternehmen B die Ergebnisse der Ermittlung, falls sich A dafu¨r
entscheidet, nicht unmittelbar beobachten. B beobachtet jedoch die Preise, welche A
setzt. Vor dem Hintergrund heterogener Schadensrisiken sind hier zwei Szenarien fu¨r
das Informationsumfeld denkbar. Im ersten Szenario (Abschnitt 5.4.1) kann Unter-
nehmen B genau beobachten, welches Preisangebot A einem bestimmten Individuum
unterbreitet. Im zweiten Szenario (Abschnitt 5.4.2) kann B zwar die Ho¨he der Preise,
die A setzt, beobachten, kann diese jedoch nicht den einzelnen Individuen zuordnen.
Wie sich im Folgenden herausstellen wird, ist diese Unterscheidung fu¨r den Ausgang
des Spiels ausschlaggebend. U¨bertragen auf den Versicherungsmarkt wird es daher
von entscheidender Bedeutung sein, ob der Kunde ein verbindliches Preisangebot
in Schriftform vom Versicherer erha¨lt, das er einem anderen Versicherer vorlegen
kann, bevor ihm dieser ebenfalls ein Preisangebot macht (erstes Szenario), oder ob
er zwar von A aufgrund von offenbarten Informationen seinen individuellen Preis
erfa¨hrt, diesen jedoch nicht nachweislich einem anderen Versicherer mitteilen kann
(zweites Szenario).19 Die gleiche Wirkung wird die Unterscheidung danach haben,
ob sich von den Konkurrenten feststellen la¨sst, welcher Preis von A fu¨r gegebene
Werte der U¨berwachungsvariablen resultiert (Szenario 1), oder ob dieser von ihnen
nicht ermittelt werden kann (Szenario 2).
5.4.1 Beobachtbare individuelle Preisangebote
Sollte Unternehmen A die Ermittlung durchfu¨hren, kann in diesem Abschnitt Unter-
nehmen B zwar nicht die Ergebnisse dieser Ermittlung selbst, jedoch den Preis, den
19Hier ko¨nnte man widersprechen und entgegenhalten, dass ein Kunde seinen Vertrag, in dem
der Preis aufgrund von U¨berwachungsdaten bereits schriftlich festgelegt ist, einem anderen Ver-
sicherer vorlegen, somit sein wahres Risiko signalisieren und gegebenenfalls in der na¨chsten Ver-
sicherungsperiode zu diesem Konkurrenten wechseln kann. Dies ist keine Inkonsistenz speziell in
den hier dargelegten Argumenten, sondern allgemein ein Problem fu¨r die statische Analyse von
Versicherungsvertra¨gen unter asymmetrischer Information bezu¨glich der Eigenschaften von Indivi-
duen. Analog ko¨nnte man beim Screening Modell einwenden, dass, nachdem ein Individuum durch
seine Wahl aus dem Vertragsmenu¨ sein Risiko offenbart, bereits in der darauf folgenden Periode
symmetrische Information herrscht, wodurch Risikokategorisierung oder U¨berwachung und deren
Analyse irrelevant werden. Ein einfaches, jedoch plausibles Gegenargument wa¨re zu behaupten,
dass das individuelle Risiko u¨ber die Versicherungsperioden hinweg nicht identisch bleibt.
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Unternehmen A anschließend jedem gegebenen Individuum anbietet, beobachten.20
Da hier die Individuen als weitere Spieler hinzukommen und daru¨ber entscheiden, ob
sie risikorelevante Informationen offenbaren wollen oder nicht, fa¨llt Unternehmen A
in der ersten Stufe seine Entscheidung auch unter Beru¨cksichtigung des optimalen
Verhaltens der Individuen, woru¨ber es eine Erwartung bildet.21 Es gilt weiterhin,
dass A jedem Individuum ein Preisangebot machen muss, unabha¨ngig davon, ob
dieses risikorelevante Informationen offenbart oder nicht.
1) A erwartet, dass alle Individuen risikorelevante Informationen of-
fenbaren werden.
Die außergleichgewichtige Erwartung von A fu¨r ein Individuum, das Informatio-
nen verweigert, sei E[ρ| keine Information] = ρH . Gegeben, dass A die Ermittlung
durchfu¨hrt, kommt es zum Spiel in Abschnitt 5.3.2. Ein Pooling Gleichgewicht exi-
stiert nicht und ein separierendes Gleichgewicht ist charakterisiert durch die Preise
(5.10) von Unternehmen A und die entsprechenden Preise (5.5) (fu¨r pLB) und (5.8)
von Unternehmen B. Die Gewinne der Unternehmen A und B sind die Erwartungs-
werte u¨ber (5.9) und (5.11)
E[piSi ] = ηLpi
L
i + (1− ηL)piH∗i , i ∈ {A,B}.
Damit die so ermittelten Preise tatsa¨chlich ein Gleichgewicht konstituieren, muss
die optimale Strategie der Individuen der Erwartung von A entsprechen, d.h. fu¨r
die so ermittelten Preise mu¨ssen alle Individuen Informationen offenbaren. Um dies
zu zeigen, sei angenommen, dass ein Individuum die Offenbarung der Informationen
verweigert. Von Unternehmen A erha¨lt es aufgrund von E[ρ| keine Information] =
ρH den Preis pH∗A . Unternehmen B beobachtet dieses individuelle Preisangebot und
liefert die hierfu¨r beste Antwort pH∗B . Wenn das Individuum hingegen Informationen
offenbart, kann es mit einer Wahrscheinlichkeit von ηL zwischen den Preisen p
L
A
und pLB wa¨hlen. Somit stellt sich jedes Individuum durch die Verweigerung von
Information eindeutig schlechter.
Kehrt man nun jedoch zur Entscheidung von A in der ersten Stufe des Spiels
20A¨quivalent dazu ist die Beobachtbarkeit der Abbildungsregel, nach der die U¨berwachungsdaten
in Preise von A umgewandelt werden.
21Siehe fu¨r dieses Vorgehen z.B. Doherty, Thistle (1996), die ein Spiel betrachten, in dem die
Unternehmen ebenfalls Erwartungen u¨ber die darauf folgende Entscheidung der Individuen bilden
mu¨ssen, um entsprechende Vertragsangebote zu unterbreiten.
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zuru¨ck, gilt aufgrund der Ergebnisse in Abschnitt 5.3 E[piSA] < pi
0
A, sodass fu¨r Un-
ternehmen A die Unterlassung der Ermittlung die dominante Strategie ist. Somit
bleibt es bei der Ausgangssituation.
2) A erwartet, dass nur ein Teil der Individuen risikorelevante Infor-
mationen offenbaren wird.
Es wurde bereits im Abschnitt 5.3 deutlich, dass die gleichgewichtigen Preise nur
vom Risikotyp, nicht jedoch von den Proportionen der Risikotypen abha¨ngen. Ana-
log sind die Preise unabha¨ngig von den Anteilen der Individuen, die Informationen
(nicht) offenbaren. Daher sind, gegeben dass A in der ersten Stufe eine Ermittlung
durchfu¨hrt, die aus der Sicht von A optimalen Preise wie folgt: pLA fu¨r diejenigen
Individuen, die Informationen offenbaren und ein geringes Risiko haben, pH∗A fu¨r
diejenigen Individuen, die Informationen offenbaren und ein hohes Risiko haben,
und p0A und fu¨r diejenigen Individuen, die keine Informationen offenbaren und von
denen A weiß, dass sie ihr eigenes Schadensrisiko nicht kennen. Die besten Antworten
von B darauf sind jeweils pLB, p
H∗
B und p
0
B.
Gegeben, dass die Unternehmen diese Preise benennen, ist die Nichtoffenbarung
der Informationen fu¨r die Individuen die dominante Strategie: wenn sie risikorele-
vante Informationen offenbaren, stellen sie sich vor eine Lotterie zwischen pLi und
pH∗i , i ∈ {A,B} und wenn sie diese Informationen verweigern, bleiben sie bei den
Preisen p0i .
In der ersten Stufe ist fu¨r Unternehmen A die Unterlassung der Ermittlung
eine schwach dominante Strategie (unabha¨ngig vom Verhalten der Individuen) -
sein erwarteter Gewinn ist eine lineare Kombination zwischen dem Gewinn von
denjenigen, die Information offenbaren E[piSA] und denjenigen, die Informationen
verweigern pi0A - sodass es auch hier bei der Ausgangssituation bleibt.
Das Ergebnis ist zusammengefasst in
Proposition 23
Bei Beobachtbarkeit der individuellen Preisangebote bestehen keine Anreize fu¨r
die Nutzung von U¨berwachungstechnologien.
5.4.2 Unbeobachtbare individuelle Preisangebote
In diesem Szenario sind die individuellen Preisangebote von A fu¨r B nicht beob-
achtbar. B kann zwar beobachten, welche Preise grundsa¨tzlich Unternehmen A in
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Stufe 2 festlegt, jedoch nicht welchen dieser Preise ein gegebenes Individuum von
A erha¨lt, nachdem es ihm die risikorelevanten Informationen offenbart. Somit ist es
fu¨r B nicht mehr mo¨glich, durch den Preis von A die Erwartung u¨ber das tatsa¨chli-
che Schadensrisiko eines bestimmten Individuums zu aktualisieren. Daher kann sein
Preis pB nicht vom Risikotyp abha¨ngen. Auch hier sind in Abha¨ngigkeit vom Ver-
halten des A zwei Fa¨lle mo¨glich. Wenn A erwartet, dass alle Individuen ihre Fahr-
taufzeichnungen offenbaren, wird es zwei Preise - fu¨r gute und schlechte Risiken -
setzen. Die jeweiligen Werte in diesem Fall seien mit dem Index 1 bezeichnet. Falls
A erwartet, dass nur ein Teil der Individuen seine Fahrtaufzeichnungen offenbart,
setzt es drei Preise - fu¨r gute und schlechte Risiken, sowie fu¨r diejenigen, die ihre
risikorelevanten Informationen nicht offenbaren. Alle Werte in diesem Fall seien mit
dem Index 2 bezeichnet.
1) A erwartet, dass alle Individuen risikorelevante Informationen of-
fenbaren werden.
Gegeben, dass A die Ermittlung durchfu¨hrt, setzt es die Preise pL1A fu¨r diejenigen,
die sich als gute Risiken, und pH1A fu¨r diejenigen, die sich als schlechte Risiken erwei-
sen. Die außergleichgewichtige Erwartung sei auch hier E[ρ| keine Information] =
ρH . Falls ein Individuum abweicht und keine Informationen offenbart, erha¨lt es da-
her ebenfalls den Preis pH1A . B beobachtet diese Preise, kann sie jedoch nicht den
einzelnen Individuen zuordnen. Somit kann B die Risikotypen nicht unterscheiden,
und daher kann sein Preis pB nicht vom Risikotyp abha¨ngen.
Gegeben, dass die Individuen in Stufe 5 ihre Fahrtaufzeichnungen offenbaren
und somit ihr wahres Schadensrisiko durch A feststellen lassen, entscheiden sie sich
fu¨r eines der beiden Unternehmen. Fu¨r die Position des indifferenten Konsumenten
vom Typ i ∈ {H,L}, der sich gerade noch bei A versichert, gilt dabei
pi1A + τx
i1
A = p
1
B + τ(1− xi1A), wobei i ∈ {H,L}.
Somit erha¨lt man fu¨r die Marktanteile von A und B xi1A , bzw. x
i1
B = 1−xi1A , an guten
und schlechten Risiken i ∈ {H,L}.
xi1A =
1
2
− p
i1
A − p1B
2τ
(5.15)
xi1B =
1
2
− p
1
B − pi1A
2τ
. (5.16)
In Stufe 4 setzt B seinen Preis p1B. Da gute Risiken den Anteil ηL an der Bevo¨lkerung
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haben, lautet der Gewinn von B somit
pi1B = ηL(p
1
B − ρLL)xL1B + (1− ηL)(p1B − ρHL)xH1B .
Unter Beru¨cksichtigung von (5.16) lautet die Bedingung erster Ordnung
p1B =
τ
2
+
ρ0L
2
+
(1− ηL)pH1A + ηLpL1A
2
. (5.17)
In Stufe 3 setzt A seine Preise pL1A und p
H1
A . Sein Gewinn lautet
pi1A = ηL(p
L1
A − ρLL)xL1A + (1− ηL)(pH1A − ρHL)xH1A ,
und unter Beru¨cksichtigung von (5.15) und (5.17) lauten die Bedingungen erster
Ordnung
pL1A =
3
2
τ +
ρ0L
2
+
ρLL
2
pH1A =
3
2
τ +
ρ0L
2
+
ρHL
2
.
Somit entspricht der durchschnittliche Preis von A dem Preis in der Ausgangssitua-
tion
p1A = (1− ηL)pH1A + ηLpL1A =
3
2
τ + ρ0L = p0A (5.18)
und es gilt pL1A < p
0
A < p
H1
A . Des Weiteren ist zu erkennen, dass p
L1
A > p
L
A und
pH1A < p
H
A , sodass trotz der perfekten Information u¨ber den Risikotyp der Individuen,
die A ermittelt, die Quersubventionierung der schlechten Risiken durch die guten
Risiken nicht vollsta¨ndig beseitigt ist. Fu¨r den Preis von B erha¨lt man entsprechend
p1B =
5
4
τ + ρ0L = p0B.
Auch hier ist unmittelbar deutlich, dass die Preise nicht direkt von den Anteilen
der Risikotypen an der Bevo¨lkerung abha¨ngen. Nun kann man mit den berechneten
Preisen u¨berpru¨fen, dass fu¨r die Positionen der indifferenten Konsumenten
xL1A =
3
8
+
ρ0L
4τ
− ρ
LL
4τ
> x0A
xH1A =
3
8
+
ρ0L
4τ
− ρ
HL
4τ
< x0A
gilt. Diese sind in Abb. 5.3 abgebildet. Der Anteil an den guten Risiken ist gro¨ßer
als der Anteil an den schlechten Risiken fu¨r Unternehmen A und umgekehrt fu¨r
Unternehmen B. Fu¨r den durchschnittlichen Marktanteil von A gilt jedoch
x1A = (1− ηL)xH1A + ηLxL1A =
3
8
= x0A,
208
0 1
A B
1H
Ax
0
Ax 1LAx
Abbildung 5.3: Unbeobachtbare individuelle Preisangebote, Gleichgewicht mit pL1A
und pH1A
d.h. im Vergleich zur Ausgangssituation bleibt zwar die
”
Anzahl” der Individuen,
die sich bei einem Unternehmen versichern, identisch, jedoch a¨ndert sich die Zu-
sammensetzung dieser Individuen. Durch die Unbeobachtbarkeit der individuellen
Preisangebote kann A seinen Marktanteil an guten Risiken zu Lasten schlechter
Risiken erho¨hen. Wie sich zeigen la¨sst, wirkt sich diese Umschichtung der Kunden
gewinnerho¨hend fu¨r A aus. Fu¨r die jeweiligen Gewinne erha¨lt man
pi1A =
9
16
τ +
ηL(1− ηL)L2(ρH − ρL)2
8τ
> pi0A (5.19)
und
pi1B =
25
32
τ − ηL(1− ηL)L
2(ρH − ρL)2
4τ
< pi0B. (5.20)
Nun muss u¨berpru¨ft werden, dass die ermittelten Preise tatsa¨chlich ein Gleichge-
wicht konstituieren. Hierfu¨r mu¨ssen Individuen - gegeben die Erwartungen von A
und dass A diese Preise setzt - einen Anreiz haben, ihre Fahrtaufzeichnungen zu of-
fenbaren. Dies trifft hier zu. Falls ein Individuum abweicht und keine Informationen
offenbart, wird es zwischen pH1A und p
1
B wa¨hlen. Wenn es hingegen Informationen
offenbart, wird es mit der Wahrscheinlichkeit ηL zwischen p
L1
A und p
1
B wa¨hlen. Ein-
deutig ist, gegeben die Preise von A und die außergleichgewichtige Erwartung von
A, die Offenbarung von Information fu¨r die Individuen eine (schwach) dominante
Strategie.
In der ersten Stufe ist somit fu¨r A das Ermitteln die dominante Strategie, da
pi1A > pi
0
A gilt. Die Gewinnerho¨hung fu¨r A im Vergleich zur Ausgangssituation ist
dabei um so gro¨ßer, je schwa¨cher die Produktdifferenzierung (je kleiner τ) und da-
mit je sta¨rker der Wettbewerb zwischen den Unternehmen und je gro¨ßer die Varianz
der erwarteten Scha¨den ist. Die Ursache hierfu¨r liegt darin, dass A durch die Unbe-
obachtbarkeit der individuellen Preisangebote Risikoselektion betreiben, d.h. durch
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die vermehrte Bindung guter Risiken seinen Gewinn erho¨hen kann. Betrachtet man
den Gewinn (5.19) von A, so besteht dieser aus zwei Komponenten. Der erste Term
entspricht dem bereits bekannten Gewinn, der durch die Produktdifferenzierung er-
zielt wird, wa¨hrend der zweite Term den Gewinn aus der Risikoselektion darstellt.
Wenn die horizontale Differenzierung kleiner wird, nimmt die Bedeutung der ersten
Gewinnkomponente ab, wa¨hrend das relative Gewicht der zweiten Gewinnkompo-
nente wa¨chst. Bei starkem Wettbewerbsdruck wird somit die Risikoselektion fu¨r A
wichtiger. Deren Bedeutung wa¨chst auch in der Varianz der erwarteten Kosten. Je
mehr sich die Schadenswahrscheinlichkeiten guter und schlechter Risiken unterschei-
den und je weniger symmetrisch die zwei Risikotypen in der Bevo¨lkerung verteilt
sind, desto vorteilhafter wird es fu¨r A gute Risiken ausselektieren zu ko¨nnen.
Wie sich jedoch die Risikoselektion auf die Wohlfahrt der einzelnen Akteure
und auf die Gesamtwohlfahrt auswirkt, wird im Folgenden untersucht. Wie bereits
in (5.20) zu sehen ist, resultieren fu¨r B Gewinneinbußen. Dabei verliert B im Ver-
gleich zur Ausgangssituation mehr als A gewinnt, was durch einen Vergleich der
Gesamtgewinne sichtbar wird
pi1A + pi
1
B = pi
0
A + pi
0
B −
ηL(1− ηL)L2(ρH − ρL)2
8τ
.
Die Mo¨glichkeit fu¨r A zu Lasten von B Risikoselektion zu betreiben, verscha¨rft somit
insgesamt denWettbewerb und senkt den Gesamtgewinn im Markt.22 Dass dies nicht
unbedingt von Vorteil fu¨r die Konsumenten ist, wird im Folgenden deutlich.
Bei den Konsumenten gibt es - abha¨ngig von ihrer Position, d.h. von ihren
perso¨nlichen Pra¨ferenzen - ebenfalls Gewinner und Verlierer aus der Risikoselektion.
22Obwohl im neuen Gleichgewicht B denselben Preis setzt wie in der Ausgangssituation, p1B = p
0
B ,
und der Durchschnittpreis von A ebenfalls dem Preis in der Ausgangssituation entspricht, p1A = p
0
A,
kommt es durch die Risikoselektion zu einer Senkung der Gesamteinnahmen. Betrachtet man die
gesamte Konsumentenmenge und beru¨cksichtigt, dass ηLxL1i + (1 − ηL)xH1i = x0i , i ∈ {A,B}, so
entrichtet im neuen Gleichgewicht der gleiche Anteil der Bevo¨lkerung wie in der Ausgangssituation
den Preis p0B . In der Ausgangssituation entsprechen die Einnahmen aus der restlichen Bevo¨lkerung
x0Ap
0
A. Im neuen Gleichgewicht jedoch gilt fu¨r die Einnahmen aus all denjenigen, die nicht p
0
B
zahlen
ηLx
L1
A p
L1
A + (1− ηL)xH1A pH1A
= ηL(x
L1
A − xH1A )pL1A + xH1A (ηLpL1A + (1− ηL)pH1A )
= ηL(x
L1
A − xH1A )pL1A + xH1A p0A < ηL(xL1A − xH1A )p0A + xH1A p0A = x0Ap0A.
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Abbildung 5.4: Wohlfahrt der Versicherten
Dies ist grafisch in Abb. 5.4 dargestellt. Hier ist die Konsumentenmenge in Sektoren
aufgeteilt. Alle Individuen im Sektor α = {xi : xi ∈ [xL1A , 1]} versichern sich sowohl
in der Ausgangssituation als auch danach bei B und zahlen dafu¨r denselben Preis
p0B = p
1
B. Fu¨r diese Individuen ergibt sich somit durch die Ermittlung von A und
die darauf folgende Risikoselektion keine Wohlfahrtsa¨nderung. Die Konsumenten im
Sektor β = {xi : xi ∈ (x0A, xL1A )} zahlen den Preis p0B in der Ausgangssituation. Im
neuen Gleichgewicht jedoch stellen sie sich mit einer Wahrscheinlichkeit von ηL als
gute Risiken heraus und wechseln dann zu A u¨ber, wo sie den Preis pL1A zahlen.
Somit gilt fu¨r sie
u(W − pL1A − τxi) > u(W − p1B − τ(1− xi)), wobei xi ∈ β.
Falls sie sich als schlechte Risiken erweisen, bleiben sie weiterhin bei B und zahlen
p1B = p
0
B. Somit sind die Individuen in Sektor β im neuen Gleichgewicht besser
gestellt als in der Ausgangssituation. Die Konsumenten in Sektor γ = {xi : xi ∈
[xH1A , x
0
A]} versichern sich in der Ausgangssituation bei A. Daher gilt fu¨r sie
u(W − p0A − τxi) > u(W − p0B − τ(1− xi)), wobei xi ∈ γ.
Im neuen Gleichgewicht bleiben sie bei A, falls sie sich als gute Risiken erweisen.
In diesem Fall zahlen sie pL1A < p
0
A und sind somit besser gestellt als zuvor. Falls
sie sich jedoch als schlechte Risiken erweisen, wechseln sie zu B und stellen sich
aufgrund der obigen Relation und p0B = p
1
B schlechter als in der Ausgangsituation.
Im Erwartungswert ist somit die Wohlfahrtsa¨nderung der Konsumenten in diesem
Sektor unbestimmt:
ηLu(W−pL1A −τxi)+(1−ηL)u(W−p0B−τ(1−xi)) S u(W−p0A−τxi), wobei xi ∈ γ.
Es kann also, abha¨ngig von den Parametern des Modells und der Risikoaversion
der Individuen, dazu kommen, dass sich alle Individuen in diesem Sektor besser
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oder schlechter stellen als in der Ausgangssituation, sowie dass sich ein Teil von
ihnen besser stellt (diejenigen, die na¨her an A positioniert sind), wa¨hrend sich der
andere Teil (diejenigen, die na¨her an B positioniert sind) schlechter stellen. Die
Konsumenten im Sektor δ = {xi : xi ∈ [0, xH1A )} versichern sich sowohl in der
Ausgangssituation als auch im neuen Gleichgewicht bei A. Im neuen Gleichgewicht
zahlen sie, abha¨ngig von ihrem Risikotyp, entweder pL1A oder p
H1
A . Dabei gilt aufgrund
von (5.18) und der Risikoaversion
ηLu(W−pL1A −τxi)+(1−ηL)u(W−pH1A −τ(1−xi)) < u(W−p0A−τxi),wobei xi ∈ δ
womit sich die Konsumenten in diesem Sektor eindeutig schlechter stellen.
Da es also fu¨r die Individuen keine Pareto-A¨nderungen der Wohlfahrt gibt, ver-
bleibt der Weg, fu¨r die Berechnung der Gesamtwohlfahrtsa¨nderung analog wie im
Kapitel 3 vorzugehen und die ex ante erwartete Wohlfahrt jeweils fu¨r die Ausgangs-
situation und fu¨r das neue Gleichgewicht zu berechnen und miteinander zu ver-
gleichen. Diese entsprechen dem erwarteten Nutzen eines Individuums unter dem
Schleier des Nichtwissens, d.h. dem erwarteten Nutzen aus der Sicht eines Individu-
ums, das seine eigene Position noch nicht kennt. Fu¨r die Ausgangsituation entspricht
diese
E[u(p0, x)] =
∫x0A0 u(W − p0A − τt)dt
x0A
+
∫ 1x0A u(W − p
0
B − τ(1− t))dt
1− x0A
.
Im neuen Gleichgewicht entspricht diese
E[u(p1, x)] = ηL
∫xL1A0 u(W − pL1A − τt)dt
xL1A
+ (1− ηL)
∫xH1A0 u(W − pH1A − τt)dt
xH1A
+ ηL
∫ 1xL1A u(W − p
1
B − τ(1− t))dt
1− xL1A
+ (1− ηL)
∫ 1xH1A u(W − p
1
B − τ(1− t))dt
1− xH1A
.
Statt jedoch diese Terme explizit zu berechnen, was mit der allgemeinen Spezifi-
kation der Nutzenfunktion nicht mo¨glich ist, kann man Folgendes beru¨cksichtigen.
Individuen wa¨hlen in der Ausgangssituation zwischen den Preisen p0A und p
0
B. Das
neue Gleichgewicht hingegen stellt sie vor eine Lotterie - mit einer Wahrscheinlichkeit
von ηL wa¨hlen sie zwischen p
L1
A und p
1
B = p
0
B und mit der Gegenwahrscheinlichkeit
(1 − ηL) wa¨hlen sie zwischen pH1A und p1B = p0B. Aufgrund von (5.18) und der Risi-
koaversion sind sie somit eindeutig schlechter gestellt als in der Ausgangssituation.
Die Ergebnisse fu¨r dieses Gleichgewicht sind im Folgenden zusammengefasst
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Lemma 24
Wenn die individuellen Preisangebote nicht beobachtbar sind und A erwartet,
dass alle Individuen risikorelevante Informationen offenbaren werden, fu¨hrt A die
Ermittlung durch und es resultiert das Gleichgewicht (pL1A , p
H1
A , p
0
B). Dabei (i) steigt
der Gewinn von A, pi1A > pi
0
A, jedoch fallen (ii) der Gewinn von B, pi
1
B < pi
0
B, (iii) der
Gesamtgewinn, pi1A + pi
1
B < pi
0
A + pi
0
B, (iv) die Konsumentenwohlfahrt, E[u(p
1, x)] <
E[u(p0, x)] und daher (v) auch die Gesamtwohlfahrt, d.h. das Gleichgewicht ist im
Vergleich zur Ausgangssituation ineffizient.
2) A erwartet, dass nur ein Teil der Individuen risikorelevante Infor-
mationen offenbaren wird.
Bisher wurde gezeigt, dass das Angebot von nur zwei Preisen - pL1A fu¨r gute
Risiken einerseits und pH1A fu¨r schlechte Risiken und fu¨r diejenigen, die die Offen-
barung von Informationen verweigern andererseits - ein Gleichgewicht darstellt, bei
dem alle Individuen ihre risikorelevanten Informationen offenbaren und A dadurch
seinen Gewinn steigert.
Es ist jedoch denkbar, dass A - fu¨r den Fall, dass es die Ermittlung durchfu¨hrt -
eine Erwartung bildet, bei der nur ein Teil der Individuen risikorelevante Informatio-
nen offenbaren wird, wa¨hrend der Rest von ihnen die Feststellung des tatsa¨chlichen
Schadensrisikos verweigert. Mit dieser Erwartung u¨ber das Verhalten der Individuen
wird A drei Preise anbieten: pL2A fu¨r diejenigen, die Informationen offenbaren und sich
als gute Risiken herausstellen, pH2A fu¨r diejenigen, die sich durch die Informations-
offenbarung als schlechte Risiken erweisen und pUA fu¨r alle, die keine Informationen
offenbaren wollen und somit uninformiert u¨ber das eigene Schadensrisiko bleiben.23
In der vorhergehenden Analyse wurde gezeigt, dass die Preise weder in der Ausgangs-
situation, noch im Fall 1) von den Anteilen der Individuen abha¨ngen. Infolgedessen
werden auch hier die Preise weder davon abha¨ngen, welche Anteile gute und schlech-
te Risiken an der Bevo¨lkerung haben, noch davon, welcher Anteil der Individuen die
Informationsoffenbarung einwilligt bzw. diese verweigert. Somit wird Unternehmen
A, gegeben, dass es die Ermittlung durchfu¨hrt, und unter der hier betrachteten Er-
wartung, die Preise pL2A = p
L1
A , p
H2
A = p
H1
A und p
U
A = p
0
A setzen. Als Antwort darauf
wird B, das die individuellen Preisangebote von A nicht beobachten kann, weiterhin
den Preis p0B setzen.
23Es sei daran erinnert, dass der Informationsstatus der Individuen fu¨r die Unternehmen beob-
achtbar ist.
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Abbildung 5.5: Unbeobachtbare individuelle Preisangebote, Gleichgewicht mit pL1A
und p0A
Damit diese Preise tatsa¨chlich ein Gleichgewicht konstituieren, muss das Verhal-
ten der Individuen, gegeben diese Preise, der Erwartung von A entsprechen. Um dies
zu u¨berpru¨fen, kann auf die Analyse der Konsumentenwohlfahrt im Fall 1) (siehe
Abb. 5.4) zuru¨ckgegriffen werden. Dort wurde die Wohlfahrtsa¨nderung ermittelt, die
aus der Sicht der Individuen, die ihre eigene Position kennen, durch die Informations-
offenbarung im Vergleich zur Ausgangssituation eintritt. Wenn nun die Individuen
bei einer Verweigerung der Informationsoffenbarung mit den Preisen aus der Aus-
gangsituation p0A, p
0
B (statt wie in Fall 1) mit p
H1
A , p
0
B) rechnen ko¨nnen, kann man
aufgrund dieser Ergebnisse ihre Entscheidung unmittelbar ableiten. Konsumenten
im Sektor α, die ohnehin beim Versicherer B bleiben, sind gerade indifferent zwi-
schen Informationsoffenbarung und Verweigerung und werden daher keine Informa-
tionen offenbaren. Konsumenten im Sektor β werden dagegen ihre risikorelevanten
Informationen offenbaren. Konsumenten im Sektor δ, die durch die Informations-
offenbarung schlechter gestellt werden, werden diese verweigern. Schließlich ko¨nnen
die Konsumenten im Sektor γ durch die Informationsoffenbarung schlechter oder
besser gestellt werden. Es ist mo¨glich, dass nur diejenigen durch die Informations-
offenbarung besser gestellt werden, die ausreichend weit von A positioniert sind,
sodass fu¨r sie ein Wechsel zu B attraktiv wird, falls sie sich als schlechte Risiken
erweisen. Somit sei xT ∈ γ die Position desjenigen Individuums, das gerade noch
indifferent ist zwischen der Offenbarung und der Verweigerung von Informationen
(und daher gerade keine Informationen offenbart). Dies ist in Abb. 5.5 dargestellt.
Fu¨r das Individuum an der Stelle xT gilt somit
214
ηLu(W − pL1A − τxT ) + (1− ηL)u(W − p0B − τ(1− xT )) = u(W − p0A− τxT ). (5.21)
Auf der linken Seite dieser Gleichung steht der erwartete Nutzen bei Informationsof-
fenbarung und auf der rechten Seite bei Informationseinbehaltung. Somit folgt, dass
alle Individuen, die links vom indifferenten Konsumenten stehen, xi ≤ xT (siehe
Abb. 5.5), die Informationsoffenbarung verweigern werden. Da xT ≤ x0A , werden sie
beim Unternehmen A bleiben und daher den Preis wie in der Ausgangssituation p0A
zahlen. Alle Individuen mit Positionen xT < xi < x
L1
A werden ihre risikorelevanten
Informationen offenbaren. Falls sie sich als gute Risiken erweisen, versichern sie sich
bei A (da xi < x
L1
A ) und zahlen den Preis p
L1
A . Falls sie sich als schlechte Risiken
erweisen, wechseln sie zu B (da xH1A ≤ xT < xi) und zahlen den Preis p0B. Alle
Individuen, die sich ohnehin bei B versichern, xL1A ≤ xi sind indifferent zwischen Of-
fenbarung und Verweigerung, sodass sie keinen Grund haben werden Informationen
zu offenbaren.
Wenn man zur zuvor durchgefu¨hrten Analyse der Konsumentenwohlfahrt (Fall
1) zuru¨ckkehrt, kann man zum einen feststellen, dass die Preise von A (p0A, p
L1
A , p
H1
A )
tatsa¨chlich ein Gleichgewicht konstituieren. Gegeben, dass A diese Preise setzt, wer-
den die Individuen die Erwartungen von A erfu¨llen - ein Teil von ihnen offenbart
Informationen, wa¨hrend der Rest diese verweigert und somit bei den Preisen in
der Ausgangssituation bleibt. Zum anderen ergibt sich fu¨r die Individuen durch
dieses Gleichgewicht entweder keine Wohlfahrtsa¨nderung (fu¨r diejenigen, die keine
Informationen offenbaren) oder eine Verbesserung (fu¨r diejenigen, die Informationen
offenbaren). Somit resultiert in diesem Gleichgewicht im Vergleich zur Ausgangssi-
tuation fu¨r die Individuen eine Pareto-Verbesserung der Wohlfahrt.
Mit diesen Argumenten lauten die jeweiligen Gewinne der beiden Unternehmen
pi2A = (p
0
A − ρ0L)xT + ηL(pL1A − ρLL)(xL1A − xT ) (5.22)
und
pi2B = (1− xL1A )(p0B − ρ0L) + (1− ηL)(p0B − ρHL)(xL1A − xT ). (5.23)
Beim Gewinn von A (5.22) entspricht der erste Term dem Gewinn aus den Indivi-
duen im Intervall xi ∈ [0, xT ], die keine Informationen offenbaren. Der zweite Term
ist der Gewinn ausschließlich aus den guten Risiken im Intervall xi ∈ (xT , xL1A ).
Beim Gewinn von B (5.23) entspricht der erste Term dem Gewinn aus denjenigen
Individuen, die unabha¨ngig von der Mo¨glichkeit Informationen zu offenbaren bei B
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bleiben (im Intervall xi ∈ [xL1A , 1]). Der zweite Term ist der Gewinn aus denjenigen
Individuen, die Informationen offenbaren, sich als schlechte Risiken erweisen und
daher zu B wechseln (im Intervall xi ∈ (xT , xL1A )).
Wie zuvor erwa¨hnt wurde, ha¨ngt der genaue Wert von xT von den Parametern
des Modells und der Risikoaversion der Individuen ab. Bezogen auf die Risikoaversi-
on wird xT ceteris paribus kleiner sein (der Anteil der Individuen, die Informationen
offenbaren, ist somit gro¨ßer), wenn die Individuen weniger risikoavers sind. Umge-
kehrt ist der Wert von xT gro¨ßer, wenn auch die Risikoaversion der Individuen gro¨ßer
ist und daher mehr von ihnen die Informationsoffenbarung verweigern.
Anstatt jedoch (5.21) explizit nach xT aufzulo¨sen - was mit der allgemeinen
Spezifikation der Nutzenfunktion nicht mo¨glich ist -, um dann xT in die jeweili-
gen Gewinngleichungen einzusetzen, ko¨nnen die folgenden U¨berlegungen angestellt
werden. Fu¨r die Ableitungen der Gewinne der beiden Unternehmen nach xT erha¨lt
man
∂pi2A
∂xT
= p0A− ρ0L− ηLpL1A + ηLρLL =
(1− ηL)
2
(3τ − ηL(ρH − ρL)L) = const. (5.24)
∂pi2B
∂xT
= −(1− ηL)(p0B − ρHL) = −(1− ηL)(
5
4
τ − ηL(ρH − ρL)L) = const. (5.25)
Diese sind also stetig und monoton in xT . Demnach reicht es aus, wenn nur die
jeweiligen Gewinne an den Randstellen xT = x
H1
A und xT = x
0
A betrachtet werden.
Die Gewinne der beiden Unternehmen werden fu¨r alle Zwischenwerte xT ∈ (xH1A , x0A)
ebenfalls zwischen den Extremwerten pi2i |xT=xH1A und pi2i |xT=x0A , i = {A,B} liegen und
sogar - aufgrund von
∂pi2i
∂xT
= const. - eine lineare Kombination dieser Extremwerte
darstellen.
Fu¨r den Fall, dass xT = x
H1
A , entsprechen die Gewinne nach Einsetzen der
jeweiligen Werte
pi2A =
9
16
τ +
ηL(1− ηL)L2(ρH − ρL)2
8τ
= pi1A
und
pi2B =
25
32
τ − ηL(1− ηL)L
2(ρH − ρL)2
4τ
= pi1B.
Wenn also die Individuen ceteris paribus eine ausreichend niedrige Risikoaversion
haben, sodass der Extremfall xT = x
H1
A eintritt, entsprechen die Gewinne beider
Unternehmen genau der Gewinne im Fall 1). Es ist somit fu¨r die jeweiligen Gewinne
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der Versicherer unerheblich, ob A fu¨r Individuen, die keine Informationen offenbaren,
den Preis pH1A (Fall 1) oder p
0
A (Fall 2) anbietet.
Fu¨r den Fall, dass xT = x
0
A, entspricht der Gewinn von A nach Einsetzen der
jeweiligen Werte
pi2A =
9
16
τ +
ηL(1− ηL)2L2(ρH − ρL)2
8τ
+
3ηL(1− ηL)L(ρH − ρL)
8
.
Fu¨r B erha¨lt man hingegen
pi2B =
25
32
τ − ηL(1− ηL)
2L2(ρH − ρL)2
4τ
− 5ηL(1− ηL)L(ρ
H − ρL)
16
.
Der Vergleich dieser Ergebnisse fu¨r den Gewinn von A pi2A mit seinem Gewinn in der
Ausgangssituation pi0A und die Beru¨cksichtigung der Monotonie in xT , la¨sst folgern,
dass fu¨r alle xT ∈ [xH1A , x0A], pi2A > pi0A gilt. Somit wird A in Stufe 1 die Ermittlung
durchfu¨hren. Fu¨r B hingegen ergibt sich, wie zuvor im Fall 1), eine Gewinnmin-
derung fu¨r alle xT ∈ [xH1A , x0A], pi2B < pi0B. Somit la¨sst sich fu¨r dieses Gleichgewicht
Folgendes festhalten
Lemma 25
Wenn die individuellen Preisangebote nicht beobachtbar sind und A erwartet,
dass nur ein Teil der Individuen risikorelevante Informationen offenbaren wird, fu¨hrt
A die Ermittlung durch und es resultiert das Gleichgewicht (p0A, p
L1
A , (p
H1
A ); p
0
B). Da-
bei (i) steigt der Gewinn von A, pi2A > pi
0
A, (ii) fa¨llt der Gewinn von B, pi
2
B < pi
0
B, (iii)
kann der Gesamtgewinn fallen oder steigen, wobei die notwendige Bedingung fu¨r die
Erho¨hung des Gesamtgewinns τ > 2(1−ηL)(ρH−ρL)L ist (iv) steigt die Konsumen-
tenwohlfahrt, E[u(p2, x)] > E[u(p0, x)] und daher (v) kann die Gesamtwohlfahrt im
Vergleich zur Ausgangssituation steigen. Die notwendige Bedingung fu¨r eine Wohl-
fahrtsverbesserung durch dieses Gleichgewicht im Vergleich zur Ausgangssituation
ist somit τ > 2(1− ηL)(ρH − ρL)L.
Beweis:
(i), (ii) und (iv) wurden in der vorhergehenden Analyse hergeleitet.
(iii) Zum einen gilt an der Stelle xT = x
H1
A , (pi
2
A + pi
2
B)|xT=xH1A = (pi1A + pi1B) <
pi0A + pi
0
B. Zum anderen erha¨lt man aus (5.24) und (5.25) fu¨r den Verlauf des Ge-
samtgewinns in Abha¨ngigkeit von xT
∂(pi2A + pi
2
B)
∂xT
=
∂pi2A
∂xT
+
∂pi2B
∂xT
=
1
2
τ + ηL(ρ
H − ρL)L > 0.
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Somit gilt
(pi2A + pi
2
B)|xT=xH1A ≤ (pi
2
A + pi
2
B) ≤ (pi2A + pi2B)|xT=x0A
und eine notwendige Bedingung fu¨r pi2A+pi
2
B > pi
0
A+pi
0
B ist, dass fu¨r die Obergrenze
des Gesamtgewinns
(pi2A + pi
2
B)|xT=x0A > pi0A + pi0B
gilt. Nach Einsetzen der entsprechenden Werte ist dies a¨quivalent zu
τ > 2(1− ηL)(ρH − ρL)L.
(v) Gegeben (iv), steigt die Gesamtwohlfahrt, wenn auch der Gesamtgewinn der
Unternehmen (iii) steigt.
Somit kann A, selbst wenn es den Individuen die Option einra¨umt,
”
unbestraft”
ihre risikorelevanten Informationen zu verweigern, durch die Mo¨glichkeit zur Fest-
stellung des tatsa¨chlichen Schadensrisikos der Individuen seine Wettbewerbsposition
zu Lasten von B verbessern. Dies liegt zum einen daran, dass nicht alle Individuen
ihre risikorelevanten Informationen verweigern wollen und A daher auch in diesem
Gleichgewicht einen Gewinn aus der Risikoselektion erzielen kann. Zum anderen
kann B aufgrund der Unbeobachtbarkeit der individuellen Preisangebote bei dieser
Risikoselektion nicht mitziehen.
Die Ursache fu¨r dieses asymmetrische Verhalten der Individuen, bei dem nur ein
Teil von ihnen Informationen offenbart, liegt in der horizontalen Differenzierung der
Dienstleistungen. Bei vollkommener Konkurrenz mit homogenen Dienstleistungen
wu¨rde die Risikodiskriminierung von A zu einer Abwanderung aller schlechten Risi-
ken zu B fu¨hren. Dadurch wu¨sste B, selbst wenn es das Schadensrisiko nicht direkt
u¨berpru¨fen ko¨nnte, dass es sich bei seinen Kunden nur um schlechte Risiken han-
delt, und wu¨rde den Preis entsprechend fu¨r diese setzen. Risikoaverse Individuen,
die ihr eigenes Risiko nicht kennen, wu¨rden in dieser Situation auf keinen Fall risi-
korelevante Informationen offenbaren. Unter horizontaler Differenzierung hingegen
versichern sich Individuen bei B, selbst dann, wenn sie wissen, dass ihr tatsa¨chliches
Schadensrisiko gering ist.24 Somit kann B seine Erwartung u¨ber das tatsa¨chliche
Schadensrisiko seiner Kunden nicht aktualisieren und muss weiterhin den Durch-
schnittspreis p0B anbieten. Mit diesem Preis wiederum verschwindet das negative
24Die Individuen im Sektor α sind indifferent zwischen Offenbarung und Verweigerung der In-
formation. Falls sie Informationen an A offenbaren und sich als gute Risiken erweisen, versichern
sie sich dennoch bei B.
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Pra¨mienrisiko fu¨r Individuen mit Positionen xi ∈ (xT , xL1A ), sodass sie einen Anreiz
haben, ihr Schadensrisiko durch A feststellen zu lassen.
Dies ist auch die Ursache fu¨r die Verbesserung der Konsumentenwohlfahrt in
diesem Gleichgewicht. Jedes Individuum hat die freie Wahl zwischen den Preisen aus
der Ausgangssituation und den diskriminierenden Preisen von A, ohne dass dabei
eine negative Externalita¨t (siehe Kapitel 3) auf die restlichen Individuen entsteht.
Die entscheidende Annahme jedoch, welche dieses Gleichgewicht ermo¨glicht, ist,
dass die Versicherer wissen, dass alle Individuen in der Ausgangssituation u¨ber ihr
Schadensrisiko uninformiert sind.
Im Gegensatz zum Gleichgewicht im Fall 1) kann es in diesem Gleichgewicht
auch dazu kommen, dass der Gesamtgewinn im Vergleich zur Ausgangssituation
steigt. Aus der notwendigen Bedingung kann man sehen, dass hierfu¨r sowohl der
Grad der horizontalen Differenzierung als auch der Anteil guter Risiken ausreichend
groß sein mu¨ssen. Dies vergro¨ßert zum einen den Gewinn von A durch die Risiko-
selektion und zum anderen wird sichergestellt, dass die Risikoselektion den Wett-
bewerbsvorteil durch die horizontale Differenzierung nicht zu stark beeintra¨chtigt.
Betrachtet man den maximalen Gesamtgewinn (pi2A + pi
2
B)|xT=x0A , so unterscheidet
sich dieser vom Gesamtgewinn in der Ausgangssituation darin, dass die guten Risi-
ken mit Positionen xi ∈ (x0A, xL1A ) zum Unternehmen A u¨bergehen und statt p0B im
Ausgangsgleichgewicht, den Preis pL1A entrichten. So sind die Einnahmen und der
Gesamtgewinn im neuen Gleichgewicht dann gro¨ßer, wenn pL1A > p
0
B gilt. Man kann
sich vergewissern, dass dies mit der notwendigen Bedingung a¨quivalent ist.
Aus den bisherigen Ergebnissen (Lemma 24 und Lemma 25) wird deutlich,
dass die Frage danach, welches der beiden Gleichgewichte 1) oder 2) sich einstel-
len wird, nur davon abha¨ngt, ob A nach Durchfu¨hrung der Ermittlung die Preise
(pL1A (L), p
H1
A (H, 0)) (1) oder (p
0
A(0), p
L1
A (L), p
H1
A (H)) (2) setzen wird.
Proposition 26
1. Wenn die individuellen Preisangebote von A fu¨r B nicht beobachtbar sind, gilt
3τ−ηL(ρH−ρL)L
> 0⇔ pi2A > pi1A
< 0⇔ pi2A < pi1A
fu¨r alle xT ∈ [xH1A , x0A],
und das Gleichgewicht ist 2)
und das Gleichgewicht ist 1)
2. Dabei ist das Gleichgewicht 2) im Vergleich zum Gleichgewicht 1) wohlfahrts-
dominant.
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Beweis:
1. A wird diejenige Preiskombination (1) oder 2)) setzen, mit der es einen ho¨her-
en Gewinn erwirtschaftet. Aufgrund von pi2A|xT=xH1A = pi1A und der Monotonie der
Gewinnfunktion in xT ist
∂pi2A
∂xT
> 0 (bzw.
∂pi2A
∂xT
< 0) eine hinreichende Bedingung
dafu¨r, dass pi2A > pi
1
A (bzw. pi
2
A < pi
1
A) fu¨r alle xT ∈ [xH1A , x0A]. In diesem Fall setzt
A die Preise (p0A, p
L1
A , p
H1
A ) (bzw. (p
L1
A , p
H1
A )). Wie man sich aus (5.24) vergewissern
kann, ist
∂pi2A
∂xT
R 0⇔ 3τ − ηL(ρH − ρL)L R 0.
2. Dieses Ergebnis folgt direkt aus Lemma 24 und Lemma 25. Fu¨r die Kon-
sumenten gilt E[u(p2, x)] > E[u(p0, x)] > E[u(p1, x)]. Fu¨r den Gesamtgewinn der
Unternehmen gilt (siehe Beweis von Lemma 25)
(pi2A + pi
2
B)|xT=xH1A ≤ (pi
2
A + pi
2
B),wobei (pi
2
A + pi
2
B)|xT=xH1A = (pi
1
A + pi
1
B).
Es wird deutlich, dass es von den konkreten Bedingungen abha¨ngt, ob A neben
den Preisen pL1A , p
H1
A fu¨r gute und schlechte Risiken auch den Preis p
0
A fu¨r diejenigen
anbietet, die keine Informationen offenbaren wollen, und somit das aus Wohlfahrts-
sicht dominante Gleichgewicht herbeifu¨hrt. Durch dieses zusa¨tzliche Preisangebot
erlaubt A den Individuen uninformiert zu bleiben. Dies ist fu¨r A dann vorteilhaft,
wenn der Wettbewerb aufgrund einer starken horizontalen Differenzierung (τ ist
groß) nur schwach ausgepra¨gt ist25 und wenn es nur wenige gute Risiken gibt, deren
erwarteter Schaden nur geringfu¨gig kleiner ist als der erwartete Schaden schlechter
Risiken. In diesem Fall ist es fu¨r A wichtiger, einen Marktanteil bei den uninformier-
ten Individuen zu sichern, als nach ihren Schadensrisiken zu selektieren. Umgekehrt,
wenn der Wettbewerbsdruck hoch ist (τ ist klein), der Anteil guter Risiken groß und
ihr erwarteter Schaden im Vergleich zu dem der schlechten Risiken deutlich geringer
ist, wachsen die Anreize fu¨r A, die guten Risiken auszuselektieren. Zu diesem Zweck
setzt A lediglich die Preise pL1A , p
H1
A . Dies zwingt alle Individuen dazu, ihre Informa-
tionen zu offenbaren, sodass A unter allen Individuen nach ihrem Risiko selektieren
kann.
25Wa¨hrend man im Allgemeinen einen negativen Zusammenhang zwischen Transportkosten und
Konsumentenwohlfahrt erwarten wu¨rde (siehe z.B. Morasch, Welzel (2000)), zeigt Proposition 26
in Verbindung mit Lemma 25, dass hier ho¨here Transportkosten dazu beitragen ko¨nnen, dass das
Gleichgewicht 2) eintritt und damit die Konsumentenrente im Vergleich zur Ausgangssituation
steigt.
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Die Gesamtwohlfahrt ist ho¨her, wenn A den Individuen die Mo¨glichkeit
einra¨umt, die Informationen
”
unbestraft” zu verweigern. Dabei ist es sogar mo¨glich,
dass sich in diesem Gleichgewicht (2) alle Akteure besser stellen als im Gleichge-
wicht mit Informationsoffenbarung aller Individuen (1). Dies ist dann der Fall, wenn
neben pi2A > pi
1
A auch pi
2
B > pi
1
B gilt, d.h. τ ∈ (13ηL(ρH − ρL)L, 45ηL(ρH − ρL)L).
Hierbei sei jedoch nochmals betont, dass dieses wohlfahrtsdominante Gleich-
gewicht nur deswegen mo¨glich ist, weil die Individuen in der Ausgangssituation
uninformiert sind und dies den beiden Unternehmen bekannt ist. Bezu¨glich des In-
formationsstatus der Individuen und seiner Beobachtbarkeit durch die Unternehmen
sind verschiedene Szenarien mo¨glich. So ist es denkbar, dass jedes Individuum sein
eigenes Risiko kennt und diese Tatsache den Versicherern bekannt ist. An der Aus-
gangssituation, so wie sie im Rahmen des Modells aufgestellt wurde, a¨ndert sich mit
dieser Annahme nichts, da bei Pflichtversicherung mit voller Deckung eine Signali-
sierung des Risikotyps durch Screening nicht mo¨glich ist. Selbst wenn die Individu-
en risikorelevante Informationen offenbaren, sind diese fu¨r die Versicherer ohne die
entsprechende Ermittlung u¨ber deren Zusammenhang mit dem tatsa¨chlichen Scha-
densrisiko nicht verwendbar. Durch diese Annahme a¨ndert sich auch an der Analyse
des Gleichgewichts 1) nichts, bei dem A die Ermittlung durchfu¨hrt und darauf hin
die Preise pL1A , p
H1
A in Abha¨ngigkeit von den Typen H bzw. L anbietet. In dieser
Situation haben alle guten Risiken einen Anreiz ihre Informationen zu offenbaren,
da ihnen dann pL1A < p
0
A zur Wahl steht. Dadurch werden durch das Unternehmen
A alle schlechten Risiken als solche erkannt - ob sie Informationen offenbaren oder
nicht - und erhalten entsprechend von A das Preisangebot pH1A . Die zweite Alter-
native (Gleichgewicht 2) jedoch, bei der A fu¨r alle Individuen, die Informationen
verweigern, den Preis p0A anbietet, kann unter dieser Annahme kein Gleichgewicht
mehr sein, da nur schlechte Risiken dazu bereit wa¨ren diesen Preis p0A zu zahlen.
Man ko¨nnte weiter gehen und unterstellen, dass nur ein Teil der Individuen ihr
eigenes Risiko kennt, wa¨hrend der Rest daru¨ber uninformiert ist. Der Informati-
onsstatus der Individuen sei den Unternehmen bekannt. Diese Annahme wu¨rde die
Beobachtung reflektieren, dass die unerfahrenen Fu¨hrerscheinbesitzer - die zwar als
Gruppe mit einem ho¨heren Risiko als das durchschnittliche Risiko aller Fahrer einge-
stuft werden, dennoch untereinander heterogen bezu¨glich ihres Schadensrisikos sind
- oft u¨ber ihr eigenes Risiko sogar schlechter informiert sind als die Versicherungen
selbst (siehe Chiapporri, Salanie´ (2000)). Unter dieser Annahme kommt es entweder
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zum Gleichgewicht 1), in dem A die Preise pL1A , p
H1
A anbietet und alle Individuen
Informationen offenbaren, oder zu einer Mischung zwischen den Gleichgewichten 1)
und 2), bei der A fu¨r die informierten Individuen die Preise pL1A , p
H1
A abha¨ngig von
ihrem Typ anbietet (Gleichgewicht 1) und fu¨r die uninformierten Individuen die
Mo¨glichkeit der Verweigerung der Informationen einra¨umt, indem es ihnen fu¨r die-
sen Fall - wie im Gleichgewicht 2) - den Preis p0A anbietet. Dann wird der Gewinn
von A, abha¨ngig vom Anteil der uninformierten Individuen an der Bevo¨lkerung,
zwischen pi1A und pi
2
A(xT ) fu¨r jedes gegebene xT ∈ [xH1A , x0A] liegen.
Schließlich wa¨re es mo¨glich, dass es sowohl informierte als auch uninformier-
te Individuen gibt, jedoch der Informationsstatus der einzelnen Individuen fu¨r die
Unternehmen nicht beobachtbar ist. Auch hier ist Gleichgewicht 1), bei dem al-
le Individuen Informationen offenbaren, ein Gleichgewicht. Das Gleichgewicht 2)
ist jedoch auch hier aufgrund der falschen Anreize, die es fu¨r informierte schlechte
Risiken setzt, nicht realisierbar. Solange der Preis fu¨r uninformierte Versicherungs-
nehmer geringer ist als fu¨r informierte schlechte Risiken, haben diese einen Anreiz,
sich als uninformierte auszugeben.
5.5 Fazit
In diesem Kapitel wurden Fragestellungen behandelt, die im Rahmen der Analyse
der vorhergehenden Kapiteln (insbesondere Kapitel 3, aber auch Kapitel 4) nicht
beru¨cksichtigt werden konnten. Dabei wurden zwei grundlegende Ergebnisse herge-
leitet. Zum einen wurde gezeigt, dass sich die Verwendung von U¨berwachungsdaten
aus der Sicht der Versicherer nicht immer lohnt. Zum anderen wurden Wohlfahrts-
effekte und Auswirkungen auf das Verhalten der Individuen durch die potentielle
Anwendung von U¨berwachungstechnologien analysiert, die in der Betrachtung von
Teilversicherung unter adverser Selektion nicht zur Geltung kommen konnten.
Es wurde bereits erwa¨hnt, dass unter vollkommener Konkurrenz der Wettbe-
werbsdruck die Versicherungen dazu zwingt, verfu¨gbare Informationen u¨ber das
Schadensrisiko der Individuen zu verwenden, um den guten Risiken einen attrak-
tiveren Preis anbieten zu ko¨nnen und damit zumindest kurzfristig einen positiven
Gewinn zu erwirtschaften. Dabei ha¨ngt dieses Verhalten weder davon ab, ob es sich
um Teil- oder Vollversicherung handelt, noch davon, ob die Konkurrenten die in-
dividuellen Preisangebote beobachten und dadurch auf das Risiko des konkreten
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Individuums schließen ko¨nnen. Der Wettbewerb fu¨hrt langfristig (und wenn die In-
formation u¨ber den Risikotyp perfekt ist) zu den fu¨r beide Typen fairen Pra¨mien.
In diesem Umfeld wu¨rden die Versicherer eine kostenlose Studie zur Verwendung
risikorelevanter Informationen auf jeden Fall durchfu¨hren, gegeben dass diese Infor-
mationen von den Individuen zur Verfu¨gung gestellt werden oder bereits vorhanden
sind.26 Die Ursache hierfu¨r liegt darin, dass das Gleichgewicht von den guten Risiken
aus der Bevo¨lkerung getrieben wird.
Im Gegensatz dazu wurde im in diesem Kapitel betrachteten Modell gezeigt, dass
die Feststellung des individuellen Schadensrisikos fu¨r einen Versicherer nur dann
vorteilhaft ist, wenn der Konkurrent weder direkt das individuelle Schadensrisiko
beobachten, noch durch den Preis darauf schließen kann. Mit anderen Worten muss
es fu¨r den Versicherer mo¨glich sein, sowohl die Ergebnisse seiner Studie als auch
die individuellen Preisangebote vor seinem Konkurrenten zu verdecken (siehe Ab-
schnitt 5.4.2). Die Ursache fu¨r diesen grundlegenden Unterschied zur vollkommenen
Konkurrenz liegt ausschließlich in der Marktmacht der Versicherer, die sie durch
die horizontale Differenzierung erlangen ko¨nnen. Nur durch diese Marktmacht ist
es fu¨r den Versicherer mo¨glich, den Informationsnachteil des Konkurrenten aufrecht
zu erhalten27 und daraus Gewinne zu erzielen. Ohne Informationsasymmetrien zwi-
schen den Unternehmen wu¨rden diese zwar Risikodiskriminierung durchfu¨hren, ihre
Gewinne wu¨rden sich jedoch dadurch nicht a¨ndern. Dies entspricht einer Situation
in der beide Unternehmen den Risikotyp der Individuen direkt beobachten ko¨nnen
(siehe Folgerung 5.2, die auch fu¨r heterogene Schadensrisiken unter direkter Beob-
achtbarkeit der Risikotypen gilt). A¨hnlich wie Unternehmen unter vollkommener
Konkurrenz einen Anreiz haben Risikodiskriminierung durchzufu¨hren, um kurzfri-
stig ihre Gewinne zu erho¨hen, dennoch langfristig bei einem Gewinn von Null blei-
26Hier wird betont, dass es zur Verwendung risikorelevanter Informationen dann kommt, wenn
diese den Versicherern zur Verfu¨gung stehen, d.h. wenn es sich entweder um beobachtbare Risiko-
klassifizierungsvariablen handelt oder um U¨berwachungsdaten, die vorher von den Individuen zur
Verfu¨gung gestellt werden. Unter vollkommener Konkurrenz werden uninformierte Individuen auf-
grund ihrer Risikoaversion - unabha¨ngig davon, ob Teilversicherung erlaubt oder Vollversicherung
vorgeschrieben ist - keine U¨berwachungsdaten offenbaren und das einzige mo¨gliche Gleichgewicht
ist das Pooling Gleichgewicht mit voller Deckung.
27Im Gegensatz zur vollkommener Konkurrenz werden sich bei horizontaler Differenzierung trotz
der Risikoselektion durch A immer noch gute Risiken bei B versichern, sodass B zwischen den
Typen nicht unterscheiden kann.
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ben, wu¨rden die Unternehmen hier die typgerechten Vollinformationspreise setzen,
jedoch dadurch keinen Gewinnvorteil erzielen.
Die Marktmacht ist auch der Grund dafu¨r, dass der Gewinn des Versicherers
durch die Ermittlung sogar sinkt, wenn der Konkurrent zwar nicht den Risiko-
typ der Individuen direkt, jedoch die individuellen Preisangebote beobachten kann.
Wa¨hrend unter vollkommener Konkurrenz jeder Preis unter dem Durchschnittspreis
ein sicheres Signal fu¨r die restlichen Unternehmen ist, dass nur schlechte Risiken zu
ihnen kommen werden, gilt dies nicht bei horizontaler Differenzierung. Aufgrund
dessen, dass die Vollinformationspreise nicht selbstselektierend (zwischen den
”
Ty-
pen von Unternehmen A”) sind, entstehen dem Unternehmen, das in dieser Situation
Risikoselektion betreibt, gewinnmindernde
”
Signalkosten”. Wenn der Versicherer al-
so nicht davon ausgehen kann, die individuellen Preisangebote verdecken zu ko¨nnen,
wird er erst gar nicht den Anreiz haben, die individuellen Schadensrisiken zu ermit-
teln. Dabei ist die Unterlassung der Ermittlung in Bezug auf den Gesamtgewinn
der Unternehmen ineffizient, da sie eine Steigerung des Gesamtgewinns verhindert
(siehe Lemma 20).
Die Ergebnisse ko¨nnen auch erkla¨ren, warum Versicherer, die Vertra¨ge mit U¨ber-
wachung anbieten, die Preisbildungsmechanismen (in Abha¨ngigkeit von den risiko-
relevanten Informationen) so intransparent gestalten. So ist es fu¨r einen Außenste-
henden a¨ußerst schwierig abzuscha¨tzen, welchen Preis er fu¨r gegebene Werte der
U¨berwachungsvariablen erhalten wu¨rde. Des Weiteren kann die zuvor genannte Er-
kenntnis ein Grund dafu¨r sein, dass die Anwendung von U¨berwachungstechnologien
durch Versicherer nicht weiter verbreitet ist. Unsicherheit daru¨ber, ob sie in der Lage
sein werden, sich erfolgreich einen Informationsvorteil zu verschaffen, oder ob andere
Unternehmen in der Lage sein werden, das erlangte Wissen zu kopieren, ko¨nnte Ver-
sicherer, die vor der Entscheidung stehen U¨berwachung einzufu¨hren, davon abhalten.
Umgekehrt ko¨nnen kleinere Unternehmen nicht einfach die U¨berwachungstechnolo-
gien von diejenigen Unternehmen kopieren, die U¨berwachung bereits anwenden, da
diese darauf bedacht sind, das Wissen vor anderen Unternehmen zu schu¨tzen.
Ein weiteres Ergebnis der Analyse, das auch in Bezug auf die Konsumentenwohl-
fahrt einen wesentlichen Unterschied zur vollkommenen Konkurrenz darstellt, sind
die beiden mo¨glichen Gleichgewichte 1) und 2) (siehe Abschnitt 5.4.2), welche eintre-
ten, nachdem A die Ermittlung durchfu¨hrt und risikodiskriminierende Preise setzt.
Obwohl die Annahme getroffen wurde, dass die Individuen u¨ber ihr eigenes Risiko
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nicht informiert sind28, kommt es in beiden Gleichgewichten dazu, dass zumindest
ein Teil von ihnen risikorelevante Informationen offenbart. Die Ursache liegt auch
hier in der horizontalen Differenzierung der Dienstleistungen. Unter vollkommener
Konkurrenz wu¨rden Individuen mit diesem Informationsstatus ihre risikorelevanten
Informationen verweigern, ganz gleich, ob ihnen ein bestimmter Versicherer, der das
tatsa¨chliche Schadensrisiko u¨berpru¨fen kann, bei einer Verweigerung der Informa-
tionsoffenbarung den Preis fu¨r das durchschnittliche oder den Preis fu¨r das hohe
Risiko anbietet. Die Individuen wu¨rden im letzteren Fall einfach zu den Konkur-
renten gehen. Risikodiskriminierung wu¨rde dann nicht stattfinden. Hier hingegen
fu¨hrt das risikodiskriminierende Verhalten von A nicht nur zur Offenbarung von
Informationen, sondern unter Umsta¨nden sogar zu einer Pareto-Verbesserung der
Konsumentenwohlfahrt (siehe Lemma 25). Dieser Ausgang ist umso wahrscheinli-
cher, je weniger sich fu¨r A die Risikoselektion lohnt (je kleiner der Anteil der guten
Risiken an der Bevo¨lkerung und je weniger sich die Schadenswahrscheinlichkeiten
beider Typen unterscheiden), aber auch je sta¨rker die Dienstleistungen der Unter-
nehmen differenziert sind. Wa¨hrend im allgemeinen Hotelling Modell mit fixen Un-
ternehmenspositionen eine Erho¨hung des Transportkostenparameters lediglich eine
Erho¨hung der Gewinne zu Lasten der Konsumentenrente bedeutet, wird hier unter
der Option zur Risikodiskriminierung gleichzeitig auch die Menge der realisierba-
ren Vertra¨ge vergro¨ßert (siehe das Gleichgewicht 2 im Abschnitt 5.4.2). Dieser fu¨r
die Konsumenten positive Effekt horizontaler Differenzierung unterscheidet sich den-
noch vom grundsa¨tzlichen Vorteil einer gro¨ßeren Produktvielfalt (z.B. Church, Ware
(367 ff.)), der zwar im Rahmen des Hotelling Modells keine Rolle spielt, jedoch im
Allgemeinen bei horizontaler Differenzierung bekannt ist.
Ungeachtet dieser U¨berlegungen ist es notwendig, einen Schritt weg vom Konkre-
ten und hin zum Allgemeinen zu gehen und sich wieder die Frage nach den Auswir-
kungen neuer U¨berwachungstechnologien auf die Versicherten zu stellen. Demnach
muss man feststellen, dass es zu einer Verbesserung der Konsumentenwohlfahrt nur
in diesem einen Spezialfall kommt, in dem die Individuen ihr eigenes Risiko nicht
kennen und zudem das Gleichgewicht 2) resultiert. In allen anderen Fa¨llen - selbst
unter der Ausblendung von Privatheitskosten - kommt es zu einer Verschlechterung
der Konsumentenwohlfahrt. Im Kapitel 3 wurde hingegen gezeigt, dass selbst unter
28Es sei daran erinnert, dass unter vollkommener Konkurrenz uninformierte Individuen aufgrund
ihrer Risikoaversion keine Informationen offenbaren.
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der Beru¨cksichtigung von Privatheitskosten die Gesamtwohlfahrt der Versicherten
durch die U¨berwachung steigen kann. Der treibende Faktor fu¨r dieses Ergebnis ist der
Abbau von Informationsasymmetrien (zwischen den Versicherten und den Versiche-
rern) und der damit verbundenen ineffizienten Aufteilung des Risikos (gute Risiken
mu¨ssen einen Teil des Schadensrisikos u¨bernehmen). Bei Pflichtversicherung mit vol-
ler Deckung kann es jedoch definitionsgema¨ß nicht zu einer ineffizienten Aufteilung
des Schadensrisikos kommen. Vor diesem Hintergrund la¨sst sich fu¨r die Auswirkun-
gen neuer U¨berwachungstechnologien auf die Wohlfahrt der Versicherten folgern,
dass sie vor allem im Bereich der Vollkaskoversicherung das Potential haben, die
Konsumentenwohlfahrt zu verbessern. Im Bereich der Haftpflichtversicherung hin-
gegen sind die Auswirkungen ho¨chstwahrscheinlich negativ.
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Kapitel 6
Abschließende Bemerkungen
Das Ziel der vorliegenden Arbeit war zu untersuchen, wie sich die Entwicklung von
U¨berwachungstechnologien im Fahrzeug, die sich in den vergangenen Jahren zuneh-
mend verbreitet haben, auf den Kfz-Versicherungsmarkt auswirkt. Um die Folgen
eines Pha¨nomens zu untersuchen, ist es notwendig, dieses im Verha¨ltnis zu einer
Referenzsituation zu betrachten. Fu¨r die hier durchgefu¨hrte Analyse entspricht die
Referenzsituation dem Versicherungsmarkt, in dem U¨berwachungstechnologien nicht
existieren. Vor diesem Hintergrund ergeben sich die bereits in der Einleitung formu-
lierten Fragestellungen und insbesondere die Frage, ob - ausgehend von der Referenz-
situation - die einzelnen beteiligten Akteure einen Anreiz haben, von U¨berwachungs-
technologien Gebrauch zu machen. Mit anderen Worten sollte gekla¨rt werden, ob
Versicherer U¨berwachung anbieten werden, um mit deren Hilfe Informationen u¨ber
das tatsa¨chliche Risiko der Versicherungsnehmer zu ermitteln, und - wenn dies der
Fall ist - ob Versicherte die U¨berwachung und somit die Offenbarung von Informa-
tionen u¨ber ihr Schadensrisiko akzeptieren.
Wie sich aus der Analyse in den vorangegangenen Kapiteln gezeigt hat, ha¨ngt
die Antwort auf diese Frage vom Informationsumfeld, der Wettbewerbsintensita¨t
im Markt und dem Ausmaß der Privatheitskosten, die mit der Offenbarung von
Informationen verbunden sind, ab.
Unter vollkommener Konkurrenz werden die Versicherer im Wettbewerb um die
guten Risiken jede verfu¨gbare Information u¨ber das Schadensrisiko der Individuen
verwenden. Dabei ha¨ngt dieses Verhalten nicht vom Informationsumfeld ab, weder
davon, ob die Individuen ihr eigenes Schadensrisiko kennen oder nicht, noch davon,
ob die Unterschiede im Schadensrisiko an exogenen Eigenschaften oder am Verhal-
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ten der Individuen liegen, noch davon, ob die Versicherer untereinander beobachten
ko¨nnen, welches Vertragsangebot ein bestimmtes Individuum von den Konkurren-
ten erha¨lt. Wenn die Versicherer also vor der Option stehen, den Individuen eine
kostenlose U¨berwachung anzubieten, werden sie dies tun.
Die Situation a¨ndert sich, sobald die Versicherer u¨ber Marktmacht verfu¨gen.
Im Kapitel 5 wurde gezeigt, dass sich die Ermittlung von Informationen u¨ber das
Schadensrisiko der Individuen - selbst wenn diese kostenlos sind - fu¨r die Versiche-
rer nicht immer lohnt. Diese ist aus der Sicht des Versicherers nur dann vorteilhaft,
wenn er in der Lage ist, sich gegenu¨ber dem Konkurrenten einen Informationsvorteil
bezu¨glich der ermittelten Informationen zu verschaffen. Im Rahmen des betrachte-
ten Modells setzt dies voraus, dass der Konkurrent weder direkt das Schadensrisiko
der Individuen ermitteln kann, noch indirekt durch die Beobachtung der bereits un-
terbreiteten Vertragsangebote darauf schließen kann. Dieses Ergebnis erkla¨rt zum
einen die Intransparenz der Preisbildungsmechanismen von Versicherern, die bereits
U¨berwachung anbieten, und zum anderen - in Verbindung mit der Tatsache, dass
die Zusammenha¨nge vieler Datenvariablen mit dem tatsa¨chlichen Risiko noch un-
zureichend eruiert sind -, dass sich U¨berwachungstechnologien in den vergangenen
Jahren nicht schneller verbreitet haben.
Fu¨r die Akzeptanz von U¨berwachung durch die Versicherten ist das Informa-
tionsumfeld entscheidend. Selbst unter Beru¨cksichtigung von Privatheitskosten, die
den Individuen durch die Offenbarung von Informationen entstehen, besteht ein
positiver Effekt durch die Offenbarung risikorelevanter Informationen, wenn Infor-
mationsasymmetrien bezu¨glich des Schadensrisikos zwischen ihnen und den Versi-
cherern vorhanden sind, d.h. wenn die Individuen u¨ber ihr eigenes Schadensrisiko
besser informiert sind als die Versicherer. U¨berwachung wird - zumindest von einem
Teil der Versicherten - dann akzeptiert, wenn die Ineffizienzen in der Risikoallo-
kation, die sie aufgrund der Informationsasymmetrien erleiden, gro¨ßer sind als die
Privatheitskosten. Umgekehrt werden Individuen, die ihr eigenes Risiko nicht ken-
nen, vorausgesetzt, dass ihr Informationsstatus durch die Versicherer beobachtbar
ist, aufgrund ihrer Risikoaversion keine U¨berwachung akzeptieren. Eine Ausnahme
hiervon ergibt sich ebenfalls im Kapitel 5, wo sich gezeigt hat, dass Unternehmen
mit Marktmacht solche Vertragsangebote unterbreiten ko¨nnen, mit denen sie selbst
u¨ber das eigene Schadensrisiko uninformierte Individuen dazu bringen, risikorele-
vante Informationen zu offenbaren.
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Bezu¨glich der Wohlfahrtsimplikationen von U¨berwachung in einem nicht regu-
lierten Markt ko¨nnen die Ergebnisse wie folgt zusammengefasst werden. Im Kontext
adverser Selektion im Versicherungsmarkt (Kapitel 3) fu¨hrt die U¨berwachungsop-
tion zu einer Pareto-Verbesserung der Wohlfahrt, unter anderem dann, wenn der
Anteil schlechter Risiken an der Bevo¨lkerung ausreichend groß und die Schadens-
wahrscheinlichkeit guter Risiken ausreichend klein ist. Falls diese Bedingungen nicht
zutreffen, erzeugen die U¨berwachungstechnologien sowohl Gewinner und Verlierer,
ko¨nnen aber dennoch zu einer Erho¨hung der Gesamtwohlfahrt fu¨hren, wenn umge-
kehrt der Anteil schlechter Risiken ausreichend klein und die Schadenswahrschein-
lichkeit guter Risiken ausreichend groß ist. Im Kontext von Moral Hazard (Kapitel
4) gibt es im Gegensatz zum Fall der adversen Selektion keine Verlierer durch die
U¨berwachung. Wie in diesem Kapitel gezeigt wurde, ist der Effizienzgewinn durch
die U¨berwachung um so gro¨ßer, je schwa¨cher der Zusammenhang zwischen der Scha-
denswahrscheinlichkeit und dem Verhalten der Individuen ausgepra¨gt ist. Es wird
somit deutlich, dass die Wohlfahrtsimplikationen der U¨berwachung nicht nur von
der relativen Ho¨he der Parameter im betrachteten Modell abha¨ngen, sondern auch
davon, ob die unterschiedlichen Schadenswahrscheinlichkeiten durch das Verhalten
der Individuen oder durch ihre unvera¨nderlichen Eigenschaften erzeugt werden. Da,
wie in Kapitel 2 diskutiert wurde, eine Abgrenzung zwischen Moral Hazard und ad-
verser Selektion, die in der Realita¨t nebeneinander existieren, mit Schwierigkeiten
verbunden sein kann, ist die U¨bertragung der Ergebnisse auf die Realita¨t nur unter
genauer Ermittlung der fu¨r die modelltheoretische Analyse verwendeten Parameter
und Funktionen mo¨glich.
Die Notwendigkeit, die in der Praxis vorliegende Situation genau zu analysie-
ren, um die Wohlfahrtseffekte der U¨berwachung abscha¨tzen und daraus folgende
Gestaltungsempfehlungen fu¨r die Vertra¨ge der Versicherer formulieren zu ko¨nnen,
zeigt sich auch am Vergleich zwischen unbeschra¨nkter U¨berwachung und beding-
ter U¨berwachung im Kapitel 4, deren relative Vorteile ebenfalls von den konkreten
Bedingungen abha¨ngen. Ferner wurde in Kapitel 5 veranschaulicht, dass die Wohl-
fahrtsa¨nderung durch die U¨berwachung, abha¨ngig von den Modellparametern, in
unterschiedliche Richtungen ausfallen kann. So wird beim gleichen Informationsum-
feld (Individuen kennen das eigene Risiko nicht und die individuellen Preisangebote
sind nicht beobachtbar) im betrachteten Modell die Gesamtwohlfahrt verschlech-
tert, wenn die Varianz der Schadenswahrscheinlichkeiten in der Bevo¨lkerung relativ
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hoch ist (und Risikoselektion somit attraktiver ist) und wenn die Differenzierung
der Dienstleistungen zwischen den Versicherern schwach ausgepra¨gt (und somit der
Markt wettbewerblicher) ist. Umgekehrt fu¨hren die gegenteiligen Bedingungen zu
einer Pareto-Verbesserung der Individuen und unter Umsta¨nden zu einer Verbesse-
rung der Gesamtwohlfahrt.
Die Analyse der vorangegangenen Kapitel erlaubt jedoch das Aufstellen einiger
allgemeiner, vom konkreten Modellrahmen unabha¨ngiger, Aussagen:
• In Anbetracht der Privatheitskosten, die Individuen - unter Umsta¨nden in un-
terschiedlichem Ausmaß - bei der Offenbarung von Informationen entstehen ko¨nnen,
sollte U¨berwachung stets als Option neben den herko¨mmlichen Vertra¨gen ohne U¨ber-
wachung angeboten werden.
• Aus demselben Grund sollten Individuen die Art und Menge der offenbar-
ten Informationen selbst wa¨hlen ko¨nnen, jedoch sollte dies im Voraus vertraglich
vereinbart und nicht ihrer nachtra¨glichen Entscheidung u¨berlassen werden.
• Bei der Anwendung von U¨berwachungstechnologien sollte im Allgemeinen eine
Steigerung ihrer Effektivita¨t, d.h. eine mo¨glichst genaue Kalkulation des Risikos aus
gegebenen Informationen, angestrebt werden.
• Durch die Festlegung einer Ho¨chstpra¨mie in geeigneter Ho¨he, wodurch eine
Verschlechterung tatsa¨chlicher schlechter Risiken und fehlklassifizierter guter Risi-
ken im Vergleich zur Referenzsituation verhindert wird, kann der Vorteil der U¨ber-
wachung ausgescho¨pft werden, ohne dass es dabei Verlierer gibt. Dabei ist es nicht
notwendig zu ermitteln, ob es sich im betrachteten Markt um Moral Hazard oder
adverser Selektion handelt. Der Informationsbedarf bela¨uft sich lediglich auf die
Ermittlung des Vertrages mit der ho¨chsten Pra¨mie in der Referenzsituation.
• Vor dem Hintergrund dessen, dass Individuen durch die Versicherer bereits
mit Hilfe von Tarifmerkmalen in Risikogruppen vorkategorisiert sind, sollte U¨ber-
wachung gezielt denjenigen Gruppen angeboten werden, die als schlechte Risiken
gelten.
• Angesichts der Tatsache, dass Teilversicherung durch Selbstbehalte u¨berwie-
gend in der (Voll-)Kaskoversicherung zu finden ist, wa¨hrend die Schadenssummen in
der Haftpflichtversicherung in der Regel festgesetzt sind, sollte U¨berwachung in der
(Voll-)Kaskoversicherung, jedoch nicht in der Haftpflichtversicherung implementiert
werden.
Nicht zuletzt sollte an dieser Stelle erwa¨hnt werden, dass, wenn auch die vor-
230
liegende Arbeit auf die Auswirkungen von U¨berwachung in der Kfz-Versicherung
gerichtet war, die Analyse und deren Ergebnisse auf weitere Versicherungssparten
und sogar auf Bereiche außerhalb der Versicherungen u¨bertragen werden ko¨nnen.
Das in Kapitel 5 aufgestellte Modell kann z.B. im Kontext des Krankenversiche-
rungsmarktes interpretiert werden, in dem der Versicherer die Entscheidung u¨ber
die Erforschung der Implikationen von Gentests fu¨r die Erkrankungswahrscheinlich-
keit trifft. Mit der in Kapitel 3 und Kapitel 4 durchgefu¨hrten Analyse lassen sich im
Allgemeinen Situationen mit asymmetrischer Information beschreiben, in denen die
Agenten bestimmen, wie viel Informationen sie u¨ber ihren Typ offenbaren wollen und
ihnen dabei in Bezug auf das Ergebnis unproduktive (Privatheits-) Kosten entstehen.
Denkbare Beispiele fu¨r solche Situationen sind: medizinische Untersuchungen in der
Krankenversicherung, die den Versicherern Informationen u¨ber das Erkrankungsri-
siko der Individuen liefern (aufgrund unvera¨nderlicher Eigenschaften oder Verhalten
der Individuen) und wenn die Eigenschaften der Erkrankung derart sind, dass die In-
formationen zu einer Reduktion weder der Erkrankungswahrscheinlichkeit, noch der
Ha¨rte der Erkrankung fu¨hren ko¨nnen; Arbeitsplatzu¨berwachung und Berichterstat-
tung in einer Arbeitnehmer-Arbeitgeber Beziehung, wenn die Arbeitnehmer selbst
u¨ber die Intensita¨t dieser U¨berwachung bestimmen ko¨nnen und diese lediglich In-
formationen u¨ber den erbrachten Einsatz liefert, jedoch nicht direkt das Ergebnis
beeinflusst; die Vollsta¨ndigkeit von Bewerbungsunterlagen fu¨r die Aufnahme eines
Arbeitsverha¨ltnisses, die von den Bewerbern bestimmt wird und Informationen u¨ber
ihren Produktivita¨tstyp liefert, jedoch auch (moneta¨re und nicht-moneta¨re) Kosten
verursacht.
Die aufgeza¨hlten Anwendungsbeispiele geben auch die Richtung fu¨r weiteren
Forschungsbedarf vor, speziell die geschilderten Situationen unter Beru¨cksichtigung
heterogener Kosten im Rahmen eines Signaling Modells zu analysieren. Dabei ist
es denkbar, dass die unterschiedlichen (Privatheits-)Kosten mit der vorgegebenen
Dimension fu¨r die Typunterscheidung der Individuen (im Versicherungskontext der
Risikotyp) sowohl perfekt, als auch imperfekt, als auch gar nicht korreliert sind.
Des Weiteren ist die empirische Untersuchung der Ho¨he der Privatheitskosten von
Interesse, die aus der Sicht der Individuen entstehen, wenn sie - je nach Kontext
- Informationen offenbaren. Ein wichtiger Aspekt, der in der vorliegenden Arbeit
nicht beru¨cksichtigt wurde, dessen Analyse jedoch aus wirtschaftspolitischer Sicht
von Bedeutung sein kann, ist die Ergebnisproduktivita¨t der U¨berwachung, d.h. dass
231
mit Hilfe der offenbarten Informationen die Wahrscheinlichkeit und die Ho¨he des
Ergebnisses beeinflusst werden ko¨nnen. Im Kontext der Kfz-Versicherungen bela¨uft
sich diese auf Schadensbegrenzung und -vermeidung mittels durch U¨berwachungs-
daten automatisch ausgelo¨ster Steuerungsfunktionen. Im Kontext der Krankenversi-
cherung kann mit Hilfe der zusa¨tzlichen Information die Intensita¨t von Pra¨ventions-
maßnahmen angepasst werden. Des Weiteren erfordert eine umfassendere Analyse
der in dieser Arbeit behandelten Fragestellungen ihre Untersuchung im dynamischen
Kontext.
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